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160. Sitzung 

Bonn, den 14. März 1968 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Scheel: Die Sitzung ist eröffnet. 

Wir beginnen mit Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 

— Drucksache V/2636 — 

Es werden Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Auswärtigen Amts beantwortet. Ich rufe zunächst 
die Frage 34 des Herrn Abgeordneten Dr. Martin 
auf: 

Ist die Bundesregierung darüber unterrichtet, daß die finni-
sche Regierung Erwägungen darüber anstellt, die Stellung des 
Deutschunterrichts in den finnischen Schulen zu verändern? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Darf ich beide 
Fragen zusammen beantworten, Herr Präsident? 

Vizepräsident Scheel: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Ich rufe ferner die Frage 35 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Martin auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den Stand des 
Deutschunterrichts in Finnland zu erhalten? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Zur Zeit nimmt 
die deutsche Sprache an den finnischen Schulen den 
zweiten Platz nach dem Englischen ein. Ob sie ihn 
beibehalten kann, hängt von der Annahme und dem 
endgültigen Inhalt des Gesetzentwurfs über die Ein-
führung der Einheitsschule nach schwedischem Mu-
ster ab, in deren Oberklassen die Finnen mit schwe-
discher Muttersprache dem Schwedischen den Platz 
gleich nach dem Englischen sichern wollen. Das 
würde bedeuten, daß das Deutsche nicht mehr eine 
lange, d. h. in sechs aufeinanderfolgenden höheren 
Klassen gelehrte, sondern nur noch eine kurze, d. h. 
in den drei obersten Klassen gelehrte Sprache sein 
würde. 

Da die Stellung der deutschen Sprache nur eine 
Nebenwirkung einer rein innenpolitischen Ausein-
andersetzung in Finnland ist, erscheint eine Einfluß-
nahme der Bundesregierung nicht ratsam. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Dr. Martin. 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
meinen, daß eine Einflußnahme nicht möglich sei. 
Heißt das, daß die Bundesregierung in der Sache 
überhaupt nicht tätig geworden ist? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich habe bereits 
darauf hingewiesen, Herr Dr. Martin: der Grund da-
für, daß wir damit rechnen müssen, daß es eine Än-
derung gibt, ist eine innenpolitische Auseinander-
setzung um die Umgestaltung des Schulsystems 
einerseits und der bekannte Sprachenstreit anderer-
seits. In dieser Auseinandersetzung ist es nicht gut 
möglich und nach unserer Auffassung auch nicht 
ratsam, nun noch eine besondere Position im Hin-
blick auf die deutsche Sprache zu beziehen. Das 
hätte aller Voraussicht nach, weil es ein für diese 
finnische Diskussion eigentlich sachfremdes Thema 
ist, auch wenig Aussicht auf Erfolg. Daß die Bundes-
regierung diese Entwicklung genau und natürlich 
auch nicht teilnahmslos verfolgt, ist selbstverständ-
lich, und daß wir darüber hinaus jede Möglichkeit 
prüfen, das, was an Minderung unter Umständen 
eintreten kann, durch eigene Maßnahmen aufzufan-
gen, ist ebenfalls selbstverständlich — nur nicht am 
konkreten Gegenstand dieser inneren Auseinander-
setzung. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung Überlegungen darüber ange-
stellt, wie man den Bestand der deutschen Sprache 
erhalten kann, wenn der Fall eintritt, den Sie so-
eben schilderten? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Konkrete Über-
legungen im Sinne eines vorgefertigten Planes nicht. 
Das hängt auch etwas davon ab, wie dieser innere 
Streit ausgehen wird. Aber die Bereitschaft, auf an-
deren Gebieten außerhalb der innerschulischen Ent-
wicklung mehr zu tun, besteht. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 
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Frau Klee (CDU/CSU) : Ist der Bundesregierung 
bekannt, ob die jahrzehntelangen Erfahrungen der 
deutschen Schule in Helsinki vom finnischen Parla-
ment verwandt worden sind? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Verwandt worden 
sind wozu? Das ist mir so nicht klar, Frau Kollegin. 

Frau Klee (CDU/CSU) : Die Erfahrungen, die mit 
Deutsch als Grundsprache für das Erlernen der wei-
teren Sprachen dort gemacht worden sind. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ja, natürlich sind 
die berücksichtigt worden, und sie werden dort auch 
berücksichtigt. Nur darf ich noch einmal darauf hin-
weisen: was jetzt Anlaß zu der allgemeinen Frage 
ist, ist durch eine Diskussion um die weitere schu-
lische Entwicklung in Finnland hervorgerufen, und 
da spielen völlig andere Aspekte eine entscheidende 
Rolle, nicht die Stellung der deutschen Sprache. Sie 
ist in dieser Diskussion nur als Folge der möglichen 
Entwicklung berührt. Es gibt keinen Streit um die 
deutsche Sprache in dieser inneren Diskussion. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Frau Kollegin. 

Frau Klee (CDU/CSU) : Sind der Bundesregie-
rung diese neuen Aspekte bekannt? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die neuen Aspekte 
dieser innerschulischen Diskussion: ja. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Kollege 
Strohmayr. 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, es wird 
Ihnen wahrscheinlich bekannt sein, daß in Finnland 
wenigstens 50 % der Bevölkerung Deutsch sprechen, 
und ich möchte Sie nun fragen, ob es nicht wert ist, 
von seiten der Bundesregierung alles zu unterneh-
men, daß die deutsche Sprache in Finnland weiter-
hin so erhalten bleibt?  

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: So, Herr Kollege 
Strohmayr, wollte ich meine zweite Antwort an 
Herrn Kollegen Dr. Martin verstanden wissen, daß 
die Bundesregierung alles, was im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten liegt, tun wird, um die Förderung der 
deutschen Sprache, des deutschen Sprachunterrichts 
in Finnland zu ermöglichen. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Kollege Büttner. 

Büttner (SPD) : Herr Staatssekretär, könnten Sie 
bei aller Würdigung und bei allem Dafürsein, daß 
die deutsche Sprache im Ausland verbreitet wird, 

mit mir der Meinung sein, daß wir zur Pflege der 
deutschen Sprache im eigenen Lande etwas mehr 
tun müssen, weil der Prozentsatz derer, die in Prü-
fungen bei Industrie- und Handelskammern in der 
deutschen Sprache durchfallen, so groß ist, daß sich 
Ausländer unter Umständen fürchten könnten, die 
deutsche Sprache zu erlernen, weil sie so schwer ist? 

(Heiterkeit.) 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
Büttner, ich könnte Ihnen nicht nur zustimmen, ich 
stimme Ihnen aus voller Überzeugung zu, nur muß 
ich leider die Einschränkung machen: dafür ist das 
Auswärtige Amt nicht zuständig. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Kollege Büttner. 

Büttner (SPD) : Herr Staatssekretär, wären Sie 
bereit, sich mit Ihren Kollegen im Innenministerium 
in Verbindung zu setzen und ihnen das einmal vor-
zutragen, weil es von mir aus wirklich eine ernste 
Sorge ist, daß für die deutsche Sprache im eigenen 
Lande etwas mehr getan wird? Dafür ist ja das 
Innenministerium zuständig. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich will das natür-
lich gern tun, aber ich glaube, Herr Kollege Büttner, 
wir sollten darüber hinaus alle gemeinsam diese 
unsere Besorgnisse auch den Herren Kultusministern 
der Länder nicht vorenthalten. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Dr. Martin. 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit — in Finnland gibt es ein ausge-
dehntes Volkshochschulwesen — zu prüfen, ob es 
nicht richtig wäre, das große Reservoir an Deutsch-
lehrern zu verwenden, um dann auf diesem Gebiet 
tätig zu bleiben, und sind Sie nicht vielleicht auch 
der Meinung, daß wir bei Eintritt des von Ihnen ge-
schilderten Falles gezwungen sind, zusätzlich auf 
dem Wege über Goethe-Institut und die allgemeine 
Sprachwerbung tätig zu werden? Wären Sie bereit, 
diese beiden Gedanken ernstlich zu prüfen und dem 
Parlament darüber Vorschläge zu machen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Selbstverständlich 
bin ich bereit, nur darf ich folgendes sagen. Was die 
Möglichkeiten der Nutzung des Deutschunterrichts 
in den Volkshochschulen anbelangt, so wird dort im 
Vergleich zu anderen Ländern gerade in Finnland 
ungewöhnlich viel getan. Diese Möglichkeit wird 
bereits sehr stark genutzt. Das schließt nicht aus, 
daß man diese Möglichkeit noch ausbaut. Insofern 
kann die Prüfung schon von gewissen gesicherten 
Erkenntnissen ausgehen. 
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Parlamentarischer Staatssekretär Jahn 
Was die Möglichkeiten des Goethe-Instituts und 

dessen Zweigniederlassungen anbetrifft, so gehört 
das natürlich zu den selbstverständlichen Überle-
gungen, die hier einbezogen werden müssen. Ins-
gesamt wird sich auf diese beiden Fragen wie aber 
auch überhaupt auf eine sorgfältige Untersuchung 
des gesamten Problems bei einer neuen Situation die 
Prüfung der Frage erstrecken müssen, was insgesamt 
geschehen kann. 

Vizepräsident Scheel: Wir kommen damit zur 
Beantwortung der Frage 36 des Herrn Abgeordneten 
Schmitt-Vockenhausen. Ist Herr Schmitt-Vockenhau-
sen im Saal? 

Wird diese Frage übernommen? — Das ist nicht 
der Fall; sie wird schriftlich beantwortet. 

Wir kommen zu der Frage 37 des Herrn Abgeord-
neten Ertl: 

Warum sendet die Bundesregierung keine „Freundschafts-
delegation" nach Ägypten? 

Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Bundesregie-
rung hat mehrfach ihre Bereitschaft erklärt, ein gutes 
und freundschaftliches Verhältnis zu allen arabischen 
Staaten wiederherzustellen. Es wäre jedoch verfrüht, 
eine Freundschaftsdelegation in die Vereinigte Ara-
bische Republik zu senden, solange normale Bezie-
hungen noch nicht wiederhergestellt sind. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Ertl! 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie bereit, 
hier zu sagen, wie die Pressemeldung zustande kam, 
daß die Bundesregierung ursprünglich beabsichtigte, 
unter der Führung des Herrn Bundesministers Leber 
eine solche Delegation zu senden, und daß diese 
Delegation, wie offensichtlich aus der arabischen 
Presse zu entnehmen ist, dort auch mit großer 
Freude begrüßt worden wäre? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege Ertl, 
das Auswärtige Amt ist sicher sehr dazu bereit, 
auch allen Pressemeldungen bis in die letzten Quel-
len nachzugehen. Aber da sind seine Möglichkeiten 
wie die der meisten anderen Bürger nicht unbe-
grenzt. Wir haben jedenfalls bisher nicht heraus-
bekommen können, worauf das zurückzuführen ist. 
Sie wissen, daß Herr Bundesminister Leber ja auch 
in aller Form diese Meldung zurückgewiesen und 
gesagt hat, sie entbehre jeder Grundlage. Ob je-
mand es mit ihm, mit der Bundesregierung, mit dem 
deutsch-arabischen Verhältnis in diesem Zusammen-
hang besonders gut meinen wollte, weiß ich nicht. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, darf -ich Ihre erste 
Antwort so deuten, daß Sie der Meinung sind: Die 
Bundesregierung ist bereit, wieder zu normalen Be-
ziehungen zu kommen, aber Sie sehen andere 
Schwierigkeiten. Welcher Art sind dann diese 
Schwierigkeiten, die schuld daran sind, daß es noch 
nicht zu normalen diplomatischen Beziehungen und 
damit zu dem alten Freundschaftsverhältnis gekom

-

men ist? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Nun, die diplo-
matischen Beziehungen sind ja nicht von uns abge-
brochen worden, Herr Kollege Ertl, und wir können 
in dieser Situation eigentlich nur zwei Dinge tun. 
Erstens können wir erklären, was ich hier, und 
zwar nicht zum erstenmal — die Bundesregierung 
hat mehrere Gelegenheiten dazu benutzt, das zu 
tun — erklärt habe: Wir sind bereit, die diploma-
tischen Beziehungen wieder aufzunehmen. Das 
zweite, was man tun kann und was ebenfalls 
geschieht, ist, möglichst ohne dramatischen Neben-
effekt das an Verbindungen herzustellen und zu 
pflegen, was ohne diplomatische Beziehungen mög-
lich ist. Vielleicht kann das helfen, den Weg zu 
erleichtern. 

Vizepräsident Scheel: Wir kommen damit zu 
den Fragen 38, 39 und 40 des Herrn Abgeordneten 
Tallert. Herr Abgeordneter Tallert ist nicht im Saal. 
Werden die Fragen übernommen? — Das ist nicht 
der Fall; sie werden schriftlich beantwortet. 

Wir kommen zu der Frage 41 des Herrn Abge-
ordneten Dorn: 

Trifft der Vorwurf zu, den der offizielle Beobachter des Aus-
wärtigen Amtes bei dem Prozeß gegen die aus der Bundesrepu-
blik Deutschland verschleppten Koreaner in Seoul, der Bonner 
Professor Gerald Grünwald, gegen die Bundesregierung erhoben 
hat, sie habe sich nicht genügend für die Revidierung der Ur-
teile und die Rückkehr der Betroffenen eingesetzt? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Präsident, 
ich darf auch diese beiden Fragen zusammen beant-
worten. 

Vizepräsident Scheel: Einverstanden. Ich rufe 
also noch Frage 42 des Herrn Abgeordneten Dorn 
auf: 

Wenn die Bundesregierung diesen in Frage 41 erwähnten Vor-
wurf für unzutreffend hält: Was hat sie konkret getan, um die 
Revidierung der Urteile und die Rückkehr der Südkoreaner zu 
erreichen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Vor der Beant-
wortung dieser Fragen ist folgendes klarzustellen. 
Professor Grünwald hat von der Bundesregierung 
niemals gefordert, daß sie sich intensiv für die Revi-
dierung der Urteile einsetzen solle. Dies konnte die 
Bundesregierung — wie Professor Grünwald wohl-
bekannt — auch gar nicht tun, weil eine solche 
Aktion eine Einmischung in ein schwebendes Ge-
richtsverfahren und zudem noch in ein Gerichtsver-
fahren eines fremden Staates gewesen wäre. 
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Parlamentarischer Staatssekretär Jahn 
Was die Forderung auf Rückkehr der Betroffenen 

angeht, so hat sich Herr Professor Grünwald wohl 
davon überzeugt, daß wir sie mit Energie erhoben 
und verfolgt haben. Meinungsverschiedenheiten 
zwischen dem Auswärtigen Amt und Professor 
Grünwald bestehen vornehmlich insoweit, als Pro-
fessor Grünwald härtere Mittel bis hin zur Drohung 
mit dem Abbruch der Beziehungen und der Ein-
stellung der Entwicklungshilfe für richtig hält. Das 
Auswärtige Amt stand dem Einsatz dieser Mittel 
skeptisch gegenüber und hat im Hinblick auf diese 
Mittel bisher eine größere Zurückhaltung an den 
Tag gelegt. 

Was die Bundesregierung nach dem Bekanntwer-
den der Aktion des koreanischen Geheimdienstes 
getan hat, um die Rückkehr der Koreaner zu errei-
chen, ist diesem Hause wiederholt vorgetragen wor-
den. Eine ausführliche Darstellung aller ihrer Maß-
nahmen wird die Bundesregierung in ihrer Antwort 
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion der SPD, die 
in diesen Tagen eingebracht worden ist, geben. Die 
Schritte, die die Bundesregierung bei der Verfol-
gung ihrer Forderung, den Betroffenen müsse die 
Möglichkeit zur Rückkehr eröffnet werden, im ein

-

zelnen unternommen hat, kann die Bundesregierung 
jedoch im Interesse der Verurteilten vor dem Ple-
num dieses Hauses nicht erörtern, zumal ein Teil 
dieser Maßnahmen auch noch im Augenblick durch-
geführt wird. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol

-

lege Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie nicht 
der Meinung, daß man die bei uns übliche Zurück-
haltung während eines schwebenden Verfahrens in 
diesem Falle deshalb nicht anwenden kann, weil die 
so vor Gericht Gestellten ja in einem außergewöhn-
lichen Verfahren aus der Bundesrepublik verbracht 
worden sind und also ein normales schwebendes 
Gerichtsverfahren unter unseren rechtspolitischen 
Vorstellungen mit dem, was sich dort abgespielt hat, 
nichts zu tun haben kann? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich denke, Herr 
Kollege Dorn, man sollte differenzieren. Die eine 
Frage ist, wie sich die Bundesregierung gegenüber 
der koreanischen Regierung bemüht, ihre Auffas-
sung und ihr Begehren auf Rückkehr geltend zu ma-
men. Das andere ist eine Frage, ob man überhaupt 
selber oder durch Verlangen an Dritte beispiels-
weise an die koreanische Regierung, mit Aussicht 
auf Erfolg in ein schwebendes Verfahren eingreifen 
kann. Hier habe ich mich nur dahingehend geäußert, 
daß Herr Professor Grünwald insofern keine Erwar-
tungen an die Bundesregierung gerichtet hat. 

Vizepräsident Scheel: Noch eine Zusatzfrage. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, teilen Sie denn 
nicht meine Sorge, die auch in weiten Kreisen der 
Bevölkerung, vor allen Dingen der Studenten- und 

Professorenschaft, permanent geäußert wird, daß die 
Lage deswegen so skeptisch beurteilt wird, weil man 
der Meinung ist, daß die besondere Zurückhaltung, 
die auch Professor Grünwald wegen seiner Mei-
nungsverschiedenheit mit der Bundesregierung an 
den Tag legt, von weiten Kreisen in unserem Lande 
geteilt wird? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
Dorn, die Bundesregierung teilt die Besorgnis über 
den Vorfall an sich und über die Tatsache, daß es 
mühsam ist, alle diejenigen, die in diesem Verfah-
ren aus der Bundesrepublik verschleppt worden sind, 
wieder zurückzubekommen. Ich glaube aber, es wäre 
gut, wenn gegenüber der — wie Sie sagen — weit 
verbreiteten öffentlichen Meinung auch einmal klar-
gestellt würde, daß die Bundesregierung mit ihren 
Bemühungen ja bisher nicht ohne Erfolg gewesen 
ist und — wie das hier mehrfach gesagt worden 
ist — mit guten Gründen erwarten kann, auch in der 
Zukunft weitere Erfolge im Hinblick auf die Mög-
lichkeit zur Rückkehr für die Verschleppten haben 
zu können. Insofern muß ich sagen, daß nicht alles, 
was in der Öffentlichkeit über diese Dinge gesagt 
worden ist — von wem auch immer —, erstens mit 
dem tatsächlichen Sachverhalt in Einklang zu brin-
gen ist und zweitens bei den Bemühungen hilfreich 
gewesen ist, mit zugegebenermaßen nicht sehr dra-
matischen Aktionen nach außen fortzufahren, die aus 
der Bundesrepublik verschleppten Koreaner wieder 
hierherzubekommen.  

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, sieht denn die 
Bundesregierung eine Chance, in absehbarer Zeit 
das Ziel der Rückführung der entführten Koreaner 
in die Bundesrepublik zu erreichen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ja. 

Vizepräsident Scheel: Wir kommen damit zur 
Beantwortung ‘der Frage 43 des Herrn Abgeordneten 
Fritz (Wiesbaden) : 

Inwieweit konnten die diplomatischen Beziehungen zu Süd-
korea zugunsten der zehn in Deutschland wohnhaften und aus 
Deutschland entführten Südkoreaner genutzt werden? 

Der Abgeordnete Fritz ist im Saal. Zur Beantwor-
tung der Herr Staatssekretär. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister ,des Auswärtigen: Bei allem, was die 
Bundesregierung zugunsten der zur Abreise nach 
Korea veranlaßten Südkoreaner getan hat, war sie 
auf die diplomatischen Beziehungen mit Seoul ange-
wiesen; denn nur dadurch, .daß sie diese Beziehun-
gen genutzt hat, konnte sie der  koreanischen Re-
gierung ihre Auffassung unmittelbar klarmachen. 
Seit dem Augenblick, in dem die Koreaner Deutsch-
land verlassen haben, kommt es wesentlich auf das 
Entgegenkommen .der koreanischen Regierung an. 
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Die Bundesregierung hat von diesen diplomatischen 
Beziehungen einen sehr intensiven Gebrauch ge-
macht. Nicht nur, ,daß Noten gewechselt wurden, es 
bestand auch ein laufender persönlicher Kontakt auf 
allen Ebenen zwischen dem Auswärtigen Amt und 
.der hiesigen koreanischen Botschaft in Bonn. Auch 
unser Botschafter in Seoul hat in dieser Angelegen-
heit viele Unterredungen geführt. Ein Abbruch d ie-
ser Beziehungen, der schon zu Anfang der Behand-
lung .dieser Frage von vielen Seiten gefordert 
wurde, hätte die Bundesregierung um alle diese 
Möglichkeiten gebracht. -Auf diplomatischem Weg 
ist erreicht worden, daß die  koreanische Regierung 
einem Teil der  aus Deutschland'  verbrachten Korea-
ner die Rückkehr nach Deutschland ermöglicht hat. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Matthöfer. 

Matthöfer (SPD) : Herr Staatssekretär, in Ihrer 
Antwort auf ,die Frage des Herrn Abgeordneten 
Dorn  sprachen Sie  von „Verschleppten" und in der 
Antwort ,auf ,die Frage des  Herrn Abgeordneten 
Fritz von „zur Abreise Veranlaßten". Können Sie 
mir den Unterschied zwischen beiden Interpretatio-
nen des Vorgangs erklären? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister ,des Auswärtigen: Das  kann ich 
gerne, Herr Kollege Matthöfer. Das, was ich hier 
als Antwort auf die  Frage des Kollegen Dorn ge-
sagt habe, ist die Formulierung, wie ich sie gerne 
als normal gebrauchen würde. Das, was ich hier 
eben als Antwort auf die Frage des ,  Kollegen Fritz 
gesagt habe, war die Wiedergabe ,der sorgfältig von 
Juristen vorformulierten Antwort durch das Amt. 
Das Amt muß natürlich, wenn es solche Dinge vor-
bereitet, sich streng an die amtlichen Unterlagen 
und Bewertungen halten. 

Dazu muß ich nun sagen, es hat ja früher über 
diese Frage schon einmal eine Diskussion hier im 
Hause gegeben. Nach diem, was die Bundesanwalt-
schaft bei ihren Ermittlungen in dieser Frage fest -
gestellt hat, kommt sie zu dem Ergebnis — und be-
nutzt dabei den Wortlaut .des Gesetzes —, daß die 
Tatsache der Verbringung strafrechtliche Momente 
nicht ergeben hat. Wenn man  also demgegenüber 
dennoch von „Verschleppung" spricht, dann bringt 
man damit — dem will ich mich persönlich nicht 
nur nicht ,entziehen, sondern ich lege Wert darauf, 
das dann auch so auszudrücken — aber natürlich 
eine ,gewisse Wertung hinein. 

Vizepräsident Scheel:  Eine Zusatzfrage zu die-
ser Frage, Herr Abgeordneter Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, darf ich also 
aus dieser Antwort auf die Frage des Kollegien 
Matthöfer schließen, daß, wenn Sie Fragen aus dem 
Bereich der Koalitionsabgeordneten beantworten, 
Sie  .auf den juristisch vorformulierten Text Wert 
legen, während, wenn Sie Fragen von oppositionel-
len Abgeordneten beantworten, Sie so etwas mehr 
im freien Sprachgebrauch verfahren? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Nein, das hängt 
von zwei ganz anderen Umständen ab, Herr Kol-
lege Dorn, erstens einmal von dem Einfallsreichtum 
im Hinblick ,auf Zusatzfragen 

(Heiterkeit) 

und zweitens von .dem Einfallsreichtum des  Amtes, 
ob es alle denkbaren Zusatzfragen voraussagen und 
vielleicht auch die Antworten vorformulieren kann. 

(Zurufe rechts. — Abg. Ertl: Oder .die auch 
abgesprochen sind! — Abg. Dorn: Ich be

-

danke mich für das ,damit ausgesprochene' 
Kompliment!) 

Vizepräsident Scheel: Wir kommen zur Be-
antwortung der Fragen 44 und 45 des Herrn Abge-
ordneten Schultz (Gau-Bischofsheim) : 

Was müssen — nach Ansicht der Bundesregierung — Groß-
britannien und die übrigen beitrittswilligen Länder tun, um 
„tatsächlich in der Lage zu sein", in die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft aufgenommen werden zu können? 

Gibt es eine gemeinsame Auffassung der deutschen und der 
französischen Regierung über die Bedingungen, die insbesondere 
Großbritannien erfüllen muß, um in die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft aufgenommen werden zu können? 

Ist der Herr Abgeordnete hier? — Die Fragen wer-
den übernommen von Herrn Abgeordneten Ertl. 

Bitte, Herr Staatssekretär! 	  

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Großbritannien 
hält nach wie vor an seinem Beitrittsgesuch fest, 
auch wenn es, wie aus zahlreichen Äußerungen sei-
nes Regierungschefs und anderer Mitglieder der Re-
gierung hervorgeht, zur Zeit noch nicht in der Lage 
ist, der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft beizu-
treten. Die.  Bundesregierung ist mit der britischen 
Regierung der Auffassung, daß dessenungeachtet 
Beitrittsverhandlungen so bald wie möglich aufge-
nommen werden sollten. Sie begrüßt die seit dem 
18. November 1967 von der britischen Regierung 
eingeleiteten Maßnahmen zur wirtschaftlichen, finan-
ziellen und währungspolitischen Konsolidierung der 
britischen Wirtschaftslage. Alle Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften sind der Auffassung, 
daß der notwendige Gesundungsprozeß der  brill-. 

 schen Wirtschaft eine gewisse Zeit braucht, wie es 
am Ende der Ratssitzung vom 19. Dezember 1967 
einvernehmlich festgestellt wurde. Sobald dieser Ge-
sundungsprozeß genügend fortgeschritten ist, kann 
Großbritannien auch die sich aus einem Beitritt er-
gebenden Verpflichtungen erfüllen. 

Die zweite Frage beantworte ich wie folgt. Nach 
Auffassung aller Mitgliedstaaten müssen Drittstaa-
ten, die den Europäischen Gemeinschaften beitreten 
wollen, die Verträge von Paris und Rom, die bisher 
auf der Grundlage der Verträge ergangenen Ent-
scheidungen und die zukünftigen Orientierungen für 
die gemeinsame Politik auf allen Vertragsgebieten 
annehmen. Dagegen gibt es keine besonderen Be-
dingungen, die etwa nur von Großbritannien erfüllt 
werden müßten. 
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Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, bin ich richtig 
informiert, wenn ich annehme, daß sich die britische 
Regierung bereit erklärt hat, die vollen Bedingun-
gen der EWG zu akzeptieren, daß aber das deutsch-
französische Gespräch zu einer Sonderregelung ge-
führt hat und zumindest unser Bundesaußenminister 
beauftragt ist, auf der Basis einer Sonderregelung zu 
verhandeln. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Da sind Sie nicht 
richtig orientiert, Herr Kollege Ertl. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Ertl (FDP) : Ich darf daraus schließen, daß auf 
Grund des deutsch-französischen Gesprächs verein-
bart worden ist, daß die beiden Regierungen nach 
wie vor Wert darauf legen, daß Großbritannien 
möglichst bald Vollmitglied der EWG wird? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Volle Überein-
stimmung besteht hinsichtlich der grundsätzlichen 
Forderung. Das ist bei den deutsch-französischen 
Konsultationen in Paris vor vier Wochen ausdrück-
lich festgestellt und noch einmal erklärt worden. 
Über den Zeitpunkt gibt es unterschiedliche Auf-
fassungen. 

 
Vizepräsident Scheel: Wir kommen damit zur 

Beantwortung der Frage 46 des Herrn Abgeordneten 
Kahn-Ackermann: 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung vorgesehen, um 
die deutsche Sprache endlich zu einer gleichberechtigten Sprache 
im Europarat zu machen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ausgangspunkt 
der Bemühungen der Bundesregierung ist die Ent-
schließung Nr. 188 der Beratenden Versammlung 
des Europarates vom 29. September 1960. Dement-
sprechend richten sich unsere Bemühungen darauf, 
daß Deutsch als ständige Arbeitssprache für die Ta-
gungen der Beratenden Versammlung des Europa-
rates und ihrer Ausschüsse eingeführt wird. Eine 
volle Gleichberechtigung wäre damit, um dies gleich 
vorweg zu sagen, noch nicht erzielt. 

Amtssprachen des Europarates — official langua-
ges — sind Englisch und Französisch. Sie wurden 
bei der Gründung des Europarates festgelegt, zu 
einem Zeitpunkt also, zu dem die Bundesrepublik 
Deutschland noch nicht Mitglied der Organisation 
war. Der Versuch, zu erreichen, daß die deutsche 
Sprache ihnen, also diesen Amtssprachen, hinzuge-
fügt wird, hätte nach Ansicht der Bundesregierung 
keine Aussicht auf Erfolg, weil erstens die Kosten 
für eine weitere Amtssprache einen Millionenbetrag 

ausmachen würden, zweitens die Einführung einer 
neuen Amtssprache nur im Wege einer Satzungsän-
derung des Europarates möglich wäre, die eine 
Zweidrittelmehrheit unter den Mitgliedstaaten erfor-
dern würde. 

Die Einführung von Deutsch als Arbeitssprache 
dagegen erscheint eher möglich, wenn auch hier nicht 
geringe Widerstände noch zu überwinden sind. Die 
Bundesregierung hat auf Grund der bereits erwähn-
ten Entschließung Nr. 188 der Beratenden Versamm-
lung, in der die Zulassung der deutschen Sprache in 
der Beratenden Versammlung und ihren Ausschüs-
sen gefordert wird, Schritte unternommen, um sich 
die für einen entsprechenden Beschluß des Minister-
komitees benötigte Zweidrittelmehrheit zu sichern. 
Diese Zweidrittelmehrheit ist aus haushaltstechni-
schen Gründen wegen der anfallenden Mehrkosten 
erforderlich. Es zeigte sich bald, daß sie nicht ohne 
weiteres zu erreichen war. 

Um die Aussichten, die sich abzeichnenden Schwie-
rigkeiten zu überwinden, zu verbessern, und um die 
volle Unterstützung der italienischen Regierung zu 
sichern, wurde dann mit dieser vereinbart, die ein-
geleiteten Bemühungen auch auf die Zulassung von 
Italienisch als Arbeitssprache zu erstrecken. Auf die-
ser Basis wurden dann weitere Sondierungen in den 
Hauptstädten der wichtigsten Mitgliedstaaten des 
Europarates eingeleitet, die aber sehr zähflüssig 
verliefen, da eine große Zurückhaltung gegen die 
Zulassung weiterer Sprachen als Arbeitssprachen 
neben den beiden Amtssprachen Englisch und Fran-
zösisch und gegen die daraus resultierenden zusätz-
lichen Haushaltskosten besteht. Immerhin hat sich in 
zwei Fällen mit zwei der wichtigsten Mitgliedstaa-
ten grundsätzliches Einverständnis erzielen lassen. 

Ehe aber die Sprachenfrage erneut im Ausschuß 
der Ministerbeauftragten des Europarates erörtert 
werden kann, müssen noch Vorbesprechungen mit 
weiteren Mitgliedsregierungen des Europarates ge-
führt werden. Ein Ende der Phase der bilateralen Son-
dierungen ist nach den bisherigen Erfahrungen leider 
nicht abzusehen. Die Bundesregierung ist sich der 
Bedeutung der Frage bewußt und wird um ihre 
Lösung weiterhin nachhaltig bemüht sein. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Kahn-
Ackermann, Zusatzfrage. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
Sie haben zutreffend ausgeführt, daß sich die Kon-
sultationen der Bundesregierung zur Beseitigung 
eines für die deutsche Delegation in Straßburg poli-
tisch unerträglichen Zustandes nun seit über acht 
Jahren hinziehen. Wann meinen Sie, diesem Hause 
sagen zu können, daß die Runde der Konsultationen 
voraussichtlich beendet werden kann, damit darüber 
endlich im Ministerrat eine Vereinbarung getroffen 
werden kann? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
Kahn-Ackermann, da es nicht nur um eine Runde 
von Konsultationen, sondern auch darum geht, daß 
diese Konsultationen zu bestimmten Ergebnissen 
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führen, bin ich außerstande, hier eine auch nur an-
nähernd bestimmte Zeit zu nennen. Die Erfahrungen 
zeigen, daß teilweise schon die Gespräche mit einem 
Land außerordentlich schwierig, ja, geradezu müh-
selig sind. Daher belasten sie ein solches Verfahren 
eigentlich und können es fast ins Stocken bringen. 

Vizepräsident Scheel: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Kollege Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
glauben Sie nicht, daß die Angelegenheit politisch 
von einer solchen Bedeutung ist, daß die Haushalts-
fragen, die Sie erwähnt haben, angesichts ihrer 
Größenordnung in diesem Zusammenhang in den 
Überlegungen der Bundesregierung keine Rolle spie-
len dürften? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Nun, ich habe hier 
von Millionenbeträgen sprechen müssen. Das ist 
eine notwendige Überlegung, die diese Bundesregie-
rung .nun einmal anstellen muß, wenn es um die 
Frage der Einführung von Deutsch als Amtssprache 
geht. Die Bemühungen richten sich ja nun zu-
nächst einmal darauf, daß Deutsch als Arbeits-
sprache eingeführt wird. Dann sind die Kosten nicht 
so erheblich. Für diese Überlegungen und Bemühun-
gen spielt die Kostenseite also keine Rolle. 

Vizepräsident Scheel: Ich rufe die Frage 47 
des Herrn Abgeordneten Kahn-Ackermann auf: 

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um im Zuge 
ihrer auf eine Erweiterung der Gemeinschaften und deren Auf-
gaben gerichteten Politik den Rat für kulturelle Zusammenarbeit 
im Europarat zu einer kompetenteren Institution auszugestalten? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister deis Auswärtigen: Im Rahmen der 
Politik der Bundesregierung, die Zusammenarbeit in 
Europa auf allen Gebieten zu fördern, wird auch der 
Reorganisation und Intensivierung der Tätigkeit des 
Rates für kulturelle Zusammenarbeit große Aufmerk-
samkeit gewidmet. Der Rat für kulturelle Zusam-
menarbeit ist bewußt mit dem Charakter eines Rates 
gebildet worden. Im Rahmen dieser begrenzten 
Kompetenz, die die Bundesregierung wie auch an-
dere Mitgliedstaaten in der jetzigen Form für zweck-
mäßig erachten, hat der Rat für kulturelle Zusam-
menarbeit in den vergangenen Jahren eine beacht-
liche Tätigkeit entfaltet, die sich vor allem in der 
vielseitigen und erfolgreichen Arbeit seiner Fach-
komitees manifestiert. 

Die Bundesrepublik ist an dieser Arbeit wirksam 
beteiligt. Ihre Mitarbeit erstreckt sich auch auf die 
in immer neuen Ansätzen betriebenen Bemühungen 
deis Rates selbst, seine. Arbeitsweise zu verbessern 
und sein Programm moderner, straffer und konzen-
trierter zu gestalten. 

Die jüngste Ausrichtung des Programms auf die 
beiden großen Leitsätze „Europa in 20 Jahren" und 
„lebenslange Erziehung" sowie die Umgestaltung 
der Ausschüsse werden von der Bundesregierung als  

wirksames Element einer Aktivierung der Arbeit 
des Rates für kulturelle Zusammenarbeit angesehen 
und von ihr unterstützt. 

Vizepräsident Scheel: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Kollege Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
glauben Sie nicht, daß diese Definition der Tätigkeit 
dieses Rates sehr optimistisch ist angesichts der Tat-
sache, daß die Bundesregierung mit ihren anderen 
europäischen Partnern in zahlreichen Konsultationen 
nach Möglichkeiten und Gebieten gesucht hat, wo 
man die europäische Zusammenarbeit wirklich för-
dern kann, und in diesem Rat für kulturelle Zusam-
menarbeit mit einem Jahresetat von knapp 2,7 Mil-
lionen Franken praktisch also nur Geschäfte getätigt 
werden, die im Vergleich zu dem, was ein solches 
Instrument leisten könnte, kaum den Aufwand an 
Verwaltung und sonstigen Kosten lohnen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
Kahn-Ackermann, wenn ich die Arbeit, wie Sie 
sagen,  so  optimistisch beurteilt habe, dann entspricht 
das dem Eindruck und der Bewertung, die die Bun-
desregierung dieser Arbeit beimißt, und auch den 
Erwartungen, die sie in bezug auf den Rat hegt. 

Vizepräsident Scheel: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage Herr Kollege Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
glauben Sie, daß es zu verantworten ist, daß sich 
Beamtendelegationen aus 18 Mitgliedstaaten sieben 
Tage lang in Straßburg zusammensetzen, um einen 
Etat von sage und schreibe 2,7 Millionen Franken 
durchzuberaten? Besteht da in der Angelegenheit 
also nicht ein gewisses Mißverhältnis? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister dies Auswärtigen: Das würde ich 
nicht nur als ein gewisses Mißverhältnis ansehen, 
Herr Kollege Kahn-Ackermann. 

Vizepräsident Scheel: Damit kommen wir zur 
Beantwortung der Frage 48 des Herrn Abgeordne-
ten Wagner: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Strafverfahrensrecht-
ler Professor Grünwald identisch mit dem Verfasser eines Arti-
kels in der Juristenzeitung 1966 Nr. 19, Seite 633, ist, der sich 
mit der rechtlichen Problematik der Morde an der Berliner 
Mauer befaßt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich darf diese und 
die folgende Frage im Zusammenhang beantworten. 

Vizepräsident Scheel: Bitte sehr! Ich rufe dann 
auch die Frage 49 auf: 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß ein Rechtslehrer, 
der die Auffassung vertritt, Erschießungen von Deutschen an 
der Zonengrenze oder an der Mauer in Berlin bei dem Versuch, 
das Gebiet der Bundesrepublik zu erreichen, seien rechtmäßig, 
für die Beobachtung und Wertung von Staatsschutzprozessen in 
der Republik Korea geeignet ist? 
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Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Der Bundesregie-
rung ist bekannt, daß Professor Gerald Grünwald, 
Ordinarius für Strafrecht an der Universität Bonn, 
den Artikel in der Juristenzeitung 1966 Nr. 19, 
Seite 633, mit dem Titel „Ist der Schußwaffenge-
brauch an der Zonengrenze strafbar?" verfaßt hat. 
Die dort entwickelten strafrechtlichen Auffassungen 
stehen mit dem Herrn Professor Grünwald von der 
Bundesregierung erteilten Auftrag, das Strafverfah-
ren gegen die aus Deutschland nach Korea verbrach-
ten Koreaner vor dem Strafgericht der ersten In-
stanz zu beobachten, in keinem Zusammenhang. Sie 
werden von der Bundesregierung, soweit sie auf die 
Erschießung von Flüchtlingen bezogen werden kön-
nen, nicht geteilt. Im übrigen schreibt Professor 
Grünwald selbst ausdrücklich, daß seine strafrecht-
liche Beurteilung — ich zitiere wörtlich — „keine 
Billigung der Unterbindung des Grenzübertritts oder 
gar der Anwendung der Schußwaffe gegen Flücht-
linge bedeutet". 

Für den Entschluß, Herrn Professor Grünwald 
nach Korea zu entsenden, war entscheidend, daß er 
sich von Anbeginn an sehr für diesen Fall und für 
das Schicksal der betroffenen Menschen interessiert 
hat. Außerdem schien 'er uns als Ordinarius für 
Strafrecht zur Beobachtung eines strafrechtlichen 
Verfahrens — und hierauf war der ihm förmlich 
erteilte Auftrag beschränkt — fachlich geeignet. 

Die Mission Professor Grünwalds hat sich für die 
Bundesregierung als nützlich 'erwiesen. Vor allem 
— und dies ist wohl der wichtigste Gesichtspunkt — 
ist es Herrn Professor Grünwald gelungen, den In-
tentionen der  Bundesregierung entsprechend in 

 Korea deutlich zu machen, daß die Bundesregierung 
und das gesamte deutsche Volk an dem Prozeß ge-
gen die früher in Deutschland lebenden Koreaner 
lebendigen Anteil nehmen. 

Der Bundesregierung war von Anfang an be-
kannt, daß Herr Professor Grünwald den von ihr 
bei dier Behandlung dieses Falles anzuwendenden 
Methoden kritisch gegenüberstand. Auf dieser 
Grundlage hatte sich ein offener Meinungaustausch 
zwischen ihm und Angehörigen des Auswärtigen 
Amtes ergeben. Diese Diskussionen waren frucht-
bar, obwohl das Auswärtige Amt nicht in allen 
Punkten von der Richtigkeit der von Professor 
Grünwald vertretenen Auffassung über die Lage 
und die zu ergreifenden Maßnahmen überzeugt 
werden konnte. 

So ist es zu erklären, daß das Auswärtige Amt 
eine Reihe von Vorschlägen Professor Grünwalds 
aufgriff, in anderen, entscheidenden Punkten aber 
seiner Ansicht nicht folgen konnte. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Wagner. 

Wagner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung nicht auch der Auffassung, daß es 
zumindest im innenpolitischen Bereich schädlich sein 
muß, wenn ein Mann einen offiziellen Auftrag 
erhält, dessen Ansichten im Gegensatz zu den herr- 

schenden staatsrechtlichen und politischen Auffas-
sungen stehen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
Wagner, wenn irgendwo, dann ist auf dem Gebiet 
der wissenschaftlichen Auseinandersetzung der 
Grundsatz der Freiheit besonders ernst zu nehmen. 
Die Freiheit der wissenschaftlichen Lehre hat neben 
der Sicherung der Meinungsfreiheit ihren besonde-
ren Wert. Dem muß man bedingungslos, auch gegen-
über jemandem, der für andere Aufgaben geeignet 
ist, Rechnung tragen. Ich glaube nicht, daß man das 
relativieren kann. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Wagner. 

Wagner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, beab-
sichtigt die Bundesregierung, auch zu den Berufungs-
verhandlungen einen Beobachter nach Korea zu ent-
senden? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Nein. 

Vizepräsident Scheel: Dann kommen wir zur 
Beantwortung der Fragen 50 und 51 des Herrn 
Abgeordneten Ollesch: 

Teilt die Bundesregierung die in Regierungskreisen geäußerte 
Auffassung, der vorliegende Entwurf eines Atomsperrvertrages 
gebe „hinsichtlich unserer nationalen und europäischen Sicher-
heitsinteressen zu Besorgnissen Anlaß" und lasse „gefährliche 
Auswirkungen im Bereich der deutschen und europäischen Ener-
giepolitik befürchten"? 

Falls Frage 50 bejaht wird, welche Gründe rechtfertigen ein 
derartiges Urteil? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die zitierte Auße-
rung . stammt nicht von der Bundesregierung. Das 
zum ersten Teil der Frage. 

Im übrigen wird die Bundesregierung gemeinsam 
mit den Verbündeten dafür Sorge tragen, daß der 
Schutz, den wir durch das atlantische Bündnis ge-
nießen und auf den wir angewiesen sind, solange 
sich die Ost-West-Beziehungen nicht grundlegend 
geändert haben, durch extreme Auslegung des Ver-
trages nicht beeinträchtigt werden kann. Dasselbe 
gilt für Möglichkeiten der weiteren Einigung Euro-
pas, um die sich die Bundesregierung beharrlich 
bemüht. Soweit Besorgnisse sich auf zukünftige, 
noch nicht vorhersehbare Entwicklungen beziehen 
könnten, streben wir möglichst anpassungsfähige 
Verfahrensvorschriften an. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage, Herr Kollege 
Ollesch: Zu den möglichen Auswirkungen eines 
Nichtverbreitungsvertrages im Bereich der deut-
schen und europäischen Energiepolitik darf ich zu-
nächst bemerken, daß der Vertrag — wenn über-
haupt — nur Auswirkungen auf den Kernenergie-
sektor haben kann. Die  anderen Bereiche der Ener-
gieproduktion bleiben unberührt. Nun ist anzuneh-
men, daß dier gegenwärtig geringe Anteil der  Kern-
energie an der gesamten Energieerzeugung sowohl 
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in  Deutschland als auch in Europa in den nächsten 
Jahrzehnten stark zunehmen wird.  Wir erwarten 
für .die Bundesrepublik Deutschland, daß im Jahre 

2000 mehr als 50% der installierten Gesamtleistung 
aus Kernkraftwerken bestehen werden. 

Es werden gelegentlich Befürchtungen geäußert, 
daß die Versorgung mit spaltbarem Material für 
friedliche Zwecke, wie z. B. für die Energieerzeu-
gung, durch .den Nichtverbreitungsvertrag gefährdet 
werden kann. Dazu stelle ich fest, daß der Nicht-
verbreitungsvertrag primär militärische und sicher-
heitspolitische Fragen regelt. Die ,e'inzi'ge Ausnahme 
betrifft sonstige nukleare Explosionskörper. Ver-
boten sind also für .die nichtnuklearen Unterzeich-
ner des  Vertrages Herstellung, Entgegennahme und 
Verfügungsgewalt über Kernwaffen und -  andere 
nukleare Explosivkörper. Dagegen soll das Recht 
der Unterzeichnerstaaten zur friedlichen Nutzung 
der Kernenergie in Forschung, Entwicklung und In-
dustrlie unberührt bleiben. Im Gegenteil, die fried-
liche Nuklearentwicklung soll in der •ganzen Welt 
nach Möglichkeit gefördert werden. 

Neben diesen generellen Zusicherungen im Ver-
trag stellt sich die Frage nach möglichen Auswir-
kungen auf Euratom und dabei im vorliegenden 
Zusammenhang auf den gemeinsamen Kernenergie-
markt. Wir haben diesen Fragen von Anfang an 
große Aufmerksamkeit gewidmet. Das Ergebnis un-
serer Bemühungen konnte der Bundesaußenminister 
am 27. April 1967 in Beantwortung einer Großen 
Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD 
über den Atomwaffensperrvertrag wie folgt zusam-
menfassen: 

Nach schriftlichen Zusicherungen .der amerika-
nischen Regierung wird der Vertrag zwischen 
Euratom und den Vereinigten Staaten durch den 
Sperrvertrag nicht berührt, und es sind zusätz-
liche Vereinbarungen über ausreichende Ver-
sorgung möglich. Die Bundesregierung ist über-
zeugt, daß durch die Zusicherungen und Ver-
einbarungen im Zusammenhang mit dem Nicht-
verbreitungsvertrag die langfristige ausrei-
chende Versorgung mit Ausgangsmaterial und 
Kernbrennstoffen sichergestellt werden kann. 

In ,den seitdem erfolgten Konsultationen ist die 
Bundesregierung ein ihrer Auffassung bestärkt wor-
den, daß die Handhabung des Nichtverbreitungs-
vertrages die Fortsetzung der ausreichenden Spalt-
stoffversorgung des  gemeinsamen,  europäischen 
Kernenergiemarktes nicht in Frage stellen wird. 

Schwierigkeiten bei der Belieferung von Nicht-
nuklearen mit spaltbarem Material nach Inkrafttre-
ten des Nichtverbreitungsvertrages sind nur in fol-
genden zwei Fällen denkbar. 

Der erste ist, daß ein nichtnuklearer Staat dem 
Nichtverbreitungsvertrag nicht beitritt 'und auch 
nicht die in Artikel III beschriebenen Kontrollen 
annimmt. 

Der zweite Fall 'ist, daß' im Falle des Beitritts die 
im Nichtverbreitungsvertrag gesetzten Fristen für 
den Abschluß von Kontrollabkommen oder des Veri-
fikationsabkommens zwischen Euratom und ,der 
IAEO-Behörde .ergebnislos verstreichen. Wir haben 

aber im Fall von Euratom keinen Grund zu der  An-
nahme, daß es nicht möglich wäre, innerhalb der 
vorgesehenen Fristen zu ,einem Euratom-gerechten 
Verifikationsabkommen zu gelangen. Jedenfalls 
wird die Bundesregierung ihre Anstrengungen dar-
auf richten, daß es im 'gegebenen Fall zu einem 
solchen Abkommen fristgerecht kommen wird. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Staatssekretär, gehe ich recht 
in der Auffassung, die ich Ihrer Antwort entnehme, 
daß die ablehnende Kritik, die aus Regierungs-
kreisen und auch von einem Regierungsmitglied ge-
äußert wurde, nicht die Auffassung der Bundes-
regierung darstellt? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: So wird das wohl 
zu werten sein. Die Frage ist leichter zu beantwor-
ten, wenn Sie ganz konkret sagen, an wen Sie im 
einzelnen denken. Nur ist die Situation ja so, Herr 
Kollege Ollesch: Um diesen Vertrag gibt es eine 
sehr lange Diskussion mit verschiedenen Entwick-
lungsstufen, und in jeder dieser Entwicklungsstufen 
hat sich die Bundesregierung, soweit es um ihre 
Position ging, darüber Klarheit unter sich verschaf-
fen müssen. Dieser Prozeß ist aber nicht in irgend-
einer Form abgeschlossen, sondern er wird fort-
geführt, und solange er fortgeführt wird, hat natür-
lich auch jedes Mitglied der Bundesregierung nicht 
nur das Recht, sondern auch die Möglichkeit, sich 
zum jeweiligen Stand der Entwicklung zu äußern 
und auch in der öffentlichen Diskussion an der 
Meinungsbildung, auch der Bundesregierung, mitzu-
wirken. 

 

Vizepräsident Scheel: Ich rufe die Fragen 52, 
53 und 54 des Herrn Abgeordneten Saam auf: 

Welche von den Europäischen Gemeinschaften eingeleiteten 
Arbeiten auf technologischem Gebiet sind geeignet, namentlich 
Großbritannien an ihrer Durchführung zu beteiligen? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über. die Art 
der Beteiligung Großbritanniens an  den  in der Frage 52 bezeich-
neten Vorhaben? 

In welchen Punkten decken sich die Vorstellungen der Bundes-
regierung mit denen der französischen Regierung? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Diese Fragen, 
Herr Präsident, darf ich zusammen beantworten. 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft 
hat am 31. Oktober 1967 in Luxemburg die Arbeits-
gruppe „Politik der wissenschaftlichen und tech-
nischen Forschung" des Ausschusses für mittelfri-
stige Wirtschaftspolitik beauftragt, Möglichkeiten 
einer Zusammenarbeit auf den Gebieten der Infor-
mationsverarbeitung und -verbreitung sowie Fern-
meldewesen, Entwicklung neuer Verkehrsmittel, 
Ozeanographie, Meteorologie,• Umweltbelästigung 
und Metallurgie zu untersuchen. Grundsätzlich sind 
alle diese Gebiete für eine Zusammenarbeit mit 
Großbritannien als einem hochentwickelten Indu-
strieland, das mehr als jedes andere europäische 
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Land für Forschung und Entwicklung aufwendet, ge-
eignet. Auf vielen dieser Gebiete hat Großbritan-
nien eigene Entwicklungen, die die Technologie der 
Europäischen Gemeinschaften bereichern könnten, 
vorweggenommen. Dies gilt insbesondere für das 
Gebiet der Datenverarbeitung, auf dem Großbritan-
nien zu den führenden europäischen Ländern zählt. 
Auf dem Gebiet der neuen Verkehrsmittel hat Groß-
britannien insbesondere die Technologie der Luft-
kissenfahrzeuge vorangetrieben. Eine Zusammen-
fassung auf dem Gebiet der Ozeanographie und 
Meteorologie ist schon wegen der geographischen 
Lage Großbritanniens und aus der Natur der Sache 
sinnvoll. An der Bewältigung der immer dringender 
werdenden Probleme der Umweltsbelästigung ist 
Großbritannien angesichts seiner Städtezusammen-
ballung genauso interessiert wie die Länder der 
Gemeinschaften. Auch in der Metallurgie ergeben 
sich angesichts der Leistungsstärke in der britischen 
Metallindustrie gute Zusammenarbeitsmöglich-
keiten. 

Die Arbeitsgruppe „Politik der wissenschaftlichen 
und technischen Forschung" sollte ihren Bericht über 
die Möglichkeiten einer europäischen Zusammen-
arbeit auf technologischem Gebiet bis zum 1. März 
dieses Jahres dem Ministerrat vorgelegt haben. In 
diesem sollte die Möglichkeit für die Beteiligung an-
derer europäischer Staaten an den Maßnahmen und 
der Zusammenarbeit auf den genannten Gebieten 
untersucht werden. Die deutsche Regierung bedauert, 
daß dieser Bericht wegen der Einwände zweier Part-
nerländer nicht rechtzeitig vorgelegt werden konnte. 
Sie legt großen Wert darauf, daß die Untersuchun-
gen der am 31. Oktober 1967 eingesetzten Arbeits-
gruppe sobald wie möglich abgeschlossen werden. 
Sie ist der Auffassung, daß nach Verabschiedung die-
ses Berichts durch den Ministerrat unverzüglich mit 
der Zusammenarbeit mit Großbritannien begonnen 
werden sollte. Ferner hat die deutsche Regierung auf 
der am 9. März dieses Jahres abgehaltenen Rats-
tagung vorgeschlagen, sobald im Rat Einigkeit dar-
über erzielt ist, in Verhandlungen über ein Arrange-
ment mit den daran interessierten beitrittswilligen 
Staaten einzutreten, auf einer Konferenz der Mit-
gliedsländer der Europäischen Gemeinschaften und 
der übrigen interessierten Staaten auf Ministerebene 
auch die technologische Zusammenarbeit zu behan-
deln. 

Auch die französische Regierung ist der Auffas-
sung, daß die gemäß der Ratsentscheidung vom 
31. Oktober 1967 in den Europäischen Gemeinschaften 
eingeleiteten Arbeiten fortgesetzt werden sollten, 
damit schnell konkrete Projekte der Zusammenarbeit 
beschlossen werden können. Auch die französische 
Regierung ist grundsätzlich bereit, andere euro-
päische Staaten, namentlich Großbritannien, an ge-
eigneten Vorhaben und an der Ausarbeitung der 
technischen und finanziellen Einzelheiten teilnehmen 
zu lassen, hat es jedoch im Brüsseler Ministerrat vom 
9. März dieses Jahres abgelehnt, sich hierzu schon 
des näheren zu äußern. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Saam. 

Saam (FDP) : Herr Staatssekretär, wird die Bun-
desregierung alle Möglichkeiten, die sie hat, in An-
spruch nehmen, um möglichst bald den Widerstand 
der französischen Regierung zu beseitigen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Bundesregie-
rung bemüht sich, in allen Fragen der europäischen 
Zusammenarbeit eine allseitige Bereitschaft herbei-
zuführen, die weitere Entwicklung, den Ausbau und 
die Erweiterung der Gemeinschaft zu ermöglichen. 
Das gilt selbstverständlich auch für Frankreich. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Kol-
lege Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, welches 
Ressort ist nach Ihrer Meinung tatsächlich zuständig 
für diese Fragen, die Sie eben beantwortet haben, 
das Wissenschaftsressort, das Wirtschaftsressort 
oder das Auswärtige Amt? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Für die praktische 
Behandlung dieser Fragen ist in erster Linie das Wis-
senschaftsministerium zuständig. Aber die Verhand-
lungsführung in allen diesen Dingen liegt beim Aus-
wärtigen Amt. 

Moersch (FDP) : Gibt es in der Bundesregierung 
eine klare Abgrenzung für die Zuständigkeit zwi-
schen diesen drei Ressorts, vor allem zwischen Wis-
senschafts- und Wirtaschaftsressort, und ist das nicht 
eine besondere Schwierigkeit bei internationalen 
Verhandlungen, daß es diese klare Abgrenzung, wie 
ich meine, nicht gibt? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Es gibt keine 
Schwierigkeiten, die auf Abgrenzungs- und Kompe-
tenzfragen beruhen. 

Moersch (FDP) : Könnte es sein — — 

Vizepräsident Scheel: Einen Augenblick! Es 
tut mir besonders leid, daß Ihr Kontingent erschöpft 
ist, Kollege Moersch. 

Wir kommen damit zur Beantwortung der 
Frage 55 des Abgeordneten Kahn-Ackermann: 

Sieht die Bundesregierung angesichts des im vergangenen Jahr 
von der französischen Regierung gemachten Vorbehalts über das 
eigene Definitionsrecht eines Angriffs und der inzwischen ver-
fügten Änderung der französischen Verteidigungskonzeption eine 
Beeinträchtigung der im Brüsseler Vertrag enthaltenen automa-
tischen Beistandsverpflichtungen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Beistandsver-
pflichtung aus Art. 5 des revidierten Brüsseler Ver-
trages wird durch das im vergangenen Jahr vollzo-
gene Ausscheiden Frankreichs aus der militärischen 
Organisation des Nordatlantikpaktes nicht berührt. 
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Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage des 
Kollegen Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
was halten Sie angesichts der Tatsache, daß es sich 
hier um eine automatische Beistandsverpflichtung 
handelt, von der Einschränkung, die man in Paris 
macht, daß man unter allen Umständen die Angriffs-
handlung selber definieren müsse, um festzustellen, 
ob es sich tatsächlich um eine Angriffshandlung han-
delt? Ist das nicht eine Entwertung, eine Aufwei-
chung einer automatischen Beistandsverpflichtung? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich würde das als 
eine eigene Interpretation, aber nicht unbedingt als 
eine Aufweichung ansehen. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, wenn ein 
Vertragspartner, von dem wir Beistand erwarten, 
sich auf die eigene Interpretation beruft, ist dann 
nicht der ganze Beistand in Frage gestellt, wenn er 
wirklich notwendig wäre? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Dies wäre eine 
besonders pessimistische Interpretation, Herr Kol-
lege Moersch. Die Bundesregierung hat bisher kei-
nen Anlaß, diesen Pessimismus zu teilen. 

Moersch (FDP) : Kommt das vielleicht daher, daß 
sie noch nicht scharf genug über diese französische 
Interpretation nachgedacht hat? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich bestätige Ihnen 
gern, daß viele hervorragende Fachleute lange, ein-
gehend und intensiv darüber nachgedacht haben, so 
daß diese Frage sicherlich der Begründung entbehrt. 

Vizepräsident Scheel: Wir kommen dann zur 
Beantwortung der Frage 56 des Herrn Abgeordneten 
Strohmayr: 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die jüngste Asien-
reise des bayerischen Ministerpräsidenten (mit Begleitung) und 
zweier bayerischer Staatsminister im Auftrag und auf Kosten 
der Bundesrepublik Deutschland durchgeführt wurde? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Nein. Die Reise 
des bayerischen Ministerpräsidenten nach Pakistan 
mit Zwischenstationen in Istanbul, Teheran und 
Kabul sowie einem kurzen Besuch in Nepal wurde 
weder im Auftrag noch auf Kosten der Bundesregie-
rung durchgeführt. 

Herr Ministerpräsident Goppel hat jedoch den 
Herrn Bundesaußenminister frühzeitig durch per-
sönliches Schreiben über seine Reisepläne unter-
richtet. Auf Bitte des bayerischen Ministerpräsiden

-

ten war das Auswärtige Amt mit den zuständigen 
Auslandsvertretungen bei der Vorbereitung der 
Reise behilflich. 

Nach Mitteilung der Bayerischen Staatskanzlei 
waren der bayerische Ministerpräsident und seine 
Begleitung offizielle Gäste der besuchten Länder. Im 
übrigen ist über die Kosten dem Auswärtigen Amt 
nichts bekannt. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Strohmayr. 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, wie ver-
einbaren sich diese Reisen mit der Zuständigkeit der 
Vertretung der Bundesrepublik nach außen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Zuständigkeit 
der Bundesregierung für die Vertretung des Bun-
des nach außen wird durch solche Reisen nicht 
beeinträchtigt. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

 Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, nach (SPD):  
Pressemitteilungen, die heute früh in der „Augs-
burger Allgemeinen" erschienen sind, scheinen doch 
irgendwelche finanziellen Beteiligungen — es wird 
von 35 000 DM Kosten für die Reise gesprochen — 
der  Bundesregierung vorhanden zu sein. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
Strohmayr, falls Sie damit zum Ausdruck bringen 
sollten, daß das Bundesland Bayern nicht in der 
Lage wäre, Beträge an Reisekosten in dieser Höhe 
aus eigenen Mitteln zu bestreiten, könnte ich für 
die Bundesregierung Ihrer Auffassung nicht bei-
pflichten. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Marx. 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr 
Staatsskretär, darf ich fragen, ob ähnliche Fragen 
von seiten der sozialdemokratischen Kollegen ge-
stellt worden sind, als der Ministerpräsident des 
Landes Hessen, Zinn, Auslandsreisen unternommen 
hat. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich bin dessen 
nicht ganz sicher, Herr Kollege Dr. Marx, aber ich 
könnte mir vorstellen, daß ähnliche Fragen aus den 
Reihen der CDU/CSU- oder FDP-Fraktion damals 
gestellt worden sind. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Marx. 
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Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, halten Sie es nicht allgemein für 
wünschenswert, daß auch Politiker der deutschen 
Bundesländer durch Auslandsreisen ihren allgemei-
nen Horizont erweitern und damit dazu beitragen, 
die Kenntnisse von den Zuständen in anderen Län-
dern in unserem Lande zu vertiefen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Reisen bildet, 
heißt es allgemein. Ich würde die Landesregierungen 
davon nicht ausnehmen. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Das gilt 
also auch für Landesregierungen!) 

Vizepräsident Scheel: Damit sind die Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des .Auswärtigen Amtes 
erledigt.  

Wir kommen zur Beantwortung der Fragen aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers des In-
nern. 

Ich rufe die Frage 57 des Herrn Abgeordneten 
Gerlach auf: 

Welche Entscheidung hat die Bundesregierung auf den Brief 
des DGB-Vorsitzenden Ludwig Rosenberg betr. die Rechte des 
Personals der Europäischen Gemeinschaften getroffen? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung seiner Frage einverstanden erklärt. Die 
Antwort liegt noch nicht vor. Sie wird nach Eingang 
im Sitzungsbericht abgedruckt. 

Auch der Herr Abgeordnete Prinz von Bayern hat 
sich mit schriftlicher Beantwortung seiner Frage 58 

Ich frage die Bundesregierung, ob sie bereit ist, statt der in 
Aussicht gestellten Umwandlung des 17. Juni von einem Feier-
tag in einen nationalen Gedenktag den 17. Juni als einen 
jährlichen Wahlfeiertag festzulegen, an dem sämtliche in Bund, 
Land und Kommunen fälligen Wahlen einheitlich abzuhalten 
wären? 

einverstanden erklärt. Auch hier liegt die Antwort 
noch nicht vor. Sie wird ebenfalls nach Eingang im 
Sitzungsbericht abgedruckt. 

Nun die Frage 59 des Abgeordneten Dorn: 

Gilt die von der Bundesregierung für erforderlich gehaltene 
Lohn- und Gehaltserhöhung um 4 bis 5% auch für den öffent-
lichen Dienst? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär des 
Bundesministers des Innern. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär des 
Bundesminister des Innern: Die Antwort wird im 
Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für 
Wirtschaft gegeben, und zwar wie folgt: 

Ihre Frage, Herr Kollege Dorn, knüpft offensicht-
lich an den Jahreswirtschaftsbericht 1968 der Bundes-
regierung an. Dort ist dargelegt, daß die angestrebte 
Ausweitung des privaten Verbrauchs im Jahre 1968 
eine um 4 v. H. höhere Bruttolohn- und Gehalts-
summe gegenüber 1967 erfordere. Dieses Ziel werde 
erreicht; wenn die effektiven Brutto-Stundenver-
dienste im Jahre 1968 um 3,8 % über dem Niveau 
des Jahres 1967 liegen. 

Die Bundesregierung hat diese Orientierungsdaten 
ausdrücklich als gesamtwirtschaftliche Durchschnitts-
zahlen bezeichnet, die selbstverständlich regionale 
und sektorale Differenzierungen einbeziehen. Unter 
Berücksichtigung dieser Zusammenhänge wird die 
Einkommensentwicklung im öffentlichen Dienst den 
Ansätzen der Jahresprojektion gerecht werden. 

Für die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes 
haben die Tarifverträge vom 3. Dezember 1967 mit 
Wirkung vom 1. Januar 1968 eine Anhebung der 
Löhne und Vergütungen um etwa 3 v. H. zur Folge 
gehabt. Dieser Vomhundertsatz wird sich im Laufe 
des Jahres 1968 erhöhen, wenn auf Grund bereits 
begonnener bzw. zugesagter Verhandlungen struk-
turelle Verbesserungen in Kraft treten. 

Als Beispiel nenne ich für Arbeiter den Sozialzu-
schlag, der mit Wirkung vom 1. Juli 1968 erhöht 
werden soll, und für Angestellte Verbesserungen 
der Eingruppierung zahlenmäßig großer Angestell-
tengruppen. 

Für die Beamten sieht der dem Hohen Hause in-
zwischen zugestellte Entwurf eines Zweiten Besol-
dungsneuregelungsgesetzes neben strukturellen Ver-
besserungen für bestimmte Beamtengruppen eine 
allgemeine Erhöhung der Grundgehälter im Bundes-
bereich um mindestens 3 v. H. ab 1. Juli 1968 vor. 

Es sind ferner die Auswirkungen des erst am 
1. Juli 1967 in Kraft getretenen Ersten Besoldungs-
neuregelungsgesetzes, insbesondere die noch im 
Gange befindliche Anpassung der Länder an dieses 
Gesetz zu berücksichtigen. 

Weitere Verbesserungen bringen ferner sonstige 
Strukturmaßnahmen, wie z. B. die Einführung von 
Zulagen für den Dienst zu ungünstigen Zeiten. 

Im übrigen darf ich ganz allgemein noch darauf 
hinweisen, daß die Löhne und Gehälter im öffent-
lichen Dienst im Jahre 1967, das ein Rezessionsjahr 
war, kräftiger gestiegen sind als im Durchschnitt der 
Privatwirtschaft. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie nicht 
mit mir der Meinung, nachdem der Bundeswirt-
schaftsminister in zwei mir vorliegenden Erklärun-
gen gefordert hat, daß zur Belebung der Konsum-
wirtschaft im Jahre 1968 die Löhne und Gehälter um 
4 bis 5 °/o steigen müßten, um diesen wirtschaftlichen 
Aufschwung zu erreichen, daß die Beamten, Ange-
stellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes dann, 
wenn diese Argumentation zugrunde liegt, in glei-
chem Umfang an diesen Steigerungen teilnehmen 
müßten? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär des 
Bundesministers des Innern: Ich hatte bereits Gele-
genheit gehabt auszuführen, Herr Kollege Dorn, daß 
es sich nach Auffassung der Bundesregierung um 
Durchschnittszahlen handelt, die regionale oder 
sektorale Differenzierungen einbeziehen. Mit die-
ser Einschränkung würde ich dem Grundgedanken, 
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der Ihrer Frage offenbar zugrunde liegt, durchaus 
zustimmen. Im übrigen wird das Hohe Haus ja bei 
der Beratung des ihm vorliegenden Zweiten Besol-
dungsneuregelungsgesetzes Gelegenheit haben, sich 
mit der Frage im einzelnen zu beschäftigen und ent-
sprechende Entscheidungen zu treffen. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, darf ich davon 
ausgehen, daß die Bundesregierung auf jeden Fall 
beabsichtigt, keine Zurückstellung in diesem wirt-
schaftlichen Bereich für die Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes gegenüber der allgemeinen Wirt-
schaft im laufenden Kalenderjahr eintreten zu las-
sen? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär des 
Bundesministers des Innern: Die Vorstellungen der 
Bundesregierung sind konkret in dem von mir be-
reits erwähnten Gesetzentwurf, soweit es die Maß-
nahmen in diesem Jahre im wesentlichen anlangt, 
vorgesehen. Nach Auffassung der Bundesregierung, 
die ich bereits dargelegt habe, trägt diese Zielset-
zung auch den Zielsetzungen des Jahreswirtschafts-
berichts Rechnung. 

Vizepräsident Scheel: Wir kommen damit zur 
Beantwortung der Frage Nr. 60 des Abgeordneten 
Freiherr von Gemmingen: 

Treffen Gerüchte zu, daß ein Teil der im Rahmen der humani-
tären Hilfe für Vietnam zur Verfügung gestellten Medikamenten-
spende, vor allem Blutplasma, unbrauchbar geworden ist? 

.Der Fragesteller ist nicht im Saal. Wird die Frage 
übernommen? — Von Herrn Genscher. 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär des 
Bundesministers des Innern: Im Rahmen der deut-
schen Medikamentenspende in Höhe von 17,5 Millio-
nen DM wurden 65 verschiedene Arznei- und Ver-
bandmittel in drei Teillieferungen nach Südvietnam 
geliefert und dort verschiedenen Hilfsorganisatio-
nen sowie dem vietnamesischen Gesundheitsministe-
rium übergeben. 

Zweifel an der Verwendbarkeit sind bei vier Mit-
teln aufgekommen, und zwar bei Trockenplasma, 
Macrodex, Periston und Mycipen. Daraufhin ist das 
Deutsche Arzneiprüfungs-Institut zur Feststellung 
der Brauchbarkeit eingeschaltet und der vietname-
sische Gesundheitsminister vorsorglich gebeten wor-
den, die weitere Verteilung dieser Medikamente zu-
nächst einzustellen. Bei den erwähnten Mitteln Ma-
crodex, Periston und Mycipen ergab sich kurzfristig, 
daß die Medikamente einwandfrei waren. Die Zwei-
fel an der Verwendbarkeit des Trockenplasmas 
waren von den deutschen Ärzten in Huë geäußert 
worden, die nach der Infusion von Trockenplasma 
bei etwa 10 °/o der Patienten Schüttelfrost und Fieber 
bis 39 Grad registrierten; diese Reaktionen konnten 
aber immer gut beherrscht werden. 

Die Ausgabe und Verteilung des Trockenplasmas 
wurde entgegen der deutschen Bitte vom vietnamesi-
schen Gesundheitsminister jedoch nicht gestoppt, da 
von vietnamesischen Ärzten keine nachteiligen Fol-
gen gemeldet wurden und auch Beobachtungen ame-
rikanischer Ärzte keine negativen Anhaltspunkte 
ergaben. Dennoch hat die Bundesregierung, nachdem 
die Bedenken geäußert worden waren, der zweiten 
Arzneimittellieferung kein Trockenplasma mehr mit-
gegeben. Inzwischen ist die Haltbarkeitsdauer der 
gelieferten Trockenplasmabestände abgelaufen. Der 
vietnamesische Gesundheitsminister hat aus diesem 
Grunde die Hospitäler angewiesen, etwa noch vor-
handene Restbestände zu vernichten. 

Vizepräsident Scheel: Meine Damen und Her-
ren, damit ist die Fragestunde beendet. Die 
Frage 123 der Abgeordneten Frau Freyh ist zurück-
gezogen. Die nicht erledigten Fragen werden schrift-
lich beantwortet, soweit sie nicht zurückgezogen 
sind. 

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

Aussprache über den Bericht der Bundes-
regierung über die Lage der Nation im 
gespaltenen Deutschland 

Das Wort in der Aussprache hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! Der Bericht über die 
Lage der Nation im geteilten Deutschland, den der 
Bundeskanzler erstattet hat, war zutreffend. Wir 
begrüßen die Sicht der Probleme und stimmen den 
Aussagen zu. Zugleich begreifen wir es als .  unsere 
parlamentarische Pflicht, auch Sorgen aufzunehmen, 
die im Volk draußen wirksam sind. 

Die Lage der Nation ist, so meinen wir, durch 
drei Dinge gekennzeichnet, einmal durch das andere 
Lebensgefühl einer neuen Generation und durch 
Zukunftssorgen mancher Gruppen, die sich bei eini-
gen zur Existenzangst steigern; zum zweiten durch 
die Fortdauer der erzwungenen Spaltung Deutsch-
lands und zum dritten durch ungenügende Fort-
schritte in der Gestaltung Europas. 

Die Lage ist gekennzeichnet durch Schwierig-
keiten und durch Probleme, nicht aber durch eine 
Krise. Sie ist auch nicht gekennzeichnet durch gene-
rell ungelöste soziale Fragen. Der Bundeskanzler 
hat mit Recht auf eine gute Bilanz verwiesen, und 
wir könnten statt der Zahlen auch einen ganz unver-
dächtigen Zeugen, nämlich den Neomarxisten Pro-
fessor Marcuse heranziehen, der in Berlin erklärt 
hat — ich zitiere mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten —: „Die Arbeiterklasse stellt nicht 
mehr die Klasse mit der Negation der bestehenden 
Bedürfnisse dar." Sie sei „in das System integriert". 
Das macht er nun dem System zum Vorwurf. 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundeskanz-
ler hat die erfreulichen Hinweise auf die soziale 
und die wirtschaftliche Lage nicht benutzt zum Lob 
für eine erfolgreiche Politik der Regierung oder für 
eine erfolgreiche Politik in der Vergangenheit. Er 
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ließ nämlich keinen Zweifel daran — und wir fan-
den das gut und redlich —, daß wir in einigen 
Bereichen ernste Probleme haben. Wir betrachten 
das Erreichte vor allem als eine Basis für weitere 
dringende Fortschritte, Fortschritte in der Richtung 
erstens verstärkter Bemühungen auf das Ziel hin, 
das wir früher einmal als „Aufstieg durch Bildung" 
formuliert haben; zweitens auf das Ziel einer besse-
ren Wirtschaftsstruktur hin, die unsere Wirtschafts-
kraft und damit auch unsere sozialen und politischen 
Möglichkeiten verbessert; drittens auf das Ziel einer 
sachgerechten föderativen Ordnung und einer moder-
nen Staatsverwaltung hin und viertens auf eine fest

-

gefügte Sozialordnung hin. — Zu diesen Problemen 
werden im einzelnen andere meiner Kollegen spre-
chen. Wir wollen nur sagen, daß wir diese Erklä-
rung des Herrn Bundeskanzlers — so verstehen wir 
sie — als eine Erweiterung des Aufgabenkreises 
dieser Koalition betrachten. Wir begrüßen dies, und 
wir stimmen dem gern zu, wenn dies erweitert 
wird, denn wir haben uns vor großen Ansprüchen 
zu bewähren. 

Meine Damen und Herren, wir hören — ,gestern 
haben wir im einzelnen davon gesprochen, aber es 
gehört auch in  diese Debatte — besorgte Fragen 
vieler Bauern über ihre Zukunft. Bergleute wollen 
Gewißheit. Altere Angestellte, Mittelständler und 
Sozialeinrichtungen wollen wissen, wie es weiter-
geht. Junge Menschen stellen kritische Fragen; spie 
bewirken Unruhe gegen Erstarrtes und gelegentlich 
auch Besorgnisse, von denen Wir neulich hier ge-
sprochen haben. Der Krieg in Vietnam, das entste-
hende Antiraketensystem für die beiden Welt-
mächte, nicht aber für Europa, unid ,ein Horizont 
ohne echte Abrüstungschancen: alles dies  wirft wei-
tere Probleme auf und Fragen, die im Volk wirksam 
sind. 

Wir müssen eine Frage von besonderem Rang 
hinzufügen, denn viele Heimatvertriebene linden 
nur schwer Antwort auf die ihnen zugleich ,gestellten 
Fragen nach Wahrung ides Rechtes und nach Aus-
söhnung für eine bessere Zukunft. 

(Beifall bed der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, vor unserem Volk und 
vor seinem Parlament stehen also schwierige Fra-
gen. Sie werden nur durch harte Alltagsarbeit und 
durch viel Mühe am Detail beantwortet werden 
können; nur dann werden sie sachgerecht zu lösen 
sein. Das gilt auch, wenn Herr Dutschke das als 
„Fachidiotismus" abwertet oder wenn Herr von 
Thadden meint, mit dem Gefühl eines mystischen 
Nationalismus ,auskommen zu können. 

(Zuruf von ,der SPD: Wer lis t denn Dutschke!) 

In diese Debatte gehört, daß wir Ja sagen zu dieser 
ganzen Nation,  die  — nach einem Wort einer evan-
gelischen Denkschrift dieser Tage — „politische 
Wirklichkeit 'ist" ; und — ich zitiere welter — „es . 
werden bis auf weiteres auch keine Friedensord-
nungen und Gemeinschaftswerke gelingen, die sich 
nicht auf die Nationen als lebendige Gemeinwesen 
stützen können". 

Wenn wir nun über die Lage der Nation im ge-
spaltenen Deutschland berichten, gehört hinzu, daß 

i wir hierbei weder übersehen, daß die Verantwort-
lichen 'im unfreien und unfreiwillig abgespaltenen 
Teil Deutschlands nun doch wieder von der einen 
Nation reden müssen, noch übersehen, daß die Men-
schen drüben nicht nur das Gefühl der Zusammen-
gehörigkeit mit uns haben, sondern daß sie auch das 
vom Herrn Bundeskanzler mit Recht bezeichnete 
Gefühl leitet, ein besonders schweres Schicksal ge-
meinsam durchgestanden zu haben. Wir stimmen 
also zu, wenn unsere  Wirklichkeit  in der Bundes-
republik Deutschland nicht nur als die Vorausset-
zung der Lösung der deutschen Frage gesehen, son-
dern wenn sie als deren erste Bedingung begriffen 
wird; denn von dem, was wir hier tun, muß eine 
werbende Kraft für das ganze Deutschland ausgehen. 

(Beifall bei 'der CDU/CSU und Abgeordneten 
der SPD.) 

Dies ist die  erste Bedingung der Lösung der Frage, 
um ,die es hier heute geht, und darum gehören alle 
diese inneren Dinge hier zunächst herein. 

Meine Damen und Herren! Zu unserer Wirklich-
keit, die nun, wie wir alle soeben einmütig fest-
gestellt haben, die erste Bedingung ist, gehört bei 
uns wie in den USA, wie in der Sowjetunion, wie 
in Polen, in der Tschechoslowakei und in vielen 
Ländern das Lebensgefühl einer anderen Genera-
tion. Wir werden das in späteren Debatten und 
auch in dieser Aussprache . hier noch im einzelnen 
behandeln müssen. Ich möchte für uns nur weniges 
vorweg dazu sagen: Dieses andere Lebensgefühl, 
oder, wenn man so will, dieses neue Bewußtsein, 
sollte ebenso wie das wachsende Engagement jun-
ger Menschen keinen von uns stören, sondern uns 
alle freuen. Oder war es denn nicht unser Wille, 
meine Damen und Herren, daß die nach uns Heran-
wachsenden andere Bedingungen haben sollten? 
Nämlich: keinen Krieg, keinen Hunger, keine Un-
freiheit; ein breiteres Bildungsangebot, eine bessere 
soziale Sicherheit und auch Weltoffenheit? Wir 
haben dies gewollt, und wir haben dies erreicht. 
Deshalb ist kein Raum für den Vorwurf an Jüngere, 
es fehle ihnen die böse Erfahrung, die wir hinter uns haben und die wir den Künftigen ersparen 
wollten und wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich gehe einen Schritt weiter: Für junge Men-
schen — der Herr Bundeskanzler hat das betont — 
ist eben Geschichte, was Alteren entscheidend für 
ihr politisches Bewußtsein ist. Und wenn ich so 
sagen darf, meine Damen und Herren: Manchem ist 
sein Bart heute, was anderen früher der Schiller-
kragen war. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Man muß hier die Kirche im Dorf lassen. 

So wollen wir hinhören, was diese unter anderen 
Bedingungen heranwachsenden jungen Menschen 
uns zu sagen haben. Denn natürlich bedarf hier 
vieles der Kritik; aber auch wir haben den jungen 
Menschen vieles zu sagen. . 

Zunächst aber noch dieses: Der Herr Bundes-
kanzler hat ja Anspruch darauf, daß wir auf die 
wichtigsten Fragen antworten, die er in die Debatte 
eingeführt hat. Er hat von der Notwendigkeit der 
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Reform der Universität gesprochen. Wir unter-
stützen das, und wir wollen doch alle nicht ver-
gessen, daß zum Intelektuellen gehört, auch man-
ches in Frage zu stellen. Der Fortschritt der Wissen-
schaft gedeiht nicht, in dem man das Bestehende 
kopiert, sondern indem man es in Frage stellt, um 
so zu einer neuen Erkenntnis zu kommen. Daß das 
nun nicht halt macht vor uns hier, die wir doch auch 
der Kritik bedürfen; und auch nicht halt macht vor 
der Politik, — das ist doch nur zu natürlich. 

Wir haben für alles dies unlängst in der Aktuel-
len Stunde nur eine Grenze gesetzt. Wir haben die 
Grenze der Toleranz und des Verzichts auf Gewalt 
gesetzt. Und ich glaube — bei aller Kritik, die diese 
kurze Stunde finden mußte, weil kein Raum für 
Analysen war —, wir können doch feststellen, daß 
seither nennenswerte Ausschreitungen nicht pas-
siert sind. So, meine Damen und Herren, ist nun 
wirklich eine Landschaft da, in der man entscheiden 
kann, was an Reformen nötig ist, in der man nun 
sprechen und nicht mehr notwendig nur mit Laut-
stärke versuchen muß, Aufmerksamkeit auf sich zu 
lenken. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einen 
Schritt weitergehen, bevor ich mich an die andere 
Seite wende. Ich meine, mancher Verantwortliche 
in unserem Lande — und davon kann man keine 
Partei, auch uns nicht, ausnehmen — muß sich den 
Schuh anziehen, nicht ausreichend beachtet zu haben, 
was ihm rechtzeitig in anderer Form vorgetragen 
worden ist. 

Andererseits glaube ich: Auch wir haben den jün-
geren Menschen etwas zu sagen. Für diese Debatte 
genügt — wir müssen auch noch zu den anderen Fra-
gen kommen —: Viele der Nun-nicht-mehr-Zwanzig-
jährigen — und das ist hier wohl die ganz überwäl-
tigende Mehrheit — haben erfahren, Herr Genscher 
— und da werden wir übereinstimmen, unsere Gene-
ration ganz sicher —, haben erfahren müssen — und 
das ist etwas anderes als in Büchern nachlesen 
müssen — , wie gefährlich Utopien sein können und 
was alles gefordert und zerstört wird im Namen 
einer künftigen besseren, vollkommeneren Welt. 
Was hat nicht Stalin den Russen im Namen einer 
besseren Zukunft abverlangt? Was haben wir für das 
Ziel eines „Tausendjährigen Reiches" als Deutsche 
opfern müssen? Dies alles gehört zu unserer Erfah-
rung. Da muß man verstehen, daß wir den Jüngeren 
sagen: Bitte, das nun auf gar keinen Fall! Den Her-
anwachsenden ist dies natürlich Geschichte. Weil 
sie diese Erfahrung nicht haben, sind sie offener 
für neue Utopien und schenken Idealmodellen leich-
ter Aufmerksamkeit. 

Wenn wir noch einen Schritt weitergehen, dann 
müssen wir, glaube ich, einräumen, daß der poli-
tische Alltag der parlamentarischen Demokratie 
manchmal nicht nur Jüngere verstört; manchmal ge-
fällt er uns selbst ja auch nicht, meine Damen und 
Herren. 

(Abg. Rasner: Das kann man wohl sagen!) 

Deshalb muß man doch einfach uns alle daran er- 
innern, daß niemals die Formel stimmt: heute ein 
großer Entwurf plus morgen guter Wille aller gleich 

übermorgen eine neue Wirklichkeit. Die Formel 
stimmt nie, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

sondern es stimmt immer, daß hier harte Werktags-
arbeit mit dem Detail in mühsamen, langen grauen 
Tagen notwendig ist. Aber vielleicht machen wir 
nicht immer deutlich, wenn wir in diesen grauen 
Tagen sind, daß wir hier dabei sind, große Reformen 
zu verwirklichen. Meine Damen und Herren, ich 
glaube, das ist mit einer der. Gründe für manches 
Mißverständnis. 

Nun, die Demagogen der Revolution — wenige 
sind davon in unserem Lande tätig — wissen natür-
lich auch, daß nicht die Sonntagsrede, sondern die 
Werktagsarbeit die politischen Gehalte verändert. 
Aber sie tun so und sagen gerade jungen Menschen, 
man müsse nur einreißen und nur ihren Denkmodel-
len folgen, und schon würde alles anders werden. 
Meine Damen und Herren, natürlich würde alles 
anders werden, wenn einmal dem Festtagsrausch 
der Alltagsopfergang der Verführten folgt. Weil 
wir dies erlebt haben, sprechen wir so leidenschaft-
lich zu diesem Thema. 

Ich will das jetzt nicht weiter ausführen. Reden 
wir also miteinander, werfen wir keine Steine, argu-
mentieren wir nicht von oben herab, und reden wir 
nicht von Reformen, sondern realisieren wir sie! 
Herr Bundeskanzler, wir unterstützen Ihr Vorhaben, 
diese Fragen auch unabhängig von Kompetenzen in 
das politische Gespräch einzufügen. Die Geschichte 
wird uns nicht nach Kompetenzen und Autonomien 
fragen, sondern danach, ob für unser Land geschehen 
ist, was jetzt notwendig ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir unterstützen Ihr Bemühen, Herr Bundeskanzler, 
und erklären nochmals, daß dies nunmehr aufge-
nommen ist in den erweiterten Pflichtenkreis der 
Reformen, die diese Koalition zu lösen sich vorge-
nommen hat. 

Meine Damen und Herren, viele Menschen in un-
serem Volk, unter ihnen viele junge Menschen, stel-
len die Frage nach dem Krieg in Vietnam. Krieg und 
Not greifen nicht nur ans Herz, sie bewirken auch, 
daß mancher besorgt ist um den Frieden der Welt. 
Im Atomzeitalter ist eben kein Krieg irgendwo in 
der Welt mehr eine Sache, die den entfernter woh-
nenden Mitbürger auf diesem Planeten nichts angeht. 
Der Krieg in Vietnam erfüllt unser Volk mit Sorge. 
Wir Deutschen wissen, was Krieg im eigenen Lande 
und was politische Spaltung wider den Willen der 
Nation bedeuten. Wir empfinden mit dem Volk von 
Vietnam und hoffen auf ein Ende des Krieges dort. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 	 

Die USA gaben den Südvietnamesen ihr Wort.  Sie 
 stehen dazu, in Südostasien wie in Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieses Engagement lastet schwer auf der Regierung 
und dem Volk der Vereinigten Staaten, unseren 
Freunden. Wir wünschen überall in der Welt Frie-
den durch politische Lösungen. Frieden setzt guten 
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Willen aller Beteiligten voraus. Wir haben nicht ver-
gessen, wer der Aggressor war und ist. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Kommunisten waren und sind es. Die USA sind 
friedens- und verhandlungsbereit. Die Verantwort-
lichen in Nordvietnam sind nicht bereit, durch Mit-
wirkung an der Einstellung der Kampfhandlungen 
die Voraussetzungen für Verhandlungen zu schaffen. 
Es ist eine schlechte Sache, Verteidiger und An-
greifer nicht mehr zu unterscheiden oder gar allein 
den Verteidiger zu schelten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Unsere Sache ist es nicht, in diesem Konflikt eine 
Position zu beziehen, welche unsere moralische oder 
politische Potenz übersteigt. Wir wünschen Frieden 
in Vietnam, und wir leisten humanitäre Hilfe,  — 
dies  und sonst nichts. Aber wir haben zu überlegen, 
ob wir vor uns selbst und vor den Ansprüchen, die 
wir an die Welt haben, eigentlich bestehen können, 
wenn wir das Ausmaß der täglichen menschlichen 
Not auf beiden Seiten sehen und damit unseren be-
scheidenen Beitrag zur humanitären Hilfe verglei-
chen. Der Bundeskanzler hat das ähnlich gesehen, 
und wir unterstützen diese Sicht, meine Damen und 
Herren. 

Ich komme damit zu einem zweiten Kapitel. Wir 
haben hier als Union so oft begründet, warum wir 
die Politik der europäischen Einigung für dringend 
halten und daß wir das ganze Europa meinen. So 
können wir uns gleich den konkreten Punkten zu-
wenden. Bevor ich es aber tue, möchte ich die 
Wünsche unserer Fraktion für die baldige Genesung 
des Herrn Bundesaußenministers in aller Herzlich-
keit übermitteln. 

(Beifall.) 

Zu den konkreten Punkten! Erstens. Wir sind — 
und es ist wichtig, das in dieser Stunde zu sagen; 
wir haben es oft genug hier debattiert — nach wie 
vor für den Beitritt Großbritanniens, Irlands, Nor-
wegens und Dänemarks zu den Europäischen Ge-
meinschaften und wir stehen den Wünschen Schwe-
dens und Osterreichs wie denen der Neutralen posi-
tiv gegenüber. Frankreich ist in einigen dieser 
Punkte anderer Meinung. Da sich hier nichts erzwin-
gen läßt, halten wir die Politik der Bundesregierung 
für richtig, durch Schritte auf dieses Ziel hin das 
jetzt Mögliche an europäischem Fortschritt zu errei-
chen. Wenn die Bundesregierung sich nach Gesprä-
chen in Rom und in Paris entschlossen hat, einen 
eigenen Beitrag zur Lösung dieser europäischen 
Fragen zu leisten, so sehen wir darin nicht — wie 
manche Zeitungen im In- und Ausland —, daß damit 
die Bundesregierung den Schwarzen Peter über-
nommen hätte, sondern wir sehen darin ein erfreu-
liches Zeichen einer selbständigen und selbstbewuß-
ten deutschen Politik im Interesse Europas und 
ermuntern die Bundesregierung, das fortzusetzen 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Dr. Mom- 
mer: Na, na!) 

— das ist selbstbewußt, Herr Mommer —, aber 
nicht zu zerstören. — Herr Mommer, Sie wollen an 
dieser Stelle eine Zwischenfrage stellen: vielleicht 

ist es wichtig, das noch anzufügen: Nicht zu zer-
stören, was europäisch wirksam ist, das Vorhandene 
auszubauen und möglichst durch handelspolitische 
Arrangements und durch andere Arrangements, 
durch praktische Schritte auf das Ziel hin und durch 
vermehrte technologische Zusammenarbeit die euro-
päischen Bindungen zu verstärken, — das ist sinn-
voller, als etwa im Schmollwinkel abzuwarten. 

Und nun will Herr Dr. Mommer eine Frage — 
ich vermute: aus dem Trotzwinkel — stellen: 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie die Zwi-
schenfrage des Herrn Kollegen Dr. Mommer? 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Kollege Barzel, ken-
nen Sie jemand — könnten Sie ihn nennen —, der 
das Bestehende zerstören wollte, der nicht vielmehr 
das Bestehende ausbauen wollte und die EWG nach 
Inhalt und nach den Institutionen verbessern 
möchte? 

Dr.  Barzel: Verehrter Herr Kollege Mommer, 
ich hatte befürchtet, daß jetzt eine Frage aus dem 
Trotzwinkel kommt. — Ich weiß, wie schwer es war, 
diesen europäischen Zustand zu erreichen, wie er 
jetzt erreicht ist. Wir wünschen ihn eben nicht zu 
stören, auch nicht durch verbale Erklärungen, die 
niemandem helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn wir wollen — — Bitte! 

Dr. Mommer (SPD) : Ich glaube, Sie haben meine 
Frage mißverstanden. Ich habe gefragt, ob Sie 
jemand von denen, die die gegenwärtige Haltung 
der Bundesregierung nicht für ganz glücklich halten 
— hier in unserem Lände insbesondere —, kennen, 
der das Bestehende zerstören möchte. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Meine Damen und Her-
ren, in diesem Lande gibt es einige, welche die Bun-
desregierung bedrängen, mehr zu tun. Wir geben 
deshalb die Antwort, daß das jetzt Mögliche ge-
schehen sollte. Es gibt natürlich auch manche, die 
nicht interessiert sind, dem europäischen Fortschritt 
zu dienen. Ich denke z. B. — da werden wir uns 
gleich wieder finden, Herr Mommer — an manchen 
rechtsradikalen Ton in diesem Lande. Das kann zer-
stören, meine Damen und Herren. Ich meine, Natio-
nalismus, wo immer er auftritt, ist keine förderliche 
Haltung für die Europäer. Ich glaube, Herr Mommer, 
diesem letzten Satz werden Sie mit großem Ver-
gnügen zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeord

-

neten der SPD.) 

Nun ein zweiter Punkt. Viele Europäer haben 
noch offene Fragen zum Vertrag über die Nichtver-
breitung atomarer Waffen. Da Großbritannien eine 
militärische Atommacht ist, das Zustandekommen 
dieses Vertrages wesentlich fördert und Mitglied in 
der von diesem Vertrag berührten europäischen 
Gemeinschaft zu werden wünscht, würden wir es 
begrüßen, wenn sich Großbritannien zum sichtbaren 
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Anwalt der europäischen Interessen in dieser Frage 
machen könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, noch steht keine euro-
päische Regierung und erst recht kein Parlament vor 
der Frage, ja oder nein zu dem jetzt in Genf erarbei-
teten Text zu sagen. Es handelt sich um einen Ent-
wurf, um eine Diskussionsgrundlage. So sehen wir 
das. 

Unsere prinzipiellen Erklärungen, solche Waffen 
weder erzeugen noch erwerben noch national über 
sie verfügen zu wollen, gehören zum fortgeltenden 
wesentlichen Bestand der außenpolitischen und 
völkerrechtlichen Positionen unseres Landes. Das 
entbindet uns aber nicht von der Pflicht, die vitalen 
deutschen und europäischen Interessen, welche 
dieser Vertrag berührt, zäh zu verfolgen. 

Wir wünschen auch hier volle Gewißheit über die 
konkreten Pflichten, die ein solcher Vertrag allen 
Unterzeichnern auferlegt. Es wäre unredlich, zu ver-
schweigen, daß wir ausreichende Gewißheit noch 
nicht in allen Fragen haben. 

Am 27. April 1967 haben wir hier diese Probleme 
sorgfältig diskutiert. Damals hat die Bundesregierung, 
wenn ich mich recht erinnere, mit Zustimmung des 
ganzen Hauses durch den Herrn Bundesaußenmini-
ster ihre Einstellung zum Vertragsvorhaben fest-
gelegt. Es wurde damals von allen Seiten die For-
derung erhoben, daß ein solcher Vertrag lebens-
wichtige Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
nicht beeinträchtigen dürfe. Die Bundesregierung 
erklärte, „nach Inhalt und Form ein Höchstmaß an 
Gewißheit" über die Vertragspflichten zu benötigen. 
Bei dieser Debatte hat der Herr Bundesaußenmini-
ster — wie er sich ausdrückte — „Maßstäbe" zur Be-
urteilung des Vertragsentwurfs aufgestellt. Er tat 
dies für die Bundesregierung und hat diese „Maß-
stäbe" in vier Punkten konkretisiert, die ich hier 
zitieren möchte: 

erstens die ungehinderte Nutzung der Kern-
energie zu friedlichen Zwecken, 

zweitens eine deutliche Verbindung zu all-
gemeiner Abrüstung, 

drittens Gewährleistung der Sicherheit und 

viertens keine Beeinträchtigung regionaler 
in unserem Fall: europäischer — Einigungs-
bestrebungen. 

Der Herr Bundesaußenminister hat damals mit un-
serer Zustimmung nachhaltig betont, daß die Zu-
kunft der Bundesrepublik Deutschland als moderner 
Industriestaat von der zivilen Nutzung der Kern-
energie abhängt. Das heißt volkstümlicher: Unsere 
Arbeitsplätze morgen hängen davon ab, daß wir 
hier keinerlei Beeinträchtigung für die moderne 
Technik und Wissenschaft erfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Herr Bundesaußenminister hat damals auch 
mitgeteilt — und dies ist wichtig —, daß künftig die 
Versorgung der Bundesrepublik Deutschland mit 
atomaren Brennstoffen für solche wirtschaftlichen 
und friedlichen Zwecke ausschließlich über Euratom  

vorgesehen sei. Nun wirft aber schon der Vertrags-
text Fragen für die Zukunft des europäischen Kern-
energiemarktes auf. Nach der Presse — offenbar ist 
im Auswärtigen Amt, wo der Minister nicht da ist, 
ein Teil von Journalisten früher und umfassender 
informiert worden als die Verantwortlichen dieses 
Hauses — 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Hört! Hört!) 

gibt es zu manchen unserer Fragen gewisse zusätz-
liche Interpretationen. 

(Abg. Blank: Die möchten wir hören!) 

Uns. sind sie noch nicht bekannt. Gewißheit gibt 
nur — dies wollen wir hier gleich sagen: —, was 
öffentlich und verbindlich von den Zuständigen er-
klärt wird. 

(Beifall bei •der CDU/CSU.) 

Denn hier geht .es nicht um eine Eintagsfliege, son

-

dern um einen Vertrag für 25 Jahre, mit praktisch 
unbeschränkter Laufzeit, meine Damen und Herren. 

Wir werden also zum rechten Zeitpunkt — das 
isst sehr wichtig — und miteinander — das ist 
ebenso wichtig — konkret zu prüfen haben, ob und 
wie die einvernehmlich bezeichneten deutschen Le-
bensinteressen durch .den Vertrag und durch even-
tuell erforderliche verbindliche Interpretationen be-
rücksichtigt worden sind. 

Meine Damen und Herren, wir sagen lin dieser 
Frage ganz ruhig, was wir auch 'in anderen Zusam-
menhängen früher gesagt haben: Wir wünschen 
durch nichts und auch nicht durch diesen Vertrag 
in unserer Sicherheit beeinträchtigt, in  der fried-
lichen Nutzung der Kernenergie behindert oder in 
der europäischen Entwicklung gestört zu werden. 
Damit uns keiner mißversteht: Wir meinen nicht 
nur den 'europäischen Besitzstand, sondern auch die 
Freiheit für weitere Schritte auf das politische Eu-
ropa hin. 

Ein dritter Punkt. Der Bundeskanzler hat nicht 
ohne Sorge von dier einseitigen Verminderung der 
Zahl befreundeter Streitkräfte auf dem Boden der 
Bundesrepublik Deutschland gesprochen. Wir wün-
schen auch weiterhin die militärische Anwesenheit 
befreundeter Truppen hier. Wir sind nüchtern ge-
nug, zu sagen, daß eben dies auch Währungsfragen 
aufwirft, — Währungsfragen freilich, die nicht allein 
die Deutschen, sondern alle Europäer betreffen; 
denn das, was wir hier haben, ist für Europa ein 
Stück wirksamer Anstrengung für die Sicherheit. 
Wir kennen diese Probleme und haben bisher 
immer Lösungen gefunden, und auch für die  Zukunft 
wird unser guter Wille vorhanden sein. 

In diesen Zusammenhang gehören, wie wir mei-
nen, zwei Bemerkungen. Einmal: Wir erstreben wei-
ter das, was der Herr Bundesaußenminister hier ein-
mal mit dem guten Wort „ebenbürtiges" Gespräch 
Europas mit den USA in Partnerschaft genannt hat. 
Wir sind an wachsender Zusammenarbeit interes-
siert. 

Zum anderen: Zur Aktivierung der Handelsbilanz 
der USA wäre unseres Erachtens eine Beschleuni-
gung des in der Kennedy-Runde vereinbarten Zoll-
abbaus ein guter Weg. Wir meinen, daß alle Maß- 
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nahmen hinüber und herüber im Geiste der Freiheit 
und im Geiste des ungehinderten Welthandels und 
stabiler Währungen — hier wie dort — getroffen 
werden sollten und auch könnten. 

Ein vierter Punkt: Der Herr Bundeskanzler hat 
sich in seiner Erklärung ausdrücklich an die 
Tschechoslowakei gewandt. Man soll in Prag wissen, 
daß auch wir das unterstützen. Meine Damen und 
Herren, was sich dort und in Polen in diesen Tagen 
ereignet und uns erregt, sollte gleichwohl, wie ich 
meine, nicht Anlaß dieser Debatte werden, damit 
wir niemandem, der danach sucht, einen Vorwand 
für Einmischung liefern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zum fünften Punkt. An die Polen gerichtet, haben 
wir und andere immer wieder Zeichen unseres guten 
Willens gegeben. Für unsere Fraktion habe ich vor 
kurzer Zeit von dieser Stelle die Worte Konrad 
Adenauers an die Polen in die Erinnerung gerufen, 
mit denen er damals gute Nachbarschaft vorschlug. 
Leider ist immer noch, bis in die jüngsten Tage, das 
Echo aus Warschau sowohl auf die Erklärungen der 
amtlichen Politik wie auf andere Stimmen aus unse-
rem Volk unversöhnlich. Oft erscheint dieses Echo 
— und das ist mir nicht ganz verständlich — mit 
Ulbrichts Forderungen belastet. Wir weigern uns 
— als Deutsche und Europäer — im Interesse beider 
Länder wie in dem Europas, diese abwertende Posi-
tion als endgültige polnische Einlassung zu akzep-
tieren. 

Sollte es so sein, daß man in Warschau statt von 
Aussöhnung, die wir meinen, lieber von Interessen-
ausgleich oder Begründung guter Nachbarschaft re-
den möchte, — nun gut, wir sind dazu bereit. Aber 
guter Wille muß auf beiden Seiten vorhanden sein. 
Wir kennen das Schicksal der Polen, wir verstehen 
die Lage dieses Nachbarlandes. In Warschau sollte 
man unsere ernsthaften Absichten nicht verken-
nen und sollte neu und selbständig über eine Ver-
besserung der Beziehungen nachdenken. Zum Ver-
stehen hinüber und herüber gehört auch das polni-
sche Verständnis für das Schicksal der vertriebenen 
Deutschen. Es ist bitter, die Heimat zu verlieren. 
Keiner ist berechtigt, ohne Zustimmung der Betrof-
fenen den Weg in eine neue Zukunft zu gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben eine klare Position im internationalen 
Recht, aber wir haben auch Verständnis für Polen, 
und nur wer den anderen versteht, wird einen Aus-
gleich herbeiführen können. 

Zum Sechsten: Der Herr Bundeskanzler hat mitge-
teilt, daß die Bundesregierung an ihren Bemühungen 
festhält, Gewaltverzichtserklärungen auszutauschen. 
Wir unterstützen das und erinnern daran, daß ein 
solches Angebot schon in der Friedensnote vom 
März 1966 enthalten war. Es ist ganz selbstverständ-
lich, daß der Verzicht auf Gewalt — das ist unsere 
Politik seither — auch gegenüber dem anderen Teil 
Deutschlands gelten muß und gilt. Gewaltverzicht — 
das muß man aber sagen, weil hier Mißverständ-
nisse im eigenen Land und auch bei anderen aufkom-
men —, Gewaltverzicht heißt nicht Verzicht auf 

unsere Politik. Gewaltverzicht heißt, diese politi

-

schen Ziele ohne Gewalt zu erstreben. Nur bei voller 
Gegenseitigkeit erhält auch dieses Bemühen seinen 
möglichen Rang als Element für eine europäische 
Friedensordnung. 

Zum Siebten: Der Herr Bundeskanzler hat die 
Bereitschaft der Bundesregierung, die wir unter-
stützen, betont, auch gegenseitige Abrüstungsmaß-
nahmen und Fragen der Truppenverminderung in 
das internationale Gespräch einzuführen. Es ist seit 
langem die Politik der Union, die Lösung der deut-
schen Frage unter europäischen Aspekten und zu-
sammen mit Abmachungen über die europäische 
Sicherheit zu suchen. Wir halten daran fest. Solche 
Abmachungen müßten sich auf das ganze Europa 
erstrecken. Sie müssen das Kräfteverhältnis insge-
samt wahren, eine wirksame Kontrolle vorsehen, 
und sie sollten mit entscheidenden Fortschritten bei 
der Lösung der politischen Probleme in Mitteleuropa 
verbunden werden. 

Die Studie des Centre d'Etudes aus Paris zu die-
sen Fragen ist für uns von unseren Vorstellungen 
nicht nur weit entfernt, sondern steht in vielem 
geradezu diametral dazu. Sie ist für uns, weil zu 
eng und ohne die wirkliche Einheit am Schluß, nicht 
akzeptabel. 

Zum Achten: Es hat auch hier keinen Zweck, sich 
über die Lage zu täuschen: Wir leisten einen Bei-
trag zur Abschreckung im Bündnis, weil es eine 
kommunistische Bedrohung gibt. Dies muß man ein-
mal wieder sagen, meine Damen und Herren, weil 
mancher das zu vergessen scheint. Unsere militäri-
schen Anstrengungen sind nicht Ursache, sondern 
Antwort. Wir teilen die Meinung unserer Bündnis-
partner, daß die Bedrohung anhält, und wir wün-
schen über 1969 hinaus im Bündnis zu bleiben. Wir 
sagen dies auch, weil der Nichtverbreitungsvertrag, 
von dem wir vorher gesprochen haben, für minde-
stens 25 Jahre gelten soll. Wir stellen deshalb die 
Frage nach der künftigen Gestaltung unserer Sicher-
heit für eben diesen Zeitraum. Dabei wünschen wir 
völlig klarzumachen, daß uns die Absicht der USA, 
der Sowjetunion und Großbritanniens — was immer 
da sonst eine Rolle spielen mag — für uns wegen 
unserer realen Lage zur Sicherung unserer Freiheit 
hier nicht ausreicht. Denn niemand kann übersehen, 
daß im Weltsicherheitsrat der Vereinten Nationen 
eben diese Großmächte mit einem 'Veto  gegenein-
ander sitzen und daß sie — aufs höchste gerüstet 
und gegeneinander abschreckend — in Europa, in 
unserem Lande, in der deutschen Hauptstadt ein-
ander gegenüberstehen. 

Meine Damen und Herren, wir sind bereit — der 
Herr Bundeskanzler hat davon gesprochen —, diese 
Lage der so harten Konfrontation überwinden zu 
helfen. Wir weisen aber noch einmal darauf hin, 
daß nicht wir in Deutschland an der Mauer in Berlin 
und entlang dem Todesstreifen auf Deutsche schie-
ßen lassen, sondern die drüben, die verantwortlich 
sind in Ostberlin. 

Ich komme damit zum dritten Abschnitt dieser 
ersten Einlassung meiner Fraktion zum Bericht des 
Herrn Bundeskanzlers über die Lage der Nation. 
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Wir meinen, daß dieses Problem nur mit dem 

Blick auf die weltpolitischen und die europäischen 
Bedingungen zur Lösung der deutschen Frage be-
trachtet werden darf. Alles andere ist, Herr von 
Weizsäcker weist mit Recht darauf hin, provinziell. 
Aber manchem ist offenbar der Blick auf die poli-
tische Lage der Nation, von der nun geredet werden 
soll, durch Wunschdenken verstellt. 

Meine Damen und Herren! Die Deutschlandpolitik 
der Bundesregierung findet unsere Unterstützung. 
Wir halten sie für konsequent, wir halten sie für 
realistisch, und ,es gelang ihr, die Initiative in der 
deutschen Frage zu gewinnen und zu behalten. Und 
es gelang auch, manchem in der Welt und in Europa, 
der sich schon zu sehr mit der deutschen Spaltung 
abgefunden hatte, neue Lichter aufzusetzen. Aber 
auch diese Politik der Bundesregierung erfordert 
Beharrlichkeit, Geduld und ungeschminkte Einsicht 
in die Schwierigkeiten, welche der Lösung dieses 
Problems entgegenstehen, und deshalb halten wir 
es für nützlich, in dieser Debatte einige Akzente der 
realen Lage zu betonen. 

Der Herr Bundeskanzler hat zweimal an die Ver-
antwortlichen in Ost-Berlin geschrieben. Er hat kon-
krete Vorschläge zur Erleichterung des Lebens im 
ganzen Deutschland gemacht. Die Bundesregierung 
hat ihre Bereitschaft erklärt, auch über andere Fra-
gen mit den Verantwortlichen drüben zu sprechen, 
und sie hat den Staatssekretär im Bundeskanzler-
amt für Verhandlungen zur Verfügung gestellt. 

Die Antwort aus Ost-Berlin auf den ersten Brief 
war, so hat ,es der Herr Bundeskanzler mit Recht 
bezeichnet: „Alles oder nichts!" Die Antwort auf 
den zweiten Brief steht seit vielen Monaten aus. 
Der Brief des Kanzlers wurde drüben nicht ver-
öffentlicht. Trotzdem bemühen wir uns, nicht maxi-
male Fragen zu stellen, sondern praktische Schritte 
zu tun. 

Statt einer Antwort hierauf sind wir Zeugen einer 
ungewöhnlichen Anstrengung des Regimes drüben, 
eine neue Verfassung für den unfreien Teil Deutsch-
lands in Kraft zu setzen. Diese Verfassung sieht in 
ihrem Artikel 8 Abs. 2 die Vereinigung des ganzen 
Deutschland „auf der Grundlage der Demokratie 
und des Sozialismus" vor. Das heißt — und Ulbricht 
und andere erklären das noch viel unmißverständ-
licher als in dieser Formel der Verfassung —, daß 
man eben drüben die deutsche Einheit unter kom-
munistischem Vorzeichen wünscht. Dies ist die Ant-
wort auf unser Bemühen um Ausgleich und Ver-
ständigung zu dieser Stunde. 

Ein anderer Akzent: Wir bemühen uns um Un-
terstützung unserer Freunde für unsere praktischen 
Schritte in Deutschland und zur europäischen Frie-
densordnung, und wir erkennen an, daß unsere 
Freunde diesem Wunsch entsprechen. Die euro-
päischen Kommunisten dagegen haben in ihrer 
Karlsbader Erklärung vom Frühjahr 1967 — man 
muß sie wieder lesen, weil die ganze Politik ein-
schließlich der Forderung der Sowjetunion, im Zu-
sammenhang mit anderen Fragen, nur von diesem 
Dokument her erklärt werden kann — maximale 
politische Positionen gegen uns bezogen. Ich möchte 

aus diesem Karlsbader Dokument wenigstens einige 
der politischen Ziele der Kommunisten in Deutsch-
land durch Zitat entnehmen. Da heißt es: 

die Anerkennung der Unantastbarkeit der be-
stehenden Grenzen in Europa und insbesondere 
der Grenze an  Oder und Neiße sowie der 
Grenze zwischen den beiden deutschen Staaten, 
die Verhinderung des Zutritts der Bundesrepu-
blik zu Kernwaffen in jeglicher Form, darun-
ter in der sogenannten europäischen multilate-
ralen oder atlantischen Form, 

Anerkennung, daß das Münchener Diktat vom 
Augenblick seines  Abschlusses an ungültig ist, 
die Normalisierung der Beziehungen zwischen 
allen Staaten und der DDR wie auch zwischen 
den beiden deutschen Staaten und zwischen der 
besonderen politischen Einheit Westberlins und 
der DDR, 

die konsequente Verteidigung und Entwicklung 
der Demokratie in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Dies bedingt die allseitige Unterstützung 
des Kampfes der fortschrittlichen Kräfte in der 
Bundesrepublik für das Verbot neonazistischer 
Organisationen und jeder revanchistischen Pro-
paganda, für den Verzicht auf die Notstandsge-
setze, für die Gewährleistung freier Betätigung 
für die friedliebenden Kräfte und die Legalisie-
rung der KPD, den Abschluß eines Vertrages 
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen. 

Das, meine Damen und Herren, sind die Ziel-
setzungen der Kommunisten Europas gegenüber 
Deutschland. Das heißt, daß wir hier nicht nur alten 
Bekannten begegnen, sondern daß es wichtig ist, 
diese Liste einmal auf sich wirken zu lassen und sie 
nie zu vergessen, wenn wir über einzelne dieser 
Fragen reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich meine, es gehört dazu auch noch, festzustellen, 
daß dies offensive und agressive Ziele sind, daß 
nämlich für uns die Nichteinmischung in unsere 
inneren Angelegenheiten nicht gelten soll und daß 
wir statt dessen nicht einmal mehr die Not unserer 
Landsleute ins Gespräch bringen dürfen. Das steht 
in diesem Dokument. Meine Damen und Herren, dies 
alles atmet nicht den Geist der Entspannung, son-
dern das ist aggressive Politik. 

Gestern hat Walter Ulbricht das Verständigungs-
programm der Bundesregierung abgelehnt. Als Ant-
wort auf den Bericht des Kanzlers hielt er eine Fern-
sehansprache. Das ging ziemlich schnell, und schon 
dies zeigt, Herr Bundeskanzler, wie gut Ihre Er-
klärung war und daß es gelang, die Bevölkerung 
drüben völlig richtig anzusprechen. Man wird nun 
drüben, aber wohl auch in Prag und in Warschau und 
sicher auch in Moskau, sorgfältig registrieren, daß 
Walter Ulbricht selbst Ihr Gesprächsangebot, Herr 
Bundeskanzler, über den Gewaltverzicht abgelehnt 
hat. Das wird man in der Welt registrieren. Wir 
können Sie, Herr Bundeskanzler, und Ihre Regierung 
nur ermuntern, sich durch solche Versuche, Propa-
ganda statt Politik zu machen, nicht etwa von der 
ruhigen und sachlichen Linie der Initiative abbringen 
zu lassen; denn allein diese ruhige, sachliche Linie 
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liegt im Interesse der Deutschen, aller Europäer und  

des Weltfriedens.  
(Beifall bei der CDU/CSU.)  

Meine Damen und Herren, wir haben diese Lage,  
die von Antagonismen und Kontroversen und Kon-
frontation gezeichnet ist, hier nicht etwa aufgeführt,  

um zu entmutigen — das habe ich eben dargetan —,  

und auch nicht, um irgend jemanden zu ermutigen,  

in die Startlöcher des Kalten Krieges zurückzukeh-
ren. Wir haben diese reale Lage nur dargetan, um  
Nüchternheit und klare Sicht auf das, was wirklich  
ist, hier in die Debatte einzuführen. Es ist gut, daß  
die Bundesregierung die Verantwortlichen in Pan-
kow nicht zur Ruhe kommen läßt. Es ist gut, daß sie  
die europäischen Nachbarn in Mittel- und Osteuropa  
direkt anspricht. Wir begrüßen auch, daß die Bun-
desrepublik Gespräche mit der Sowjetunion nicht nur  

sucht, sondern führt. Wir lassen für heute die Frage  

unbeantwortet — es ist eine methodische Frage —,  

ob alles dies immer erfolgreich gleichzeitig oder  
gleichrangig betrieben werden kann. Aber das, was  

jetzt konkret geschieht — und damit haben wir für  

heute zu tun —, findet unsere Unterstützung.  

Meine Damen und Herren, es ist wohl jedem  
deutlich — dies gehört auch in die Debatte —, daß  

die Lösung der deutschen Frage, wenn man diese  

Konfrontation sieht, unsere eigenen Kräfte über-
steigt und daß es sich hier um ein weltpolitisches  
Problem handelt, zugleich aber um die fundamentale  

Frage, ohne deren Lösung es eine europäische Frie-
densordnung nicht geben kann.  

Im Zusammenhang mit dieser Erörterung der  

Deutschlandpolitik wollen wir noch zwei Anmer-
kungen machen. Der Bundeskanzler hat von Berlin  
gesprochen. Die Bundesregierung hat die Ostberliner  
Reisebeschränkungen dieser Tage als rechtswidrig  

zurückgewiesen. Dies deckt sich mit unseren Auf-
fassungen und ist wieder ein Zeichen, wer hier  
eigentlich Entspannung und wer hier Spannung  

sucht.  

Wir wollen aber noch ein anderes in dieser De-
batte sagen, weil das für die Menschen in Berlin,  

glaube ich, wichtig ist. Wir, die Bundestagsfraktion  

der CDU/CSU, wollen alles tun, um Berlin politisch  
und wirtschaftlich zu unterstützen. Solange die be-
drohte Existenz Berlins auf wirtschaftlichem und  
politischem Gebiet anhält, solange das freie Berlin  
auf wirtschaftliche Hilfe aus dem übrigen Bundes-
gebiet angewiesen ist, ebenso lange werden wir das  

freie Berlin auch wirtschaftlich unterstützen.  

(Beifall bei der CDU/CSU.)  

Die materiellen Hilfen des Berlinhilfegesetzes,  
über das die Beratung begonnen hat, werden, soweit  

es an uns liegt — aber ich denke, es wird keiner im  
Hause scheitern lassen —, auch nach Ablauf des  
Jahres 1968 fortgesetzt werden. Wir werden dabei  

die bisher gemachten Erfahrungen auswerten und,  

wo notwendig, Verbesserungen anbringen oder, wo  

notwendig, Mißstände beseitigen. Die Gespräche  

hierüber zwischen dem Berliner Senat und den Ver-
antwortlichen hier haben begonnen. Wir werden uns  
um rechtzeitige Vorlage eines Gesetzentwurfs und  

um rechtzeitige Verabschiedung hier bemühen. In  

Berlin jedenfalls soll man wissen: Wir bleiben fest  
entschlossen, den politischen und den ökonomischen  

Preis für die Freiheit und die wirtschaftliche Sicher-
heit unserer Mitbürger dort zu zahlen.  

(Beifall bei der CDU/CSU.)  

Zum anderen — als einen zweiten konkreten,  
aber letzten Punkt in diesem gesamtdeutschen Ka-
pitel --: Vor einigen Tagen ist hier im gesamtdeut-
schen Ausschuß eine Einigung in der Frage des  
Zeitungsaustausches erreicht worden. Wir begrüßen  
die gefundene Lösung. Ich gucke jetzt Herrn Kolle-
gen Eppler an, weil er uns neulich eine Frage hier  
gestellt hat, die ich im Grunde versuche, jetzt zu  

beantworten, weil sie prinzipiell war. Die gefundene  

Lösung ist eine Vorleistung auf Zeit — das muß man  

so bezeichnen — mit der Absicht, dadurch von drü-
ben eine Gegenleistung zu erwirken. Wir wollen  

das deshalb zum Anlaß nehmen, um über diesen  
Punkt hinaus eine generelle Aussage zu machen. Für  

uns ist es eine prinzipielle Überlegung, die nicht nur  
für diese Fragen gilt, immer von West nach Ost auf  

.Gegenleistung zu sehen. Es wird nicht immer mög-
lich sein, die Gegenleistung gleichzeitig oder gleich-
rangig zu erhalten. Es wird auch Situationen geben,  
in denen man getrost einmal einen Schritt voran-
gehen kann. Aber prinzipiell und methodisch bleibt  
die Frage nach der Gegenleistung zu stellen, und  

das Ziel, sie zu erreichen, bleibt eine Aufgabe für  
die deutsche Politik.  

(Beifall bei der CDU/CSU.)  

Ich hoffe, wir sind da einig; denn wenn wir das nicht  

wären, wäre es schrecklich. Dann kommen wir am  
Schluß z. B. zu Gewaltverzichterklärungen, — und  

an der Mauer in Berlin wird weiter geschossen. Das  

wäre natürlich der Widersinn einer vernünftigen  
Politik.  

Ich möchte zum Schluß kommen. Ich weiß, Herr  
Kollege Mommer, daß ich heute zum erstenmal in  
dieser Periode meinen Vorsatz, nicht länger als  
30 Minuten zu sprechen, unterbrochen habe. Aber es  

war der Wunsch meiner Fraktion, daß ich zu allen  

diesen Fragen Stellung nehme. Ich wollte es nur  

selber sagen, weil möglicherweise einer das nachher  

kritisiert. Es ist die Ausnahme.  

(Zuruf des Abg. Dr. Mommer.)  

— Sie haben mir damals den Zuruf gemacht, Sie  

würden darauf achten. Es ist die Ausnahme, die die  
Regel bestätigt.  

Meine Damen und Herren, unter unseren Augen  
verändert sich die Welt. Neue Bedingungen stellen  

uns vor neue Notwendigkeiten, und wir haben zu  
sehen, ob alles dies technisch, militärisch, politisch,  
strategisch, ob alles dies, was wir mit wachem  

Blick sehen und mit Aufgeschlossenheit beantwor-
ten, neue Möglichkeiten für die Lösung auch der  

deutschen Frage beinhaltet. Denn was immer sich  
ändern mag: Es bleibt unser Wille — und ich hoffe,  
der dieses ganzen Hauses — nach der Einheit, so  
wie einmal Abraham Lincoln es formuliert hat, als  

er sagte: „Daß die Nation durch Gottes Hilfe eine  

Wiedergeburt ihrer Freiheit erlebt und die Regie- 
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rung des Volkes durch das Volk und für das Volk 
nicht aus der Welt verschwindet." 

Wir begrüßen die schöpferische Unruhe in unse-
rem Volk. Wir danken all denen, die sich mit uns 
sorgen und Vorschläge an uns machen. Wir sind als 
Nation gefordert und herausgefordert, dieses 
Europa mit zu gestalten, damit es seinen Beitrag 
leistet für eine Friedensordnung in der Welt. Das 
wird nur gehen durch harte und nüchterne Arbeit, 
damit eines Tages alle Menschen wegen ihrer Wirk-
lichkeit in der Welt den Satz sagen können, den der 
Arbeiter Engelhard kurz vor dem 17. Juni 1953 als 
Forderung erheben mußte. Er hat damals gesagt 
— und wir machen uns dies zu eigen —: „Wir wol-
len leben wie die Menschen — weiter wollen wir 
nichts!" 

(Lebhafter Beifall der CDU/CSU — 
Beifall bei Abgeordneten der SPD.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schmidt. 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Meine Damen und 
Herren und, Herr Präsident, vielleicht darf man 
heute ausnahmsweise bei dieser Gelegenheit auch 
hinzufügen: Liebe Landsleute in der DDR und in 
der Bundesrepublik! Die Sozialdemokraten begrü-
ßen, daß die Bundesregierung unsere schon 1965 er-
hobene Forderung nach einem jährlichen Bericht 
über die „Lage der Nation im geteilten Deutschland" 
in dieser Woche zum erstenmal erfüllt hat. Nach 
unserer Vorstellung, der sich dann im vergangenen 
Jahr auch die anderen beiden Fraktionen angeschlos-
sen haben, soll das Ziel dieses Berichtes sein — ich 
zitiere —: 

die Kenntnis nüchterner Tatsachen über das 
Leben in beiden Teilen Deutschlands zu ver-
mitteln und uns in den Stand zu setzen, alle 
Möglichkeiten mit Geduld und Sachkunde aus-
zuschöpfen, den Menschen im anderen Teil 
Deutschlands wirtschaftlich, politisch und kultu-
rell zu helfen und nach neuen Verbindungen 
oder Gemeinsamkeiten zu suchen, um auch da-
durch die Wirkungen der Maßnamen des 
Systems dort drüben auf das unvermeidliche 
Maß zu reduzieren, um auch dadurch die Not 
der Spaltung zu mildern, um auch dadurch die 
weitere Teilung des Landes zu bremsen und die 
Lebensfähigkeit als Nation zu erhalten. 

Natürlich werden wir alle bei diesem ersten Versuch 
diesen Zielen noch nicht ganz gerecht werden, die 
heute vor einem Jahr mein Freund Franz Seume 
formuliert ,hat. Aber wir wünschen, die Erklärung 
der Bundesregierung ausdrücklich zu begrüßen und 
unsere grundsätzliche Übereinstimmung hier zu be-
kunden. 

Wir Deutschen stehen in der geschichtlichen Kon-
tinuität unserer Nation. Man kann das in einem Bild 
sagen. Als 1945 unsere Städte zerstört waren, da 
wäre es möglicherweise leichter gewesen, die Ruinen 
verfallen zu lassen und die neuen Städte nebenan 
auf der grünen Wiese aufzubauen. Aber niemand 
hat das getan, sondern wir haben die Trümmer weg

-

geräumt, und wir haben die Städte genau dort wie-
der errichtet, wo sie schon seit Jahrhunderten ge-
standen hatten. Sie haben dieselben Namen behal-
ten, die schon in den alten Urkunden erwähnt sind. 
Auch die deutsche Geschichte kann für uns nicht mit 
dem Jahr 1945 beginnen. Sie beginnt auch nicht mit 
1933 oder mit 1918 oder mit 1871. Das Heilige 
Römische Reich Deutscher Nation hat schon Jahr- 
hunderte vorher bestanden, und keiner von uns kann 
sich aus dieser deutschen Geschichte fortstehlen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das gibt auch die Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands zu, wenn sie z. B. im Text ihres neuen 
Verfassungsentwurfes für die DDR von einer deut-
schen Nation spricht. Die SED muß das 'ja auch zu-
geben; denn die Landsleute in der DDR empfinden 
sich als der einen deutschen Nation zugehörig. Wie 
sonst hätte es wohl geschehen können, daß Walter 
Ulbricht kürzlich im Berliner Friedrichstadt-Palast 
auf eine Frage antworten mußte, die man sich 
bestellen mußte, um zu versuchen, auf eine Frage, 
die im Volk verbreitet ist, eine Antwort zu geben. 
Die Frage lautet: „Wird nicht doch durch die sozia-
listischen Gesetze der DDR die Spaltung Deutsch-
lands vielleicht vertieft werden?" Walter Ulbricht 
wird nicht nur diesem einen Frager, sondern er wird 
uns allen, allen Deutschen diese Frage beantworten 
müssen. Die neue Verfassung der DDR ist in zwei 
Punkten einzigartig gegenüber den Verfassungen 
der ganzen Welt, auch gegenüber den Verfassungen 
anderer kommunistischer Staaten. Die neue DDR-
Verfassung polemisiert in ihrer Präambel gegen 
einen ausländischen Staat, gegen die Vereinigten 
Staaten von Amerika, und sie spricht in zwei Arti-
keln, in Art. 6 und und in Art. 7, eine verfassungs-
rechtliche Bindung der DDR an die Sowjetunion aus. 
Das gibt es nicht einmal sonstwo im kommunisti-
schen Bereich. Es bedeutet, daß die SED den Ost-
West-Gegensatz ausdrücklich zur festen Grundlage 
und zum Bestandteil ihrer Verfassung machen will. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Man sagt drüben, der neue Verfassungstext solle 
der politischen Wirklichkeit in der DDR besser ent-
sprechen als der alte. Damit macht man zugleich 
deutlich, wie meilenweit sich die politische Wirk-
lichkeit drüben heute von der theoretisch noch gel-
tenden 1949er Verfassung schon entfernt hat. 

Im neuen Text fehlen die Bestimmungen zum 
Schutz des Bürgers vor der Staatsgewalt, und es 
fehlen die Bestimmungen über das parlamentarische 
System. Das Verbot einer Pressezensur wird besei-
tigt. Die Freiheitsrechte des Bürgers gegenüber der 
Staatsgewalt werden nur vorgetäuscht. In der Bun-
desrepublik schützt den Bürger ein Katalog von 
persönlichen Grundrechten, dessen eventuelle Ver-
letzung von unseren Gerichten überprüft wird, jedes 
Jahr, jeden Monat, in vielen Fällen. In der DDR da-
gegen legt der Staatsrat, d. h. die oberste politische 
Gewalt, die Verfassung selber und endgültig aus. 
So steht es in dem neuen Verfassungstext. 

In der Bundesrepublik besteht ein Demonstrations-
recht, das ein Recht zur Demonstration auch für 
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solche Ziele gibt, die weder der Regierung noch der 
Mehrheit, noch der Mehrheit des Volkes gefallen 
wollen. Dies Demonstrationsrecht wird bei uns im 
Augenblick zum Teil etwas exzessiv benutzt 

(Abg. Ertl: Stark strapaziert!) 

— strapaziert —; dessenungeachtet aber wird die-
ses Recht von unseren Gerichten durchgesetzt, siehe 
das Verwaltungsgericht in Berlin. 

(Beifall bei der SPD.) 

In der DDR gibt es kein Demonstrationsrecht. Dort 
werden Demonstrationen nicht erlaubt, sondern sie 
werden je nach den politischen Zielen befohlen. 

Während nach der alten Verfassung der DDR 
Freizügigkeit „an einen beliebigen Ort" gewährt 
war, heiß 

„innerhalb des Staatsgebietes der DDR". 
Freizügigkeit gelte 

Bundesrepublik gibt es solche Beschränkungen 
natürlich nicht. 

In der neuen Verfassung wird das Recht auf die 
freie Wahl des Berufs gestrichen. Bei uns hat jeder-
mann das Recht auf freie Berufswahl, und die Ge-
richte wachen darüber. In der neuen DDR-Verfas-
sung ist das Streikrecht beseitigt, das früher aus-
drücklich gegeben war, wenngleich es in der politi-
schen Wirklichkeit drüben Streiks natürlich nicht 
geben darf. Wir hingegen bemühen uns, das für die 
Arbeitnehmer in der Bundesrepublik bestehende 
Streikrecht auch für die Fälle der Notstandsverfas-
sung grundgesetzlich zu verankern. 

Die neue Verfassung der DDR hat auch die Be-
stimmungen über das parlamentarische System und 
über das Wahlsystem gestrichen, die längst von der 
ausschließlichen Führungsrolle der SED abgelöst 
worden sind. Niemand hat in der DDR die Freiheit, 
eine parlamentarische oder eine außerparlamenta-
rische Opposition zu begründen oder zu organi-
sieren. Unser Grundgesetz gewährt diese Freiheit 
für jedermann, und es wird ja tatsächlich bei uns 
sowohl die parlamentarische als auch die außer-
parlamentarische Opposition mannigfaltig organi-
siert. 

Walter Ulbricht hat das Prinzip der Gewalten-
trennung aufgehoben. Die Staatsspitze kann auch 
ohne Volkskammer Verordnungen mit Gesetzes-
kraft erlassen. Die Staatsspitze kann ganz allein den 
Verteidigungszustand erklären und kann völlig un-
kontrollierte unumschränkte Notstandsvollmachten 
ausüben. 

(Vorsitz: Vizepräsident Schoettle.) 

Alles, meine Damen und Herren, was ich hier so-
eben aufgezählt habe, sind ganz nüchterne Tat-
sachenfeststellungen. Ich habe auf jede Polemik und 
jede Wertung verzichtet, ganz im Gegensatz etwa 
zu der Rede, die der Kollege Barzel soeben schon 
mit Recht zitiert hat, die gestern der Staatsratsvor-
sitzende drüben im Fernsehen gehalten hat. Angeb-
lich gilt der Wille des Volkes, aber was der Wille 
des Volkes ist, bestimmt der Staatsrat. Wir haben 
uns hier in diesem Hause über die tatsächliche 
Machtverteilung drüben niemals getäuscht. 

Auf anderen Gebieten hingegen wäre es vielleicht 
vermessen, wenn wir hier glaubten, vollgültige 
Aussagen über die Lage in der DDR machen zu kön-
nen. Einige falsche Auffassungen auf der einen und 
auf der anderen Seite sind nur durch nüchterne 
Statistik zu entkräften. Wir sollten jedenfalls einige 
Grundtatsachen kennen. 

Die DDR ist inzwischen an die siebente Stelle der 
Industriestaaten der Welt aufgerückt. Dahinter 
steckt eine große Leistung, an deren Anfang kein 
Marshall-Plan, sondern rücksichtslose Demontage, 
Reparationen und Entnahmen gestanden haben. 
Diese Leistung — auch der Bundeskanzler hat das 
unterstrichen — ist mit Recht eine Quelle des Stol-
zes und damit auch des Zusammengehörigkeits-
gefühls der Menschen in der DDR. 

Ich denke, wir wollen uns bei Betrachtung der 
Lage vor Propaganda hüten und deshalb z. B. auch 
feststellen, daß die Versorgung etwa mit lang-
lebigen Gütern wie Fernsehgeräten oder Kühl-
schränken oder Waschmaschinen oder Motorrädern 
und Kraftfahrzeugen in der DDR wesentlich ver-
bessert wurde. 

Auf der anderen Seite werden leider die Rentner 
kaum irgendwie an der Steigerung des Lebensstan-
dards beteiligt. Zwischen 1960 und 1966 hat sich in 
der DDR die durchschnittliche Altersrente von 146 
auf 163 Mark erhöht, d. h. um etwa 12% innerhalb 
von sechs Jahren. In der Bundesrepublik hat sich 
die durchschnittliche Altersrente von 218 auf 326 DM 
erhöht, d. h. um rund 50%. Ähnliches gilt für die 
Invalidenrenten, die Witwenrenten und die Waisen-
renten sowohl auf der einen wie auf der anderen 
Seite. 

In diesem Zusammenhang dürfen wir nicht ver-
schweigen, daß jedenfalls die Mieten, Verkehrs-
leistungen und zum Teil auch Grundnahrungsmittel 
drüben billiger sind als in diesem Teil des Landes. 
Im Vergleich zu anderen kommunistischen Staaten 
liegt der durchschnittliche Lebensstandard in der 
DDR in der Spitzengruppe der kommunistischen 
Staaten, wie auch unser Lebensstandard in der 
Spitzengruppe der westeuropäischen Staaten liegt. 
Ich brauche dabei wohl nicht zu belegen, daß es 
nach wie vor ein allgemeines West-Ost-Gefälle hin

-

sichtlich des Lebensstandards gibt. 
 

Unbestreitbar erscheint mir, daß im Vergleich zur 
Bundesrepublik das Bildungs- und Ausbildungs-
wesen in der DDR auf manchen Gebieten moderner 
ist — auf manchen Gebieten. Allerdings ist die 
Leistungsfähigkeit des Bildungssystems der DDR 
von einem ganz anderen Menschenbild aus ent-
wickelt worden. Die ideologische Erziehung im 
Sinne der Stärkung „des sozialistischen Bewußt-
seins" führt zu einer für Diktaturen typischen Ein-
engung der Urteilsfähigkeit jener Menschen und 
zu einem völlig einseitigen Weltbild, das sie 
zwangsläufig gewinnen müssen. Infolgedessen zeich-
nen sich gerade in den jüngeren Generationen wahr-
scheinlich die stärksten Unterschiede zwischen den 
beiden Teilen unseres Landes ab. Diese jüngeren 
Generationen haben innerhalb der DDR ausschließ-
lich totalitäre Staatsgewalt erfahren. Ein Übermaß 
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an politischer Beeinflussung durch FDJ und Schule, 
durch Beruf und durch ideologischen Druck aller 
möglicher Art hat sie allerdings sehr weitgehend 
und vielfältig zu einem Arrangement geführt, ohne 
daß sie sich engagieren, zu einem Arrangement mit 
den bestehenden Verhältnissen, in manchen Fällen 
durchaus auch zum Versuch der inneren kritischen 
Unabhängigkeit. Viele junge Leute in der DDR sind 
heute aber — auch das muß man wohl wissen — 
überzeugte Kommunisten. 

Für die ganze Jugend der DDR gilt jedoch, daß . 
sie der Bundesrepublik ziemlich kritisch gegenüber-
steht. Ihr fehlt vielfach genauso das Einfühlungs-
vermögen in unsere Gesellschaftsordnung, wie uns 
hier vielfach die Maßstäbe und die Begriffe fremd 
sind, fremd sein müssen, die in der DDR gelten und 
die dort in die Köpfe Eingang gefunden haben. In 
diesem Zustand liegt Gefährdung. Beide Teile müs-
sen sich befähigen, einander zu begreifen, so denken 
wir. Auch dies gehört zur innerdeutschen Friedens-
politik. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es wäre übrigens verwunderlich, wenn  die  Welle 
der Unruhe,  der Unzufriedenheit mit den bestehen-
den Zuständen, die gegenwärtig durch alle großen 
Industrienationen der Welt geht, vor der DDR halt-
machen würde. Es könnte sein, daß die Jugend der 
DDR  in  sich dieselben Zweifel aufsteigen fühlt, wie 
das  bei vielen Altersgenossen in  Warschau oder 
Prag der  Fall ist oder — unter ganz anderen Be-
dingungen — auch der Fall ist in Kalifornien oder 
lin Rom oder in  Amsterdam oder in Westberlin. 
Dieser von mir im Augenblick nur zu vermutenden 
Gemeinsamkeit ,der Unruhe der jüngsten Genera-
tionen in beiden Teilen des Landes entspricht aber 
nun eine andere Gemeinsamkeit an  a  11 ,e,  n Gene-
rationen in beiden Teilen des Landes. Herr Kollege 
Barzel hat mit Recht davon gesprochen, und auch 
ich möchte dazu beitragen, daß uns dies als Ge-
meinsamkeit ins  Bewußtsein gehoben wird: Unser 
ganzes Volk ist sich einig in der Sorge um Vietnam. 
Aus der  schrecklichen Kriegs- und Nachkriegserfah-
rung empfindet: das ganze deutsche Volk eine tiefe 
Solidarität mit den Opfern ,des Knieges dort, mit den 
Zivilisten und den  Soldaten im Norden wie im Sü-
den, Solidarität auch wegen des :dreißigjährigen 
Ringens um Selbstbestimmung jenes Volkes. Wir 
Deutschen wissen, daß Kriege keine Mittel zur Lö-
sung politischer Probleme sind. Wir alle sind für 
eine Politik des Friedens, des Verzichts auf Gewalt 
bei der Austragung politischer Gegensätze. Wir alle 
wissen aber auch, daß der Frieden nur gesichert 
werden kann, wenn man die militärische und wenn 
man die politische Sicherheit organisiert, internatio-
nal  organisiert. 

'(Beifall bei der SPD und Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Deswegen unterstützen wir die Forderung der Ver-
einten Nationen, die Forderung der Kirchen, die 
Forderung vieler Regierungen in der Welt nach Ein-
stellung der Kampfhandlungen in ganz Vietnam, im 
Norden wie im Süden. Wir fordern die Beteiligten 
auf, auf dem Verhandlungsweg zu einer politischen 
Lösung zu gelangen. Millionen von  Deutschen mei

-

nen, daß der Weg zu Verhandlungen durch Beendi-
gung der Bombenangriffe im Norden frei gemacht 
werden muß und  daß dem unverzüglich die Waffen-
stillstandsverhandlungen für das ganze Land folgen 
müssen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Millionen von Deutschen in beiden Teilen des Lan-
des fürchten eine geographische und fürchten eine 
weltpolitische Ausweitung dieses Krieges. Das ame-
rikanische Volk und seine Regierung sind sich, wie 
uns scheint, dieser Sorgen in der ganzen Welt wohl 
bewußt. Und wir müssen wohl nicht noch einmal 
sagen, daß auch wir gute Freunde der Amerikaner 
bleiben wollen. Wir wissen auch — auch das müs-
sen wir wohl nicht noch einmal sagen —, daß wir 
um unserer eigenen Sicherheit willen auf sie ange-
wiesen bleiben. Aber gerade um der Freundschaft 
willen darf man den eigenen Freunden gegenüber 
nicht feige sein damit, das zu sagen, was man 
wirklich denkt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Anders kann nämlich Freundschaft nicht aufrecht-
erhalten werden. Unsere Freunde drüben in Amerika 
müssen hören, was uns bewegt. Allerdings können 
wir ihnen ihre Entscheidungen, die schwierig und 
komplex genug sind, wirklich nicht abnehmen. Wer 
etwa im Lande draußen von einer deutschen Ver-
mittlerrolle träumt — ich stimme dem Kollegen Bar-
zel in diesem Punkt völlig zu —, der hat freilich 
euphorische Vorstellungen von unseren politischen 
Möglichkeiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es gibt aber andere Dinge, die wir tatsächlich tun 
können. Ich wünschte mir, daß von dem großen Auf-
wand an Energie in vielen Demonstrationen und 
Versammlungen draußen wenigstens etwas greifbar 
und zählbar der karitativen Hilfe für die Menschen 
in beiden Teilen Vietnams zugute käme. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In beiden Teilen! Unsere Kirchen und unsere kari-
tativen Verbände geben uns allen hierin ein Vor-
bild. Wir möchten das bei dieser Gelegenheit aus-
drücklich einmal sagen. 

Auf der anderen Seite gibt es aber auch Men-
schen, mit denen wir Sozialdemokraten jedenfalls 
nichts gemein haben wollen. Wer in der Bundes-
republik auf den militärischen Sieg oder auf die 
militärische Kapitulation einer Seite in Vietnam 
setzt, der verlängert diesen Krieg. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vielleicht ist es das erstemal — Herr Präsident, 
wenn Sie erlauben —, daß in diesem Saal Mao zitiert 
wird. 

(Heiterkeit) . 

Ich zitiere das für einige unserer jungen Studenten 
.draußen, die über Vietnam meinen, alles übrige 
außer acht und außer Blick lassen zu dürfen. Es 
handelt sich um die Pekinger Ausgabe in deutscher 
Sprache, für uns Deutsche gedruckt, im Kapitel 
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„Denkweisen und Arbeitsmethoden". Da findet sich 
folgender Satz: 

Die Dinge in der Welt sind kompliziert. Sie 
werden von allen möglichen Faktoren bestimmt. 
Man muß die Probleme von allen Seiten betrach-
ten und nicht nur von einer einzigen. 

(Heiterkeit.) 
Das sei den Studenten, die sich in ihrer antiameri-
kanischen Kritik auf Mao berufen, in ihr Stammbuch 
geschrieben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage? — Herr Abgeordneter Barzel, bitte! 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, 
würden Sie vielleicht das Vorlesen aus diesem Buch 
noch etwas ergänzen, indem Sie einige Seiten vorher 
das Zitat von Mao verlesen: „Alle politische Macht 
kommt nur aus den Gewehrläufen!" 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Herr Barzel, Sie wer-
den ja sicherlich nicht geglaubt haben, daß ich im 
Grunde 

(Heiterkeit) 
mir das zu eigen machen wollte, was insgesamt in 
diesem Buch steht. Das, was ich zitiert habe, ist 
zweifellos ein Gemeinplatz. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Daß man die Dinge von allen Seiten sehen muß, ist 
ein Gemeinplatz. Aber es ist manchmal notwendig, 
einigen Wirrköpfen in Deutschland mit diesen 
Grundwahrheiten und Grunderfahrungen des Lebens 
entgegenzutreten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich möchte mich auch noch ganz deutlich für meine 
Fraktion von einer anderen Gruppe von Menschen 
distanzieren, die in Deutschland über Vietnam reden. 
Wer gegen den Krieg in Vietnam protestiert aber 
über seiner Tribüne, von der er redet, ein Plakat, 
ein Transparent mit der Forderung: Schafft viele 
Vietnams auf der Welt! aufhängen läßt, der ruft da-
mit mutwillig zum Kriege auf, und mit dem haben 
wir moralisch nichts gemein. 

(Beifall.) 

Vielleicht sollte übrigens meine Fraktion bei die-
ser Gelegenheit dem Hause mitteilen, daß wir die 
Absicht haben, einlge unserer Kollegen, wie das ja 
auch sonst schon üblich war, demnächst wieder zu 
bitten, in Südostasien die Tatsachen an Ort und 
Stelle zu prüfen, sie von allen Seiten zu sehen, sie 
nicht nur von der südlichen, nicht nur von der west-
lichen und von der östlichen, sondern auch von der 
nördlichen Seite zu betrachten. 

Nun kann man in einer solchen Debatte nicht voll-
ständig sein wollen. Aber eine Gemeinsamkeit in 
beiden Teilen des Landes möchte ich hier noch her-
vorheben dürfen. Ich meine die Kirchen und das 
Kirchenvolk. Im Westen stößt die Religion vielfach 
auf materielle Saturiertheit, im Osten wird ihre Aus

-

übung vielfältig durch ideologischen Anspruch und 
Zwang eingeengt. Gleichwohl haben beide Kirchen 
in beiden Teilen des Landes einen Prozeß der Be-
sinnung und der Reform in Gang gebracht, der erst 
im Anfangsstadium steht. Von diesem Prozeß wer-
den fruchtbare Impulse,  so  denken wir, auf das ganze 
gesellschaftliche Leben ausgehen. Das Toleranzgebot, 
das in der katholischen Kirche. am Anfang dieser 
Erneuerungsbewegung von Johannes XXIII. für un-
ser ganzes Jahrhundert uns in Erinnerung gerufen 
wurde, sollte auch von den Deutschen im Verhältnis 
beider Teile zueinander ernst genommen werden. 
Die Christen der evangelischen Kirche in Deutsch-
land — aus beiden Teilen —, die sich in diesen 
Tagen auf eine gemeinsame Schrift über die Frie-
densaufgaben unseres Volkes verständigt haben, 
setzen der Nation ein Beispiel, — um so mehr, als 
die Verfasser dieser Schrift sich jeweils als loyale 
Bürger der DDR oder der Bundesrepublik Deutsch-
land verstehen. 

Wer die Lage unseres Volkes verändern will, der 
muß sie zunächst begreifen. Damit wir sie begreifen, 
ist es vielleicht nützlich, wenn wir sie von Zeit zu 
Zeit auch mit den Augen der anderen Völker sehen 
und wenn wir deren Interessen an der deutschen 
Lage begreifen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

In den Augen unserer Nachbarn sind wir nicht un-
verschuldet in die heutige Lage geraten. In den 
Augen unserer Nachbarn ist der von Hitler be-
gonnene und total verlorene Krieg der Ausgangs-
punkt ihrer Betrachtungen. Der Beitritt der Bundes-
republik Deutschland zum militärischen und wirt-
schaftlichen Bündnis aus Gründen der Sicherheit — 
und um einen Beitrag zu einer europäischen Gemein-
schaft zu leisten — diente dem Interesse aller Be-
teiligten. Er war aber auch doch ein Zeichen des 
zunehmenden Vertrauens der westlichen Nachbarn 
in die friedliche und demokratische Entwicklung der 
Bundesrepublik. Ähnlich mag das für das Verhältnis 
der kommunistischen Staaten Osteuropas zur DDR 
gelten. In fast allen Staaten Europas besteht an der 
Wiederherstellung der deutschen Einheit primär kein 
nennenswertes Interesse. Man muß auch das einfach 
zur Kenntnis nehmen. 

Vielen Menschen in diesen anderen Staaten wäre 
durchaus wohler, wenn das deutsche Problem auf die 
bequemste Weise aus der Welt geschafft würde, 
nämlich dadurch, daß die Deutschen sich mit dem 
heutigen Zustand abfinden. Der Bundeskanzler hat 
recht, wenn er kürzlich darauf hingewiesen hat, daß 
für viele im Ausland der Gedanke, es im Zentrum 
Europas mit einem Staat von 75 Millionen Deut-
schen zu tun zu haben, ein Alpdruck ist. 

Betrachten wir ein paar Länder im einzelnen. Neh-
men wir die Sowjetunion am Anfang. Für sie ist die 
endgültige Stabilisierung eines kommunistischen 
deutschen Staates keineswegs nur eine Sache ihres 
Prestiges. Die DDR hat, von Moskau aus gesehen, in 
Verbindung mit den in der DDR stationierten sowje-
tischen Streitkräften eine fundamentale Bedeutung 
für die Aufrechterhaltung der sowjetischen Ost-
europapolitik und der Machtklammer über Osteu-
ropa. Daneben spielt auch in der Sowjetunion echte 
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Furcht vor Deutschland immer noch eine Rolle, ob-
gleich es den meisten Menschen schwerfallen mag, 
das zu glauben. Aber wenn man hinfährt und mit 
den Menschen in Rußland redet, wird man spüren, 
daß das so ist. Stalin glaubte, wer Einfluß auf 
Deutschland habe, der habe Einfluß auf Europa. Es 
könnte sein, daß Stalin am Ende seiner Regierungs-
periode daran gezweifelt hat, aus den Deutschen 
gute Kommunisten machen zu können im sowjeti-
schen Sinne. So kann vielleicht zu einem Teil 
jene Note vom Frühjahr 1952 erklärt werden. Aber 
das ist schon lange her. Seit Mitte der fünfziger 
Jahre, vor allem seit Chruschtschows Berlin-Ultima-
tum von 1958, hat die Sowjetunion eine Politik der 
Aufrechterhaltung der deutschen Spaltung betrieben. 
Diese Politik dauert an. Wer die Zustimmung der 
Sowjetunion zur Lösung der deutschen Frage will, 
der muß Bedingungen schaffen, auf Grund deren die 
Sowjetunion das Verständnis gewinnen kann, daß 
dies auch in ihrem eigenen Interesse läge. Das gilt 
übrigens nicht nur für die Sowjetunion, das gilt für 
alle östlichen und westlichen Nachbarn in gleicher 
Weise. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nehmen wir Frankreich. Frankreich hält die Wie-
dervereinigung der Deutschen sicherlich nicht für 
das wichtigste Problem Europas. Aber man denkt in 
Paris, wenn Europa als Ganzes wieder zusammen-
wüchse, dann würde es Kraft genug gewinnen, um 
auch das große Gewicht eines wiedervereinigten 
Deutschlands in seinem Zentrum ausbalancieren zu 
können. 

Vor ein paar Wochen hat Couve de Murville vor 
dem französischen-  Parlament das folgende gesagt: 

Wir wissen auch, daß unser Kontinent sein 
endgültiges Gewicht und sein Gleichgewicht 
erst wiederfinden wird, wenn Deutschland selbst 
darin in Frieden seinen Platz gefunden hat. In 
Abwartung der schwierigen Entscheidungen, die 
eines Tages unwiderruflich getroffen werden 
müssen, ist wenigstens schon ein bedeutender 
Schritt getan, wenn man damit einverstanden 
ist, daß nichts vollzogen wird ohne ausdrück-
liche Zustimmung der betroffenen Länder, d. h. 
aller europäischen Länder. 

So der Außenminister des mit uns verbündeten und 
befreundeten Frankreichs vor wenigen Wochen im 
französischen Parlament! Es wäre nützlich, wenn 
wir alle in Deutschland begriffen, daß alle unsere 
Nachbarn davon ausgehen, daß hier nichts zustande 
kommen kann, was nicht auch ihre Zustimmung 
findet, d. h. was auch ihren Interessen entspricht. 

Frankreich fügt dann übrigens immer wieder sehr 
klar hinzu, natürlich setze das einen Verzicht auf 
jedwede Grenzrevision und auf jedwede nukleare 
militärische Qualität Deutschlands voraus. Aus den 
vielen Reden und Vorschlägen, die man offiziell 
und offiziös aus französischer Quelle lesen kann, 
ergibt sich erstens, die Franzosen verlangen die 
Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als Grenze. 
Zweitens. Sie sind für Normalisierung unserer Bezie-
hungen zu den ost- und südosteuropäischen Staaten. 
Drittens, sie sind für eine Annäherung zwischen 
Bonn und Pankow; und viertens, sie wünschen eine 

Unterstützung der NATO-Politik, wie Frankreich sie 
treibt. Es wäre ganz gut, wenn wir uns über diesen 
Gehalt der französischen Deutschlandpolitik keine 
Täuschungen machten, meine Damen und Herren. 
Wir erkennen daran, welch schwierige innere und 
außenpolitische Probleme für uns aufgeworfen wer-
den, wenn wir den französischen Empfehlungen fol-
gen sollen. 

In England ist im Grunde die  Haltung sehr ähn-
lich wie in Frankreich, mit der großen Ausnahme 
der festen Haltung Englands gegenüber der Organi-
sation des nordatlantischen Bündnisses. 

Und in Amerika? Die Amerikaner treten in der 
Deutschlandfrage überaus klar auf. Man ist für die 
Wiedervereinigung unseres Landes. Man bekennt 
auch die Vorläufigkeit der Oder-Neiße-Linie. Aber 
im Grunde möchte man den Status quo Europas kei-
ner Gefährdung aussetzen. Washington wird aus 
eigenem Antrieb kaum eine ernsthafte Initiative zur 
deutschen Frage in Gang setzen und hat dazu noch 
die durchaus zutreffende Entschuldigung, daß doch 
Bonn selbst in den letzten 15 Jahren jeden ernst-
haften Versuch, Mitteleuropa in Bewegung zu brin-
gen, mit Entschlossenheit behindert oder verhin-
dert habe. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Kontroversen zwischen Johnson und Erhard 
sind uns noch geläufig. Vielleicht sollten wir uns 
aber auch eine Erklärung im Gedächtnis festhalten, 
die Dean Rusk vor einem Jahr abgab. Er stellte 
am 12. Februar 1967 die Frage, ob man nicht die 
innerdeutschen Beziehungen verstärken sollte, um 
so der Wiedervereinigung im Rahmen einer allge-
meinen Verbesserung der Beziehungen zwischen 
Ost und West näher zu kommen. 

Aber lassen Sie uns auch unsere nächsten Nach-
barn betrachten, die Holländer zum Beispiel. Die 
Holländer sagen, sie seien bereit, eine Wiederver-
einigung des deutschen Volkes zu akzeptieren, aber 
nur unter der Bedingung, daß ganz Deutschland in 
ein supranationales vereinigtes Europa eingebettet 
wird. Dafür sind wir sehr. Nur alle, glaube ich, er-
kennen, wie unendlich weit weg die Verwirklichung 
einer solchen Bedingung heute erscheinen muß. 

Die Dänen! Die neue dänische Regierung sprach 
am 9. Februar dieses Jahres ihren Wunsch aus, daß 
die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als Grenze 
Ausgangspunkt für Verhandlungen über euro-
päische Sicherheitsprobleme werden möge. Zugleich 
müsse die Frage einer Anerkennung Ostdeutsch-
lands bei solchen Verhandlungen berücksichtigt 
werden. 

(Abg Rasner: Da war Haekkerup noch 
etwas schlauer!) 

— Haekkerup war sehr viel freundschaftlicher ge-
genüber der Politik der Bundesregierung, der heuti-
gen wie der damaligen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rasner: Völ

-

lig richtig!) 

Er war sehr viel verständnisvoller. Aber ich nehme 
nicht an, Herr Rasner, daß Sie den Hinweis auf 
Haekkerup dazwischenrufen, um mir Gelegenheit 
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zu geben, einen. dänischen Sozialdemokraten zu 
loben. 

(Abg. Rasner: Warum nicht?) 

Ich tue das aber gern. Außerdem bin ich mit Haek-
kerup seit 20 Jahren persönlich befreundet. Er war 
der erste und einzige Jugendführer, den ich in 
meinem Leben getroffen habe, der schon als .  junger 
Mann Zigarren rauchte. 

(Heiterkeit.) 

Aber wichtig ist eben, zu sehen, daß die neue däni-
sche Regierung etwas anderes sagt. Wir müssen 
alle diese Tatsachen in unser Bewußtsein aufneh-
men. 

Müssen wir uns hier noch über Polen Klarheit • 
verschaffen? Polen wurde im Kriege zerschlagen, 
die Führungsschicht wurde durch die Nazis liqui-
diert. Polen hatte in seiner ganzen Geschichte im 
Osten und im Westen zwei große dynamische Völ-
ker als Nachbarn, die häufig genug seine Feinde 
waren. Und nun gehören die Polen seit bald 25 Jah-
ren zum Machtbereich der Sowjetunion. 

In Polen wird man, wenn man dort spricht, wenig 
Menschen finden, die aus innerer Überzeugung für 
die Wiedervereinigung der Deutschen eintreten. So 
ist es. Die Polen haben einstweilen alle Angst vor 
einem großen deutschen Staat, und zwar wegen 
ihrer Westgrenze. 

Auf der anderen Seite — auch das ist typisch, und 
man erfährt es, wenn man in Polen mit den Men-
schen spricht wissen die Polen alle aus der 
Kenntnis ihrer eigenen nationalen Geschichte, daß 
auf die Dauer keinem Volk sein Selbstbestimmungs-
recht verwehrt und vorenthalten werden kann. Das 
fühlen sie ganz genau. 

Ähnlich, nicht ganz so akzentuiert, ist die Lage 
in den Völkern der Tschechoslowakei. 

Lassen Sie mich, da wir von den Oststaaten 
reden, hier eines in die Erinnerung rufen. Polen, die 
Sowjetunion, die DDR und andere Staaten Ost-
europas haben erstens die Oder-Neiße-Linie zur 
endgültigen Westgrenze Polens erklärt. Zweitens 
haben sie sich vertraglich zu der Verteidigung die-
ser von ihnen so genannten Grenze verpflichtet. Die 
Bundesrepublik Deutschland kann und will erst in 
einer Friedensregelung zur Grenzfrage endgültig 
Stellung nehmen. Aber wir haben zweitens uns zum 
Gewaltverzicht bekannt, auch gegenüber den De-
markationslinien, die zur Zeit in Europa gelten. 

Wenn man all diese vier Rechtspositionen, von 
denen ich sprach — zwei drüben, zwei hüben —, auf 
denselben Tisch stellt und wenn man davon aus-
geht, daß sie je von dem, der sie aufgestellt hat, 
ernsthaft aufrechterhalten werden sollen, dann er-
gibt sich, wie klein der denkbare Spielraum in der 
Grenzfrage ist. Und es wäre unwahrhaftig und op-
portunistisch, das unserem eigenen Volk nicht deut-
lich und nüchtern zu zeigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn wir durch  eine Gewaltverzichtserklärung den 
Sicherheitsinteressen Polens entgegenkommen wol- 
len — und das wollen wir ja —, dann heißt das im 

Klartext — das sollte man eben auch nüchtern sagen 
und nicht darum herumreden — , daß wir die jetzi-
gen Demarkationslinien respektieren wollen, daß 
die endgültige Regelung dieser Fragen nach unserer 
Auffassung allerdings dem Friedensvertrag vorbe-
halten bleiben soll. 

Wer alle diese Stellungnahmen, die ich hier nur 
andeute, der Franzosen, der Amerikaner, der Hol-
länder, der Tschechen, der Slowaken, der Polen, der 
Sowjetunion vor seinem geistigen Horizont Revue 
passieren läßt, wer die Stellungnahmen der Regie-
rungen dieser Völker zur deutschen Frage prüft, der 
kann an den Illusionen der 50er Jahre nicht länger 
festhalten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

— Ich weiß gar nicht, ob hier Beifall am Platze ist. 
So angenehm ist das alles gar nicht, das festzustel-
len. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der SPD: Es ist aber notwendig, das 

zu sagen!) 

Illusionen sind das Gegenteil von Politik. Schon 
Gustav Stresemann hat vor 40 Jahren voll Bitterkeit 
über unser eigenes Volk sich gegen die gewendet, 
wie er sagte, die da täglich beten: „Unsere tägliche 
Illusion gib uns heute". Es gibt auch heute noch 
welche in unserem Volk, die vielleicht gar nicht 
böswillig, sondern vielleicht ganz gutwillig, ganz 
gutgläubig dazu beitragen, daß täglich Illusionen 
noch verlängert und vertieft werden. Die Zeit ist 
aber gekommen, da immer mehr Menschen in unse-
rem Volk mehr Mut verlangen zur Wahrhaftigkeit 
und zum Freimachen von Selbsttäuschung. Ich will 
hier sagen: Es ist wahr, daß keine fremde Regie-
rung heute ernstlich deutsche Ansprüche auf Ge

-

biete jenseits von Oder und Neiße vertreten will, 
auch wenn w i r die deutschen Rechtspositionen 
nicht aufgeben. Und es ist doch wahr, daß die DDR 
ein Staat ist, mit dessen ungeliebter Regierung wir 
gleichwohl geordnete Verbindung herstellen müs-
sen, auch wenn wir sie völkerrechtlich nicht als 
einen ausländischen Staat betrachten können und 
wollen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Wir sind in eine neue Phase eingetreten. Unsere 
neuen osteuropäischen und innerdeutschen Bemü-
hungen haben bisher nur teilweise, nur zu einem 
kleinen Teil Erfolg gehabt. Es wäre eine Illusion ge-
wesen, zu glauben, daß das Resultat von 17 Jahren 
Deutschlandpolitik, die eben keinen Erfolg hatte in 
der Deutschlandfrage, in 17 Monaten nachhaltig 
würde korrigiert werden können. Wir haben uns — 
ich stimme voll überein mit dem, was der Bundes-
kanzler hier gesagt hat — auf eine langfristige und 
zäh zu verfolgende Entspannungspolitik eingestellt, 
und dazu brauchen wir allerdings auch Realismus 
und auch Gelassenheit. 

Aber ich will drei Voraussetzungen auch nennen 
— damit niemand mich mißversteht —, die dafür 
notwendig sind und bleiben. Die erste Vorausset-
zung ist, daß unsere innere demokratische Ordnung 
in der Bundesrepublik festgefügt bleibt, wenn wir 
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als außenpolitischer Partner überhaupt Gewicht be-
halten wollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die zweite Voraussetzung ist, daß unsere Ostpolitik 
und unsere Deutschlandpolitik weiterhin mit unse-
ren Verbündeten abgestimmt wird. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die dritte Voraussetzung ist — ich beziehe mich 
wieder auf das, was mein Herr Vorredner mit Recht 
sagte —, daß wir die Sicherheit Westeuropas, der 
Bundesrepublik und Westberlins nicht gefährden. 
Das Kräftegleichgewicht in Europa aufrechtzuerhal-
ten, gelingt nur, wenn das Gleichgewicht der Enga-
gements der beiden Weltmächte in Europa bestehen-
bleibt. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Wenn aber diese Voraussetzungen erfüllt werden, 
wenn wir dazu beitragen, daß diese drei Voraus-
setzungen immer erfüllt bleiben, dann allerdings, 
so meinen die Sozialdemokraten, muß sich die Bun-
desrepublik Deutschland in die Spitzengruppe der 
Entspannungspolitik in Europa setzen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir wollen, daß unsere Regierung dazu beiträgt, 
daß man in Europa von den hohen Ebenen der 
Rüstung herunterkommt, von den hohen Ebenen des 
Truppenaufmarsches herunterkommt, auf beiden 
Seiten gleichmäßig und gleichwertig auf niedrigere 
Ebene. Das liegt im Interesse des Friedens und 
übrigens auch im ökonomischen Interesse der Völ-
ker in Ost und West. Wir wollen — auch das hat der 
Herr Bundeskanzler am letzten Montag mit großer 
Klarheit ausgeführt —, daß bei alledem die DDR 
nicht ausgespart werde. Wir begrüßen ausdrücklich, 
daß der Bundeskanzler gesagt hat, er sei bereit, 
zum Zwecke des Austauschs von Gewaltverzichts-
erklärungen auch mit dem Vorsitzenden des Mini-
sterrats in Ostberlin in Verbindung zu treten. 
Eigentlich wäre Ostberlin jetzt am Zuge, meine 
Damen und Herren. Und die Herren in Ostberlin 
müssen wissen, daß offene Briefe und Fernseh-
polemik kein Ersatz sind für deutsche Politik. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die deutsche Frage ist weder durch Kalten Krieg 
zu lösen — das an die Adresse des Herrn Ulbricht 
— noch durch Klassenkampf — auch das an die 
Adresse des Herrn Ulbricht —. Die deutsche Politik 
muß in beiden Teilen danach trachten, zunächst zu 
einem geregelten und vernünftigen Nebeneinander 
zu kommen; das muß dann zu Abkommen führen, 
in denen alles, was nicht dem Friedensvertrag vor-
zubehalten ist, wirklich auch zwischen beiden Tei-
len Deutschlands geregelt werden kann. Wir in 
diesem Haus und unsere Regierung, die einzig freie 
und demokratische Regierung in Deutschland, wir 
müssen uns in unserem Handeln, in unserem Tun 
und Lassen von dem Interesse der ganzen Na-
tion leiten lassen. 

Das bedeutet nicht, daß wir unsere Landsleute im 
anderen Teil bevormunden wollen. Wir sind be-
reit, ihren frei geäußerten Willen zu respektieren. 

Auch hierin wünschen wir der Bundesregierung aus-
drücklich zuzustimmen. 

Am Montag hat der Bundeskanzler davon ge-
sprochen, in Ost-Berlin ein Büro für den Interzonen-
handel errichten zu wollen. Das ist zu begrüßen. 
Für meine Person wäre ich bereit, noch einen Schritt 
weiter zu gehen. Ehe ich das sage, eine Klarstel-
lung vorweg: 

Weil beide deutsche Regierungen sich zu der 
einen Nation bekennen, weil beide Teile ein ge-
meinsames Handelsgebiet bilden, weil sie sich aus-
drücklich gegenseitig nicht Ausland nennen wollen, 
beide ausdrücklich gegenseitig nicht als Ausland 
ansehen wollen, deshalb kommt eine völkerrecht-
liche Anerkennung der DDR als ein ausländischer 
oder fremder Staat für mich nicht in Betracht. In 
diesem Punkte stimme ich jedenfalls voll mit der 
jüngsten Denkschrift aus den Kreisen der EKiD 
überein. Die DDR ist kein Ausland, und Dresden 
und Rostock sind uns nicht fremd. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber jetzt der Punkt, auf den ich nur für meine 
Person kommen wollte. Ich denke, es sollte geprüft 
werden, ob in einem Abkommen zwischen den bei-
den Regierungen nicht die gegenseitige Ernennung 
von Generalbevollmächtigten vereinbart werden 
kann. Diese Generalbevollmächtigten können im 
Auftrag und in Vollmacht der jeweiligen Regierun-
gen handeln und den Regierungschefs unmittelbar 
unterstehen. Natürlich werden durch solch ein Ab-
kommen die Rechte der Alliierten in Deutschland 
und in Berlin nicht berührt. 

Ich gebe zu, es hat in der Vergangenheit immer 
wieder Stimmen gegeben und es gibt sie auch 
heute, die aus Sorge um den Bestand unserer frei-
heitlichen Ordnung gegenüber jeder Berührung mit 
der DDR außerordentlich zurückhaltend waren und 
sind. Die Sozialdemokraten sind dagegen immer der 
Auffassung gewesen, daß sich gerade hier die 
Stärke unserer freiheitlichen Lebensordnung zu be-
weisen hat. Wer selbst bestimmen will, muß Zu-
gang zu den wesentlichen Informationen haben, er 
muß auf Grund der Informationen fähig und bereit 
sein, sich sein Urteil zu bilden und auf der Grund-
lage seines eigenen Urteils zu entscheiden. Das 
stellt Anforderungen an jedermann, und wir alle 
wissen, daß wir dabei bestenfalls schrittweise vor-
ankommen. 

Nun ist es das Dilemma der Politik der kleinen 
Schritte — auch der Deutschlandpolitik, jeder Poli-
tik der kleinen Schritte —, daß sie zwar die einzig 
realistische und aussichtsreiche ist, daß sie aber für 
viele Menschen im Volk ohne erkennbare geistige 
Verbindung mit irgendwelchen „new frontiers" im 
Sinne von Kennedy zu sein scheint. Bei dem schritt-
weisen Vorangehen, wie es der vernünftige, rea-
listische Politiker tun muß, ergibt sich für viele 
junge Gemüter zwangsläufig, daß sie den Faden 
nicht sehen, daß sie die innere Verbindung zu den 
idealen, zu den moralischen und sittlichen Grund-
sätzen nicht sehen, von denen dieses schrittweise 
Vorangehen geleitet wird. 
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Die Passierscheintürchen in der Berliner Mauer 
stehen als ein Symbol für mehr denn nur für die 
Berlin-Politik. Die studentische Jugend engagiert 
sich so heftig in mehr oder weniger ziellos-unpoliti-
scher Negation, weil sie weit und breit kein großes 
politisches Ziel ausmachen kann, für das sich zu en-
gagieren ihr lohnend erschiene. 

Ich darf in dem Zusammenhang einen Absatz zi-
tieren, den ich vor zwei Jahren auf dem Dortmun-
der Parteitag der Sozialdemokratischen Partei in 
einer deutschlandpolitischen Analyse ausgesprochen 
habe. 1966 war das. Da heißt es: 

Die Führungsschichten insgesamt der Bundes-
republik können in die Gefahr kommen, sich 
bei der jüngeren Generation insgesamt unglaub-
würdig zu machen, weil die Jugend am wich-
tigsten Punkt, in der deutschen Frage, nicht 
glaubt immer glauben zu können. Man könnte 
in die Gefahr kommen, daß eine allgemeine Par-
teien- und Demokratieverdrossenheit der jun-
gen Leute entsteht, wenn wir weiterhin ohne 
Unterscheidungskraft uns darauf beschränken 
wollten, nur einfach bei alten Formen zu blei-
ben. 

Das war lange, ehe die ersten Studentendemonstra-
tionen ihre Schlagzeilen machten. Ich meine, gerade 
in der Deutschlandpolitik mit Illusionen aufzuräu-
men ist eine der notwendigen Voraussetzungen, 
wenn man die geistige Verbindung zu jenen jungen 
Leuten, von denen ich spreche, nicht abreißen las-
sen will. 

In unseren Schulen, wo ihnen zum erstenmal 
etwas über die Demokratie erzählt wird, macht 
man sich leider von der Demokratie eine überaus 
idealisierte Vorstellung, die mit Wirklichkeitsnähe 
nicht viel zu tun hat. Ich möchte das nicht den Leh-
rern vorwerfen; sie haben es vielleicht auch nicht 
anders gelernt. Vielleicht müssen wir uns in diesem 
Hause das vorwerfen. Es sind nämlich nicht die In-
stitutionen an sich entscheidend. Entscheidend ist in 
der Demokratie, was die Menschen, was die Bürger, 
was die Politiker daraus machen. Und da nun einmal 
Bürger und Politiker mit Fehlern, mit Mängeln und 
mit Schwächen behaftet sind, so muß zwangsläufig 
auch die Demokratie mit Mängeln und mit Schwä-
chen behaftet sein. Das Mißverständnis in unserem 
Volk, z. B. an den Schulen, Demokratie sei gut an 
sich, kann allerdings zu tiefer Enttäuschung führen, 
wenn akute schwere Mängel sichtbar werden. Die 
Enttäuschung kann sich dann leicht gegen die De-
mokratie selbst wenden. Viele geraten auf der 
Suche nach einer idealen Staatsform in die Gefahr, 
in der Utopie zu enden. Das müssen keineswegs die 
Schlechtesten sein. Es wäre ein Fehler, wenn wir 
uns auf die bloße Abwehr der Kritik jener be-
schränken wollten, die sich selbst als außerparla-
mentarische Opposition verstehen. 

Ich erinnere mich, wie das vor 20 oder 25 Jahren 
war. 1945 haben die demokratischen Parteien und 
ihre Führer zu meiner Generation gesagt, es genüge 
nicht, sein privates Leben leben zu wollen, es genüge 
auch nicht, auf die Wehrmacht zu schimpfen, aus der 

wir nun endlich entlassen waren, oder auf die Nazis 
zu schimpfen, sondern wir müßten aktiv an dem 
Neuaufbau unseres Landes arbeiten. So hat man 
uns gesagt, und viele von uns haben das gemacht. 
Heute müssen wir der neuen Generation zurufen: 
Es genügt nicht, das sogenannte Establishment zu 
kritisieren oder zu provozieren; wenigstens müßt 
ihr wissen und sagen, was ihr positiv wollt. Das 
können wir wohl verlangen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP.) 

Gespräch kann nur erwarten, wer wirklich selbst 
Gespräch will. Einigen muß man sagen, daß wir 
keine Lust haben, an Schaudiskussionen uns zu be-
teiligen, die nur das eigene Geltungsbedürfnis der 
Veranstalter befriedigen sollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was aber die anderen angeht, die wollen wir ernst 
nehmen, denen wollen wir durchaus zuhören. Wir 
wollen nur nicht solchen zuhören, die das Gespräch 
als Gelegenheit zu unserer Beschimpfung mißbrau-
chen. 

Dieses Haus hat längst nach Universitäts- und 
Studienform verlangt. Der Bundeskanzler hat gesagt, 
leider seien wir nicht kompetent. Ich habe aufmerk-
sam zugehört bei dem knappen Satz, den Herr 
Barzel zu diesem Punkt' gesprochen hat. Vielleicht 
zeichnet sich da etwas Neues ab. Ich spreche von 
dem, was Sie geantwortet haben auf den Satz von 
Herrn Kiesinger, wir seien leider nicht kompetent. 
Einige 'stoßen sich an ,dem „leider". Wir müssen 
vielleicht aller darüber nachdenken, ob es nicht 
wirklich, so wie Herr Barzel gesagt hat, notwendig 
wird, sich diese Kompetenz zu verschaffen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich sage ganz ehrlich, mir ist nicht hundertprozentig 
wohl dabei. 

(Abg. Dr. Barzel: Ich habe es auch nicht 
verlangt!) 

— Sie haben angedeutet, man müsse das prüfen. So 
habe ich das verstanden. 

(Abg. Dr. Barzel: Ich habe nur gesagt, die 
Geschichte würde nicht nach Kompetenzen 

fragen!) 

— Gut! Ich hatte das Gefühl, Ihnen zuzustimmen. 
Aber ich will hier auch meinen eigenen Kollegen 
sagen: ich bin nicht hundertprozentig glücklich bei 
der Vorstellung, daß man die Kompetenzverteilung 
in diesem Punkt ändern will. Ich weiß, die FDP hat 
da Anträge. Wir haben ja im letzten Herbst schon 
einmal darüber gesprochen. — Augenblick, Herr 
Moersch! Eines habe ich nämlich seit 1953 hier im 
Bundestag und dann vier Jahre in einer Landes-
regierung und jetzt wieder hier im Bundestag be-
griffen. Ich war nie ein Föderalist, aber begriffen 
habe ich, wie ungeheuer wichtig für die Stabilität des 
demokratischen Gefüges die Verteilung der Macht 
auf Bund, Länder und Gemeinden ist. Das habe ich 
kapiert. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Deswegen möchte ich für meine Person nicht ohne 
Not zusätzliche Kompetenzen auf den Bund ziehen, 
sondern ich möchte nach wie vor in der Universitäts-
frage das Recht für mich in Anspruch nehmen —
und so verstehe ich jetzt wohl den Kollegen Barzel 
auch richtig —, daß dies der Ort ist, an dem man 
auch den Ländern die Meinung über ihre ewig ver-
schleppte Universitäts- und Studienreform sagen 
kann. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? — Bitte, Herr Abgeordne-
ter Moersch! 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Schmidt, teilen Sie 
nicht die Auffassung, daß es gerade aus demokrati-
schen Gründen notwendig ist, die Verantwortlichkeit 
klarzustellen, die in diesem Zwischenbereich sehr 
oft nicht besteht, und daß deshalb unsere Gesetz-
entwürfe auch Ihnen Gelegenheit geben, demokra-
tische Verantwortlichkeit zu unterstreichen? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Die Verantwortlich-
keit für die Gesetzgebung auf dem Universitäts-
gebiet liegt eindeutig bei den Ländern. Da ist gar 
nichts klarzustellen, das ist klar, Herr Moersch. Ob 
wir es ändern wollen, ist eine andere Frage. Wie 
weit wir den Bund in die Verantwortung für die Er-
richtung neuen Universitäten hineinziehen wollen —
wir sind dafür —, das ist eine andere Frage. Aber 
die Verantwortung für die versäumte Universitäts-
reform — machen Sie sich doch hier nicht zum An-
walt einer Sache, die eine schlechte Sache ist — 
trifft ausschließlich die Landesgesetzgeber, niemand 
sonst. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber wenn ich hier über die Lage der Nation rede, 
will ich nicht allzuviel über die Universitäten und 
die Studenten sprechen. Die nehmen sich sowieso 
ein bißchen wichtiger, noch wichtiger, als sie im Ge-
samtverhältnis zur Nation sind, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will nur sagen, wir haben keine Lust, solchen 
Studenten zu helfen, die ausdrücklich die Negation 
unseres Staates zum Programm ihres Verbandes 
machen. Dazu haben wir keine Lust. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Wir wissen da sehr wohl zu unterscheiden zwischen 
studentischen Anarcho-Kommunisten, studentischen 
Mitläufern und vielen besorgten Demokraten auch 
unter den Studenten. Und die Demokraten sind ja 
die große Masse in der Jugend. Schließlich gibt es 
übrigens außer den Studenten auch noch Millionen 
von Lehrlingen, von jungen Angestellten und jungen 
Arbeitern in diesem Volk. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Den Demokraten allüberall, in allen Bezirken un-
serer Jugend, möchte ich zur Kenntnis bringen, was 

einer der größten deutschen Sozialdemokraten nach 
dem Zusammenbruch des ersten deutschen Demo-
kratie-Versuchs geschrieben hat: 

Demokratie verlangt Verantwortungsbewußt-
sein und Selbstzucht von jedem Menschen, der 
seinen Platz haben will im Staatsgetriebe. Hem-
mungslosigkeit, Verantwortungslosigkeit bei 
der Kritik vertragen sich nicht mit jener äußeren 
Ordnung, die jedem ein so großes Maß persön-
licher Meinungsfreiheit gewährt. Eine starke 
Staatsautorität hat hier dem Volksbewußtsein 
Grenzen einzuprägen, allerdings in einer Form, 
die jedem Staatsbürger das Gefühl größter per-
sönlicher Freiheit läßt. 

Und später schreibe derselbe Mann: 

Wer hat dies gehört? Wer hat darauf reagiert? 
Es gab in Deutschland für die Kritik einfach kein 
politisches Gewissen. Die Freunde der Demo-
kratie lebten in gesundester Zufriedenheit in 
den von ihnen als unwiderruflich gerecht pro-
klamierten Zuständen, und die Gegner lehnten 
in Bausch und Bogen alles ab, was sich zum 
neuen Staat bekannte. 

Der Mann, der dies schrieb, saß, als er es schrieb, 
in einem nationalsozialistischen Gefängnis. Es 
war der sozialdemokratische Reichstagsabgeordnete 
Julius Leber. Später haben die Nazis ihn umge-
bracht. Ich bin zwar mit Julius Lebers Forderung 
nach starker Staatsautorität heute, 40 Jahre später, 
nicht ohne weiteres einverstanden. Ich denke, daß 
wichtiger noch als die Autorität des Staates oder 
die Autorität eines staatlichen Amtes die personale 
Autorität der von uns gewählten politischen Führer 
sei; 

(Beifall bei der SPD) 

die persönliche Autorität, die auf der persönlichen 
Leistung beruht, auf dem persönlichen Mut, auf der 
Gerechtigkeit, die dieser Person innewohnt, und auf 
ihrer Tapferkeit. Niemand — das soll man auch 
wohl mal sagen —, der ein Amt bekommt, bekommt 
damit schon öffentliches Vertrauen. Vertrauen 
erwirbt man sich nur durch eigene Arbeit. Ver-
trauen wird einem dann auch nicht ein für allemal 
gegeben; man muß es bewahren. Niemand kann auf 
die Dauer in unserer Demokratie ohne Vertrauen 
regieren. Es ist ein Mißverständnis der jungen 
Leute, daß jemand, wenn er einmal zum Establish-
ment gehöre, auf Dauer regieren könne. Wer Ver-
trauen will, der muß Autorität entwickeln. Man 
muß aufpassen, wenn persönliche Autorität heute in 
Deutschland in den Dreck getreten werden soll. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Autorität darf nicht zum Buhmann gemacht werden, 
genausowenig, wie wir daran denken, die Studen-
ten zum Buhmann zu machen. 

Wir erwarten von allen bewußten Demokraten 
in Deutschland, daß sie unter den Menschen, mit 
denen sie Umgang haben, das Vertrauen in die 
Demokratie stärken und nähren. Das gilt für den 
Ortsvereinsvorsitzenden einer Partei auf dem Dorf 
genauso wie z. B. für den Präsidenten des Deutschen 
Bauernverbandes wie für die Vorsitzenden unserer 
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großen Gewerkschaften. Ohne die persönliche Auto-
rität gewerkschaftlicher Führer kann es auch auf 
die Dauer nicht gehen, kann auch auf die Dauer das 
Vertrauen der Massen unseres Volkes der Demo-
kratie gegenüber nicht stabil erhalten werden. Die 
Gewerkschaften wissen das. Sie haben in ihr Grund-
satzprogramm geschrieben, daß die freien und unab-
hängigen Gewerkschaften nur in der Demokratie 
bestehen und wirken können — und ihre Geschichte 
bewies dies —, daß die Gewerkschaften in der 
Demokratie ihre eigene Lebensgrundlage verteidi-
gen und daß sie sich deshalb gegen alle totalitären 
und alle reaktionären Bestrebungen mit Entschie-
denheit zur Wehr setzen. So steht es im Grundsatz-
programm des Deutschen Gewerkschaftsbundes. 

Ich glaube, daß für die Stabilität der demokrati-
schen Gesinnung in  unserer Nation die Bereitschaft 
der Gewerkschaften, diesen  Staat mit 'zu tragen, von 
entscheidender Bedeutung ist. Jedermann weiß, daß 
die hier ,gemeinte Mitverantwortung für Staat und 
Gesellschaft nichts zu tun hat mit jenem Gehorsam 
gegenüber den Anordnungen und Wünschen der 

 Obrigkeit, wie er in der  DDR und in anderen dikta-
torischen Staaten von den Organisationen der Ar-
beitnehmer verlangt wird. Unsere Gewerkschaften 
müssen auch wissen, daß ihre kritische Wachsamkeit 
gegenüber staatlicher Machtausübung eine Grund-
voraussetzung für die Bewahrung der Freiheit ist. 
Das bedeutet nicht, daß. es  die  Aufgabe ,der Gewerk-
schaften wäre, prinzipiell in Opposition zu jeder 
Regierung zu stehen. Die Gewerkschaften haben aus 
wohlerwogenen Gründen nach dem letzten Krieg 
den Schritt von der politischen Richtungsgewerk-
schaft hin zur Einheitsgewerkschaft vollzogen. In 
ihren Reihen vereinigen sich heute Menschen der 
verschiedensten politischen Richtungen aller drei 
Parteien — unserer allerdings am meisten, wie ich 
gern einräume; aber aller drei Parteien —, ver

-

schiedener konfessioneller, verschiedener weltan-
schaulicher 'Bindung. Die parteineutrale 'Haltung .der 
Gewerkschaften, die sich daraus ergibt, steht nicht 
in Widerspruch zu ihrer politischen Verantwortung; 
im Gegenteil, die Gewerkschaften sind ihren Mit-
gliedern politisch verantwortlich, und sie sind auch 
für das Ganze unseres Volkes politisch mitverant-
wortlich. 

Ich habe gestern gesagt, wie dies auch und genau-
so für den Bauernverband gilt. Beide Verbände, die 
Gewerkschaften in einem ungewöhnlich großen 
Maße, aber auch der Bauernverband, und viele 
andere Verbände binden Millionen von Menschen 
unseres Volks, genauer gesagt: sie können sie bin-
den, oder noch genauer gesagt: sie sollen sie binden. 
Das erwarten wir nämlich von den Verbänden in 
unserem Volk, daß sie ihre Mitglieder verbinden mit 
der deutschen Demokratie. 

(Beifall bei der SPD.) 

Lassen Sie mich noch einmal auf Julius Leber 
zurückkommen. An einer Stelle jener Schrift, im Ge-
fängnis geschrieben, sagt er: 

Solange die vom Volk berufenen Träger der 
Regierungsmacht im Amte sind, so lange haben 
sie aber auch wirklich zu regieren und die Ge

-

walt nach ihrem eigenen Wissen und Ge-
wissen anzuwenden. 

Eigenes Wissen und Gewissen, meine Damen und 
Herren. Das gilt auch für uns Abgeordnete, für uns 
hier in diesem Saal. Wer in diesem Hause es allen 
recht machen wollte, der kann weder Autorität 
haben noch regieren. Wir können es nicht allen 
recht machen wollen. Wir haben nach unserem 
eigenen Wissen und Gewissen uns zu entscheiden. 
Und ich füge ein Wort hinzu, das sich an alle richtet: 
wir alle brauchen kritische Vernunft, wenn leicht-
fertig oder fahrlässig oder auch boshaft der Versuch 
gemacht wird, das Vertrauen in die Gewissenhaftig-
keit anderer, der Partner und der Mitspieler zu zer-
stören. 

Herr Kollege Barzel hat recht gehabt, als er in 
seiner Rede sagte, von dem, was wir hier tun, von 
dem, was wir hier reden, müsse eine werbende Kraft 
für das ganze Deutschland ausgehen. Ich habe mich 
bei dem, was ich hier für meine Fraktion zu sagen 
hatte, bemüht — ohne dieses Wort in Herrn Barzels 
Rede vorher zu kennen —, den Schwerpunkt nicht 
auf innere Dinge der Bundesrepublik . Deutschland, 
sondern auf das zu legen, was das ganze Deutsch-
land angeht. Ich habe deswegen auch nicht die Ab-
sicht, jetzt noch über den Nonproliferationsvertrag 
zu sprechen. Das wird sicherlich im Laufe der  De

-

atte  noch von meinen Freunden geschehen. Ich will 
auch nicht zu anderen einzelnen Themen sprechen, 
die Herr Barzel mit Recht berührt hat, nachdem auch 
der Herr Bundeskanzler sie schon berührt hatte. 

Ich muß nur zwei Bemerkungen machen als Vor-
sitzender der sozialdemokratischen Fraktion, weil 
es da vielleicht ein Mißverständnis geben könnte. 
Der eine Punkt betrifft das Wahlrecht. Hier hat 
sich an der Erklärung, die die sozialdemokratische 
Bundestagsfraktion am 15. Dezember 1966 abgab, 
nichts geändert. 

Der zweite Punkt betrifft die Notstandsgesetzge-
bung. Hier hat sich auch nichts geändert. Wir waren 
in der Oppositionszeit bereit, an der Notstandsge-
setzgebung mitzuwirken nach Maßgabe. der Vorstel-
lungen, die wir davon hatten. Dazu sind wir auch 
heute bereit. Das hat mit der Großen Koalition 
nichts zu tun. Sowohl unsere Erkenntnis der Not-
wendigkeit, die gegenwärtig geltende alliierte Not-
standsregelung abzuschaffen, als auch die positiven 
Vorstellungen, die wir haben und die wir als Be-
dingung gestellt haben, um mitwirken zu können, 
alles das gilt unverändert, so damals in der Zeit 
der Opposition, so heute in der Zeit der Koalition. 
Die Tatsache der Großen Koalition macht hier kei-
nen Unterschied. Es könnte sich darüber vorgestern 
ein Mißverständnis eingeschlichen haben; das wollte 
ich ausräumen. 

Ich komme zum Schluß. Beide Regierungen beken-
nen sich zur gleichen Nation. Beide drücken damit 
die gemeinsame Willensmeinung von 75 Millionen 
Deutschen in West und Ost aus, und das ist ein 
guter gemeinsamer Boden. Die gemeinsame Nation 
hat im Laufe ihrer Geschichte große kulturelle Lei-
stungen hervorgebracht, sie hat ihre Höhepunkte 
erlebt, und sie hat Glanz erlebt, aber sie hat ebenso 
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auch große Katastrophen erlebt, zum Teil von Deut-
schen verschuldet. Wir Sozialdemokraten wehren 
uns zu jeder Zeit gegen nationalistische Überheb-
lichkeit in unserem eigenen Volk gegenüber ande-
ren Völkern, aber ebenso leidenschaftlich wider-
sprechen wir, wenn unser Volk in einer Art von 
permanentem Anklagezustand zum Sündenbock für 
jegliche Aggression auf der Welt gemacht werden 
soll. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ebenso wehren wir uns gegen jeden, der die Ge-
schichte unseres Volkes der nachwachsenden Gene-
ration „als ein einziges Verbrecheralbum darstellen" 
wollte, wie unser verstorbener Freund Wolfgang 
Döring es mir einmal sehr eindrucksvoll und ein-
dringlich genannt hat. Wir lassen auch diesen 
Staat und seine Verfassung nicht in den Dreck tre-
ten. 

(Beifall.) 

Wir haben diesen Staat gewollt, wir haben dieses 
Grundgesetz gewollt; das ist unser Staat und unsere 
Gesellschaft. Freilich sind Staat und Gesellschaft 
noch keineswegs gut. Aber dies ist der beste demo-
kratische Staat, den es je auf deutschem Boden ge-
geben hat, 

(Beifall) 

und dieses ist die freieste Gesellschaft, die es je in 
Deutschland gegeben hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir sind auch keine Schönwetterdemokraten, die bei 
den ersten Wolken am Himmel ihre eigene Demo-
kratie schlechtmachen lassen. Ob es sich um den 
alten romantischen deutschen Irrationalismus in 
neuem Gewande handelt, von dem Tatkreis bis zu 
Carl Schmitt, oder um die Trotzkisten, die heute von 
der permanenten Revolution schwätzen, oder um die 
ernst zu nehmenden Kommunisten oder um die lin-
ken Sektierer: Die mögen sich da bitte genauso

-

wenig täuschen wie die Herren auf der Rechten, die 
alten Nazis, die Reaktionäre und die neuen Wirr-
köpfe: wir werden mit uns nicht spielen lassen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir sind ganz ,sicher, daß es in der jungen Gene-
ration genug Menschen geben wird, die in diesem 
Punkte so denken wie wir. Und wir setzen geradezu 
unsere Hoffnung darauf, daß unser Volk sein Schick-
sal bewußt und geduldig in seine eigenen Hände 
nimmt und in seinen eigenen Händen behält, soweit 
und solange wie der Herr der Geschichte uns dies 
erlaubt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Herr Kollege 
Schmidt hat hier eine Reihe von sehr interessanten 
Gegenüberstellungen neuer Entwicklungen in der 
DDR dargelegt. Er hat damit den Bericht zur Lage 
der Nation des Herrn Bundeskanzlers in wesent-
lichen Punkten ergänzt. Er hat sich mit Recht an alle 

Deutschen in beiden Teilen unseres Vaterlandes ge-
wendet. Aus dieser Ergänzung wird deutlich — das 
möchte ich zunächst als eine Art formale Anregung 
geben —, daß dieser Bericht zur Lage der Nation im 
geteilten Deutschland vielleicht in Zukunft etwas 
anders gestaltet werden sollte. Wir werden in Zu-
kunft ja regelmäßig diese Aussprachen — so hoffen 
wir wenigstens — haben. Wäre es nicht besser, 
Herr Bundeskanzler, wenn ich Ihnen diesen Rat 
geben darf, daß man vielleicht in dem einen Teil 
schriftlich alles das, was heute in unserem Statisti-
schen Jahrbuch bereits zahlenmäßig enthalten ist, 
wertungsmäßig zusammenfaßt, um damit die Unter-
lagen für uns alle über die unterschiedliche Entwick-
lung in Gesamtdeutschland noch deutlicher zu 
machen. In einem zweiten Teil, nämlich in Ihrer Ein-
bringungsrede dazu, sollte dann das gewertet wer-
den, was uns in diesem Bericht zusammengefaßt dar-
gelegt wird, damit die Unterlagen, die wir brauchen, 
vollständiger sein können, als das in Ihrer Rede 
möglich war. Gleichzeitig sollte aber eine Wertung 
dieser Fakten erfolgen, und es sollten aus ihnen 
Schlüsse für unsere gemeinsame Politik oder für 
unterschiedliche Auffassungen gezogen werden. 

Natürlich ist es für uns wichtig, zu wissen, was 
drüben in dem anderen Teil Deutschlands jetzt, nach 
Schaffung der neuen Verfassung, wenn ich so sagen 
darf, vom Verfassungsrecht zur Verfassungswirklich-
keit hin geändert wird. Natürlich muß das geprüft 
werden, damit wir wissen, wie weit wir uns ausein-
ander entwickelt haben oder wo Ansatzpunkte sind, 
gemeinsam Wege zu finden. Aber dazu darf ich nach-
her einige weitere Bemerkungen machen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit 
Recht, wenn nach meiner Überzeugung auch nicht 
genügend, ist davon gesprochen worden, daß Unruhe 
unser Volk bewegt. Aber diese Unruhe bewegt nicht 
nur die Studenten — machen wir uns da nichts 
vor —, diese Unruhe geht weit über die Studenten 
hinaus. Hierzu einiges zu sagen, scheint mir, wenn 
wir die Lage unserer Nation nüchtern behandeln 
wollen, gerade in dieser Stunde notwendig zu sein. 
Jetzt kommen doch die Reaktionen darauf, daß wir 
jahrelang die Praxis geübt haben, Wunschbilder vor-
zugaukeln. Die geistige Auseinandersetzung mit den 
bewegenden Kräften unserer Zeit ist seit über einem 
Jahrzehnt bei uns auch in diesem Hause vernach-
lässigt worden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Mit der Forderung nach Wohlstand glaubten viele, 
die entscheidenden Bedürfnisse unserer Menschen 
erfüllt zu haben. Natürlich war der Hunger nach 
materiellen Gütern nach dem Zusammenbruch nur 
zu verständlich, und die Verluste, die die einzelnen 
erlitten hatten, brachten es dazu, daß diese Dinge 
in den Vordergrund gestellt wurden. Und die Parole 
der CDU/CSU „keine Experimente" war natürlich 
haarscharf auf politische Abstinenz gezielt mit den 
Folgen, die wir heute zu beklagen haben. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Sie haben damit — das ist unbestreitbar — Stim-
men in Ihre Scheuer gebracht, aber Sie haben damit 
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auch viele Chancen verspielt, rechtzeitig in unserem 
Volk die notwendige Auseinandersetzung mit den 
gesellschaftspolitischen Entwicklungen unserer Zeit 
überzeugend zu führen. Das haben Sie damit ver-
spielt. Heute müssen doch selbst Ihre Wahlkampf-
manager von damals einsehen, 

(Abg. Frau Kalinke: Was haben Sie denn 
getan seit 1949, als Sie in der Regierung 

waren?) 

daß Sie 1957, als Sie allein regiert haben, mit dem 
Aufbau des Buhmanns Kommunismus und des Luft-
schlosses der konfliktlosen Gesellschaft zwar über 
die Abstimmungsrunden gekommen sind, daß aber 
die dauerhafte geistige Überwindung des Marxismus 
und die Lösung der gesellschaftlichen Probleme un-
serer Zeit damit nicht gelungen sind. Das beweist 
die Unruhe heute. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? — Bitte, Herr Majonica! 

Majonica (CDU/CSU) : Herr Kollege Mischnick, 
sind Sie der Meinung, daß zweieinhalb Millionen 
Menschen vor einem Buhmann aus Mitteldeutsch-
land geflohen sind? 

Mischnick (FDP) : Herr Kollege Majonica, ich 
habe nicht gesagt, daß der Kommunismus ein Buh-
mann sei, sondern ich habe gesagt, daß Sie einen 
Buhmann aufgebaut haben, ohne sich mit dem gei-
stigen Inhalt des Kommunismus wirklich ausein-
anderzusetzen. Das ist doch der Vorwurf, der hier 
steht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Der Herr Bundeskanzler hat erst vor wenigen Ta-
gen den Führungsanspruch der CDU/CSU erneut 
proklamiert. Damit mag für manchen draußen im 
Lande die Hoffnung verbunden sein, daß — wie in 
der Vergangenheit — oberflächliche materielle Ver-
besserungen des eigenen Seins garantiert werden 
können. Die letzten 10 bis 15 Jahre beweisen uns 
aber, wieviel durch ein In-den-Vordergrund-Stellen 
des Materiellen gleichzeitig verspielt worden ist. 

(Abg. Dr. Martin: Was haben Sie denn in 
den Vordergrund gestellt, Herr Mischnick?) 

— Unsere freiheitliche Ordnung, Herr Kollege Mar-
tin, die wir in den Vordergrund gestellt haben, vor 
dem Kommunismus zu bewahren, — — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was soll das 
denn? — Werden Sie deutlich, Herr Misch- 

nick!) 

— Ihre Unruhe beweist mir, wie recht wir haben. 
Sonst könnten Sie ruhig zuhören. 

(Beifall bei der FDP.) 

Unsere freiheitliche Ordnung, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ausschließlich vor dem Kom-
munismus bewahren zu wollen, reicht heute insbe-
sondere für die junge Generation als einziges Ziel 
nicht mehr aus. Das müssen wir ganz klar sehen. 
Aber nicht nur sie fragt doch danach, wie diese 

Freiheit, die wir noch in vielen Bereichen gestalten 
müssen, sinnvoll genutzt werden kann. Bestimmt 
nicht, wie sie etwa im kommunistischen Machtbe-
reich genutzt wird, wo die Staatsallmacht nach 
marxistischer Lehre die Menschen in Schablonen 
zwängen will. Die Demonstrationen in Warschau 
in den letzten Tagen, die Forderungen, die in Prag 
sichtbar geworden sind, unterstreichen, daß überall 
die Auseinandersetzung mit Bestehendem im Gange 
ist. 

Wir ,müssen uns aber, wenn wir wirklich ehrlich 
sind, auch fragen, ob wir uns davon freisprechen 
können, daß auch bei uns auf bürokratische Weise 
manche Teile unserer Freiheit eingeschränkt wer-
den, Grundrechte in einem erschreckenden Maße 
in Frage gestellt werden, wenn wir all das betrach-
ten, was in den letzten Jahren geschehen ist. 

(Abg. Rasner: Das ist doch Munition für 
Dutschke!) 

— Ich führe ihn nicht ein. Wenn Sie ihn einführen, 
ist das Ihre Sache. 

Nun, es ist richtig, daß wir uns gemeinsam — ich 
unterstreiche das, was Herr Kollege Schmidt ge-
sagt hat — 

(Abg. Rasner: LSD!) 

gegen diejenigen wehren, die unsere parlamenta-
rische Ordnung überhaupt in Frage stellen. Aber 
wenn wir uns gemeinsam dagegen wehren, müssen 
wir uns auch bewußt sein, daß unsere Ordnung 
einer ständigen Überprüfung und Weiterentwick-
lung bedarf, daß das, was gestern gut war, morgen 
nicht auch immer noch gut sein muß. Darüber zu 
diskutieren, das ist unsere Aufgabe hier. 

(Beifall bei der FDP: — Zuruf von der 
CDU/CSU: Ganz neue Weisheiten!) 

Meine Damen und Herren, mit Recht wird über 
die Frage der Meinungs- und Informationsfreiheit 
in der Bundesrepublik ständig stärker diskutiert. 
Leider war hiervon in dem Bericht zur Lage der 
Nation nichts zu finden. Natürlich ist es unbestreit-
bar — ich möchte es aber wiederholen, damit hier 
gar kein Mißverständnis entsteht —, daß dieses 
Grundrecht der Meinungsfreiheit, der Informations-
freiheit im anderen Teil Deutschlands nicht verwirk-
licht ist, obwohl es bisher sogar auch dort in der 
Verfassung gestanden hat. Aber diese bittere Fest-
stellung über die Situation im andern Teil Deutsch-
lands darf uns doch nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß auch in der liberalen Gesetzgebung unserer 
Bundesrepublik manche Lücken entstanden sind, 
die unsere Freiheiten gefährlich beeinträchtigen 
können. 

Nun, meine Damen und Herren, wir sind immer 
wieder bemüht, darüber zu sprechen. Wir hören 
Berichte über die Gefahren der Pressekonzentration. 
Wir sind uns bewußt, daß es sich dabei nicht allein 
um den Springerkonzern handelt. Es geht auch 
darum, daß in manchen Städten, wo bisher drei oder 
zwei Tageszeitungen erschienen, nur noch eine be-
steht. Das ist aber eine Frage, die, wenn wir die 
Lage unserer Nation richtig beurteilen wollen, mit 
zu unserer Diskussion gehört, damit die Freiheit 
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der Information und der Meinungsbildung bei uns 
gewahrt bleibt. Tun wir hier doch endlich mehr, an-
statt nur zu warten, bis entsprechende Berichte 
kommen. Hier ist es unsere Aufgabe, dieses Vor-
bild, von dem vorhin gesprochen worden ist, zu er-
halten und da, wo es gefährdet ist, die entsprechen-
den Maßnahmen zu ergreifen, um diese Gefahren 
nicht ausweiten zu lassen. 

Ich will es hier in aller Offenheit ansprechen: 
wenn wir an die politische Meinungsbildung durch 
das Fernsehen denken, dann müssen wir doch auch 
hier Gefahren sehen, die gestern z. B. in der Frage-
stunde deutlich geworden sind. Natürlich kann 
man darüber streiten, ob es richtig war, daß in 
einem Artikel von Herrn Nannen der Herr Bundes-
präsident in dieser Form angegriffen wurde. Herr 
Nannen hat sich selbst erfreulicherweise für manche 
Ausdrücke entschuldigt. Das rechtfertigt aber noch 
lange nicht, zu versuchen, einem solchen Mann zu 
verweigern, daß er in einer Diskussion in einer öf-
fentlichen Anstalt auftritt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Da ist Gefahr für die Presse- und Meinungsfreiheit. 
Dagegen müssen wir uns wehren. 

(Unruhe und Zurufe von der CDU/CSU.) 
Wer sich zum liberalen Grundrecht der Meinungs- 

und Informationsfreiheit bekennt, 

(Abg. Rasner: „ist für den Stern"?!) 

wer diesen Grundgesetzartikel ernst nimmt, der 
müßte allerdings konsequenterweise auch bereit 
sein, bei der Diskussion um die Frage der Einfuhr 
von Zeitschriften und Zeitungen aus der DDR ent-
sprechend diesem Artikel zu verfahren. Das Gegen-
argument, das immer wieder gebracht wird, wie 
müßten auf die Gegenseitigkeit achten, ist nicht 
überzeugend. Die jetzt vom zuständigen Bundes-
tagsausschuß beschlossene Lösung, eine sechsmona-
tige Befristung zu setzen, ist doch wieder eine der 
leider so zahlreich gewordenen halben Lösungen, 
die uns diese schwarz-rote Koalition immer wieder 
anzubieten hat. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir brauchen uns doch wahrlich nicht davor zu 
fürchten, daß die Zeitungen oder Zeitschriften aus 
der DDR bei uns den Lesern angeboten werden. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Aber wir 
sollten Wert darauf legen, daß die andere 
Seite unsere Zeitungen lesen kann! Wollen 

Sie das nicht?) 

Wir brauchen uns nicht davor zu fürchten. Wer die 
liest, der wird doch eher zum Gegner als zum 
Freund der SED. — Wenn Sie, Herr Kollege Marx, 
davon sprechen, wir wollen mit der gefundenen 
Lösung die Gegenseitigkeit erreichen, kann ich nur 
antworten, daß die Mehrheit derjenigen, die den 
Beschluß gefaßt haben, auch davon überzeugt war, 
daß wir in diesen sechs Monaten die Gegenseitig-
keit leider nicht erreichen werden. Nach diesen sechs 
Monaten beginnt aber doch das Drama für uns, daß 
wir vor der Frage stehen: verlängern wir, verlän-
gern wir nicht?, daß wir wieder vor der Frage 
stehen: wollen wir das Grundrecht der Informations- 

freiheit in diesem Punkt einschränken, wollen wir 
es nicht einschränken? Gehen Sie den ganzen Schritt 
und erweisen Sie damit unserer freiheitlichen Ge-
sinnung einen guten Dienst, aber machen Sie nicht 
halbe Lösungen! 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? — Herr Abgeordneter Ott, 
bitte! 

Ott (CDU/CSU) : Herr Kollege Mischnick, soll ich 
aus diesen Ihren Ausführungen schließen, daß Sie 
zwar dafür sind, daß wir in der Bundesrepublik die 
Presseerzeugnisse der DDR erhalten, daß Sie aber 
dagegen sind, daß die Bewohner — 

(Widerspruch bei der FDP.) 

— Ich habe eine Frage gestellt. Unterbrechen Sie 
mich nicht! Sie können nachher fragen. 

(Unruhe bei der FDP.) 

Soll ich aus Ihren Ausführungen entnehmen, daß Sie 
sich damit abfinden, daß die Bewohner der DDR 
nicht die Möglichkeit und Freiheit haben, unsere 
Presseerzeugnisse lesen zu können? 

Mischnick (FDP) : Lieber Herr Kollege Ott, aus 
Ihrer Fragestellung muß ich leider entnehmen, wie 
wenig Sie überhaupt über die tatsächlichen Ver-
hältnisse in den beiden Teilen Deutschlands wissen. 
Sonst würden Sie eine solche Frage überhaupt nicht 
stellen. 

(Beifall. bei der FDP und Zustimmung bei 
der SPD.) 

Mir zu unterstellen, daß ich nicht die Einfuhr un-
serer Zeitungen nach drüben wolle, das geht haar-
scharf zu weit. Aber mit Ihrer Lösung gefährden Sie 
auch die Möglichkeit, Zeitungen aus der Bundes-
republik in anderen Teilen des Warschauer Pakts 
— auch von unseren Landsleuten aus Mitteldeutsch-
land — zu lesen. Das habe ich im Auge, — was Sie 
leider völlig übersehen. 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 
SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage? 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Herr Kollege Mischnick 
— zur Sauberkeit der Argumentation miteinan-
der —, würden Sie es nicht akzeptieren, wenn ich 
sage, daß es uns als Beweggrund für unseren Be-
schluß, den Zeitungsaustausch befristet mit ein-
seitiger Vorleistung anlaufen zu lassen, nicht darum 
geht, daß wir vor kommunistischen Zeitungen 
Furcht haben, 

(Sehr gut! in der Mitte) 

die aus dem anderen Teil Deutschlands in unseren 
Bereich kommen, sondern daß es uns ausschließlich 
darum geht, einen politischen und moralischen 
Druck auf die Machthaber im anderen Teil Deutsch-
lands auszuüben, damit sie ihrerseits in ihrem Be- 
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reich für die Menschen dort etwas mehr Informa-
tionsfreiheit geben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Mischnick (FDP) : Lieber Herr Kollege Gradl, 
daß diese Beweggründe bei Ihrer Entscheidung eine 
Rolle gespielt haben, streite ich nicht ab. Daß Sie 
aber mit der Befristung genau die moralische Wir-
kung, von der Sie gesprochen haben, in Frage stel-
len, das vergessen Sie dabei völlig. Das ist doch der 
entscheidende Punkt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Genscher? 

Mischnick (FDP): Bitte! 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Mischnick, wür-
den Sie mir zustimmen, daß die Befürworter der 
Gegenseitigkeit in der Praxis Ulbricht die Entschei-
dung über den Grad der Informationsfreiheit in der 
Bundesrepublik zuspielen? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist der Souffleur!) 

Mischnick (FDP) : Das kommt als weiteres Argu-
ment hinzu. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, durch 
die Art, wie Sie Zwischenfragen dazu gestellt haben, 
wird mir bestätigt, wie gewichtig diese Frage für 
unsere Situation ist. Ich bedauere nur, daß darauf 
in der Erklärung des Herrn Bundeskanzlers nicht 
eingegangen worden ist. 

Nun lassen Sie mich einen weiteren, mehr gene-
rellen Gesichtpunkt behandeln, der schon einmal 
anklang. Ist eigentlich immer und überall denen, 
die bestimmend mitwirken, im Bewußtsein, daß die 
politische Meinungsbildung bei uns in der Bundes-
republik praktisch von vier verschiedenen Genera-
tionen beeinflußt wird? Einmal von der Generation, 
die bewußt die Zeit des Kaiserreiches erlebt hat; 
zweitens von der Generation, die den Weimarer 
Staat getragen hat und ihre Fehler mit der national-
sozialistischen Diktatur büßen mußte; drittens von 
der Generation, die wir lange Zeit als die Front-
generation bezeichnet haben, die sich unmittelbar 
nach Kriegsende — Herr Kollege Schmidt sprach 
,davon — bemühte, mit den anderen gemeinsam 
diesen Staat aufzubauen; schließlich von der heuti-
gen jungen Generation, die keines dieser persön-
lichen Erlebnisse mit sich herumträgt und selbst-
verständlich auch keine persönlichen Erfahrungen 
aus manchen Erlebnissen hat. Erklärt sich nicht dar-
aus schon manches an unterschiedlicher Betrach-
tungsweise, das nicht einfach mit dem uralten Ge-
nerationsproblem abgetan werden kann? Sind wir 
uns — mir selbst geht es auch so  — immer be-
wußt, daß hieraus manche unterschiedliche Diskus-
sion entsteht? 

In diesem Zusammenhang müssen wir wohl auch 
die Äußerungen und Demonstrationen, die sich mit 

dem Vietnamkrieg befassen, betrachten. Es ist eben 
nicht nur eine kleine, wohl organisierte, politisch 
zielstrebige Gruppe, die hier demonstriert, um ganz 
bestimmte Vorstellungen durchzusetzen. Bei vielen 
der mit Demonstrierenden ist nach meiner Über-
zeugung das berechtigte Gefühl vorhanden, ob 
nicht in Vietnam Ähnliches geschieht, was aus unse-
rer jüngsten Vergangenheit für uns Deutsche als 
Belastung empfunden worden  ist.  Es drängt sich 
vielen einfach die Frage auf, ob hier nicht mit zwei-
erlei Maß gemessen wird, ob die Verfolgung 
— lassen Sie mich das hier in aller Offenheit und 
in allem Ernst sagen — der Kriegsverbrechen von 
1945 nur ein einmaliger Bestrafungsakt war oder 
ob damit für die Dauer allgemein gültige moralische 
und rechtliche Normen gesetzt worden sind. Für 
viele ist das, was dort geschieht — sie mögen da-
bei recht oder nicht recht haben; ich will das nicht 
im einzelnen untersuchen —, Völkermord. Darüber 
müssen wir uns mit den jungen Menschen ausein-
andersetzen, nicht mit denen, die politische Ent-
scheidungen erzwingen wollen, die nicht unsere 
sein können, sondern mit denen, die sich hiervon 
aus der Sorge heraus ansprechen lassen, ob man 
ihnen nicht auch einmal den Vorwurf macht, sie hät-
ten nicht rechtzeitig ihre Meinung gesagt, sie hätten 
sich nicht rechtzeitig gegen Dinge geäußert, die 
unserem deutschen Volke zur Belastung geworden 
sind. Hierzu müssen wir Stellung nehmen. Wir ha-
ben in unserem Antrag zur Vietnam-Frage — er 
liegt Ihnen ja vor, er wird in Kürze hoffentlich be-
raten werden — nach beiden Seiten klargestellt, 
daß es uns darum geht, daß dieser Krieg möglichst 
bald zu Ende gehen möge. 

Wenn man fragt, ob es richtig ist, daß wir dar-
über diskutieren, dann ist es berechtigt, dabei die 
besondere deutsche Stellung zu bedenken. Aber das 
schließt doch nicht aus, daß wir in der gleichen 
Weise darüber diskutieren, wie es in Parlamenten 
anderer NATO-Staaten eine Selbstverständlichkeit 
gewesen ist. Nicht um zu schulmeistern, nicht um zu 
schelten, sondern um deutlich zu machen, daß wir 
eben aus unserer Geschichte gelernt haben und Ent-
wicklungen, die in anderen Teilen der Welt ähnlich 
laufen, genauso skeptisch beurteilen, wie man uns 
in der jüngsten Vergangenheit mit Recht beurteilt 
hat. Wenn wir diese jüngste Vergangenheit — und 
das gehört zur Lage unseres Volkes, zur geistigen 
Auseinandersetzung, die draußen virulent ist — 
wirklich bewältigen wollen, dann ist es notwendig, 
das Rechtsbewußtsein in unserem Volk weiter zu 
stärken. 

Auch hier spreche ich in aller Offenheit ein Thema 
an, das vielleicht für manche zu heiß ist oder das 
anzusprechen manche als ungeziemend betrachten. 
Muß es nicht erschütternd auf unsere Menschen 
draußen im Lande wirken, wenn jedermann lesen 
und hören konnte, daß der deutsche Bundespräsi-
dent auf Anraten keine gerichtliche Klärung der 
gegen ihn erhobenen Vorwürfe anstrebt, weil, wie es 
hieß, sich did Verfahren zu lange hinzögern könn-
ten? Untergräbt es nicht das Vertrauen in die 
Unabhängigkeit der deutschen Gerichte, wenn der 
staunende Staatsbürger hören muß, daß man seinem 
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Staatsoberhaupt abrät, sich diesen Gerichten anzu-
vertrauen? 

(Beifall und Zurufe von der FDP.) 

Das ist doch auch ein Punkt der Unruhe, über den 
wir reden müssen. Ich möchte hinzufügen: wird hier 
nicht unabsehbarer, wenn auch unbeabsichtigter 
Schaden angerichtet? Aber wird hier nicht doch 
deutlich, daß die Gefahr besteht, Vertrauen zu 
demontieren? Mit Recht hat sich der Richterbund 
gegen das Mißtrauen, das aus solchen Erklärungen 
spricht, gewandt. Wir werden in Kürze bei der Be-
ratung der Strafrechtsreform Gelegenheit haben, 
zwischen den Vorschlägen der Regierung und den 
Alternativen des von der FDP eingebrachten Ent-
wurfs zu entscheiden, um markante Mängel zu be-
seitigen. Notwendig ist aber, daß wir das Vertrauen 
in unser Recht, in unsere unabhängige Gerichtsbar-
keit stabilisieren, statt es zu demontieren. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, die Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers — so muß ich sie wohl be-
zeichnen, wenn meine Information zutrifft, daß sie 
nicht im Kabinett beschlossen worden ist; ich kann 
mich täuschen, ich wäre dankbar, wenn das richtig-
gestellt würde — schweigt sich zur gesellschafts-
politischen Situation, zur gesellschaftspolitischen 
Entwicklung in der Bundesrepublik fast völlig aus. 
Gerade die umwälzenden Entwicklungen zu einer 
immer größer werdenden Arbeitnehmergesellschaft 
haben in dieser Erklärung zu geringen Niederschlag 
gefunden. Ist es für uns nicht wichtig, zu wissen, daß 
unabhängig voneinander in beiden Teilen Deutsch-
lands — selbstverständlich aus unterschiedlichen 
Gründen — die Zahl der selbständigen Existenzen 
immer kleiner geworden ist? Will die Gesellschafts-
politik — jetzt kommt es auf die Folgerung daraus 
an — der Bundesregierung für die Zukunft darauf 
abzielen, den Kreis der in abhängiger Stellung Täti-
gen bewußt zu vergrößern? 

(Abg. Ertl: Siehe Landwirtschaft!) 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, für die-
jenigen, die durch die technische Entwicklung heute 
nicht mehr selbständig sein können — auch durch 
Automation usw. —, also in den Bereichen, wo wir 
heute keine selbständigen Existenzen mehr haben, 
einen Ausgleich durch Bildung neuer selbständiger 
Gruppierungen zu schaffen und zu helfen, daß sie 
entstehen können? Wir messen den Selbständigen 
jeglicher Form eine wichtige gesellschaftspolitische 
Bedeutung zu. Die Sorge, die wir haben, rührt nicht 
zuletzt daher, daß mit der Einführung der totalen 
Versicherungspflicht für alle Angestellten offenbar 
eine bewußte Weichenstellung auf die reinrassige 
Managergesellschaft vorgenommen worden ist. 
Oder handelt es sich bei dieser Entscheidung eben 
doch nur um eine finanzpolitische Folge falscher 
Entscheidungen der CDU/CSU mit Unterstützung 
ihres damaligen Abstimmungspartners SPD, als die 
Rentenreform beschlossen wurde? Geht es wirklich 
um gesellschaftspolitische Veränderungen? Dagegen 
müßten wir Bedenken erheben, wenn es das Ziel 
ist, bewußt die selbständigen Existenzen einzu-
schränken. Wir hätten gern auch dazu ein mutiges 

Wort des Kanzlers gehört, daß nämlich das sozialpoli-
tische Kleid, das man sich damals geschneidert hat, 
einfach finanziell zu weit geworden ist. Warum ist 
es überhaupt dazu gekommen? Weil man doch vor 
zehn Jahren von der utopischen Vorstellung aus-
ging, daß die großen Wachstumsraten unserer Wirt-
schaft wegen des verständlichen Nachholbedarfs 
eine Art Dauererscheinung sein könnten. Wir wis-
sen heute — wir können hinzufügen, wir als Freie 
Demokraten wußten es damals schon —, daß es in 
dieser Form mit Sicherheit, trotz aller auch von uns 
unterstützten Bemühungen, Wachstum und Stabili-
tät zu koppeln, nicht in gleicher Weise weitergehen 
kann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
muß ich auch sagen: jeder weiß doch heute, daß 
die Kuchenausschußbeschlüsse von 1957 die wahre 
Ursache der heutigen finanzpolitischen Situation 
sind, in der wir stehen. Hier liegen doch auch 
Gründe, warum man in der Bevölkerung Mißtrauen 
gegenüber Bonn, gegenüber der Regierung hat. 
Man hat schon das richtige Gefühl dafür, daß ein-
fach zu viel versprochen worden ist, als daß es tat-
sächlich hätte eingehalten werden können. Das klar-
zustellen, hier den Mut zur Wahrheit zu haben, 
das hätten wir auch bei diesem Bericht zur Lage 
der Nation erwartet. Wir setzen doch — machen 
wir uns das doch einmal klar — wirklich all das, 
was wir gemeinsam erreicht haben, aufs Spiel, wenn 
wir Emotionen nachgeben und hier nicht unserem 
Volk klipp und klar sagen, was wirklich an Ent-
wicklungen für die nächsten Jahre möglich ist. Es 
darf keine Tabus mehr in der Politik in unserem 
Lande geben, wenn wir nicht in der Gesamtpolitik 
Schiffbruch erleiden wollen. Dabei geht es ja gar 
nicht darum, wie das manchmal dargestellt wird, 
Vorhandenes zu schmälern, sondern darum, begreif-
lich zu machen, daß der Wohlstandszuwachs der 
letzten Jahre eben keine automatische Dauererschei-
nung sein kann. Das ist um so notwendiger, als ja 
doch — worauf immer wieder hingewiesen worden 
ist — der Bewegungsspielraum, der uns zur Ver-
fügung steht, sehr klein ist. Diesen Bewegungs-
spielraum sollten wir nutzen, um den Bevölke-
rungsgruppen, die trotz aller wirtschaftlichen Ent-
wicklung immer noch im Schatten stehen, die Hilfe-
stellung zu leisten, die uns möglich ist. Das sind 
nicht nur manche Gruppen der Arbeitnehmer, das 
sind vor allem auch die Opfer des Krieges, die 
nicht das Glück gehabt haben, über eine volle Auf-
wertung ihrer Pensions- und Rentenansprüche wäh-
rend der stürmischen wirtschaftlichen Entwicklung 
den Anschluß zu finden. Lange genug haben wir 
doch den Fehler gemacht — gestehen wir uns das 
doch ein —, daß mit unserem Wirtschaftswunder 
renommiert wurde und daß damit auch Begehrlich-
keit außerhalb unseres Landes geweckt worden ist, 
ohne daß wir in unserem Land alle Ecken und 
Winkel tatsächlicher Not wirklich entdeckt haben. 

Zu diesen Fragen, die auch noch der Lösung har-
ren, ist in der Erklärung zur Lage der Nation leider 
nichts enthalten gewesen. Man kann es nicht einfach 
damit abtun, daß man sagt: Die Nachkriegszeit ist 
vorbei. Das sind .Fakten, mit denen wir uns noch 
auseinandersetzen müssen. 
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Wenn gesagt wird, der Erfolg oder die Leistung 

dieser Koalition in den letzten Monaten sei insbe-
sondere durch die Finanzpolitik bestimmt, so muß 
man demgegenüber leider feststellen, daß das, was 
wir als die mittelfristige Finanzplanung kennen, 
praktisch heute schon nicht mehr stimmt. Vor weni-
gen Tagen ist die Bestätigung für das gegeben wor-
den, was wir Freien Demokraten bei der Beratung 
dieser mittelfristigen Finanzplanung hier gesagt 
haben: daß sie eben nicht die Probleme löst. Be-
reits jetzt haben wir die ersten Kostproben dafür 
erhalten, daß die Gesamtrechnung eben ein hohes 
Defizit ergeben wird: 1,35 Milliarden DM für das 
Jahr 1967. Das beweist doch, wie angebracht unsere 
Skepsis war und daß die Prognosen der Bundes-
regierung zu optimistisch waren. Diese Haushalts-
lücken, die im Augenblick in der Diskussion stehen, 
sollten eine deutliche Warnung sein und eine Mah-
nung, endlich — und das vermissen wir in dieser 
Erklärung — an die grundlegenden Reformen her-
anzugehen, statt daß in dieser Koalition immer das 
„Ausklammern" und das „Verschieben" als Poli-
tik betrachtet wird. Jetzt muß der wortgewandt 
produzierten Illusion die Tat folgen, 

(Beifall bei der FDP) 

wobei die Ankündigungen allein noch keine Taten 
sind. 

(Zuruf von der FDP: „Der Worte sind genug 
gewechselt!") 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
gesellschaftspolitischen Probleme der Zukunft zu 
bewältigen, heißt natürlich, das sehr ernst zu neh-
men, was nicht nur der Bundeskanzler, sondern was 
auch die beiden Kollegen von der CDU und der 
SPD, Barzel und Schmidt, gesagt haben, nämlich uns 
nicht darauf zu berufen, daß fehlende Kompetenz 
manche Dinge nicht möglich gemacht habe. Aber 
auch hier müssen wir doch feststellen, daß das bisher 
nur Deklamation geblieben ist.  Als der Gesetzent-
wurf der Freien Demokraten, Art. 74 und 75 des 
Grundgesetzes zu ändern, hier im Hause anstand, 
wäre es ja möglich gewesen, sofort zu sagen: „Ja-
wohl, wir stehen dahinter!", damit etwas geschehen 
kann, damit nicht immer nur darüber geredet wird; 

(Beifall bei der FDP) 

wie überhaupt das „müßte" und „müssen" sehr stark 
in den Erklärungen enthalten war, das „wird ge-
schehen" aber selten zu hören war. 

Das Mißtrauen gegenüber dem Etablishment — 
wie dieses „neudeutsche" Wort heißt, das immer ge-
braucht wird — ist natürlich auch verständlich, wenn 
man daran denkt, wie viel angekündigt worden ist 
— z. B. in der Regierungserklärung — über das, 
was geschehen soll, Verwaltungsneugliederung und 
andere Dinge, und dem dann Sichtbares kaum ge-
folgt ist. Ich erinnere Sie nur daran, daß es, als wir 
Freien Demokraten hier unseren Lösungsvorschlag 
für das Gebiet Saar, Rheinland-Pfalz und Hessen 
vorlegten, hieß, das sei nicht zeitgemäß; da kam 
ein Nein. Das sind eben doch Fragen, die die Men-
schen bewegen, an denen sie sehen, daß zwischen 
Ankündigung und Tat eine breite Kluft klafft. Dar- 

aus entsteht Mißtrauen. Beseitigen Sie es! Helfen 
Sie uns! Machen Sie mit uns den Versuch, diese 
Dinge durchzusetzen. Weichen Sie nicht aus. Denn 
es geht doch — um das hier ganz offen zu sagen — 
nicht darum, daß das alles schlecht wäre, was hier 
vorgeschlagen ist, 'sondern es geht ausschließlich 
darum, daß Sie bestehende Machtstrukturen in den 
Ländern zu Ihrem eigenen politischen Nutzen er-
halten wollen und deshalb an diese Fragen nicht 
mit der nötigen Aufmerksamkeit herangehen. Das 
ist der wahre Grund, warum Sie nichts tun wollen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ähnliches ist bei der Strukturpolitik zu beobach-
ten. Ist es nicht für die richtige Beurteilung der 
Situation in unserem Volk notwendig, einmal z. B. 
über das falsch verstandene Zusammenwirken von 
Arbeitgebern und Gewerkschaften in der Mitbestim-
mung — denken wir an die Strukturkrise an der 
Ruhr — hier zu sprechen? Wäre nicht mancher von 
Ihnen heute froh, wenn man rechtzeitig den Vor-
schlägen unseres Freundes Kienbaum in Nordrhein-
Westfalen gefolgt wäre? Aber man sagte nein, weil 
man nicht erkannte, um was es hier ging. Ich er-
warte gar nicht, daß Sie mir heute zugeben, daß 
das richtig war. Ich erwarte nur, daß bei der Be-
ratung des Kohleanpassungsgesetzes endlich die 
Konsequenzen gezogen werden, damit wir nicht 
morgen und übermorgen vor den gleichen Sorgen 
stehen, weil man nicht bereit ist, rechtzeitig richtig 
zu handeln. 

(Beifall bei der FDP.) 

Es ist auch kein Wunder, wie die gestrige Debatte 
deutlich gemacht hat, daß unter den Bauern Unruhe 
herrscht. Als die Getreidepreissenkung beschlossen 
wurde, versicherte man ihnen, daß sie dabei keinen 
Schaden erleiden würden. Heute müssen sie fest-
stellen, daß die Mittel, die aus unserem Haushalt 
über den Agrarfonds zur Finanzierung der franzö-
sischen Landwirtschaft verwendet werden, ihnen, 
unseren Bauern, moralisch angelastet werden. Das 
ist doch der Punkt, der die Unruhe schafft. 

(Beifall bei der FDP.) 

Gestern ist ausführlich darüber gesprochen worden. 
Ich will es hier nicht im einzelnen weiter behandeln. 
Es geht nun darum, Konsequenzen daraus zu ziehen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch ganz 
nüchtern feststellen: wir müssen bei aller inneren 
Bereitschaft, die europäische Einigung weiterzutrei-
ben, dafür sorgen, daß nicht der deutsche Haushalt 
eine Art allgemeiner Zugreiftopf für die EWG-
Partner ist. Das kann nicht der Sinn unserer Politik 
sein. 

Es wird immer wieder gesagt, viele dieser Fragen 
konnten in dieser Zeit noch nicht bewältigt werden. 
Natürlich braucht man Zeit dazu. Aber wenn ich 
daran denke, wieviel Zeit für die Wahlrechtsdis-
kussion verwandt worden ist, dann kann man sich 
natürlich fragen, ob sie nicht nützlicher hätte ver-
wendet werden können. Für uns Freie Demokraten 
war es fast rührend, anzuhören, wie sich der Bun-
deskanzler verzweifelt bemühte, in einer Art Mund-
zu-Mund-Beatmung jene in der Wahlrechtsfrage 
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schon fast entschlafene Partnerschaft mit der SPD 
wiederzubeleben. 

(Heiterkeit.) 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, die-
ses Problem in einem Bericht zur Lage der Nation 
ansprechen heißt doch, daß man ihm einen hohen 
Wert beimißt. 

(Abg. Rasner: Aber ja!) 

Wenn man ihm einen hohen Wert beimißt, wäre es 
notwendig gewesen, es etwas stärker oder über-
haupt politisch zu begründen. So hat man doch den 
Eindruck, es war nur die Zuchtrute gegenüber dem 
Koalitionspartner, sonst gar nichts. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Rasner: Wir 
wollten Sie nicht provozieren, wir wollten 

nur sagen, was zu sagen ist!) 

Wenn Sie diese Deutung zurückweisen, Herr Bun-
deskanzler — ich habe Verständnis dafür, daß Sie 
das tun —, dann müssen wir uns um so mehr dar-
über wundern, daß nichts über die Bedeutung des 
Wahlrechts für die gesamtdeutsche Nation gesagt 
worden ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Denn wenn man dieses Problem unter dem Gesichts-
punkt der gesamtdeutschen Nation sieht, wenn man 
die Wahlrechtsfrage als eine Frage der Nation be-
trachtet, dann kommt man natürlich zu einem ein-
deutigen Ja zum Verhältniswahlrecht. Alles andere 
ist gegen die einheitliche Nation. Das ist doch jedem 
bekannt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie 
sieht es um die Position unserer Nation in der 
Welt wirklich aus? Wir sind sehr froh, daß der 
Begriff „Nation" jetzt in unsere Diskussion mehr 
Eingang gefunden hat. Wir haben es seit Jahren 
versucht, wir haben seit Jahren davon gesprochen. 
Mit Recht hat Herr Kollege Barzel heute schon ein-
mal ein Zitat aus der Denkschrift der EKD gebracht. 
Herr Präsident, ich bitte um die Genehmigung, ein 
weiteres hinzuzufügen, das vielleicht noch etwas 
deutlicher sagt, was die EKD meint. Es heißt da: 

Für die nächste Phase ist also davon auszuge-
hen, daß die Nation noch politische Wirklichkeit 
ist. Sie ist keine unabänderliche Schöpfungs-
ordnung, sondern historisch geworden. Der un-
abhängige Nationalstaat, der ohne Verpflich-
tungen für übernationale friedliche Ordnungen 
nur seine eigenen Ziele verfolgt, ist für uns 
endgültig überholt. Aber die völlige Vernei-
nung der Nation ist historisch, politisch und 
gesellschaftlich ebensowenig realistisch. Die 
Völker in Europa wollen noch immer in eigener 
Verantwortung sie selbst im Sinne von Nation 
sein. 

So weit dieses Zitat. Ich glaube, hier ist in einer 
hervorragenden Weise die Stellung der Nation in 
der heutigen Zeit gekennzeichnet worden, und wir 
sollten es dankbar begrüßen, daß diese Äußerungen 
eben nicht nur Äußerungen der in der Bundesrepu-
blik tätigen evangelischen Christen sind, sondern 
daß es hier zu einer gemeinsamen Erklärung von 

Vertretern der evangelischen Kirche aus beiden 
Teilen gekommen ist. Ich weiß, daß der eine oder 
andere an der einen oder anderen Stelle Bedenken 
hat. Es ist ein Diskussionsvorschlag. Aber sorgen 
wir doch dafür, daß die allgemeine politische Dis-
kussion mit solchen Dokumenten, mit solchen 
Äußerungen, wie es hier geschehen ist — ich wie-
derhole es: aus beiden Teilen Deutschlands —, an-
gereichert wird, statt daß man ständig, wenn solche 
und ähnliche Stellungnahmen kommen, als erstes 
nein sagt, weil einem das eine oder andere nicht 
paßt. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Wer hat denn das 
getan!?) 

— Herr Kollege, da gab es eine ganze Reihe Äuße-
rungen, die davon ausgingen. Ich habe nicht gesagt, 
daß es hier in diesem Hause ist. Aber wir sprechen 
ja nicht nur von uns. Wir sprechen ja auch von 
Organisationen usw., die dazu Stellung nehmen, 
und manche von Ihnen sind sehr schnell geneigt, 
Proteste von Organisationen aufzunehmen und hier 
zu vertreten. Davor wollte ich Sie gerade bewahren. 
Man soll die Dinge erst einmal gründlich zur Kennt-
nis nehmen. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Nennen Sie ein 
Beispiel !) 

— Wenn ich alles anführe und Ihnen erzähle, was 
gegen die verschiedenen Denkschriften der evan-
gelischen Kirche, gegen den Bensberger Kreis, ge-
gen die verschiedenen Institutionen gesagt worden 
ist, dauert das zu lange. Seien Sie doch froh, 
wenn politische Stellungnahmen kommen, wehren 
Sie sich doch nicht dagegen! 

(Zuruf von der CDU/CSU: S i e wehren 
sich!) 

— Lesen Sie doch einmal die verschiedenen Informa-
tionsdienste nach. Ich denke z. B. an DOD. Da lesen 
Sie doch einiges dazu. Haben Sie das noch nicht ge-
tan? Ich habe es getan. 

(Abg. Rasner: Das ist nicht wahr! — Abg. 
Dr. Wuermeling: Die Nummer ist noch nicht 

erschienen! — Heiterkeit.) 

Mit Recht ist darauf hingewiesen worden, daß in 
der Erklärung, die gestern der Vorsitzende des 
Staatsrats der DDR abgegeben hat, wieder ein glat-
tes Nein zu uns gesagt wurde. 

(Zuruf.) 

— Wenn Sie „DDR" überlesen haben in der Erklä-
rung des Herrn Bundeskanzlers, dann tut es mir leid. 
Allerdings muß ich jetzt hier einfügen: Es war er-
staunlich zu sehen, welche Varianten in der Erklä-
rung des Herrn Bundeskanzlers waren: einmal 
„DDR", einmal „anderer Teil Deutschlands", einmal 
„Ostberlin". Man hat so richtig das Gefühl, es kam 
ganz darauf an, von welchem Ressort es kam, wel-
che Formulierung hier gewählt worden ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Wir sind uns bewußt, daß das, was gestern in der 
Erklärung Ulbrichts zum Ausdruck gebracht worden 
ist, natürlich die Dinge nicht erleichtert. Aber ich 
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gebe dem Kollegen Barzel recht, der sagt, wir soll-
ten uns in unserer gemeinsamen Politik dadurch 
nicht beeinflussen lassen. Wir müssen sehr sorg-
fältig prüfen, ob nicht vielleicht an der einen oder 
anderen Stelle ein erwägenswerter Satz ist, — es 
sind immerhin 20 Seiten, und ich gestehe offen, daß 
ich den vollen Wortlaut aller 20 Seiten noch nicht 
zur Kenntnis bekommen habe. Deshalb wage ich 
nicht, jetzt ein abschließendes Urteil abzugeben. 
Man kann also vielleicht den einen oder anderen 
Punkt finden, wo wir aktiv ansetzen können. 

Eines ist klar: Seit dem Beitritt der Bundesrepu-
blik zur NATO drängt die Sowjetunion darauf, die 
deutsche Frage durch Verhandlungen zwischen den 
beiden Teilen Deutschlands zu lösen. Moskau wei-
gert sich beharrlich, die Frage der Wiedervereini-
gung Deutschlands mit den drei Westmächten am 
Verhandlungstisch zu erörtern. Die UdSSR ist ledig-
lich bereit, mit allen Staaten, die am zweiten Welt-
krieg beteiligt waren, über einen Friedensvertrag 
zu verhandeln, der dann mit beiden deutschen Staa-
ten abgeschlossen werden soll. So das letzte, was 
uns an Meinungsäußerungen vorliegt. Wobei wir 
nicht ganz aus unserem Gedächtnis verbannen soll-
ten, daß es eine Zeit gab, 1958, wo das von sowjeti-
scher Seite noch anders lautete. Damals ist nicht 
von einem Vertrag mit zwei Staaten gesprochen 
worden. Die Vereinigten Staaten, Großbritannien 
und auch Frankreich sehen ja doch nicht zuletzt aus 
diesem Grund im Augenblick keine Chance, sich mit 
der Sowjetunion über die deutsche Frage zu einigen. 
Aber wir müssen doch sehen, daß die Amerikaner 
mit der Sowjetunion über Probleme verhandeln, 
über die nach ihrer Meinung jetzt schon Überein-
stimmung erzielt werden kann. Die Engländer tei-
len diese Auffassung. 

Die Franzosen — das ist mit Recht schon hier 
gesagt worden — bemühen sich, mit Ost- und Süd-
osteuropa weiterzukommen. Aber — auch wir unter-
streichen das, was Kollege Schmidt sagte — wir 
sollten uns keiner Täuschung über den Gehalt der 
französischen Politik hingeben. 

Wir müssen auch feststellen, daß heute bereits 
eine gewisse Übereinstimmung zwischen den kom-
munistischen Staaten und den Westmächten in der 
deutschen Frage besteht; nämlich die mangelnde 
Bereitschaft beiderseits, in naher Zukunft die deut-
sche Frage am Verhandlungstisch überhaupt zu 
erörtern. In welcher Form auch immer sich die Ver-
handlungen der Mächte über und mit Deutschland 
vollziehen mögen, eines ist notwendig: eine klare 
und überzeugende Konzeption des Westens über 
den politischen und militärischen Status von Ge-
samtdeutschland. Darüber, welche Lösung man hier 
anstrebt, war leider nichts zu hören. Es war auch 
nichts darüber zu hören — was als Ergänzung vom 
Kollegen Schmidt kam —, daß man alles, was mit 
Grenzfragen zusammenhängt, illusionslos betrach-
ten muß. 

Es ist unbestreitbar, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, daß sich die Lage in der Welt seit der 
Schaffung der Bündnissysteme, NATO auf der einen 
Seite und Warschauer Pakt auf der anderen Seite, 
gewandelt hat. Früher standen die Fragen der Ab 

wehr möglicher Angriffe im Vordergrund. Heute 
beherrschen Gedanken der Abrüstung und der 
Nichtverbreitung von Atomwaffen die Diskussion. 
Zwingt uns das nicht dazu, die Strukturen, die Auf-
gaben dieser Bündnissysteme in West und Ost zu 
überdenken? 

In diesem Zusammenhang war es mir hochinter-
essant, daß sich Kollege Barzel heute sehr deutlich 
von einer französischen Studie distanzierte. In der 
„Stuttgarter Zeitung" vom 12. März steht allerdings, 
daß genau diede Studie als Arbeitsdokument ent-
sprechend einer deutschen Anregung verwendet 
werden soll. Nun frage ich mich: Ist der Fraktions-
vorsitzende der stärksten Regierungspartei nicht 
genau orientiert, daß hier das Auswärtige Amt 
diese französische Studie als Grundlage nimmt, oder 
trifft die Meldung nicht zu, oder ist das Auswärtige 
Amt hier anderer Meinung als der Fraktionsvor-
sitzende der CDU/CSU? Das sind doch Probleme, 
die wir in aller Nüchternheit diskutieren und klar-
stellen müssen. Es wäre doch erstaunlich, wenn ein 
offizielles Arbeitspapier der deutschen Bundesregie-
rung, das nach diesem Bericht der Herr Bundeskanz-
ler noch nicht einmal gelesen haben soll — ob das 
zutrifft, weiß ich nicht —, vom Fraktionsvorsitzen-
den der stärksten Partei als nicht diskutabel abge-
lehnt wird. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Majonica? 

Mischnick (FDP) : Ja. 

Majonica (CDU/CSU) : Herr Kollege Mischnick, 
ist Ihnen bekannt, daß das eines von vielen Arbeits-
papieren ist,  das dieser Arbeitsgruppe zugewiesen 
worden ist, und sicherlich nicht die Grundlage für 
die deutsch-französische Zusammenarbeit bilden 
wird? 

Mischnick (FDP) : Wenn Sie damit bestätigen, 
daß das, was in der Presse steht, zutrifft, daß der. 
Außenminister oder das Außenministerium hier 
selbtsändig gehandelt haben, dann ist das eine 
Frage, die Sie 'in  der  Koalition ausmachen müssen. 
Das ist nicht unsere Frage. Wir wollen nur wissen: 
weiß diese Koalition in dieser Frage gemeinsam, 
was sie will, oder gibt ,es hier zwei verschiedene 
Wege, die sie gehen will? 

(Beifall bei .der FDP.) 

Meine Damen und Herren, sollten wir nicht jetzt, 
wo ,die verschiedenen Verträge ablaufen, die  Zeit 
nutzen, um mit der Diskussion eines gesamt-
europäischen Sicherheitssystems gleichzeitig die 
deutsche Frage ins Spiel zu bringen? Das kann 
natürlich nur gelingen, wenn die Bundesrepublik 
auch in diesen Fragen aktive Politik treibt und nicht 
passiv bleibt. Das Angebot ,der Gewaltverzichts-
erklärung, die Friedensnote der vergangenen und 
der jetzigen Regierung sind von unis immer wieder 
begrüßt worden; es sind — ich wiederhole es — 
Schritte nach vorn. Sie sind Schritte ,der Aktivierung 
der deutschen Politik. Aber wir dürfen uns nicht 
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.scheuen, um der deutschen Frage willen die Gesamt-
diskussion auszuweiten, um damit vielleicht Chan-
cen für eine politische Lösung der deutschen Frage 
zu schaffen. 

Wir stehen doch heute — machen wir uns nichts 
vor — praktisch vor einem stillschweigenden Dis-
engagement im mitteleuropäischen Raum. Je weiter 
dieses Disengagement aber verwirklicht wird, ohne 
daß damit politische Lösungen für Mitteleuropa ver-
bunden sind, um so leichter wird ,es möglich sein, 
den Status quo zu unserem Nachteil .einfrieren zu 
lassen. Es 'isst unbestreitbar, daß die Neigung auf 
allen Seiten ständig wächst, die deutsche Frage aus-
zuklammern, weil man sich keine zusätzlichen Schwie-
rigkeiten machen will. Deshalb muß eine aktive 
deutsche Politik prüfen — und ich freue mich,  daß 
in dieser Richtung schon ,einiges angeklungen ist —, 
ob nicht frühere Überlegungen über Rüstungs-
beschränkungen im mitteleuropäischen Raum, über 
die Nichtverbreitung von Atomwaffen :in diesem 
Gebiet neue Aktualität gewinnen, neu durchdacht 
und möglichst bald mit eigenen Vorstellungen er-
gänzt werden müssen. Sehen wir doch, daß wir in 
der deutschen Frage nicht weiterkommen werden, 
solange sich ausländische Divisionen auf beiden 
Teilen deutschen Gebiets gegenüberstehen! Das 

 Interesse an einer militärischen, insbesondere 
atomaren Verdünnung oder gar völligen Lösung ist 
auf beiden Seiten vorhanden. Diese 'eventuelle 
Möglichkeit muß doch von uns politisch genutzt 
werden, damit wir nicht eines Tages vor der 
Situation stehen, daß .die atomaren Großmächte 
über den mitteleuropäischen Raum Vereinbarungen 
getroffen haben, ohne ,daß wir unser politisches 
Gewicht überhaupt zum Tragen bringen konnten. 
Atomwaffenfreie Zonen sind doch leichter zu er-
reichen, solange in ,den davon betroffenen Räumen 
eben noch keine nationalen Atomwaffen vorhanden 
sind oder durch multilaterale Vereinbarungen wei-
tere, dann schwerer zu lösende Bindungen entstan-
den  sind.  Wesentliche Gedanken dazu sind in dem 
so oft geschmähten Memorandum der Bundesregie-
rung  vom 9. August 1963 enthalten. Aber wir haben 
leider erleben müssen, daß der Weg, den man über 
den Botschafterlenkungsausschuß gehen wollte, sich 
als ungangbar erwiesen hat. Die Bundesregierung 
sollte jetzt überprüfen, ob nicht die  in diesem 
Memorandum enthaltenen Gedanken weiterent-
wickelt werden könnten und ob man nicht so mit 
einer neuen Initiative dann eben an alle vier Mächte 
herantreten könnte, .die ja jetzt erst wieder  im 
Zusammenhang mit 'unserer Tagung in Berlin deut-
lich gemacht haben, daß sich alle vier,  zumindest für 
diesen Bereich, verantwortlich fühlen. 

Es wäre an der Zeit, auch einmal darüber nach-
zudenken, ob nicht die Gedanken unseres Kollegen 
Pfleiderer von vor 15 Jahren wieder durch manche 
Entwicklungen in der Weltpolitik aktueller gewor-
den sind. Ist es nicht ferner notwendig, den Mut zu 
haben, noch einmal über Rapackis Vorstellungen 
nachzudenken, sie daraufhin abzuklopfen, ob da nicht 
das eine oder andere Verwertbare vorhanden ist 
oder durch uns entsprechend zu ergänzen ist und 
ob wir nicht hier einen Schritt weiterkommen zu 
dem europäischen Sicherheitssystem, ob nicht das, 

was vor Jahren einmal als Gedanke eines cordon 
sanitaire quer durch Europa in der Diskussionstand, 
heute unter anderen Gesichtspunkten neu zu prüfen 
ist? 

Wir haben die Bemühungen zur Aufnahme diplo-
matischer Beziehungen zu den Staaten des War-
schauer Paktes immer wieder begrüßt. Insbesondere 
freuen wir uns darüber, daß jetzt die Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zu Jugoslawien endlich 
erfolgt ist. Ich hoffe, sie wird vollzogen werden, wo-
bei ich an die personellen Schwierigkeiten der Koali-
tion in dieser Frage denke. Meine Damen und Her-
ren von der CDU/CSU, müssen Sie sich nicht ein-
gestehen, daß es besser gewesen wäre, dem Rat von 
Pfleiderer vor 10 Jahren gleich zu folgen und diese 
Beziehungen überhaupt nicht abzubrechen, nicht 
jahrelang einen wichtigen Posten aufzugeben? 

Mit Recht hat der Herr Kollege Barzel angeführt, 
daß der Atomsperrvertrag heute eine gewichtige 
Rolle  spiele.  Aber nach dem, was wir bisher dazu 
von der CDU/CSU und von der SPD hören konnten, 
gibt es doch nur ein „Jein" zu diesen Fragen. Eine 
klare Haltung in der Koalition ist bis zur Stunde 
noch nicht vorhanden. Wen wundert es denn dann, 
daß Mißtrauen in die Politik der Bundesregierung 
entsteht, wenn man das Gefühl hat, daß die sie 
tragenden Fraktionen in diesen Fragen selbst noch 
keine Klarheit geschaffen haben? Wir sollten das 
Bemühen der Großmächte, durch den Atomsperrver-
trag das Risiko eines Atomkrieges zu verhindern, im 
Interesse unserer Nation unterstützen. Allerdings 
gehen wir Freien Demokraten dabei davon aus, daß 
die nicht atomar gerüsteten Staaten in der friedlichen 
wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Nutzung der 
Kernenergie und in der technologischen Entwicklung 
nicht behindert werden. 

Auch hier sollte sich die Bundesregierung nach 
unserer Auffassung darum bemühen — und es sind 
ja gewisse Ansätze sichtbar geworden —, daß die 
Staaten, die auf den Besitz von Atomwaffen verzich-
ten, durch eine Garantie der Atommächte davor ge-
schützt werden, daß diese ihre atomares Potential 
gegen die Unterzeichner des Vertrages nicht ein-
setzen oder als Druckmittel benutzen. Die Frage zu 
lösen, wird ein entscheidender Punkt sein, ob man 
mit diesem Vertrag in der Entspannungspolitik ins-
gesamt tatsächlich weiter kommt. 

Meine Damen und Herren, mit Recht ist vorhin 
darauf hingewiesen worden, daß die dänische Regie-
rung früher in der deutschen Frage etwas positiver 
eingestellt gewesen sei. Nun, ich habe hier ein sehr 
interessantes Zitat von Per Haekkerup, dem Chef der 
dänischen Opposition, das in der „Zeit" in einem 
Interview gestanden hat. Er hat dort zur Europa-
politik Stellung genommen — und das sollte doch 
eigentlich vor allem den Kollegen von der SPD eini-
gen Anlaß zum Nachdenken geben — und gesagt, 
Außenminister Brandt habe zwar den besten Willen, 
Großbritannien und die anderen Aspiranten bald in 
die EWG zu bringen. Die gegenwärtige Bundesregie-
rung sehe sich aber veranlaßt, weitgehend Rücksicht 
auf Frankreich zu nehmen. Die frühere Regierung 
Erhard/Schröder wäre vermutlich entschiedener vor-
gegangen. — Ich glaube, darin ist manches Wahre 
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enthalten. ist es nicht notwendig, hier deutlicher zu 
sagen, nicht nur zu sagen, sondern auch unseren 
möglichen Einfluß geltend zu machen, damit wir 
weiter kommen und nicht das Gefühl entstehen 
lassen, als schwankten wir ständig zwischen Frank-
reich und England hin und her? 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich im 
letzten Teil noch ein paar Bemerkungen zur allge-
meinen Deutschlandpolitik machen. Aus dem, was 
Kollege Schmidt hier gesagt hat, geht hervor, daß 
manches an Grundlagenforschung bei uns leider 
noch nicht ausreichend ist. Um in der Deutschland-
politik auch Fortschritte erzielen zu können, brau-
chen wir mehr Kenntnisse über die tatsächliche 
Entwicklung und nicht nur Beurteilungen, vielleicht 
aus eigenem Erleben, aus Berichten, die nicht immer 
die neuesten sind. Ich bin deshalb der Meinung, 
daß es von Nutzen wäre, wenn neben dem, was 
auch aus privater Initiative, was durch Verbände 
und Organisationen geschieht, in der_ Bundesre-
publik endlich eine systematische Erforschung der 
Vorgänge in Mitteldeutschland eingeleitet würde. 
Wir haben an unseren Universitäten die verschie-
densten Institute, die sich mit den verschiedensten 
Fragen in der Welt befassen. Aber ein Institut, das 
den speziellen Auftrag hat, die Vorgänge in Mittel-
deutschland auch gesellschaftspolitisch zu erfor-
schen und die Ergebnisse uns nutzbar zu machen, 
haben wir bis heute nicht. Hier sollten wir Ver-
säumtes nachholen. Man muß doch endlich einsehen, 
daß die Entwicklung in vielen Dingen weiter ge-
gangen ist, daß wesentliche Voraussetzungen für 
künftige Überlegungen, wie ein geregeltes Neben-
einander wirklich entstehen kann, nur aus der ge-
nauen Kenntnis des heutigen Tatbestandes, der 
heutigen Situation geschaffen werden können. 

Wir wissen doch auch, daß die Meinungen in der 
SED unterschiedlich sind. Denken Sie bitte an den 
Selbstmord Apels vor einiger Zeit, als die Frage 
der wirtschaftlichen Beziehunngen zwischen den 
beiden Teilen Deutschlands in die vordergründige 
Diskussion kam. Heute habe ich den Eindruck, daß 
viele das schon wieder vergessen haben und allzu -
leicht geneigt sind, aus einer negativen Reaktion 
sofort in die Resignation zu gehen. Wir sollten auch 
aufhören, wenn wir über den Bericht zur Lage der 
Nation sprechen und Konsequenzen daraus ziehen 
wollen, Kollektivurteile zu fällen. Auch das ist lei-
der bei uns noch weit verbreitet. Die gleichen, die 
sich 1945/46 mit Recht dagegen gewehrt haben, daß 
das ganze deutsche Volk kollektiv als Nazis ver-
urteilt wird, die gleichen sind heute allzuleicht be-
reit, jeden der an Mauer und Stacheldraht mit einer 
umgehängten Maschinenpistole entlang marschiert, 
als einen bösartigen unverbesserlichen Kommuni-
sten darzustellen. So ist es doch nicht. Hüten wir 
uns davor, Kollektivurteile zu fällen! Natürlich gibt 
es da manche Fanatiker, aber sorgen wir dafür, daß 
hier nicht durch eine falsche Pauschalierung die 
Teilung der Nation gefördert wird! 

Das geht doch so weit, daß es in unseren Landen 
schon manche gibt, die sich darüber freuen, wenn 
z. B. bei internationalen Sportereignissen ein Ver-
treter aus der DDR nicht gewinnt, und die es schon 

als eine politische Tat ansehen, wenn sie sich dar-
über freuen. Wir sollten diesen Fehler nicht ma-
chen, sondern hier die Gemeinsamkeit in den Vor-
dergrund stellen. 

(Abg. Rasner: Solch einen Dussel möchte 
ich einmal sehen!) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Dr. Gradl? 

Dr. Gradl (CDU/CSU): Herr Kollege Mischnick, 
wollen Sie  es  von der Tribüne dieses Hauses aus 
wirklich bei dem Eindruck belassen, den Sie jetzt 
hervorgerufen haben, es sei eine einigermaßen 
nennenswerte Erscheinung in unserem Lande, daß 
man sich freut, wenn der andere eine Niederlage 
erleidet? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Haben Sie nicht vielmehr mit mir den Eindruck, 
daß .sich die wahre Zusammengehörigkeit dieses 
Volkes auch darin zeigt, daß sich die Menschen hier 
in aller Breite und Intensität freuen, wenn einer 
von drüben eine Olympiamedaille gewinnt? 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Mischnick (FDP) : Ich bin sehr froh darüber, Herr 
Kollege Gradl, daß Sie mich in meiner Argu-
mentation unterstützen. Leider haben wir es aber 
erleben müssen, daß bei mancher Zeitungsbericht-
erstattung diese Fragen doch in einer Weise be- 
handelt worden sind, die dem Zusammenhalt der 
deutschen Nation nicht gerade dienlich ist. 

(Abg. Rasner: Das ist doch ein Popanz, den 
Sie da aufstellen!) 

Ich denke nur daran, wie bei uns teilweise über 
die Frage des Ausschlusses der Rodler der DDR 
argumentiert worden ist. Dagegen wende ich mich. 
Daß wir unseren eigenen Standpunkt wahrnehmen, 
geschieht völlig zu recht. Wir müssen aber dafür 
sorgen, daß die Gemeinsamkeit bleibt. Ich wehre 
mich dagegen — das sind Einzelerscheinungen —, 
wie es z. B. in der Berichterstattung über die Ro-
delwettbewerbe aus Grenoble zum Teil geschehen 
ist, daß Dinge in die Debatte gebracht werden, die 
damit nichts zu tun haben. Das ist leider geschehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich zum Schluß feststellen, daß bei diesem 
Bericht zur Lage der Nation nur davon gesprochen 
worden ist, was sein müßte. Wir haben vermißt, 
daß Impulse, daß langfristige Dispositionen für 
Lösungen der großen Aufgaben von Staat und Ge-
sellschaft sichtbar geworden sind. 

Wir müssen endlich davon abgehen, daß wir von 
Tag zu Tag leben. Die provinziellen Maßstäbe, die 
bei manchen Dingen angewandt worden sind, soll-
ten endlich über Bord geworfen werden. Eine 
vorausschauende Politik ist notwendig. Es ist erfor-
derlich, daß ein solcher Bericht zur Lage der Nation 
die veränderten Gegebenheiten nicht nur nüchtern 
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darstellt, sondern die Wege weist, wie wir die 
Probleme lösen wollen. Das ist leider nicht ge-
schehen. Man hat darauf verzichtet, hier eine Po-
litik des Fortschritts deutlich zu machen. Wir kön-
nen die Aufgaben, die vor uns liegen, nur dann 
lösen, wenn mehr Beharrlichkeit, mehr Selbstver-
trauen, mehr Zielstrebigkeit und mehr Mut zu Ent-
scheidungen bestehen. Dieser Mut hat aber in dieser 
Regierung gefehlt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Meine Damen und 
Herren, wir treten jetzt in die Mittagspause ein. 
Sie dauert bis 15 Uhr. Um 15 Uhr wird die Debatte 
fortgesetzt. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.15 Uhr 
bis 15.01 Uhr.) 

Vizepräsident Scheel: Die Sitzung ist wieder 
eröffnet. 

Als nächster Redner hat der Abgeordnete Dr. Zim-
mermann das Wort. 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Auf die außen- und ost-
politischen Ausführungen, die der Kollege Helmut 
Schmidt heute vormittag gemacht hat, wird ein 
anderer meiner Freunde nachher noch eingehen. 

Mit Recht könnte man der Bundesregierurng und 
diesem Parlament vorwerfen, daß sie die Augen vor 
den Schrecklichkeiten unserer Tage zu verschließen 
suchten, um sich in provinzieller Selbstbetrachtung 
zu verlieren, wenn wir hier nicht auch über den 
Krieg in Vietnam sprächen. Es gibt wohl kaum 
jemanden in unserem Volke — und das gilt für die 
Deutschen diesseits und jenseits der Elbe in glei-
cher Weise wie für alle Europäer —, der nicht von 
Grauen erfaßt ist und der nicht miterlebt und mit-
erleidet, was er tagtäglich an kriegerischem Töten, 
an unsäglichem menschlichem Elend und an blind-
wütiger Zerstörung über die modernen Kommunika-
tionsmittel frei Haus geliefert erhält. Immer stärker 
rückt die Menschheit zusammen, und ihr Schicksal 
— ihr Friede oder ihr Unglück — wird damit unteil-
bar. Dieser Tatbestand drückt sich, wie ich meine, 
bereits in unser aller Gewissen aus, das mit diesem 
Geschehen belastet ist, dem niemand passiv oder 
gar unberührt gegenüberstehen kann und will. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Was vielen von uns Deutschen und den übrigen 
Europäern aber noch fehlt, ist das Bewußtsein welt-
politischer Zusammenhänge, wie sie zwischen den 
Ereignissen, die sich heute in Südostasien abspielen, 
und unserem eigenen Geschick bestehen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Wenn dieses Bewußtsein vorhanden wäre, würde 
für die Haltung der Vereinigten Staaten von Ame-
rika mehr Verständnis vorhanden sein, als es ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir Europäer erkennen zwar unsere Unfähigkeit, 
auf fatale Entwicklungen und Katastrophen mit welt-
politischen Auswirkungen Einfluß zu nehmen. Be-
greifen wir aber auch die Folgen unseres Zustandes 
der Hilflosigkeit! Wir sollten uns endlich darüber 
klarwerden, daß unsere Ohnmacht und Schwäche 
nur größer werden durch jede Auseinandersetzung, 
in die irgendwo auf dem Globus die Weltmächte 
auch nur indirekt miteinander geraten. Der Status 
quo der europäischen Teilung und inneren Zersplit-
terung, wie er sich gegenwärtig darstellt, ist alles 
andere als ein Element der Stabilität. Vielmehr stellt 
unser Kontinent, aufgeteilt in Interessensphären 
zweier Supermächte, ein Manövrierfeld für Druck-
versuche, ein mögliches Objekt für Handel und Hän-
del dar oder könnte es wieder darstellen, auch wenn 
es gegenwärtig nicht so aussieht. Je schlechter es 
mit Europas Sicherheit im Innern und nach außen 
bestellt ist, desto unsicherer wird die Weltlage 
bleiben. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Verspräche sich Moskau durch sein Engagement in 
Vietnam nicht auch Möglichkeiten, die amerika-
nische Haltung gegenüber Europa in seinem Sinne zu 
beeinflussen, würde vielleicht der Friede für Viet-
nam schneller zu erreichen oder schon gekommen 
sein. 

Der Atomsperrvertrag, den die beiden Welt-
mächte ausgehandelt haben, richtet sich leider auch 
gegen ein eigenständiges Europa, weil die von uns 
gewünschte europäische Option nach dem vorlie-
genden Entwurf ausgeschlossen scheint. Es wird 
und kann kein Europa mehr geben, das für seine 
Sicherheit selbst zu sorgen und seine wirtschaft-
liche Entwicklung in eigener Regie zu gestalten im-
stande wäre, wenn der Vertrag in dem vorliegen-
den Entwurf erst einmal von den Europäern unter-
schrieben sein sollte. 

Die sogenannte Sicherheitsratsgarantie, auf die 
sich die USA und die Sowjetunion vor einigen Ta-
gen im Handumdrehen geeinigt haben, deutet leider 
auch darauf hin. Sie ist, ob man es wahrhaben 
will oder nicht, auch ein Mittel zur Verhinderung 
einer europäischen Option. 

Der Entwurf der Weltmächte bietet darüber hin-
aus keineswegs nur theoretische Möglichkeiten, die 
Euratom-Gemeinschaft zur Auflösung zu bringen. 
Damit würde eine europäische Energiepolitik schon 
im Ansatz zunichte gemacht, was durch eine para-
phierte Abhängigkeit von außereuropäischen nukle-
aren Brennstoffmonopolen noch besiegelt würde. 

Zum Nichtverbreitungsvertrag schreibt der Kor-
respondent der New York Times in Genf in diesen 
Tagen, die Kopräsidenten hätten die Schlacht über 
den endgültigen Text der UNO-Vollversammlung 
überlassen. Die Gemeinsamkeit der Ansichten 
Fosters und Roschtschins habe inzwischen einen 
solchen Grad erreicht, daß sie dieselbe Ausdrucks-
weise benutzten. 

Ich weiß, daß in diesem Kreise vielen bekannt 
ist, wie sorgfältig wir auch die Entwicklung vom 
15. März an in dieser Frage beobachten müssen. Es 
war richtig von den Genfer Staaten, die Absichten 
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der Sowjetunion und der Vereinigten Staaten, den 
Text des Sperrvertrages nicht mehr als Entwurf, 
sondern schon schlicht als fertigen Text zu bezeich-
nen, zurückzuweisen und dafür zu sorgen, daß 
immer noch ein Entwurf bei der UNO vorliegt, kein 
fertiger Text. 

Der Sperrvertrag ist, so wie er geplant, angelegt 
und schließlich formuliert wurde, durchaus geeig-
net, bei allen europäischen Völkern die Erkenntnis 
reifen zu lassen, daß sie in ein Boot gehören. Das 
dürfte auch den Vertretern jener osteuropäischen 
Staaten bewußt geworden sein, die sich vor einigen 
Tagen als Mitglieder des Warschauer Paktes in 
Sofia den Weisungen Moskaus fügten. Sie haben 
sich noch nicht den Grad an außenpolitischer Hand-
lungsfreiheit erworben, der es ihnen erlaubte, im 
Sinne ihrer nationalen Verantwortung eine Ent-
scheidung für die Zukunft zu fällen. 

Wir aber in der Bundesrepublik Deutschland wer-
den jetzt zu beweisen haben, daß wir die Verant-
wortung für die Erhaltung der Lebensgrundlagen 
des deutschen Volkes — und das ist ein existen-
tieller Vertrag — zu tragen bereit sind. Der Bun-
deskanzler hat mit aller Klarheit zum Ausdruck ge-
bracht, .daß nur ein vereinigtes westliches Europa, 
das eine Autonomie gegenüber den befreundeten 
großen atlantischen Verbündeten zu gestalten ge-
willt ist, den Grenzwall überwinden könnte, der 
Deutsche von Deutschen und Europäer von Euro-
päern trennt. Der Bundeskanzler hat in diesem Zu-
sammenhang dankenswerterweise auch jenen eine 
Abfuhr erteilt, die ängstlich vor einer eigenstän-
digeren europäischen Politik mit der Begründung 
warnen, Amerika würde sich angesichts solcher 
Entwicklungen von uns trennen. Er hat damit den 
Kleinmut und das Mißtrauen aufgedeckt, die ge-
wisse Kreise unseren Freunden und Gleichgesinn-
ten jenseits des Atlantik entgegenbringen. Wie 
auch immer Amerika unter dem Druck tagespoli-
tischer Erfordernisse jetzt glaubt handeln zu müssen, 
wird es doch im Interesse seiner nationalen und 
der Sicherheit der Welt auf längere Sicht die euro-
päischen Partner zu schätzen wissen, die ihm einen 
Teil seiner Verantwortung abzunehmen entschlos-
sen sind. 

Mein Freund Franz Josef Strauß hat kürzlich da-
von gesprochen, daß für ein solches Verhalten bei 
den Westeuropäern zwar zum Teil die Einsicht, 
aber noch nicht die Entschlußkraft vorhanden ist. 
Um diese geschichtliche Entscheidung geht es. Wir 
haben die Zeit zu nutzen, die uns noch bleibt, um 
unter dem Schirm des militärischen Engagements 
Amerikas eine wirkungsvolle Verteidigungsorgani-
sation in Westeuropa zu schaffen, die zur Grundlage 
für ein gesamteuropäisches Sicherheitssystem wer-
den kann. Die europäischen Völker und Staaten 
müssen sich voreinander sicher fühlen, aber auch als 
eine auf Gedeih und Verderb aufeinander angewie-
sene Gemeinschaft für ihre äußere Sicherheit sorgen 
können. 

So fern uns dieses Ziel eines autonomen „Europa 
der Völker" vom Atlantik bis zur Sowjetunion auch 
noch erscheinen mag, wir können allzuschnell schon 
zu diesem Zeitpunkt jede Chance verspielen, um 

es überhaupt zu erreichen. Entscheidend für die 
Zukunft des ganzen Europa ist heute, daß die 
Staaten im Westen dieses Kontinents ihr Potential 
zusammenlegen und mit ihrer wachsenden Selbstän-
digkeit konsequent darauf hinarbeiten, das Lei-
stungsgefälle zwischen den beiden Teilen Europas 
an- und auszugleichen. 

Was also dazu beiträgt, die osteuropäischen 
Staaten kooperationsfähiger und koalitionsbereiter 
mit Westeuropa zu machen, sollte mit allen Mit-
teln gefördert werden. Dabei sollten wir uns von 
der Maxime leiten lassen, daß die äußere Freiheit 
und Unabhängigkeit, die die europäischen Völker 
nur durch ihr Zusammenstehen erringen können, 
Voraussetzung auch für die Erhaltung und Durch

-

setzung ihrer inneren Freiheiten sowie ihres Selbst-
bestimmungsrechts sind. 

Daß solche Gedanken auch in Ländern mit sozia-
listischen Gesellschaftsordnungen aufkommen, be-
weist ein Artikel in der Prager „Svobodne Slovo", 
in dem es vor einigen Tagen hieß: 

Eine feste, langfristige Zusammenarbeit aller 
europäischen Staaten in Wirtschaft, Kultur und 
allmählich sogar auf politischer Ebene ist ohne 
Zweifel eine feste Grundlage für die europä-
ische Sicherheit. 

Es heißt weiter: 

Es werden schließlich günstigere Voraussetzun-
gen für die Lösung vieler anderer schwieriger 
europäischer Probleme geschaffen werden, zu 
denen auch die deutsche Frage gehört. 

Soweit eine tschechoslowakische Zeitung am 11. März 
1968. 

Hier ist also mit großer Deutlichkeit die Rede 
von „allen europäischen Staaten", die schließlich 
auch zu einer politischen Zusammenarbeit gelangen 
könnten. Man darf wohl hinzufügen, daß solches 
auch zwischen Ländern mit verschiedenartigen Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystemen möglich sein 
sollte, wenn das übergeordnete Interesse an der 
Kooperation ein Entstehen flexibler Lenkungsorgane 
und Strukturen begünstigt. Einen solchen Prozeß 
der europäischen Gemeinschaftsbildung vorzuberei-
ten und voranzutreiben sollten gerade wir als un-
sere vornehme nationale Verpflichtung empfinden. 
Denn schließlich ist es doch — um die Worte des 
Bundeskanzlers zu wiederholen — der höchste Sinn 
unseres Ringens um die Wiedervereinigung der 
deutschen Nation, daß wir Freiheit und Fülle der 
Existenz für alle Deutschen zu gewinnen trachten. 

Die Verantwortlichkeit eines handlungsfähigen 
Westeuropa für das  Zustandekommen .einer 
gesamteuropäischen Friedensgemeinschaft erlaubt 
keine Experimente, ,die ,auf eine Trennung der 
Bundesrepublik von ihren westlichen Nachbarn 
hinauslaufen. In .die Kategorie solcher gefährlichen 
Gedankenspiele gehört jenes Modell von einer 
„mitteleuropäischen Union", .das von bestimmten 
Kreisen ganz zu Unrecht in die Nähe offizieller 
politischer Erwägungen der französischen Regierung 
gerückt worden ist. Mein Kollege Dr. Barzel hat 
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heute vormittag ,dazu schon gesprochen. Ich meine, 
jene Studie eines Pariser Instituts,  des Centre 
d'Etudes de Politique Etrangère, das in seiner Be-
deutung etwa der Deutschen Gesellschaft für Aus-
wärtige Politik gleichzusetzen ist. In dieser Aus-
arbeitung, ,die übrigens schon älteren Datums, vom 
Vorjahr, ist und die durch eine deutsche Veröffent-
lichung unmittelbar vor den letzten Konsultations-
gesprächen mit Frankreich ein wenig hochgespielt 
wurde, vereinigen sich Elemente des  Rapacki-Plans 
mit Ideen von einer Konförderation zweier deut-
scher Staaten. Jedermann weiß, ,daß Moskau die 
Möglichkeit eines deutschen Staatenbundes nur als 
propagandistischen Köder benutzt hat, mit dem es 
die Bundesrepublik aus ihren Bindungen mit dem 
Westen herauszulocken suchte. Inzwischen haben 
sowohl Moskau als auch Ostberlin dieses: Phantom 
öffentlich sterben lassen. Warum ist es ausgerechnet 
jetzt auf unserer Seite zu neuem Scheinleben er-
weckt worden, und wie ist es vorstellbar, daß ein 
Konzept, ,das .die gegenseitige Isolierung der deut-
schen und französischen Potentiale vorsieht, offen-
bar auf einen deutschen Vorschlag hin .als Arbeits-
dokument für ,eine Untersuchung über die Möglich-
keiten eines europäischen Sicherheitssystems aus-
ersehen wurde? Presseberichten zufolge soll man 
gerade am Quai d'Orsay nicht wenig erstaunt 
darüber gewesen sein, daß nach deutschem Wunsch 
gerade auf dieser Basis ein bilateraler Gedanken-
austausch über die europäische ,Sicherheit in Gang 
gesetzt werden sollte. 

(Abg. Dr. Barzel: Hört, hört!) 

Ein anderes, höchst bedenkliches Symptom für 
den Mangel an westeuropäischem Zusammenhalt ist_ 
Englands Haltung gegenüber diem  akuten Problem 
des Sperrvertrags, das dort offenbar in  seiner 
wahren Bedeutung nicht erkannt worden ist. Lon-
dons Verhalten in dieser Frage deutet zumindest 
nicht darauf hin, daß Großbritannien seine  „special 
relationship" zu den USA zu lockern bereit wäre, 
um sich voll und ganz für europäische Aufgaben 
und Interessen einzusetzen. Der britischen Regie-
rung hätte sich gerade .auf diesem entscheidenden 
Gebiet der europäischen Sicherheits- und Energie-
politik eine einmalige Gelegenheit geboten, um 
ihre Solidarität mit den Völkern des Kontinents 
unter Beweis zu stellen. Sie hätte damit jene ins 
Unrecht setzen können, die heute noch Zweifel an 
einer ernst gemeinten britischen „Entscheidung für 
Europa" äußern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Englische Staatsmänner haben sich leider weder in 
Genf noch bei ihren 'Gesprächen in  Moskau dem-
entsprechend verhalten, ebenso Wie sich London 
bisher immer noch nicht entschließen konnte, an der 
Erstellung einer Isotopen-Trennanlage mitzuwirken, 
die Europa vom amerikanischen Brennstoffmonopol 
unabhängiger machen könnte. 

(Beifall bei ,der CDU/CSU.) 

Natürlich brauchen wir Großbritannien, wenn wir 
ein eigenständiges Europa aufbauen wollen. Aber 
dieses  England sollte dann neben seinen mensch-
lichen und technologischen Kapazitäten auch den 

Willen zur europäischen Selbstbehauptung mit in 
die Gemeinschaft' einbringen, deren Sinn sich nicht 
in ,der Schaffung eines Supermarktes erschöpfen 
kann und darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Matt

-

höfer: Bestreiten Sie den Engländern diesen 
Willen?) 

Ich bin ein wenig skeptisch, was ich gerade an die-
sem attraktiven Beispiel, Herr Kollege Matthöfer, 
klarzumachen versuchte. 

Wir brauchen eine gemeinsame Außen- und Ver-
teidigungspolitik der westeuropäischen Staaten, 
ohne die es keine wirksame technologische Gemein-
schaft und erst recht keine Aussicht auf ein Zu-
sammenwirken und Zusammenwachsen der ganzen 
europäischen Völkerfamilie geben kann. Wir brau-
chen eine erst einmal mit unseren westlichen Nach-
barn  gemeinsam definierte Politik für ein „euro-
päisches Europa", das weder an der Elbe noch an 
den Pyrenäen enden soll und das seine inneren 
Staatsgrenzen einmal soweit abzubauen imstande ist, 
daß unser Volk wieder einmal unter einem Dach zu 
leben vermag. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im Kreise meiner politischen Freunde und meiner 
Partei sind vier deutsche essentials für eine gemein-
same Außen- und Verteidigungspolitik formuliert 
worden, die wir jenen westeuropäischen Partnern 
vorzulegen hätten, die zusammen mit uns das nicht 
zu umgehende Wagnis einer auf Gesamteuropa 
orientierten Politik eingehen wollen. Es sind fol-
gende Punkte: 

Erstens. Erhaltung der westlichen Allianz mit 
einem eigenständigen europäischen Verteidigungs-
system, dem amerikanische Einheiten zugeordnet 
sind. 

Zweitens. Verstärkte Zusammenarbeit mit den 
europäischen Staaten östlich der Jalta-Linie mit der 
Zielsetzung, die Teilung des Kontinents und die 
Trennung des deutschen Volkes zu beenden. 

Drittens. Gemeinsame Vertretung der Interessen 
West-Berlins und dessen funktionale Einbeziehung 
in den Prozeß einer europäischen Verflechtung. 

Viertens. Geeignete Maßnahmen zur Sicherung 
der europäischen Selbständigkeit und Wettbewerbs-
fähigkeit vor allem auf den Gebieten von Luft- und 
Raumfahrt, Energiepolitik und Rüstung. 

Wenn ich die Erklärung des Bundeskanzlers recht 
verstanden habe, dann decken sich diese Vorstellun-
gen ziemlich nahtlos mit denen der Bundesregierung. 
Aber sprechen wir hier nicht länger mehr von Ziel-
projektionen und verschieben wir nicht unsere Ent-
scheidungen in eine Zukunft, die in Wirklichkeit für 
uns auch politisch schon begonnen hat. Die zukünf-
tige Welt könnte sonst leicht eine Welt ohne Europa 
werden, das man heute schon für unmündig erklären 
möchte, bevor es überhaupt Gestalt angenommen 
hat. 

Glauben Sie meinen politischen Freunden und mir 
bitte, daß wir diese Gedanken äußern und formulie-
ren aus tiefem Ernst und Sorge, daß wir hinter der 
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Entwicklung in dieser Welt zurückbleiben würden, 
wenn wir sie nicht äußerten. Nehmen Sie auch bitte 
ernst, daß wir bedingungslos wünschen, daß unsere 
nationalen Interessen durch unsere demokratischen 
Parteien vertreten werden. Das darf kein Monopol 
für eine neonazistische Rechte werden; der Schaden 
wäre unübersehbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sollten Sie meinen, daß diese Gedanken zu leiden-
schaftlich geäußert würden, so nehmen Sie sie cum 
grano salis. Aber nehmen Sie ihren Kern ernst. Sie 
waren und sollen nur sein ein Ausdruck unserer Ver-
pflichtung und der Sorge für dieses Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Bundeskanzler. 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
an dieser Stelle in die Debatte des Hohen Hauses 
eingreifen, nicht um mich zu wiederholen, sondern 
um zu einigen Bemerkungen Stellung zu nehmen, 
die sich im Laufe dieser Debatte hier im Hohen 
Hause ergeben haben, aber auch zu einigen Äuße-
rungen von jenseits unserer Grenzen. 

Darf ich zunächst einmal etwas Grundsätzliches 
zu der Frage sagen: Wie soll eigentlich so ein Be-
richt über die Lage der Nation in Zukunft weiter 
ausgestaltet werden, was soll er enthalten? Es war 
der erste Bericht dieser Art, und ich habe es mir da-
bei sauer werden lassen. Ein Gedanke, den Herr Kol-
lege Mischnick heute früh geäußert hat, ist auch 
von mir überlegt worden: ob man nicht angesichts 
der außerordentlichen Fülle des Stoffes, der bei 
einer solchen Gelegenheit eigentlich vorgetragen 
werden müßte, einen schriftlichen Bericht und dazu 
eine mündliche Stellungnahme oder Einleitung des 
Bundeskanzlers geben soll. Ich habe dann doch die-
sen Gedanken wieder verworfen, weil es mir schien, 
als ob wir dadurch eine Art von Statistischem Jahr-
buch zur Deutschlandfrage, zur Lage der Nation, 
anfertigen würden und dann der eigentliche Bericht, 
den man von der Bundesregierung erwartet, dabei 
zu kurz kommen könnte. 

Aber ich schlage vor, daß wir es anders machen, 
daß wir einer Anregung folgen, die auch in einem 
Beitrag von Herrn Kollegen Mischnick enthalten 
war. Man könnte die Arbeit, die von zahlreichen 
Instituten zu dieser Frage jahraus, jahrein geleistet 
wird — Herr Kollege Mischnick hat gesagt, da gebe 
es nichts; er hätte sich vorher bei seinem Kollegen 
Mende erkundigen sollen, der ja als früherer Mi-
nister für gesamtdeutsche Fragen darüber sehr gut 
Bescheid weiß; es gibt weit über ein halbes Dutzend 
von Institutionen und Organisationen in der Bun-
desrepublik, die sich mit der Wirklichkeit im ande-
ren Teil Deutschlands sehr intensiv beschäftigen —, 
Jahr für Jahr zu einem Gesamtbericht über die 
Lage im anderen Teil Deutschlands zusammenfassen. 
Das würde uns, glaube ich, weiterhelfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im- übrigen bin ich für jede Anregung, diesen Be-
richt zur Lage der Nation noch umfassender, noch 
eindringlicher, noch zutreffender zu gestalten, na-
türlich dankbar. 

Ich sprach von einigen Äußerungen von jenseits 
unserer Grenzen und muß da natürlich zunächst 
Herrn Ulbricht erwähnen, der sehr prompt reagiert 
hat. Ich fasse diese prompte Reaktion von Herrn 
Ulbricht als ein Kompliment für diesen Bericht zur 
Lage der Nation auf; denn er hat sich offenbar ge-
nötigt gesehen, sofort zu reagieren. Ich nehme an, 
daß ein großer Teil der Bevölkerung drüben im an-
deren Teil Deutschlands im Fernsehen und im Rund-
funk Gelegenheit hatte und hat, das, was hier vor-
getragen wurde und wird, zu hören. Ich will auf 
seine Äußerungen nicht ausführlich eingehen. Aber 
ich kann es mir nicht versagen, doch noch einmal 
darzutun, wie er mit der Wahrheit umgeht, wie er 
verschweigt, verfälscht, verwehrt, verschließt. 

Er hat verschwiegen, daß nach einem halben Jahr 
immer noch keine Antwort auf meine Vorschläge 
vorliegt, auf jene Vorschläge, die der Bevölke-
rung im anderen Teil Deutschlands vorenthalten 
worden sind. Er wirft uns vor, daß wir atomwaffen-
lüstern seien, und verschweigt, daß wir ja längst 
auf den Besitz von Atomwaffen und nicht nur auf 
diese, sondern auch auf die anderen, vielleicht in 
einigen Jahren ebenso schrecklichen Vernichtungs-
mittel, nämlich die biologischen und chemischen 
Kampfstoffe, verzichtet haben. Er erweckt also den 
Anschein, als ob wir unseren Beitrag zu dieser 
großen Sache nicht leisten wollten. Er verfälscht. 
Und auf welch skurrile Weise tut er das! Er sagt, ich 
hätte den neonazistischen Kräften versichert, sie 
brauchten keine staatliche Maßnahme zu befürchten. 
Dieses Haus und alle Welt, die zuhörte, konnte 
hören, daß ich sagte: 

Die Bundesregierung wird gegenüber solchen 
Parteien, die die freiheitliche Ordnung in der 
Bundesrepublik bedrohen, alle verfassungs-
rechtlichen Maßnahmen ergreifen. 

 
Also glatte. Unwahrheit! 

Er behauptet, wir wollten die Finanzkraft und 
das Selbstverwaltungsrecht unserer Gemeinden bei 
der von uns betriebenen Neuordnung der Gemeinde-
finanzen beschneiden. Genau das Umgekehrte ist 
wahr. Die Frage der Notwendigkeit der Modernisie-
rung unserer Verwaltung: Er behauptet, ich hätte 
gesagt, unsere Verwaltung und unsere Regierung 
müssen nach den Prinzipien der Bundeswehrführung 
umgestaltet werden! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Er verfälscht auf ganz bösartige Weise das, wais ich 
zu Vietnam gesagt habe. Er sagt den Menschen 
drüben im anderen Teil Deutschlands, ich hätte das 
Verständnis unserer Bevölkerung für die unvermeid-
liche Härte des Krieges in Vietnam gefordert. Ich 
habe im Gegenteil gesagt: Für unsere Bevölkerung 
ist der Gedanke an den Krieg überhaupt, aber vor 
allem- an  ein Blutvergießen, das unvermeidlich auch 
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die Zivilbevölkerung, Frauen und Kinder, mit ein-
beziehe, ein unerträglicher Gedanke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeord

-

neten der SPD.) 

Lassen wir es damit genug sein. Er verwehrt den 
Menschen drüben nach wie vor die Freiheit, zu 
sagen, was sie wollen und wohin sie wollen, und er 
verschließt sie gegenüber allen von uns angebote-
nen Kontakten. 

Ich habe mich nebenbei gewundert, daß in der 
Diskussion nur der Gewaltverzicht als eine Ergän-
zung unserer Themenliste verstanden worden ist. 
Ich habe deutlich gesagt, es gebe noch weitere 
Möglichkeiten, z. B. die Abstimmung von Maßnah-
men auf gesetzgeberischem und administrativem 
Gebiet, bei denen kein Gegensatz der gesellschaft-
lichen und politischen Systeme eine solche Abstim-
mung verhindern würde. Ich glaube, das ist eine 
sehr wichtige Sache. Aber, meine Damen und Her-
ren, Herr Ulbricht verschließt nicht nur die Türen 
dieses anderen Teiles Deutschlands gegenüber der 
freien Welt, er verschließt auch sich und sein System 
gegenüber der Bevölkerung drüben, und das wird 
eines Tages sein Schicksal sein: daß er sich völlig 
getrennt haben wird von der Bevölkerung. In einem 
Augenblick, in dem die Entwicklung auch im Osten 
schon andere Wege geht, pfropft er seinem System 
drüben eine sogenannte Verfassung auf, die ältestes 
Kaliber marxistisch-leninistischer Gesellschafts- und 
Staatsauffassung ist. Wir werden nicht aufhören, 
uns auf diesem Weg zu bewegen, den wir betreten 
haben, und ich bin sicher, daß die Zeit nicht für 
Herrn Ulbricht, sondern für uns und das heißt für 
die ganze deutsche Nation arbeiten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und .Abgeord

-

neten der SPD.) 

Lassen Sie mich auch ein paar Gedanken zu dem 
sagen, was Herr Kollege Schmidt heute ausführte. 
Herr Kollege Schmidt hat vor allem sehr ernst ge-
mahnt, wir sollten unserer Bevölkerung die Dinge 
darstellen, wie sie sind. Ich stimme ihm da durchaus 
zu. Aber vielleicht haben einige seiner Äußerungen 
Anlaß geben können, falsch interpretiert zu werden 
oder Unruhe hervorzurufen. Deswegen erlauben Sie 
mir, ein paar der Gedanken noch einmal aufzugrei-
fen. 

Ja, es ist wahr: hinsichtlich der Gebiete jenseits 
der Oder und Neiße denken die Völker der Welt 
recht einhellig. Wir müssen das immer wieder erfah-
ren. Es gibt natürlich auch viele Auffassungen in der 
Welt zur Frage der Anerkennung des Regimes im 
anderen Teil Deutschlands. Ich bin für Wahrhaftig-
keit. Ich denke z. B. durchaus daran, daß in den 
Gebieten jenseits der Oder und Neiße, den alten 
deutschen Gebieten, heute etwa 8 Millionen Men-
schen leben, von denen rund 900 000 noch Deutsche 
sind. Ich weiß aber auch, daß heute schon 40 %  

der dort Lebenden dort geboren sind. Das sind Tat-
sachen, denen sich auch unsere Heimatvertriebenen 
nie verschlossen haben. Ich habe noch nie aus dem 
Munde eines Heimatvertriebenen die Äußerung ge-
hört, es müsse eine Lösung gefunden werden, bei 
der noch einmal, wie es geschehen ist, die Men- 

schen wie das liebe Vieh aus ihrer Heimat in Mas-
sen verjagt werden würden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Alles das müssen wir so sehen, wie es ist. Bloß, 
meine ich, sollten wir uns doch auf die Formel 
einigen können, die ich im Bericht zur Lage der 
Nation gebraucht habe. Es ist und bleibt meine 
feste Überzeugung, daß die Streitfragen zwischen 
uns und unseren östlichen Nachbarn — also vor 
allem mit der Sowjetunion, mit Polen, mit der Tsche-
choslowakei — nicht isoliert gelöst werden können, 
sondern daß sie alle nur im Rahmen eines Entwurfs 
einer europäischen Friedensordnung gelöst werden 
können. Das heißt nicht, daß wir die Entscheidung 
ad calendas graecas vertagen wollen. 

Was Polen anlangt, so erinnern Sie sich, habe ich 
in meiner Regierungserklärung — in der Regie-
rungserklärung, die ja für alle stand — gesagt, daß 
wir eine Lösung anstreben wollen, die von beiden 
Völkern akzeptiert werden könne. Das ist nicht nur 
eine schöne Redensart gewesen — ich wiederhole 
es —, sondern das war ein politisches Angebot von 
ganz erheblichem Gewicht. Aber ich habe, obwohl 
ich darauf hinwies, daß Rechtens diese Frage erst 
in einem Friedensvertrag entschieden werden kann, 
später hinzugefügt, wenn dies auch so sei, so brauche 
uns doch nichts zu hindern, schon vorher miteinander 
über mögliche Lösungen zu sprechen. Dieses Ange-
bot steht heute noch und — ich wiederhole es — 
in aller Form. Dasselbe gilt anderen östlichen Nach-
barn gegenüber. 

Mir geht es um eine wirklich dauerhafte Frie-
densordnung. Deswegen habe ich gesagt, wir müß-
ten eine Lösung finden, die nicht nur von der ge-
genwärtigen Generation unter dem Zwang der 
Situation zugestanden würde, sondern wir müßten 
eine Lösung finden, die auch von kommenden Gene-
rationen als richtig und recht angenommen werden 
würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber ich glaube, daß wir uns in dieser Frage einig 
sind. 

Zur Frage Frankreich möchte ich einiges im Zu-
sammenhang mit einigen Pressestimmen des Aus-
lands sagen, die ich inzwischen gelesen habe. Es 
ist natürlich für uns nicht ganz einfach in dieser 
außerordentlich schwierigen Situation, unsere Poli-
tik völlig klarzumachen. Aber wenn da und dort in 
der ausländischen Presse schon wieder zu lesen war 
— nicht allzu viel, aber es klang gelegentlich auf —, 
meine Erklärungen trügen gaullistische Züge, dann 
frage ich: Wann wird man denn endlich damit auf-
hören, Politik so einfach — also gaullistisch-anti-
gaullistisch, amerikanisch-antiamerikanisch — ab-
stempeln zu wollen? Ich erkläre hiermit: Diese 
Regierung macht, wie jede andere Regierung auf der 
Welt, eine eigene Politik, die Politik ihres Landes. 
Allerdings in der Hoffnung und mit dem Ziel, daß 
ihre nationalstaatliche Politik eines Tages durch die 
Politik eines vereinigten Europa abgelöst werden 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordneten 
der SPD.) 
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Man hat vielleicht meine Erklärung, daß wir die 
Zukunft Europas nicht im festen Gefüge eines atlan-
tischen Imperiums suchen dürften, „gaullistisch" 
empfunden. Meine Damen und Herren, ich habe 
diese Formulierung sehr bewußt gewählt. Ich habe 
nicht von einer atlantischen Gemeinschaft, die sein 
dürfe oder nicht sein dürfe, gesprochen, sondern 
ich habe diesen Ausdruck gewählt, um klarzu-
machen, daß nach unserer Meinung dieses' Europa, 
so befreundet es mit den Vereinigten Staaten nach 
meiner Meinung sein  wird und bleiben muß, so 
viel eigenständige Kraft haben muß, daß es wirk-
lich einen großen Teil der Last von den amerikani-
schen Schultern nehmen kann, daß es dazu beitra-
gen kann, das große europäische Haus in Ordnung 
zu bringen, und daß es sich als eine friedensstif-
tende Kraft in unserer Welt für die Bewahrung des 
Weltfriedens einsetzen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Daß das ein weiter Weg sein wird, wissen wir sehr 
wohl. Aber ich glaube, es ist der richtige Weg, und 
ich bin nur glücklich, wenn ich mich in dieser Frage 
in Übereinstimmung mit der französischen Politik 
befinde. 

Eine kleine Korrektur erlauben Sie mir, Herr 
Kollege Schmidt, in der Frage der Haltung, die 
Frankreich uns gegenüber zum nordatlantischen 
Bündnis einnimmt. Ich habe natürlich in meinen 
Gesprächen mit Präsident de Gaulle diese Frage im-
mer wieder berührt. Sie wissen, daß der Präsident 
bei unseren jüngsten Gesprächen in Paris hier sehr 
klar gesprochen hat. Was er dort bei der Schluß-
konferenz ausdrücklich formuliert hat, war etwa 
dies: Frankreich ist hier seinen eigenen Weg gegan-
gen. Euer Verhalten zum nordatlantischen Bündnis 
hat unser volles Verständnis; das heißt, daß ihr am 
integrierten System dieses Bündnisses festhalten 
wollt und daß ihr die Anwesenheit verbündeter, ins-
besondere amerikanischer Truppen in euerem Lande 
wünscht. — Das waren sehr klare Äußerungen. Er 
hat dann zum ersten Male, wie Sie wissen, ebenso 
klar hinzugefügt, im übrigen werde auch Frankreich, 
wenn nicht ganz unvorhergesehene Dinge passier-
ten, nicht aus dem Bündnis, so wie es sich jetzt für 
Frankreich darstelle, ausscheiden. — Es ist also ein 
wenig differenzierter. 

Frankreichs Auffassungen zur Oder-Neiße-Grenze 
und zu den Atomwaffen sind bekannt. Frankreich 
hat dies auch nie verheimlicht. Aber auch da muß 
ich hinzufügen: Frankreich hat in all diesen Gesprä-
chen Verständnis dafür gezeigt, daß wir sagten: 
Diese Fragen, die du da ansprichst, können wir — 
ich wiederhole es — nicht isoliert betrachten und 
nicht isoliert lösen, sondern nur einbezogen in das, 
war wir ja gemeinsam wollen: Frankreich und 
Deutschland — einbezogen in die europäische Frie-
densordnung. Ich denke, das ist eine gute Formel, 
auf die man sich sehr wohl würde einigen können. 

Nun darf ich auch ein wenig die dänische Regie-
rung — ich darf nicht sagen: in Schutz nehmen, aber 
ich möchte hier eine kleine Richtigstellung anbrin-
gen. Herr Haekkerup hat ja in der Debatte — nach 

dem erst ein wenig Hin und Her in den Äußerun-
gen der neuen dänischen Regierung zu erkennen 
war, sie aber dann sich wieder auf einen recht klaren 
Standpunkt zurückgezogen hat — gesagt, er freue 
sich, feststellen zu können, daß die neue dänische 
Regierung in diesen Fragen mit der Auffassung sei-
ner Regierung übereinstimme. 

(Beifall in der Mitte.) 

Das ist immerhin für unser Verhältnis zu Dänemark 
— und wir wünschen ja eine gute und freundschaft

-

liche Beziehung mit diesem Lande — recht wichtig. 

Meine Damen und Herren, es war von den Illu-
sionen der 50er Jahre die Rede. Ich würde so sagen: 
Keiner von uns, , der sich in den 50er Jahren leiden-
schaftlich — ich gebe das auch meinen damaligen 
Opponenten gerne zu — um ,die Frage der deutschen 
Einigung bemüht hat, wird sagen können, wer Illu-
sionen hatte: diejenigen, die meinten, man müsse 
den Weg mit ,dem Westen gehen,  um  zu einer Wie-
dervereinigung zu kommen, oder diejenigen, die 
glaubten, eine Politik der Bündnislosigkeit führe da-
zu. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Zugeben will :ich allerdings, daß sich 'die Zeiten än-
dern und geändert haben und vieles, was damals 
eine realistische politische Schau gewesen war, Illu-
sion sein könnte, wenn man sie unverändert in die 
60er und 70er Jahre mit hinübertragen würde, eben 
weil .sich die Welt gewandelt hat. Darum würde ich 
meinen, wir sollten auch heute keinen Anlaß zu 
neuen Illusionen geben, und diese Illusionen sind ja 
leider in unserem Lande weit verbreitet. Es gibt 
viele Gruppen und Grüppchen, die uns beinahe jede 
Woche einmal mit einem Patentrezept für die deut-
sche Wiedervereinigung 'beglücken. Sie haben fast 
alle gemeinsam, daß sie von der Illusion ,ausgehen, 
als gebe ,es drüben jetzt ,die Bereitschaft, sich zu 
einer Wiedervereinigung in Frieden und  in  Freiheit 
bereit zu finden, und das ist 'doch wohl immer noch 
unser gemeinsamer Wille hier in diesem Lande. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich möchte auch noch einmal ein Wort zu Groß-
britannien sagen, weil ich auch die englische Presse 
gelesen habe.  Ich kann nur noch einmal sagen: Mein 
Außenminister und ich haben uns in dieser Frage 
im vergangenen Jahre das Leben wirklich sauer ge-
macht. Wir waren uns auf dieser Wegstrecke kei-
nen Augenblick uneinig darüber, daß die Methode, 
die wir anwandten, die einzig erfolgversprechende 
sein könnte. Wir machten uns nicht viel Illusionen 
darüber, daß wir den Gegensatz der politischen Kon-
zeptionen beseitigen könnten, der nun einmal in der 
Auffassung Frankreichs und der  der übrigen Partner-
länder der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
besteht. Aber wir hofften doch, daß es durch unsere 
Methode gelingen könnte, die große Krise in .der 
EWG zu vermeiden und vielleicht mühsam, aber 
Schritt für Schritt vorwärts zu kommen. Ich frage un-
sere anderen Partner in der EWG, wer denn bisher 
einen Schritt weiter gekommen ist. Ich glaube, sogar 
sagen zu können: wenn die Vereinbarungen, die wir 
in Paris getroffen haben, nun  in  die Wirklichkeit 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 160. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. März 1968 

	

	8327 

Bundeskanzler Dr. h. c. Kiesinger 
umgesetzt werden, ist das der bisher einzige Schritt 
nach vorn. 

(Beifall bei ,der CDU/CSU.) 

Zu einigen innenpolitischen Bemerkungen, meine 
Damen und Herren. Sicher hätte man  in  einem Be-
richt zur Lage der Nation noch sehr viel mehr sagen 
können. Der Bericht mußte sich auf das Wesentliche 
beschränken. Er läßt für ,die Diskussion in diesem 
Hohen Hause natürlich vieles offen; und  so  soll es 
ja wohl auch sein. Der Bericht wird ja nicht nur er-
stattet, damit das Hohe Haus dazu ja oder nein sagt, 
sondern er soll in den Diskussionen angereichert 
werden durch Zustimmung, durch Kritik, durch Er-
gänzung usw. 

Herr Mischnick hat als Vertreter der Opposition 
Kritik geübt und gemeint, ,es sei vor allen Dingen 
nicht genügend über die gesellschaftliche Entwick-
lung gesagt worden. Ich kann Idas nicht finden, 
Herr Kollege Mischnick. Natürlich könnte man, wenn 
man viele Stunden reden wollte, auch ,dazu vieles 
sagen. Ich habe dargestellt, daß wir uns in einer sich 
rasch entwickelnden industriellen Gesellschaft be-
finden, hier wie drüben, und daß hinter dieser Ent-
wicklung die eigentlich treibende Kraft der wissen-
schaftlichen Entwicklung steht, und habe daraus die 
notwendigen Folgerungen für die Reform unseres 
Bildungswesens und für ,die Weiterentwicklung des 
föderativen Systems in der Bundesrepublik gezogen. 

Wenn Sie mich aber fragen — wie Sie es getan 
haben —: wie hältst du es mit den Selbständigen?, 
dann kann ich Ihnen klipp und klar eine Antwort 
geben. Leider ist es der Trend unserer Zeit, daß 
er immer mehr Selbständige abhängig macht, daß 
er auch Menschen in leitender Position zu Ange-
stellten macht, bisher selbständige Unternehmer, 
einfach deshalb, weil der Zwang zur Vergrößerung 
besteht, daß er bisher selbständige Unternehmer 
zu — ich will das Wort nicht abschätzig brauchen — 
Funktionären umwandelt. Das erkennen wir. Wir 
haben aber ebenso, wie Sie es offenbar wollen, 
den Wunsch und den Willen, so viele selbständige 
Existenzen wie möglich in dieser industriellen Ge-
sellschaft zu erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

So habe ich z. B. den Bauern gesagt, wie sie es 
beanspruchen dürfen, daß die Entwicklung, die in 
den letzten hundert Jahren die bäuerliche Bevölke-
rung von 50% auf etwa 10% in unserem Lande 
gesenkt hat, weitergehen wird, so wie es auch in 
den vergangenen Jahren gewesen ist. Ich habe aber 
auch klipp und klar gesagt, daß wir in diesem Prozeß 
versuchen wollen, zu halten, was irgend gehalten 
werden kann, und es zu stärken. Das heißt, wir wol-
len die bäuerlichen Vollerwerbsbetriebe in die Lage 
versetzen, wirklich angemessen zu wirtschaften und 
zu leben. Das heißt, wir wollen die anderen Betriebe 
durch Zu- und Nebenerwerbsmöglichkeiten, die wir 
ihnen durch eine angemessene Strukturpolitik ver-
schaffen müssen, in die Lage versetzen, so wie sie 
es wünschen und wollen, weiter zu wirtschaften, 
und die anderen, bei denen dies nicht möglich ist, in 
andere Lebensverhältnisse überführen und ihnen 

diesen Übergang so erträglich wie möglich und für 
uns alle so produktiv wie möglich gestalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren! Das sind vielleicht 
nüchtern klingende Sätze. Man hat mir ja vorge-
worfen, ich hätte etwas sentimental den Dank an die 
Bäuerin ausgesprochen. Ich wiederhole diesen Dank 
an die Bäuerin ausdrücklich; 

(erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

denn ich weiß nur zu gut, wie hart sie arbeiten muß. 
Aber daß dieser Dank kein Ersatz für Agrarpolitik 
ist, darüber sind wir uns ja wohl alle einig. 

(Beifall bei der FDP.) 

— Warum haben Sie nicht geklatscht bei meinem 
Dank an die Bäuerin? Ich wäre froh gewesen, wenn 
Sie mitgedankt hätten. 

Ich sagte, diese Sätze klingen vielleicht ein 
wenig nüchtern, und ich weiß, daß damit auch nicht 
alles gesagt ist, was zur Agrarpolitik gesagt werden 
muß, insbesondere nicht alles über die Schwierig-
keiten, die sich aus der Entwicklung des euro-
päischen Agrarmarktes ergeben. Das gehört eben 
mit dazu. Ich habe aber deutlich genug gesagt, daß 
unsere Bauern die Unterstützung des Staates weiter-
hin brauchen werden, um sich sowohl in unserem 
nationalen Wirtschaftsgefüge als auch im Gemein-
samen Markt behaupten zu können. Ich sage das 
nicht diesem Hohen Hause allein, sondern ich sage 
es weiten Schichten unserer Bevölkerung, die immer 
noch nicht begriffen haben, daß das keine Geschenke 
an die Bauern sind, sondern daß wir einfach ein 
Gebot der Gerechtigkeit in unserer Politik gegen-
über allen Ständen erfüllen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich will eine andere Frage aufgreifen. Herr Kol-
lege Mischnick, Sie haben gesagt, daß unser sozial-
politisches Kleid wohl etwas zu weit zugeschnitten 
worden sei. Ich gebe Ihnen offen zu, diese Frage —
sie ist ja in der Regierungserklärung klar angespro-
chen worden — bleibt weiter auf der Tagesordnung. 
Niemand von uns kann wünschen, daß wir ein 
soziales System hätten, das wirtschaftlich nicht 
stimmt. Aber ich weigere mich einfach, jetzt eine 
These gegen die andere zu stellen, ich sage viel-
mehr, das ist eine Frage, um die wir gemeinsam zu 
ringen haben, und es ist eine Frage, für die wir eine 
gemeinsame Lösung zu finden haben werden. 

Nun noch zur Frage des Wahlrechts im Zusam-
menhang mit der Wiedervereinigung. Herr Kollege 
Mischnick, das ist eine interessante These. Aber Sie 
sind für diese These durchaus den Beweis schuldig 
geblieben. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Ich habe in meinem Bericht zur Lage der Nation 
gesagt: Solange wir die Wiedervereinigung nicht 
haben, werden wir hier unser Haus bestellen und 
dabei keinen Augenblick lang den Blick auf die 
Zukunft, die gemeinsame Zukunft unserer Nation 
verlieren. Dazu gehört — das gebe ich Ihnen zu — 
auch dieses Problem. Aber ich warte mit Spannung 
darauf, wie Sie den Beweis für Ihre These, daß nur 
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das Proporzsystem der Sache der Wiedervereinigung 
entspreche, führen werden. 

Der Bericht zur Lage der Nation hatte nicht den 
Zweck, einen Rechenschaftsbericht über das zu 
geben, was die Große Koalition im vergangenen 
Jahr, in den 15 Monaten, die sie besteht, erbracht 
hat. Aber er kann nicht daran vorbeigehen; denn 
auch das gehört ja zur Lage der Nation. Da kann 
ich nur sagen, verehrter Herr Kollege Mischnick, es 
wird immer wieder von der FDP behauptet, wir schö-
ben auf, wir sagten, das müsse geschehen, statt, das ist 
geschehen, und, das wird geschehen, wir klammerten 
aus. Ich frage Sie ernsthaft: wieviel Jahre hat es 
seit 1949 in der Bundesrepublik Deutschland gege-
ben, in denen auf außenpolitischem und innenpoli-
tischem Gebiet so viele Entscheidungen getroffen 
worden sind wie gerade im vergangenen Jahr? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Opposition kann das natürlich nie als wahr gel-
ten lassen, sonst könnte sie ja nicht mehr politisch 
leben. 

(Abg. Moersch: Sie sind ein neuer Einstein, 
das ist eine neue Relativitätstheorie!) 

— Ist es nichts, daß wir, sofort nachdem diese Regie-
rung gegründet worden ist, die Beziehungen mit 
Frankreich wieder intensiviert und ausgeweitet ha-
ben? Ist es nichts, daß wir diplomatische Beziehun-
gen zu Rumänien aufgenommen haben? Ist es nichts, 
daß wir diplomatische Beziehungen zu Jugoslawien 
aufgenommen haben? Ist es nichts, daß wir unsere 
Beziehungen zur Tschechoslowakei verbessert ha-
ben? Ist es nichts, daß wir dem Osten in all diesen 
Monaten ein konstruktives Angebot nach dem 
anderen gemacht haben? Ist es nichts, daß wir uns 
für die Stärkung und Festigung des nordatlantischen 
Bündnisses eingesetzt haben? Ist es nichts, daß wir 
mit aller Kraft verhindert haben, daß angesichts der 
Beitrittsgesuche Englands und anderer eine euro-
päische Krise entstand? Ist es nichts, daß wir in 
aller Welt unsere Politik überzeugend dargestellt 
und damit das Vertrauen dieser Welt vermehrt 
haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ist es nichts, daß wir dem Regime im anderen Teil 
Deutschlands gegenüber Angebote von einer fast 
revolutionären Kühnheit gemacht haben, daß wir 
Angebote gemacht haben, auf die dieses Regime bis 
zu dieser Stunde nicht wagte einzugehen, weil es 
Offenbar nicht darauf eingehen kann, ohne 
selbst — — 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ist es nichts, daß wir in diesem Jahre sofort den 
Haushalt in Ordnung gebracht haben, so gut er eben 
unter diesen Umständen in Ordnung zu bringen war? 
Ist es nichts, daß wir wirklich getan haben, was ich 
im Bericht über die Lage der Nation gesagt habe, daß 
wir eine neue moderne Wirtschafts- und Haushalts-
politik entwickelt haben, wobei zum erstenmal 
diese Politik mit dem Wirtschaftsprozeß in Wechsel-
wirkung gebracht worden ist? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.)  

Ist es nichts, daß wir in diesem Jahr an die großen 
Reformwerke herangegangen sind? Ist es etwa so, 
daß die Finanzverfassungsreform noch im Embryo-
nalstadium steckt? 

Wir haben uns mit den Ländern über ganz wich-
tige Dinge geeinigt, und ich darf hinzufügen, Herr 
Kollege Schmidt, jetzt auch so, daß der Bund in 
Zukunft berechtigt ist, im Hochschulwesen mitzu-
wirken. Der Ausbau und Neubau der Hochschulen 
soll ja in Zukunft eine Gemeinschaftsaufgabe sein. 
Die Gemeindefinanzreform ist in dieser Woche 
vom Kabinett verabschiedet worden. Dabei sind 
eine große Anzahl von Änderungen des Grundge-
setzes notwendig gewesen. Sie wissen, wie schwer 
das in der Vergangenheit immer gewesen ist. Wir 
haben .uns auf diese Grundgesetzänderungen ge-
einigt oder haben sie im Zusammenhang mit dein 
Stabilitätsgesetz schon vollzogen. 

Ist es nichts, daß wir das große Problem an der 
Ruhr und an der Saar angepackt haben? Das Kohle-
anpassungsgesetz liegt doch diesem Hause vor. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Unsere Bemühungen um die Einheitsgesellschaft 
gehen weiter. Ist es nichts, daß wir die gesellschaft-
lichen Kräfte in diesem Jahre zusammengefaßt ha-
ben zu einer Kooperation, wie es sie bisher in der 
Geschichte der Bundesrepublik noch nicht gab? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das sind doch alles wahrhaftig Entscheidungen, die 
sich sehen lassen können. Wir haben keineswegs 
Entscheidungen hinausgeschoben. 

(Zurufe von der FDP.) 

Noch eine kleine philologische Bemerkung! Es 
ist gesagt worden, ich hätte in meinem Bericht über 
den anderen Teil Deutschlands eine sehr differen-
zierte Nomenklatur verwendet. Bald hätte ich „Ost-
berlin" gesagt, bald „die Machthaber drüben", bald 
„der andere Teil Deutschlands", und — man höre 
und staune — ich hätte sogar „DDR" gesagt. 

(Zuruf von der FDP: Ohne Anführungs -
zeichen!) 

Nun, meine Damen und Herren, ich zitiere die bei-
den Stellen, damit ja nichts ungeklärt bleibt. Ich 
bin auch für Ordnung in der Nomenklatur, denn wir 
sollten da keinen Schlendrian einreißen lassen. Die 
eine Stelle heißt: Es gibt kein „Staatsvolk der 
DDR". Ich glaube, es war ganz klar — ich kann ja 
nicht gut „Anführungsstriche" sagen —, daß hier 
der drüben verwendete Begriff „Staatsvolk der 
DDR" polemisch apostrophiert worden ist. 

Die zweite Bemerkung war die: „Die Sowjetunion 
bemüht sich, die Wirtschaft der DDR möglichst fest 
in  das östliche Wirtschaftssystem einzugliedern. Wir 
aber" — so fuhr ich fort — „müssen versuchen, die 
wirtschaftlichen Verbindungen zum anderen Teil 
Deutschlands zu erweitern." — Das war kein Zu-
fall und kein Ressortbeitrag. Damit auch da  Ihre 
Neugierde, Herr Kollege Mischnick, befriedigt wird: 
dieser Bericht ist natürlich so zustande gekommen, 
daß ich die Ressorts zunächst um ihren Rat gefragt 
habe, daß 'ich dann .den Bericht verfaßte und ihn den 
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Ressorts übersandte, mit der Bitte, wenn sie etwas 
zu beanstanden oder vorzuschlagen hätten, dies zu 
tun. Es ist also, wenn er auch meine Handschrift 
trägt, dennoch, ein Bericht der Bundesregierung. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Das wollte ich zu den hier gefallenen Bemerkungen 
und auch zu einigen, Presseäußerungen von draußen 
sagen. Es gab da und dort Stimmen, .die meinten, ein 
solcher Bericht zur Lage dier Nation müsse mit einem 
großen Aufschwung unserer Jugend Zukunftsziele 
zeigen. Jawohl, das  soll er. Und hat er das denn 
nicht getan? Habe ich nicht die europäische Einigung 
als die große Aufgabe unseres Jahrhunderts be-
zeichnet? 

(Beifall bei .der CDU/CSU.) 

Sie ist und bleibt es auch nach unserer festen Über-
zeugung. Natürlich ist es schwer, der Jugend eine 
Entwicklung, die  mit so schrecklich vielen Fach- und 
Sachfragen belastet ist — 'denken wir bloß an den 
Agrarsektor, der uns oft genug in  diesem Hause 
beschäftigt hat —, darzustellen. Sie hat einmal —
ich habe es miterlebt — vor den Toren Straßburgs 
die Grenzbäume verbrannt. Das war eine 'großartige, 
hochgemute Geiste. 

(Zuruf von der FDP: Und was kam danach?) 

Aber leider baut man Europa damit nicht, sondern 
nur durch eine schwere und mühselige Arbeit. 

Habe ich nicht auch für unsere Jugend gezeichnet, 
was diese Regierung und diese Koalition — ich 
hoffe, ida ist auch die Opposition mit mir einig — 

I will, um die Grundlagen für 'die Zukunft dieses 
Volkes, also für die Zukunft dieser Jugend zu 
legen, indem wir einer berechtigten Forderung 
dieser jungen Generation Rechnung tragen, unseren 
Staat und unsere Gesellschaft unter das Gesetz der 
Modernität stellen, d. h. unter das Gesetz .der Zu-
kunft? 

Ich habe gern gehört, was Sie sagten, man habe 
vielleicht die Entwicklung dier Bundesrepublik zu 
viel unter materiellen Gesichtspunkten gesehen. 
Wenn wir uns alle +in diesem Hause — alle! — 
darüber einig sind und wenn wir uns alle — alle!— 
an  die  Brust schlagen und sagen „Pater peccavi", 
dann wäre das eine großartige Sache. Ich habe in 
meinem Bericht gesagt, es mehren sich die Zeichen 
und die Stimmen, daß dier Mensch nicht vom 'Brot 
allein liebt. Lassen wir es uns alle gesagt sein! Ich 
habe gesagt, unser ganzes Bemühen gilt der Freiheit 
und der  Fülle der Existenz der ganzen Nation, und 
das heißt jenem Stand der Entwicklung, den ein 
Volk erreichen muß, damit .es in der Rangwertung 
der Geschichte einen guten ehrenvollen Platz be-
kommt. Das ist die gemeinsame Aufgabe, der wir 
alle dienen sollen. 

(Anhaltender Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Abgeordneter Franke. 

Franke (Hannover) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Mit dem Be- 

richt über die Lage der Nation im gespaltenen 
Deutschland sehen wir uns mit der Aufgabe konfron-
tiert, ungeschminkt für die ganz Öffentlichkeit fest-
zustellen, was und wie es ist. Herr Bundeskanzler, 
warum sollte dabei nicht ein schriftlicher Bericht 
sehr hilfreich sein können, zumal es dabei darum 
gehen könnte und gehen sollte, in Fortschreibung 
die Lage der Nation im gespaltenen Deutschland 
auch dokumentarisch festzuhalten. Es bedürfte dabei 
gar keiner großen Anstrengung, etwas Neues zu 
entwickeln. Seit Jahren gibt es wirtschaftswissen-
schaftliche Institutionen, Osteuropainstitute an den 
Hochschulen, gibt es den Forschungsbeirat für Fra-
gen der Wiedervereinigung Deutschlands, die mit 
sehr sachkundigem und exaktem Material dienen 
können, um daraus das zu machen, was letztlich ja 
doch dem Begehren des Bundestages entspricht, 
jährlich zu Beginn eines Jahres einen Bericht zur 
Lage der Nation im gespaltenen Deutschland zu 
geben. Das klang seinerzeit aus den Ausführungen 
meines Freundes Franz Seume durch, als er im Auf-
trage aller Fraktionen den Antrag zu begründen 
hatte, der dazu führte, daß wir in diesen Tagen erst-
mals über diesen Bericht hier sprechen können. 

Ich meine, in einem Bericht zur Lage der Nation 
im gespaltenen Deutschland kann gar nicht deutlich 
genug hervorgehoben werden, daß die Demarka-
tionslinie zwischen Ost und West unser Land teilt. 
Dennoch bestehen zahlreiche Bindungen und Kon-
takte zwischen beiden Teilen 'Deutschlands, die 
nicht nur erhalten und gepflegt werden sollten, son-
dern die ausgebaut werden müssen. Der Bundes-
kanzler hat in seiner Erklärung über solche Kon-
takte gesprochen und dabei sehr beachtenswerte 
Zahlen genannt, Zahlen, welche die Beteiligung der 
Bevölkerung am Reiseverkehr von hüben nach drü-
ben und umgekehrt widerspiegeln. Der Herr Bun-
deskanzler sagte, daß im Jahre 1967 1,3 Millionen 
Frauen und Männer ihre Familienangehörigen im 
anderen Teil Deutschlands besucht haben. In die 
Bundesrepublik kamen in der gleichen Zeit 1 Mil-
lion Mitbürger. In diesen nüchternen Zahlen, die ich 
eben nannte, drückt sich aber mehr aus als nur 
diese abstrakte Feststellung. Denn sowohl drüben 
wie hier waren diese Begegnungen Anlaß zu in-
tensiven Gesprächen. Die Begegnungen ergaben 
ein Vielfaches dieser nüchternen Zahlen. • 

Nun sei aber ausdrücklich vermerkt, daß diese 
Besucher aus der DDR fast nur Mitbürger im renten-
fähigen Alter waren. Von einer Freizügigkeit im 
Reiseverkehr, wie wir sie kennen, kann keine Rede 
sein. 

Das konnte ruhig noch einmal unterstrichen wer-
den, um darzutun, daß Kontakte und Verbindungen 
bestehen, aber nicht nur dieser Art, sondern neben 
den Verwandtenbesuchen sprechen auch viele Be-
gegnungen von Jugendgruppen für sich. Es bestehen 
zahlreiche Kontakte über kirchliche Einrichtungen, 
aber auch in Kultur, Wissenschaft und Sport. Ich 
möchte an die Vielzahl von Gastspielen im Bühnen-
und Konzertwesen in beiden Richtungen erinnern. 

Im Sport waren 1967 insgesamt 47 Begegnungen 
im anderen Teil und 35 in unserem Teil Deutsch- 
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lands.  Das  sind keine großen Zahlen. Aber sie 
stehen als Hinweis darauf, daß der  gegenseitige 
Kontakt in starkem Maße gewollt und durchge-
führt wird. Allerdings bedarf es noch einer Inten-
sivierung dieser Möglichkeiten, und auch diese 
Debatte ist wohl eine Gelegenheit, dazu aufzurufen, 
das Mögliche zu tun. 

Die Studie der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land ist Zeichen und Beweis dafür, daß von Mitbür-
gern aus beiden Teilen Deutschlands das Zusam-
menleben gewollt ist.  Diese Studie wurde von Leu-
ten gemacht, die sich als loyale Bürger der Bundes-
republik Deutschland und jene anderen als loyale 
Bürger der DDR fühlen. Das wurde an dieser Stelle 
heute schon einmal zum Ausdruck gebracht. Die 
Studie ist kennzeichnend für den Geist, aus dem 
heraus die Beteiligten handelten. Da heißt es: 

Gerade in ihren Gegensätzen kommen die bei-
den Teile nicht voneinander los. Das Bewußt-
sein von der Ferne des anderen Teils ist Aus-
druck einer inneren Nähe, die es den Men-
schen in beiden Teilen unerträglich macht, den 
anderen irgendeinem Nachbarn oder einem be-
liebigen Ausland gleichzusetzen. 

Was hieraus spricht, ist das, was unser Volk in 
beiden Teilen Deutschlands bewegt, und das ist es, 
was lebt. Das steht gegen das Bemühen, Deutsch-
land endgültig zu zerreißen, wie es in dein Entwurf 
einer neuen Verfassung der DDR zum Ausdruck 
kommt. 

Zu den Kontakten und den Verbindungen, die es 
in vielschichtiger und vielfältiger Art gibt, gehören 
auch Hinweise auf jene Begegnungen, die nicht so 
sehr offiziellen Charakter tragen, aber dennoch be-
merkenswert sind. Ich glaube sagen zu sollen, daß 
es nicht verkehrt ist, daran zu 'erinnern, daß z. B. 
der stellvertretende Außenhandelsminister der  Re-
gierung der DDR der Deutschen Industriemesse in 
Hannover  einen Besuch abstattete und daß umge-
kehrt nicht nur Repräsentanten der Wirtschaft, son-
dern auch der Politik der Leipziger Messe einen Be

-such abstatteten. Bei dieser Gelegenheit darf ich 
wohl auch darauf hinweisen, daß unser Bundes-
wirtschaftsminister, mein Freund Karl Schiller, bei 
der Eröffnung der Frankfurter Messe aus gesamt-
deutscher Sicht ausrief: Leipzig ist eine Messe wert. 
Damit wollte er zeigen, daß uns das Ganze bewegt, 
und darum sollte das hier nicht vergessen sein. 

Unbestritten ist doch wohl, daß der innerdeut-
sche Handel eine starke Klammer ist, unbestritten 
ist, daß er das Versorgungsgefälle weiter verringern 
soll. Unbestritten ist ebenso, daß der innerdeutsche 
Handel nach Qualität und Quantität für die DDR 
eine größere Bedeutung hat als für die Bundesre-
publik. Um so höher ist zu bewerten, was die heu-
tige Bundesregierung getan hat, um diesen Handel 
zu erleichtern und zu 'erweitern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Um nur einige wichtige Positionen zu nennen, weise 
ich darauf hin, daß dazu gehörte: die Liberalisierung 
zahlreicher Ausschreibungen, die Vereinfachung des 
Verfahrens, die Zusammenlegung von Verrech

-

nungskonten und Swings, die Streichung der Wi-
derrufsklausel, die erneute Verschiebung des Sal-
dierungstermins, die Bundesgarantie, die Kredit-
finanzierung zur Förderung langfristiger Geschäfte 
und schließlich erhebliche Begünstigungen des in-
nerdeutschen Handels durch Ausnahmeregelungen 
bei der Mehrwertsteuer, die für die Bundesrepublik 
immerhin einen Steuerausfall von über 120 Millio-
nen DM bedeuten. Das verdient, wenn wir konkret 
sprechen wollen, Erwähnung. Ich meine, daß durch 
solche Darstellungen in einem Bericht zur Lage der 
Nation im geteilten Deutschland nicht nur nüchterne 
Zahlen dargeboten würden, sondern daß sie sub-
stantiiert die Unterschiedlichkeit der Verhältnisse 
in beiden Teilen Deutschlands zum Ausdruck brin-
gen könnten. Von daher würde sich die Aufgaben-
stellung für das 'eigene Wirken ergeben. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

In Verbindung damit möchte ich an die Bundes-
regierung appellieren, bemüht' zu bleiben, die 
Mineralölfrage zu bereinigen, um die Lieferungs-
möglichkeiten aus der DDR wieder zu erhöhen und 
die hohe Verschuldung der anderen Seite abzu-
bauen. Auch das sind Probleme, die wir in Verbin-
dung mit diesem Thema hier behandeln sollten. 
Die andere Seite sollte sich wirklich ernsthaft be-
mühen, nicht nur diese Möglichkeiten zu nutzen, 
sondern auch den hohen Schuldsaldo durch markt-
gerechte Lieferungen zu begleichen. 

Hier wurde von dem Herrn Bundeskanzler dar-
auf hingewiesen, daß an der Erarbeitung eines Ge-
samtkonzepts für die Wirtschaftsbeziehungen zwi-
schen beiden Teilen Deutschlands gearbeitet wird. 
Dazu müssen wir — ohne Kenntnis der beabsich-
tigten Einzelheiten — allerdings zurückhaltend dar-
auf hinweisen, daß die Erfahrungen mit der an-
deren Seite, wenn über Verhandlungspakete geredet 
wurde, nicht nur immer günstig waren. Vielfach ist 
nicht nur das Gesamtpaket, sondern sind auch die 
Einzelteile, die in diesem Paket enthalten waren, 
völlig untergegangen. 

(Zuruf von der SPD: Leider wahr!) 

Die DDR könnte zum Abbau ihrer Schulden durch 
eine vernünftige Regelung des Reiseverkehrs, wie 
sie gegenüber anderen Ländern üblich ist, sehr 
beitragen. In Ostberlin ein Büro für den inner-
deutschen Handel errichten zu wollen, ist in diesem 
Zusammenhang zur Förderung des Absatzes mittel-
deuscher Waren in der Bundesrepublik besonders 
zu begrüßen, um so mehr, als das Ost-Berliner 
Ministerium für Außenwirtschaft bereits in Düssel-
dorf und auch in Frankfurt am Main Büros unter-
hält, so daß wir gar nichts Neues — wohl für uns 
Neues, aber in den Möglichkeiten nichts Neues — 
entwickeln würden. Es wäre nur zu begrüßen, 
wenn ein solches Büro recht bald eingerichtet würde, 
um den guten Willen zu zeigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die wirtschaftliche Entwicklung Mitteldeutsch-
lands ist auch im Jahre 1967 recht günstig gewesen. 
Unter Berücksichtigung des vergleichsweise hohen 
Nachholbedarfs der mitteldeutschen Wirtschaft an 
Technik und Automation ist auch dies ein erneuter 
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Beweis für die außergewöhnlich hohe Arbeitslei-
stung, die die Bevölkerung der DDR unter so er-
schwerten Bedingungen erbringt. 

Aber neben dem, was ist, sollten wir bei einem 
Bericht über die Lage der Nation auch über das 
reden, was uns plagt und bedrückt. Dabei verdient 
wohl an erster Stelle erwähnt zu werden, daß es 
seit nunmehr über zwei Jahren den Bewohnern der 
Stadt Berlin versagt ist, sich gegenseitig zu be-
suchen, und daß es ebenfalls seit über zwei Jahren 
keine allgemeine Passierscheinregelung mehr gibt. 
Wir fragen: Warum ist das so? Kann man nicht 
versuchen, muß man nicht versuchen, diese Pro-
bleme immer wieder ins Vordertreffen zu führen? 
Denn es geht um die Menschen in beiden Teilen 
Deutschlands, denen wir uns verbunden fühlen. Es 
sollte alles getan werden, um zu Ergebnissen zu 
kommen. Bürgern aus der Bundesrepublik werden 
keine größeren Schwierigkeiten bereitet, wenn sie 
nach Ost-Berlin reisen wollen; aber den Berlinern 
ist es überhaupt versagt, sich frei in Berlin zu be-
wegen. 

An dieser Stelle müssen wir gegen eine der 
neuesten Maßnahmen der Machthaber im anderen 
Teil Deutschlands sehr entschieden protestieren, 
geigen jene Verordnung, die die Einschränkung der 
freien Zufahrtsmöglichkeiten nach Berlin vollzogen 
hat. Diese Beschränkung läuft darauf hinaus, daß 
jeder, der  nach Berlin reisen möchte, nachweisen 
muß. oder eine Bescheinigung beibringen muß, aus 
der erkennbar ist, daß er nicht zu jener politischen 
Gruppierung gehört, ,die angeblich mit dieser Maß-
nahme getroffen werden soll. Man kann es auch 
anders sagen: das, was  da  jetzt geschehen ist, ver-
setzt kurioserweise plötzlich Herrn von Thadden, 
den Führer ohne Führerschein, 

(Beifall bei der SPD) 

in die Position, daß er bestimmt, wer in Zukunft 
noch nach Berlin reisen darf; denn nur er kennt 
seine registrierten Spießgesellen, nur er wäre tat-
sächlich in der Lage, solche Bescheinigungen aus-
zustellen. 

Aber man kann bei dieser Maßnahme noch eine 
andere Frage aufwerfen. Handelt es sich dabei 
wieder um das Zusammenspiel links- und rechts-
extremer Faktoren, wie wir .es aus der Zeit der 
Weimarer Republik kennen? 

(Beifall bei der SPD.) 

Das erfüllt uns allerdings dann mit großer Sorge, 
wenn mit einem solchen Vorwand etwas versucht 
werden soll, das der Ordnung, wie wir sie wollen, 
widerspricht.  

(Beifall bei der SPD.) 

Der Bundeskanzler hat in seinem Bericht über die 
Lage der Nation nichts über jenes Gebiet in der 
Bundesrepublik gesagt, das durch die  Spaltung in 

 besonderer Weise getroffen ist, über das Zonen-
randgebiet. Die  Menschen, die entlang dier Demar-
kationslinie leben, können nur in ganz seltenen 
Fällen ihre nächsten Verwandten jenseits des 
Stacheldrahts besuchen, soweit sie innerhalb ides 
5-km-Sperrgürtels wohnen. Es gibt keine Nachbar-
schaftshilfe mehr bei Notfällen, Bränden, Hoch

-

wasser hüben und drüben. Während wir bei Natur-
katastrophen in Jugoslawien, Oberitalien, Sizilien, 
in der Türkei oder wo immer in der Welt es sein 
mag, Hilfe anbieten und Hilfe leisten können, wer-
den hier bei uns inmitten Deutschlands die primi-
tivsten Formen menschlichen Zusammenlebens un-
terbunden durch die Maßnahmen, die von der 
anderen Seite getroffen wurden. 

Aber auch von unserer Seite wird den Bewohnern 
im Zonenrandgebiet einiges zugemutet, und das 
müssen wir, wenn wir über den  Bericht über die 
Lage der Nation im gespaltenen Deutschland spre-
chen, so offen darlegen, wie es  dieses  Problem er-
fordert. Mit nur wenigen  Ausnahmen haben die 
Menschen, .die dort leben, als letzte am wirtschaft-
lichen Aufschwung teilgenommen. Sie hatten auch 
in den Zeiten dier Hochkonjunktur niemals den 
Lebensstandard der Ballungsgebiete aufzuweisen. 
Die  bereitgestellten Mitttel und die Art .des Ein-
satzes dieser Mittel haben für die Behebung der 
strukturellen Schwächen nicht ausgereicht. Die 
Rezessionserscheinungen der zurückliegenden Zeit 
führten das Zonenrandgebiet als erstes zu er-
höhter Arbeitslosigkeit, zu Betriebsstillegungen, zur 
Unsicherheit drohender Abwanderung. Wer die 
Wiedervereinigung will, darf die Mitte Deutsch-
lands nicht veröden lassen. Deshalb müssen wir 
mehr als bisher für die  Zonenrandgebiete tun. Ich 
glaube, auch das muß hier gesagt werden. 

Noch etwas gehört in diese Betrachtungen. Millio-
nen deutscher Mitbürger reisen Jahr für Jahr zu 
Urlaubszielen in Ost und West, ans Schwarze und 
ans Mittelmeer. Urlaubsziele in aller Welt werden 
angereist. Sie reisen in Länder, zu denen wir diploma- 
tische Beziehungen haben und pflegen, und sie reisen 
in Länder, zu denen noch keine diplomatischen Be-
ziehungen bestehen. Nur die Deutschen können nicht 
von Deutschland nach Deutschland reisen. Das ver-
dient immer wieder hervorgehoben zu werden, um 
darzutun, wie die Lage der Nation im gespaltenen 
Deutschland sich darstellt, um auch von daher Folge-
rungen ziehen zu können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Eintritt der Sozialdemokraten in die Bundes-
regierung im Dezember 1966 hat in diesem Lande 
den Willen zur Veränderung der deutschen Lage 
wesentlich verstärkt. Damit das deutsche Volk sei-
nen Frieden finden und am Frieden in der Welt 
mitwirken kann, muß das Verhältnis der beiden 
Teile Deutschlands zueinander entkrampft werden. 
Das ist nicht nur eine Propagandaphrase und -flos-
kel, sondern das ist eine ernsthafte Aufgabe, die 
jeden Tag neue Entscheidungen von uns fordert. 

In der Regierungserklärung vom 13. Dezember 
1966 wurde der Austausch von Gewaltverzichts-
erklärungen allen Völkern angeboten. Die Bundes-
regierung hat das ungelöste Problem der deutschen 
Teilung in dieses Angebot mit einbezogen und dabei 
darauf hingewiesen: Die Bundesrepublik ist der 
Teil Deutschlands, der als demokratischer und sozia-
ler Rechtsstaat allen Deutschen die Möglichkeit 
schaffen will, die gemeinsame deutsche Zukunft in 
Freiheit zu gestalten. Die DDR wird von ihren 
Machthabern ein sozialistischer Staat deutscher 
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Nation genannt. Niemand zweifelt daran, daß die 
Menschen in der DDR genauso zur deutschen Nation 
gehören wie wir hier in der Bundesrepublik. Nie-
mand kann auch die SED-Führung daran hindern, 
ihren Staat sozialistisch zu nennen. Für uns Sozial-
demokraten ist Sozialismus allerdings untrennbar 
mit der Freiheit des einzelnen Bürgers und der 
Respektierung seiner Rechte und Würde verbunden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der andere Teil Deutschlands ist für uns kein Aus-
land und wird es niemals werden. Was in Deutsch-
land geschieht, ist Sache aller Deutschen. Wir wissen 
uns daher verpflichtet, für die Selbstbestimmung 
aller Deutschen einzutreten. Wir wissen, keine 
Seite kann der anderen ihre Vorstellungen auf-
zwingen. Verständigung muß auch im geteilten und 
gespaltenen Deutschland erreicht werden. Die Bun-
desregierung der Großen Koalition bemüht sich seit 
der Regierungsbeteiligung der Sozialdemokraten um 
ein geregeltes Miteinander der beiden Teile Deutsch-
lands. Wo dazu die Aufnahme von Kontakten zwi-
schen Behörden der Bundesrepublik und solchen in 
dem anderen Teil Deutschlands notwendig ist, sollte 
das geschehen. Damit wollen wir zur Entspannung 
und zur Sicherung des Friedens beitragen. 

Wir dürfen uns auch nicht dadurch beirren lassen, 
daß die SED eine neue Verfassung verabschieden 
will, die die Spaltung Deutschlands vertieft. Darin 
dürfen wir uns auch nicht dadurch beirren lassen, 
daß in der DDR immer noch die Führungskräfte 
glauben, die in der Welt vor sich gehenden Verän-
derungen aufhalten und die Politik des Kalten Krie-
ges fortsetzen zu können. 

Es ist immerhin beachtlich, wie der Staatsrats-
vorsitzende Walter Ulbricht die in diesem Hohen 
Hause geführte Aussprache und die vom Herrn 
Bundeskanzler abgegebene Erklärung zur Lage der 
Nation im gespaltenen Deutschland zum Anlaß 
nahm, sich in diese politische Diskussion einzuschal-
ten. Ich möchte auch meinen — wie das hier schon 
anklang —, daraus ist zu entnehmen, daß die hier 
abgegebene Erklärung auch der Bevölkerung im 
anderen Teil Deutschlands in vollem Umfang be-
kanntgeworden ist und die Mitbürger dort beschäf-
tigt. Wie immer man die Ausführungen im einzelnen 
beurteilen mag, es sollte nichts geschehen, was An-
sätze zu möglichen Begegnungen und Gesprächen 
verschütten könnte. 

Ich meine, man kann feststellen, daß beide Seiten 
davon ausgehen, daß die deutsche Nation weiterbe-
steht. Beide Seiten sind der Auffassung — und ha-
ben das gebührend zum Ausdruck gebracht —, daß 
sie die andere nicht als Ausland anerkennen. Beide 
Seiten haben erklärt, das Ziel ihrer Politik sei die 
Wiedervereinigung, wenn auch mit unterschied-
lichen Bedingungen. Beide Seiten sind der Auffas-
sung, daß es vertraglicher Regelungen bedarf. 

Der Bundeskanzler hat sich bereit erklärt, über 
Fragen des Gewaltverzichts mit der Regierung in 
Ostberlin zu reden und sogar den Vorsitzenden des 
Ministerrats selbst zu treffen. Der Bundespostmini-
ster hat angeboten, über die strittige Frage der 
Postgebühren zu reden. Der Parlamentarische 

Staatssekretär des Bundesverkehrsministeriums hat 
angeboten, Gespräche über Verkehrsfragen zu füh-
ren. 

Aber all das, was an Angeboten bisher von uns 
offeriert wurde, fand in Ostberlin zu unserem gro-
ßen Bedauern fast immer nur ein negatives Echo. 
Auch auf den letzten Brief des Bundeskanzlers an 
den Vorsitzenden des Ministerrats der DDR ist eine 
Antwort bisher ausgeblieben. Wir hoffen, daß nun 
nach dieser Rede, die gestern abend gehalten wurde, 
konkrete Antworten zu den einzelnen Sachbereichen 
folgen werden. Sie könnten z. B. in dem noch aus-
stehenden Antwortbrief des Ministerratsvorsitzen-
den Stoph an den Bundeskanzler enthalten sein. 

Wir warten darauf, denn die Bundesregierung hat 
eine Vielzahl praktischer Möglichkeiten zur Erleich-
terung des täglichen Lebens, Maßnahmen zur ver-
stärkten wirtschaftlichen, kulturellen und verkehrs-
politischen Zusammenarbeit angeboten. 

Ein weiteres Zeichen dafür, alles zu tun, unserem 
Volk die Möglichkeit der Information über die Lage 
der Nation zu geben, geht letztlich auch noch daraus 
hervor, daß gesetzliche Bestimmungen aufgehoben 
werden, die z. B. dem Zeitungsbezug aus dem ande-
ren Teil Deutschlands entgegenstehen. Das sind Bei-
spiele für unsere Bereitschaft, um eine Atmosphäre 
schaffen zu helfen, die es ermöglicht, Rechtsformen 
für die inneren Beziehungen unseres Volkes zu fin-
den. Ich meine, wenn wir in diesem Sinne weiter 
wirken, dann können wir mit gutem Recht sagen, 
daß nach den zahlreichen und großzügigen Ange-
boten und Bemühungen unsererseits nunmehr die 
andere Seite in vielfacher Weise am Zuge ist. Wir 
sollten von uns aus das Bemühen nicht einstellen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Bundeskanzler hat der Opposition 
Fragen gestellt. Ich hätte gern geantwortet, aber 
das geht jetzt nicht, da der Herr Bundeskanzler im 
Augenblick nicht anwesend ist. 

Die Freie Demokratische Partei hat, als sie noch 
der Regierungskoalition angehörte, sofort und un-
eingeschränkt dem Vorschlag der Sozialdemokraten 
zugestimmt, die Bundesregierung aufzufordern, zu 
Beginn jedes Jahres einen Bericht über die Lage 
der Nation vorzulegen. Wir haben damals die Vor-
stellung gehabt, daß dieser Bericht über die Lage 
der Nation Auskunft über die innere und äußere 
Verfassung des ganzen Volkes geben möge, daß er 
Auskunft geben möge über die Einbettung dieses 
geteilten Landes in die Grundströmungen der Welt 
und daß er Auskunft geben möge über die Konse-
quenzen, die wir aus der Mittellage Deutschlands 
in Europa zu ziehen haben. Wir wollten schließlich 
mit diesem Bericht ein Fundament für unsere künf-
tige Politik gewinnen. 

Die Bundesregierung hat mit dem ersten Bericht 
einen solchen Versuch unternommen. Aber sie hat 
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weder diese Fundamente geschaffen, noch hat sie 
die vom Bundeskanzler behaupteten Zielvorstellun-
gen für die künftige Politik der Bundesregierung 
konkretisiert. Meine Damen und Herren, wer sich 
heute darauf beschränkt zu sagen: „Wir müssen 
die großen Bildungsaufgaben lösen; wir wollen die 
Fragen prüfen", der kommt damit zu spät. Der 
Bundeskanzler hat gesagt: „Ist es nichts, daß wir 
überprüfen, wo wir beim Bund Zuständigkeiten 
schaffen müssen, die der Bund heute noch nicht 
hat?" Diese Prüfung hat die parlamentarische Oppo-
sition längst abgeschlossen, und es ist an Ihnen, 
meine Damen und Herren, unseren Vorstellungen 
zuzustimmen. Der Bundeskanzler hat hier gefragt: 
„Ist es nichts, daß diese Koalition in den ersten 
15 Monaten ihres Bestehens diplomatische Bezie-
hungen zu Rumänien, zu Jugoslawien aufgenommen 
hat?" Wir sagen: Doch, das ist eine Menge von 
den Vorstellungen, die wir seit Jahren in diesem 
Hause vertreten und die Sie endlich — hoffentlich 
nicht zu spät — übernommen haben. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Dr. Eppler: 
Sie waren früher in der Regierung!) 

Herr Kollege Eppler, diese Bemerkung mußte 
kommen. Wir waren früher in der Regierung, und 
wir haben uns für diese Politik eingesetzt. In einem 
Punkte allerdings waren wir als Regierungspartei 
in einer wesentlich schlechteren Lage gewesen, als 
Sie jetzt sind. Sie können heute in allen diesen 
Fragen für Ihre Politik in der Koalition mit der 
Unterstützung der parlamentarischen Opposition 
rechnen. Als wir in der Regierung waren, war für 
Sie die Frage vorrangig, wie Sie nur recht schnell 
in diese Koalition hineinkommen, Herr Kollege 
Eppler. 

(Beifall bei der FDP. — Widerspruch bei 
der SPD.) 

Ich könnte Ihnen ja etwas über die Aufgabe der 
parlamentarischen Opposition und über die Frage 
sagen, ob man sich in der Opposition als Regie-
rungspartei im Wartestand betätigt, oder ob man 
zu der Erklärung steht, man wolle eine Bundes-
regierung führen, und wenn man dazu die Wähler-
stimmen nicht bekomme, werde man sich bei der 
nächsten Wahl bemühen. 

Sehen Sie, Herr Kollege Eppler, die Frage, ob 
diese Politik verwirklicht werden konnte, hing von 
den Sachmehrheiten in diesem Hause ab. Daß es 
diese Sachmehrheiten für eine neue Politik nach 
Osten gibt, das hängt wesentlich mit von der Frak-
tion der Freien Demokratischen Partei ab, und wir 
begreifen uns in dieser Frage als konstruktive 
Opposition; in diesen Fragen mit Ihnen, aber es 
gibt, wie Sie wissen, auch eine Reihe von Fragen, 
bei denen wir Vorstellungen unterstützen, die Ihr 
Koalitionspartner hier vertritt. 

Der Bundeskanzler hat sich auch gerühmt und 
gesagt: „Ist es nichts, daß das Verhältnis der Bun-
desrepublik zu Frankreich verbessert werden 
konnte?" Meine Damen und Herren, wer hier über 
die Lage der Nation spricht, der soll sich doch nicht 
im Formalen ergehen und sagen: Nun haben wir 
das Verhältnis zu Frankreich verbessert. — Ist es 

nicht wahr, daß diese Bundesregierung unverändert 
in drei Grundfragen eine andere Politik vertritt als 
die französische: erstens in der Frage der atomaren 
Komponente der Bundeswehr, zweitens in der Frage 
der europäischen Politik und drittens in der Grenz-
frage, so, wie der Herr Bundeskanzler sie eben 
noch vorgetragen hat? 

(Zuruf von der FDP: Eindeutig! — Beifall 
bei der FDP.) 

Aber wenn wir schon über das Verhältnis zu 
Frankreich reden, lassen Sie mich ein anderes Wort 
sagen: Der Kollege Schmidt hat heute über das 
Problem der Vertriebenen gesprochen. Ich gebe zu, 
wir haben es als Mangel empfunden, daß der Be-
richt über die Lage der Nation in diesem geteilten 
Land das Problem der Vertreibung, das Problem 
der Grenzen nicht erwähnt hat. Dabei gehört das 
zu den Grundfragen unserer künftigen Politik. 

Ist es nicht so, daß dieses vielfach geschmähte 
Volk es vermocht hat, Einheimische und Vertrie-
bene — Millionen von Vertriebenen — zusammen 
in unseren Wirtschaftskörper, aber auch in die 
Demokratie nach diesem Kriege zu integrieren, 
ohne daß es zu radikalen Strömungen in diesem 
Lande gekommen ist? 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir hätten erwartet, daß diese Frage hier auch ge-
würdigt wird, denn es gibt auf der Regierungsbank 
mindestens einen Minister, der das Wort „Schön-
wetter-Demokratie" gebraucht, der sogar mit der 
Gefahr radikaler Strömungen operiert und sich dann 
darüber beschwert, wenn eine ausländische Macht 
seine eigenen Worte aufnimmt, um damit gegen die 
Bundesrepublik und ihre demokratische Zuverläs-
sigkeit Propaganda zu betreiben. 

Meine Damen und Herren, ist es nicht so, daß 
in der gleichen Zeit, in der Millionen von Vertrie-
benen zusammen mit den Einheimischen aus den 
Trümmern dieses Landes ein neues Land aufbau-
ten, die Radikalen der ersten Stunde, die Herren 
von Thadden, nach vierjähriger Tätigkeit von den 
Wählern aus dem Bundestag hinausgeschickt wur-
den? Das muß man als Zeichen der demokratischen 
Reife dieses Volkes und in diesem Zusammenhang 
der Vertriebenen anerkennen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wenn schon die Vertriebenen diese Einsicht zei-
gen, wenn die Vertriebenen die Forderung nach 
einer Rückvertreibung — wie der Bundeskanzler 
mit Recht festgestellt hat — nicht erheben, wenn 
diese Vertriebenen in ihrer ganz erdrückenden 
Mehrheit auch wissen, daß sie in der Frage ihrer 
früheren Heimat Opfer bringen müssen — und es 
ist ein Opfer, nicht in die Heimat zurückkehren zu 
können —, wenn sie bereit sind, für die Zukunft der 
Nation und für den Frieden in Mitteleuropa diese 
Opfer zu bringen, dann sollte man ihnen wenigstens 
nicht die Vergangenheit nehmen. Deshalb, Herr 
Bundeskanzler, hätten wir erwartet — und jetzt 
spreche ich zu Ihrem Verhältnis zur französischen 
Regierung —, daß, als jenes böse Wort von der 



8334 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 160. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. März 1968 

Genscher 
„polnischsten aller Städte" fiel, Sie und Ihre Regie-
rung ein klares Wort gesprochen hätten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Denn dieses neue Europa kann werden auf der 
politischen Einsicht und Vernunft unserer Vertrie-
benen, auch ihrer Opferbereitschaft, und die Ver-
triebenen bekennen sich dazu, sehr im Gegensatz 
zu manchen, die sich als Berufsvertriebene betäti-
gen; aber es wird niemals werden auf der Grund-
lage von Geschichtsklitterungen. Das gehört auch 
zur Wahrheit, wenn wir über eine freie, von allen 
Völkern und von der Jugend getragene Zukunft 
sprechen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Deshalb sollte man es sich nicht so leicht machen 
und so tun, als hätten frühere Regierungen, die ja 
wohl auch von derselben Partei geführt worden 
sind, 

(Zuruf von der FDP: Wirklich?) 

es nicht verstanden, das Verhältnis zu Frankreich 
zu gestalten. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

— Ja, die Frage „Wirklich?" ist berechtigt. Uns ist 
sogar mitgeteilt worden, daß eine neue Finanz- und 

Wirtschaftspolitik betrieben werde. Ich dachte, hier 
würden immer noch marktwirtschaftliche Grund-
sätze praktiziert. Wenn das nicht so ist, meine 
Damen und Herren, frage ich mich, welche Politik 
früher vertreten worden ist. 

Der Bundeskanzler hat meinen Kollegen Misch-
nick gefragt, wo er den Widerspruch sehe zwischen 
den hier von dem Bundeskanzler noch einmal ver-
tretenen Wahlrechtsplänen und dem Ziel einer Zu-
sammenführung aller Deutschen. Ich kann jetzt 
darauf antworten, denn der Herr Bundeskanzler ist 
wieder hier. Herr Bundeskanzler, dieses Hohe Haus 
hat im Jahre 1952 aus wohlerwogenen Gründen fast 
einstimmig den Beschluß gefaßt, daß für eine ge-
samtdeutsche Wahl das Verhältniswahlrecht gelten 
solle. Zur gleichen Zeit hat die Volkskammer einen 
entsprechenden Gesetzentwurf verabschiedet. Ich 
will jetzt nicht darüber streiten, welchen materiellen 
Wert dieser zweite Beschluß hat. Aber eines steht 
fest: wer gesamtdeutsche Wahlen — und sei es 
nicht am Anfang, so am Ende eines Prozesses der 
Zusammenführung der Deutschen — sehen will, der 
muß, wenn er heute über das Mehrheitswahlrecht 
redet und es fordert, fairerweise der Nation sagen, 
daß es diese gesamtdeutschen Wahlen mit dem 
Mehrheitswahlrecht nicht geben wird. 

(Beifall bei der FDP.) 

Da gibt es natürlich ganz bedeutende Interpreten 
der Regierungspolitik, meine Damen und Herren. 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? — Bitte! 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Kollege Genscher, 
würden Sie nur so freundlich sein, an dieser Stelle 
auch zu erwähnen, wie es dann mit den Wahlvor-
schlägen hüben und drüben weiterging, als eine 
UNO-Kommission hier die Einreise bekam und drü

-

ben nicht hereingelassen wurde. Vielleicht ist das 
für die geschichtliche Betrachtung doch ganz wich-
tig. 

(Abg. Dorn: Das hat doch nichts mit dem 
Wahlrecht zu tun!) 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Dr. Barzel, wenn 
die andere Seite in der Vergangenheit — wie wir 
hoffen: nicht für alle Zukunft — diese gesamtdeut-
schen Wahlen verhindert hat, so ist das für uns noch 
keine Veranlassung, von einem als richtig erkannten 
Grundsatz für ein gesamtdeutsches Wahlrecht abzu-
gehen. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Baron von 
Wrangel meldet sich zu einer Zwischen

-

frage.) 

— Also ich sage nur: da gibt es prominente Inter-
preten der Regierungspolitik, und schon ist die Reihe 
der Fragesteller kaum zu bremsen. Herr Kollege 
von Wrangel, bitte schön! 

(Heiterkeit.) 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Genscher, sind Sie denn der Meinung, daß wir hier 
einer Anschlußtheorie folgen sollten? Seit wann soll 
das Wahlrecht in der Bundesrepublik ein gesamt-
deutsches Wahlrecht präjudizieren? Das ist nie ge-
sagt worden. 

Genscher (FDP) : Herr Kollege von Wrangel, die 
Anschlußtheorie ist woanders zu Hause, ganz in 
Ihrer Nähe. Nein, hier geht es darum, daß diese pro-
minenten Interpreten der Politik der Bundesregie-
rung — ich meine jetzt ihre Wahlrechtspolitik — 
sagen: Nun ja, wir wissen schon, daß gesamtdeut-
schen Wahlen nach dem Verhältniswahlrecht durch-
geführt werden müssen, daß sie nicht nach dem 
Mehrheitswahlrecht durchgeführt werden können; 
wir wollen dann bis zu den gesamtdeutschen Wah-
len einmal das Mehrheitswahlrecht einführen und 
dann schalten wir wieder auf das Verhältniswahl-
recht um. Meine Damen und Herren, in welchen 
Zeitkategorien wollen Sie denken? Ist eine solche 
Erklärung nicht in Wahrheit die steingewordene ge-
samtdeutsche Resignation? 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich glaube, wenn die Frage schon hier erwähnt wird, 
muß man sie auch unter diesem Gesichtspunkt sehen. 

Der Bundeskanzler hat den Kollegen Mischnick 
gefragt — sinngemäß —, ob er denn erwarte, daß er 
zu allen sozialpolitischen Fragen hier etwas sage. 
Nein, darum ging es nicht, Herr Bundeskanzler. Der 
Kollege Mischnick meinte, wenn er von dem zu weit 
gewordenen sozialpolitischen Kleid sprach, daß die 
Nation, und zwar in diesem Falle in diesem Teil 
Deutschlands, einen Anspruch darauf habe, zu erfah-
ren, wie es auch in der Sozialpolitik weitergeht. 

Als wir hier vor wenigen Monaten jene Gesetze 
verabschiedet haben, die im Gegensatz zu Ihrer 
Theorie von der möglichst starken Förderung der 
selbständigen Schichten zu einer besonderen Form 
der Zwangsversicherung in vielen Bereichen führten, 
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da haben wir davon gesprochen, daß auch irr der 
gesetzlichen Rentenversicherung der Tag der Wahr-
heit kommen werde. Wir konnten nicht ahnen, daß 
er so schnell kommt; nun, nicht hier im Parlament, 
wohl aber in einem Interview, das der Bundesarbeits-
minister gegeben hat. Der Bundesarbeitsminister ist 
gefragt worden und mit Erlaubnis des Herrn Prä-
sidenten zitiere ich —: „Reichen die bisherigen Maß-
nahmen aus, um die Rentenansprüche auch in den 
nächsten Jahren in voller Höhe erfüllen zu können, 
oder wird man eines Tages doch die Renten für ein 
Jahr etwa einfrieren müssen oder aber nicht in voller 
Höhe den gestiegenen Löhnen und Gehältern anpas-
sen?" Darauf hat der Arbeitsminister geantwortet: 
„Wir haben die Beiträge erhöhen müssen und hof-
fen", — und hoffen! — „bis 1972 klarzukommen." 
Ich würde sagen, „hoffen" ist schon eine relativ un-
sichere Basis für eine Einrichtung, an der das Schick-
sal ganzer Generationen hängt. Dann geht es weiter; 
dort heißt es: „Was danach kommt, ist im wesent-
lichen eine Generationsfrage. Es kommt immer dar-
auf an, wieviel die Jungen bereit sind, für die Alten 
zu zahlen, und darauf, wieviel sie selbst im Alter von 
den Jungen erwarten." Meine Damen und Herren, 
da hätte man auch sagen können: Nach uns die Sint-
flut! 

Wer heute über die Lage der Nation spricht, der 
hätte auch in dieser Frage, die nun einmal sowohl 
die arbeitende Generation wie diejenigen interes-
siert, die ihr Arbeitsleben hinter sich haben, offen 
sagen sollen, daß in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung Eingriffe notwendig sein werden, wie es 
der Herr Arbeitsminister in diesem Interview bestä-
tigt hat. Oder wollen Sie, wie im Bereich der Land-
wirtschaft, wie in anderen Bereichen Hoffnungen 
erwecken, die Sie nicht halten können, so daß Sie 
eines Tages nicht nur demonstrierende Bauern, son-
dern vielleicht auch demonstrierende Arbeitnehmer, 
das heißt Beitragszahler und Rentner haben? 

Auch das gehört zur Glaubwürdigkeit, zu jener 
Glaubwürdigkeit, meine Damen und Herren   las-
sen Sie mich auch das sagen —, zu der Herr Kol-
lege Schmidt hier einige Ausführungen gemacht hat, 
die wir unterstreichen können, nämlich zu der 
Glaubwürdigkeit der Persönlichkeiten, die in der 
Politik handeln, der Repräsentanten in der parla-
mentarischen Demokratie, die in der Tat das Ver-
hältnis des Bürgers zu seinem Staat bestimmen und 
auch die Position des Staates zum Bürger. Ich er-
kenne dankbar an, daß er hier ein Wort unseres 
verstorbenen Freundes Wolfgang Döring zitiert hat. 
Wolfgang Döring war in der Tat ein Mann, der sich 
zu diesem Staat bekannte. Aber was ihn für junge 
Menschen so anziehen machte — und darüber spre-
chen wir —, war, daß er sich auch zu jeder Phase 
des Schicksals seines Volkes und zu jeder Phase 
seiner eigenen persönlichen Vergangenheit be-
kannte. Das brauchen wir, wenn der Staat glaub

-

würdig sein soll. 
(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 

der CDU/CSU.) 

Ich habe den Namen unseres toten Freundes noch 
aus einem anderen Grunde hier erwähnt. Eine par-
lamentarische Demokratie braucht Persönlichkeiten,  

und auch in einer parlamentarischen Demokratie 
sind Leitbilder, vor allem für die jungen Menschen, 
wichtig. Das, was aus diesem Hause hervorgegan-
gen ist,' was die politischen Kräfte, die demokrati-
schen Kräfte in diesem Lande nach dem Kriege ge-
tan haben, sind Leistungen, deren sich niemand zu 
schämen braucht. Deshalb brauchen wir auch nicht 
jene nationalen Spätentwickler, die uns heute etwas 
einreden wollen und die heute darangehen mit vor-
dergründigen Parolen den Versuch zu unternehmen, 
im parlamentarischen Bereich auch auf Bundesebene 
mitwirken zu können. Wenn wir aber das, was in 
der Vergangenheit war, auch für die kommenden 
Generationen, für die jungen Menschen heute sicht-
bar machen wollen, dann sollten wir etwas öfter 
und vielleicht auch bei einem Bericht des Bundes-
kanzlers über die Lage der Nation jene Menschen 
mit nennen, die das Bild unseres Staates, die die 
demokratische Struktur in unserem Lande geprägt 
haben. Es gibt sie in allen Bereichen dieses Hohen 
Hauses, in allen Parteien. Gerade die jungen Men-
schen brauchen die persönlichen Vorbilder, weil sie, 
wie Sie sagen, nur noch eine blasse Kindheitserin-
nerung haben an das, was war. Persönliche Vorbil-
der werden da am stärksten und anziehendsten sein. 

Meine Damen und Herren! Der Staat lebt aber 
nicht nur von den Persönlichkeiten, die ihn gestal-
ten. Er lebt auch von dem Respekt vor seinen In-
stitutionen. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Wenn ich davon spreche, so will ich nicht jene 
kritisieren, die sich das Recht herausnehmen, Kritik 
an denen zu üben, die die Positionen des Staates 
innehaben. Aber ich möchte ein Wort an jene sagen, 
die doch nicht vergessen sollten, daß jene Krise 
um das Amt des Bundespräsidenten, die wir heute 
erleben, nicht nur das Ergebnis der Ereignisse der 
letzten Wochen ist. Am Ende ist sie auch das Er-
gebnis des Verfahrens, wie man mit diesem Amt 
in den Jahren 1959 und 1964 umgegangen ist. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD.) 

Deshalb haben wir in dieser ganzen Frage nur ein 
einziges Ziel. Wir möchten, daß dieses Amt sehr 
bald jenen Rang und jene Bedeutung zurückge-
winnt, mit denen es Theodor Heuss hinterlassen 
hat. 

In diesem Zusammenhang ist in unserem Lande 
etwas geschehen, was jeden, der darauf bedacht 
ist, die Werte, denen wir uns verbunden fühlen, 
zu wahren, mit Sorge erfüllen muß. Die Bundes-
regierung hat unter Hinweis auf Ereignisse in un-
serer Geschichte in den zwanziger Jahren dem 
Bundespräsidenten abgeraten, Rechtsschutz in An-
spruch zu nehmen. Das heißt doch nicht mehr und 
nicht weniger, als daß der Bundespräsident in der-
selben schwierigen Lage wäre wie das Staatsober-
haupt in jener Zeit. Wer das sagt, der unterstellt 
etwas in bezug auf die innere und äußere Unab-
hängigkeit unserer Richter, unserer Rechtsprechung, 
das wir in aller Form und mit aller Härte zurück-
weisen müssen. 

(Beifall bei der FDP.) 
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Nicht der Wohlstand ist es, der für viele Men-
schen diesen Teil unsere Vaterlandes anziehender 
macht als die DDR, sondern es ist in erster Linie 
eine gesicherte freiheitliche Rechtsordnung. Eine 
der Säulen dieser gesicherten freiheitlichen Rechts-
ordnung ist eine intakte, auf dem Boden der Demo-
kratie stehende dritte Gewalt. Das sollte niemand 
direkt oder indirekt, gewollt oder ungewollt in 
Zweifel ziehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wenn sich die Richtervereine auch nur gegen die 
Möglichkeit einer solchen Unterstellung wehren, 
dann sollte man sie dabei als Menschen betrach-
ten, die ein wichtiges staatsbürgerliches Recht für 
das Ganze wahrnehmen. Man sollte sie nicht ab-
werten — wie in der „Politisch-Sozialen Korrespon-
denz" der CDU geschehen — als politisierende 
Richtervereine. Ich hätte mir gewünscht, daß Rich-
ter vergangener Zeiten sich ebenso uneingeschränkt 
zur Demokratie bekannt hätten wie die, die heute 
als politisierende Richter abgetan werden. 

(Beifall bei der FDP.) 
— Bitte schön. 

 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege, ich sehe, 
daß Sie die Frage des Herrn Abgeordneten von 
Merkatz beantworten wollen. 

Dr. von Merkatz (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Genscher, sind Sie sich nicht auch bewußt, daß der 
Rat, der dem Herrn Bundespräsidenten erteilt wor-
den ist, nicht einen Mangel an Vertrauen in die 
Unabhängigkeit der Richter impliziert, sondern daß 
im gegenwärtigen Stand der Ehren- und Rechts-
schutz in unserer Rechtsordnung nicht genügend 
ausgebaut ist, daß hier Prozesse von jahrelanger 
Dauer zu erwarten sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge

-

ordneten der SPD.) 

Genscher (FDP) : Herr Kollege von Merkatz, ich 
muß Ihnen dazu zweierlei sagen. Erstens ist durch 
den Hinweis auf das Beispiel Friedrich Eberts die 
Parallele zur Vergangenheit gezogen worden. Zwei-
tens finde ich es erschütternd, wenn Sie nicht schon 
früher im Interesse aller der Bürger, die diesen 
Weg gehen müssen, um ihre Ehre zu schützen, 
sondern erst jetzt, da es um das Staatsoberhaupt 
geht, diesen Mangel entdecken. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Friderichs? 

Genscher (FDP) : Bei ihm mit besonderem Ver-
gnügen. 

(Heiterkeit.) 

Dr. Friderichs (FDP) : Herr Rechtsanwalt Gen-
scher, ist Ihnen das Institut der einstweiligen Ver-
fügung bekannt, und wissen Sie, daß eine eides-
stattliche Versicherung genügt, um eine einstwei

-

lige Verfügung zu beantragen und binnen kürzester 
Frist zu erlangen? 

Genscher (FDP) : Ohne in den Verdacht kommen 
zu wollen, hier Rechtsberatung zu erteilen, kann ich 
diese Frage uneingeschränkt bejahen, Herr Kollege. 

(Heiterkeit bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Frage 
möchte Herr Kollege Rasner stellen. 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Kollege Genscher- er-
innern Sie sich, daß der frühere Bundesjustizmini-
ster Schäffer einmal den Versuch unternommen hat, 
den Ehrenschutz für jeden einzelnen unserer Bevöl-
kerung zu verstärken, und können Sie sich noch 
erinnern, welche Einlassungen Sie und Ihre Fraktion 
zu diesen Absichten Fritz Schäffers damals von sich 
gaben? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Rasner, wenn ich 
mich recht erinnere, geht es hier um Tatsachen-
behauptungen. Das hat mit den Ehrenschutzvorstel-
lungen der damaligen Zeit überhaupt nichts zu tun. 
Tatsachenbehauptungen — das sage ich für die 
Nichtjuristen — können auch falsche Tatsachen-
behauptungen sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der 
Bericht über die Lage der Nation hätte, so finden 
wir, deutlicher das Verhältnis der Bundesrepublik 
Deutschland zum anderen Teil Deutschlands, zur 
DDR, definieren müssen. Wir haben es begrüßt, daß 
der Bundeskanzler heute hier noch einmal ausdrück-
lich eine Erweiterung des Verhandlungskatalogs 
bestätigt hat. Wir haben es von Anfang an als eine 
Einschränkung unserer eigenen Möglichkeiten ange-
sehen, daß eine Beschränkung des Verhandlungs-
katalogs vorgesehen wurde. Wir haben damals 
prophezeit, die Bundesregierung werde über kurz 
oder lang von dieser von ihr eingenommenen Hal-
tung abweichen müssen. 

Das ist nämlich auch eine Form der Salamitaktik, 
der man sich selbst unterwerfen kann. Man sollte 
gerade in der gesamtdeutschen Politik sehr genau 
prüfen, welche Positionen richtig sind und ob man 
sie halten kann oder ob man etwa Positionen be-
zieht, die man dann sehr bald — und dann den 
Eindruck erweckend, daß die früheren Positionen 
falsch waren — aufgeben muß. 

Wir haben heute eine Denkschrift der „Kammer 
für öffentliche Verantwortung" vorliegen. Es wäre 
gut gewesen, die Bundesregierung hätte auch zu 
dieser. Denkschrift Stellung genommen. Denn sie ist 
schon ein politisches Faktum. Ich unterstreiche alles, 
was Vorredner hier dazu gesagt haben. Wenn Chri-
sten aus beiden Teilen unseres Vaterlandes, die sich 
hier und dort als loyal gegenüber ihrer Obrigkeit 
empfinden, in einer ganzen aktuellen politischen 
Frage sich zu einer konkreten Vorstellung zusam-
menfinden können, dann sollte niemand daran vor-
beigehen. Wir hoffen, die Bundesregierung wird in 
Zukunft diese Denkschrift in ihre Politik einbezie-
hen. 
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Der Gewaltverzicht ist erwähnt worden, das An-

gebot der Bundesregierung, auch darüber mit der 
Regierung drüben zu sprechen. Wir können hier nur 
raten, die Verhandlung darüber nicht mit der Frage 
zu belasten, in welcher Form der Gewaltverzicht 
vorgesehen und ausgesprochen werden soll. Da wird 
darüber geredet, ob man einen völkerrechtlichen 
Vertrag schließt, ob man einen einfachen Vertrag 
schließt, eine Vereinbarung, wo man die Urkunden 
hinterlegt. Erinnern Sie sich nicht daran, daß die 
Bundesrepublik Deutschland schon ' einmal einen 
völkerrechtlichen Vertrag abgeschlossen hat, zu des-
sen gleichberechtigten Teilnehmern auch die DDR 
gehörte, ohne das irgend jemand auf dieser Welt 
auf die Idee gekommen wäre, wir wollten deshalb 
die DDR im Verhältnis zu uns als Ausland aner-
kennen? Es handelt sich um das Atomteststoppab-
kommen. 

Worum es jetzt geht — gerade nach der Rede 
Ulbrichts von gestern —, ist, zum Kern vorzustoßen. 
Diese Kernfrage lautet — die Frage an die Regie-
rung der DDR —: Seid ihr wie wir bereit, bei der 
Lösung der deutschen Frage auf Gewalt zu verzich-
ten? Seid ihr wie wir bereit, das auch in Form eines 
Vertrages vor der gesamten Weltöffentlichkeit zu 
erklären? — Dann soll das Neinsagen auf der ande-
ren Seite sein. Lassen Sie sich aber nicht mit Form-
fragen vom Kern dieser politischen Unterhaltung 
abdrängen! 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich glaube, wir sollten bei dieser Gelegenheit 
auch noch ein Wort zur europäischen Sicherheits-
politik sagen, und zwar unmittelbar im Zusammen-
hang mit diesem Vorschlag für einen Vertrag über 
Gewaltverzicht. Denn natürlich geht es darum, wenn 
wir nicht ein atlantisches Imperium wollen — der 
Bundeskanzler hat das ja nicht als Endziel unserer 
Politik bezeichnet —, hier ,in Europa ein System der 
Sicherheit zu finden, das es den Deutschen ermög-
licht, frei von Sorge vor Gewalt zu leben, und das 
es auch ermöglicht, die militärischen Hindernisse 
für eine Zusammenführung der Deutschen abzu-
bauen. Aber wenn eine Bundesregierung das hier 
sagt, dann sollte sie endlich auch ein Modell, ein 
deutsches Modell, für ein solches gesamteuropäi-
sches Sicherheitssystem vorlegen. Denn uns nützt es 
doch in erster Linie. Warten wir doch nicht auf die 
Vorschläge der anderen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Gerade die Konfrontation der Blöcke auf deut-
schem Boden hat ja für uns Deutsche noch eine sehr 
schmerzliche nationale Komponente. Was ich als be-
sonders schmerzlich empfinde, ist die Tatsache, daß 
uns auf der anderen Seite nicht nur sowjetische 
Truppen gegenüberstehen, sondern daß es in der 
DDR eine Volksarmee gibt, die in den Warschauer 
Pakt integriert ist, in der zwangsweise deutsche 
Menschen dienen. Das ist doch eine brennende 
Wunde, die unser Volk fühlt. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Dieses psychologische Problem ist in seiner ganzen 
Härte noch nicht aufgebrochen, weil wir uns in 
Europa in einem Zustand relativer Ruhe und Sicher- 

heit befinden. Wäre es anders, Sie würden spüren, 
welche Belastung auf einer Nation liegt, in der es 
zwei Armeen gibt, die in gegensätzliche Verteidi-
gungssysteme integriert sind. Ich meine also, wenn 
ein Volk Interesse daran hat, die militärischen Ge-
gensätze zu überwinden, dann dieses deutsche 
Volk! 

Deshalb sollten wir, wenn es darum geht, eine 
künftige • europäische Sicherheitspolitik auf einer 
Konferenz aller beteiligten Staaten Europas zu er-
örtern, für eine solche gesamteuropäische Sicher-
heitskonferenz kein Hemmschuh sein. Wir sollten 
sie durch eine zielbewußte deutsche Politik auch ge-
genüber den Ländern Osteuropas vorbereiten, damit 
endlich jenes Gremium geschaffen wird, von dem 
allein wir Entscheidungen für den künftigen Weg 
in der europäischen Sicherheitspolitik erwarten kön-
nen. 

Herr Kollege Zimmermann hat heute für eine der 
drei Koalitionsparteien, muß ich in diesem Falle 
sagen, etwas zum Atomsperrvertrag gesagt. Er hat 
dabei auch die Interessen einer künftigen europä-
ischen Sicherheitsordnung mit erwähnt. Finden Sie 
nicht, meine Damen und Herren von der CSU: Hät-
ten wir schon Vorstellungen, wie dieses künftige 
Europa aussieht, wäre die Position bei der Wahr-
nehmung dieser gesamteuropäischen Interessen viel 
stärker, ais sie in einem Zeitpunkt ist, zu dem eine 
besondere Enthaltsamkeit auf unserer Seite gegen-
über Modellen für ein gesamteuropäisches Sicher-
heitssystem festzustellen ist? 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich bin nicht so sicher, für wen die Zeit in allen 
diesen Fragen arbeitet. Ich bin da gar nicht so 
sicher. Sie hat in der deutschen Frage bisher wahr-
lich nicht für uns gearbeitet, sondern für die andere 
Seite. Wir sollten uns nicht mit der Hoffnung auf 
bessere Gelegenheiten von den entscheidenden Be-
langen, von den Anliegen unserer Politik abdrängen 
lassen. 

Wenn die Bundesregierung zum Atomsperrver-
trag Stellung nimmt, reicht es nicht aus zu sagen, 
daß auch wir gegen die Weiterverbreitung sind. 
Nein, die Bundesregierung hätte der Nation in 
ihrem Bericht sagen sollen, welche Konsequenzen 
sich aus dem Vertragsentwurf in der vorliegenden 
Form ergeben, welche Änderungswünsche sie hat, 
aber auch welche Konsequenzen sich dann für un-
sere politischen Möglichkeiten ergeben, wenn wir 
den Vertrag ablehnen. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Aus diesen Alternativen heraus könnte dann das 
Parlament, könnte aber auch das Volk  seine  Ent-
scheidungen treffen. Aber das ist es ja gerade, was 
uns bedrückt, daß sich bei allen diesen in unserem 
Volk diskutierten Fragen — auch der Sperrvertrag 
bewegt unser Volk — die Bundesregierung in all-
gemeinen Formulierungen ergeht. 

Dasselbe gilt auch in den Grenzfragen. Ich komme 
noch einmal auf das Problem der Vertriebenen zu-
rück. Die Bundesregierung sollte sagen,  welche 
konkrete Politik sie in bezug auf die Grenzfragen 
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vertritt, wessen Unterstützung sie sich dabei sicher 
ist. Sie hat das deutsche Schicksal in ihrem Lagebe-
richt so sichtbar unter den Ost-West-Gegensatz — 
was  doch heißen soll: unter den Gegensatz Kommu-
nismus und Nichtkommunismus, freiheitliche Welt 
auf unserer Seite — gestellt. Sie sollte fairerweise 
auch sagen, daß die Grenzfragen davon unabhängig 
sind, daß die Haltung einer tschechischen und pol-
nischen Regierung, auch wenn sie über Nacht nicht 
kommunistisch wäre, in dieser Frage nicht anders 
wäre. Ich meine, auch das gehört zur Ehrlichkeit 
und Offenheit gegenüber den Vertriebenen, die es 
gerade wegen ihrer Haltung in der Vergangenheit 
verdient haben, hier offen das zu hören, was die 
Bundesregierung denkt, was sie für möglich hält 
und was sie nicht für möglich hält. 

Zu den unpräzisen Punkten in der Darstellung un-
serer Position gehört auch die Stellungnahme der 
Regierung zu dem Krieg in Vietnam oder, wie die 
Bundesregierung es formuliert, zu der amerikani-
schen Intervention in Vietnam. Wir kennen nur eine 
konkrete Stellungnahme der Bundesregierung in 
dieser Frage. Das ist der Antrag, eine Ausgabe einer 
bestimmten Zeitschrift zu indizieren, in der gezeigt 
wird — alle kennen dieses Bild —, wie ein südviet-
namesischer General einen Gefangenen höchsteigen-
händig erschießt. Ich will einmal unterstellen, daß 
dieser Antrag auf Indizierung nicht deshalb gestellt 
wurde, weil sich diese Zeitschrift in anderer Bezie-
hung mißliebig gemacht hat, sondern aus sachlichen 
Gründen. 

Aber ich möchte dreierlei feststellen: Erstens. 
Die Grauen des Krieges und die Grausamkeiten, zu 
denen Menschen im Krieg fähig sind, sollten nie-
mandem und schon gar nicht unserer Jugend vor-
enthalten werden. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD.) 

Zweitens. Eine Ordnung, in der das möglich ist, was 
auf diesem Bild gezeigt wird, entspricht nicht unse-
rem Freiheitsbegriff. 

(Erneuter Beifall bei der FDP.) 

Drittens. Ich wiederhole hier, was ich sinngemäß zum 
Teil schon in der Debatte über die entführten Korea-
ner gesagt habe: Korea und Vietnam sind geteilte 
Länder wie unser Land. Es gibt in Korea und in Viet-
nam einen kommunistischen Teil wie bei uns in 
Deutschland. Aber was wir auf keinen Fall wollen, 
meine Damen und Herren, ist, daß die nichtkommu-
nistischen Teile Vietnams und Koreas mit diesem 
freien Teil Deutschlands in irgendeiner Weise identi-
fiziert oder gar verwechselt werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Gerade in der freiheitlichen Ordnung, zu der wir 
uns hier bekennen, liegt die moralische Position für 
unsere Politik in Richtung auf ein ganzes Deutsch-
land, auf die Zusammenführung der deutschen Men-
schen. Hier müssen wir als Deutsche — das hat mit 
Schulmeisterei überhaupt nichts zu tun — in be-
sonderem Maße eine klare Position einnehmen. 
Gerade wir wollen das tun. 

Wir wollen es auch noch aus einem dritten Grunde 
tun. Wir wollen es tun, weil wir in schmerzlicher 
Erfahrung erleben mußten, wohin es führt, wenn das 
Recht nicht so geachtet wird, wie es sein sollte. 

Wir hätten deshalb erwartet, daß die Bundesregie-
rung an Stelle eines Antrags auf Indizierung jener 
Zeitschrift wegen der Veröffentlichung dieses Bil-
des angefragt hätte, wann unsere amerikanischen 
Verbündeten — hier gilt Offenheit mehr als Ver-
bergen — in Vietnam in der Kriegführung bei ihren 
dortigen Verbündeten jene Grundsätze verwirk-
lichen wollen, deren Verletzung nach dem letzten 
Krieg auf deutschem Boden gegenüber deutschen 
Soldaten auch durch amerikanische Gerichte geahn-
det worden ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wenn wir in dieser schlimmen Lage eine starke 
Position haben, dann durch unser leidenschaftliches 
Bekenntnis, daß für uns Recht und Freiheit unteil-
bar sind. 

Der Innenminister dieses Landes wäre besser be-
raten gewesen, wenn er, anstatt es einer seiner zahl-
losen Schriften voranzustellen, ein Wort in bezug 
auf unser Verhältnis zu Vietnam gebraucht hätte, 
nämlich das Wort des Psalmisten: Gerechtigkeit 
erhöhet ein Volk. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich will keine wei-
tere Rede halten. Nur weil ich nachher vielleicht 
nicht mehr Gelegenheit habe, Herrn Genscher in 
einer wichtigen Frage zu antworten, will ich es jetzt 
tun ;  denn das darf natürlich nicht so stehenbleiben. 

Sie haben, Herr Kollege Genscher, vermißt, daß 
die Bundesregierung etwas zu den Äußerungen des 
Präsidenten de Gaulle zu Schlesien und — — 

(Abg. Genscher: Ein sofortiges klares Wort 
habe ich vermißt!) 

— Dieses Wort ist sofort gesprochen worden, am 
selben Tage noch, auf meine Weisung, durch den 
Sprecher der Bundesregierung, und ich habe nach-
her mehrere Male noch bei großen politischen Re-
den und im Fernsehen folgendes gesagt. — In die-
sem Falle konnte ich im Augenblick, in der kurzen 
Zeit, die mir zur Verfügung stand, nur zurückgrei-
fen auf eine Rede, die ich vor dem Bundesverband 
der deutschen Zeitungsverleger, also vor einem 
dafür durchaus geeigneten Gremium, gehalten 
habe. Ich habe dort ausgeführt, nachdem ich das-
selbe erklärt hatte wie hier, ich hätte in der Regie-
rungserklärung an Polen .ein Angebot gemacht und 
nicht nur eine schöne Floskel gebraucht; darüber 
seien die Leute verschiedener Meinung. Und dann 
sagte ich: 

Über diese Frage mag man verschieden denken, 
und es wird über sie, wie jeder Tag und jeder 
Blick in die Presse zeigt, auch tatsächlich ver-
schieden gedacht. Nur eines können wir nicht 
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zugestehen, nämlich, daß jene Gebiete östlich 
der Oder und Neiße jemals polnisches Land 
gewesen seien. Diese Gebiete, so hat es die 
Bundesregierung, so habe ich es selbst .formu-
liert, weist die Geschichte seit Jahrhunderten 
als deutsches Land aus, aus dem seine Bewoh-
ner zu Unrecht vertrieben worden sind. Dieses 
muß bestehen bleiben, was immer die kom-
mende politische Lösung dieses schweren Pro-
blems sein mag. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Gradl. 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Gang einer solchen Erörte-
rung bringt es mit sich, daß man manches von dem, 
was man sich zunächst vorgenommen hat, nachher 
nicht sagen kann, und dafür muß man dann anderes 
sagen, was eben erst in der Debatte aufgekommen 
ist. So geht es mir im Augenblick. Ich beziehe mich 
dabei insbesondere auf bestimmte Äußerungen, die 
unser Kollege Schmidt heute vormittag gemacht 
hat. Ich glaube, daß sie einiger kritischer Anmer-
kungen bedürfen. 

Er hat in seinem deutschlandpolitischen Teil mehr-
fach von Illusionen gesprochen. Er hat von Illusio-
nen gesprochen in der Vergangenheit, und er hat 
von Illusionen gesprochen, die wir uns in bezug auf 
die Gegenwart und die Zukunft machen. Er sprach 
von den „Illusionen der fünfziger Jahre" und fügte 
gleich das Wort von der erfolglosen Deutschland-
politik hinzu. Meine Damen und Herren, ich glaube, 
niemanden ist geholfen mit einer so — entschul-
digen Sie — simplen Einschätzung der damaligen 
politischen Situation und der aus ihr resultieren-
den damaligen deutschen Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir nützen — und nur deshalb gehe ich darauf 
ein —, wir nützen, wenn wir die damalige Situation 
so simpel einschätzen und daraus Folgerungen ab-
leiten, weder der Aufgabe, die uns gestellt ist und 
die wir gemeinsam bewältigen müssen — oder sie 
wird nicht bewältigt — und die eine saubere 
Atmosphäre, eine nicht vergiftete Atmosphäre un-
ter uns braucht, noch nützen wir den Menschen im 
Lande, die uns hören, die lesen, was wir sagen, die 
sich ein Urteil bilden sollen. Bei diesen Menschen 
wird der völlig falsche Eindruck erweckt, als ob es 
damals im Grunde nur an der Unzulänglichkeit de-
rer gelegen habe, die gerade die Regierung gebildet 
und getragen haben, daß wir in der deutschen 
Frage nicht weitergekommen sind. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Schmidt hat selber in seiner Rede 
sehr eindrucksvoll die Hindernisse, die Hemmnisse, 
die Schwierigkeiten aufgezählt, die sich von dem 
Standpunkt der einzelnen Länder her, mit denen 
wir es zu tun haben, für eine Lösung der deutschen 
Frage stellen. Aber diese Hemmnisse und Schwie-
rigkeiten, die wir heute vor uns finden, waren da-
mals zumindest nicht geringer, als sie heute sind. 

Ich denke an das Mißtrauen, das damals gegen uns 
bestanden hat und das abgetragen werden mußte, 
ich denke . an die Zweifel, die man in bezug auf die 
künftige Haltung der Deutschen gehabt hat, ich 
denke an die Sorge vor der deutschen Dynamik, die 
damals genauso wie heute lebendig war. Dies alles 
waren die wahren Schwierigkeiten, mit denen wir 
es damals zu tun hatten. 

Deshalb paßt es auch nicht, wenn dann im Zu-
sammenhang mit „Illusionen" von einer „erfolg-
losen Deutschlandpolitik" gesprochen wird. Die das 
tun, machen es sich wirklich zu leicht. Draußen im 
Volk, in den Diskussionen der akademischen und 
der anderen Jugend wird dieses Wort von der 
„erfolglosen Deutschlandpolitik" aufgegriffen, und 
es wird in dem Sinne gebraucht, als ob es einfach 
am Versagen derer, die man neuerdings das 
Establishment nennt, läge, daß wir nicht weiterge-
kommen sind. Die Wirklichkeit ist doch ganz anders. 
Woher kommen wir denn? Natürlich, es ist so: wir 
haben die Wiedervereinigung nicht erreicht. Aber 
wird denn völlig vergessen, wo wir angefangen 
haben? Da  wird geredet von der „Stunde Null". Wir 
hatten gar keine Stunde Null. Die Stunde Null be-
ginnt man ohne Gepäck. Wir aber hatten und haben 
seit dieser angeblichen Stunde Null 1945 das ganze 
Gepäck mitzuschleppen, das uns das Hitlerische 
Reich hinterlassen hat, mit der Teilung, mit der 
Anwesenheit der Sowjetunion in einem wesent-
lichen Teil unseres Landes. Dies ist die Situation. 
Diese Machtposition der Sowjets und die Politik, 
die sie betrieben haben, ist doch der eigentliche 
Grund — oder sollen wir dies nun allmählich ver-
gessen? —, daß wir in der Deutschlandpolitik nicht 
weitergekommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ein anderes Wort des Kollegen Schmidt, dem man 
auch widersprechen muß. Er hat gesagt: Washington 
werde kaum eine ernsthafte Initiative zur deutschen 
Frage in Gang setzen; und dann fährt er fort: 
„... und es hat dazu die durchaus zutreffende Ent-
schuldigung, Bonn selbst habe in den letzten 15 Jah-
ren jeden ernsthaften Versuch ... verhindert." 
Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, ob das 
ein Amerikaner gewesen ist, der Gewicht hat, der 
dies gesagt hat. Das ist mir aber auch völlig gleich. 
Und wenn er noch so viel Gewicht hat — dies ist 
ein falsches Alibi, wenn drüben jemand glaubt, eins 
zu benötigen für die amerikanische Deutschland-
politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ging uns in den vergangenen Jahren nicht 
darum, Bewegung zu verhindern. Aber wir haben 
auch in der Auseinandersetzung mit Washington 
darauf geachtet, wohin diese Bewegung führen soll, 
was das für eine Bewegung sein sollte. Ich erinnere 
mich sehr genau an einige Situationen z. B. während 
der Genfer Konferenz oder im Herbst des Jahres 
1961, wo wir in der Tat den Amerikanern in der 
gehörigen diplomatischen Form sehr deutlich ent-
gegentreten mußten, weil wir nicht der Meinung 
waren, daß für die Erhaltung des Status' Berlins 
sogenannte gesamtdeutsche Preise gezahlt werden 
sollten. Um solche Dinge ging das. Wenn das ge- 
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meint ist, dann, muß ich sagen, stehe ich dazu, und 
ich bin der Ansicht: auch in Zukunft werden wir 
uns gegen eine solche Art Bewegung wenden müs-
sen. 

Dann hat der Kollege Schmidt uns davor gewarnt, 
uns heute Illusionen zu machen. Er hat darauf hin-
gewiesen, wie klein der Spielraum in der Grenzfrage 
ist. Hier ist schon einiges dazu gesagt worden. Ich 
bin der Meinung: die Vertriebenen und die, die für 
sie sprechen, die brauchen jedenfalls keine Warnung 
vor Illusionen. Ich kann mir nicht vorstellen, daß 
jemand, der wie ,sie dies alles durchgemacht hat und 
der die Situation, wie sie sich in den 20, 23 Jahren 
ergeben hat, mit offenen Augen sieht, sich Illusionen 
macht. Ich kenne keinen ernsthaften Vertriebenen-
politiker, der der Meinung ist, es könnte einfach 
alles wieder so werden, wie es einmal gewesen ist. 
In dem Sinne ist eine Warnung vor Illusionen ganz 
sicher nicht notwendig, es sei denn, man verwechselt 
Illusionen mit Standpunkt. Standpunkte haben die 
Vertriebenen, und Standpunkte haben wir, z. B. den 
Standpunkt, daß es dem Verhältnis der beiden Völ-
ker, der Deutschen und der Polen, das wir. ebenso 
gut geordnet sehen möchten wie das Verhältnis 
zwischen Deutschen und Franzosen, nicht dienlich ist, 
wenn eine so schwerwiegende Sache wie die des 
Schicksals der ehemaligen deutschen Ostgebiete ein-
fach nur durch ein nach Kriegsende vollzogenes 
faktisches Diktat erledigt sein soll. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Darüber wird man sprechen müssen, darüber muß 
man versuchen sich zu verständigen. Die Unter-
werfung unter jenes faktische Diktat von 1945 wäre 
jedenfalls auf die Dauer keine gute Basis für das 
Verhältnis zwischen Deutschen und Polen. 

Noch ein anderes Wort zu dem Thema „Illusionen". 
Ich will das ganz unpathetisch sagen. Meine Damen 
und Herren, ich habe das Gefühl, als ob unser Volk 
heute im Grunde weniger die Warnung vor Illu-
sionen als eine Ermutigung brauchte. Wir Politiker, 
die wir dem Volk die Situation, die Wege, auch die 
Schwierigkeiten darzustellen haben, sollten daran 
denken, daß gerade das deutsche Volk, zu dessen 
politischen Tugenden die Geduld und die Zähigkeit 
am wenigsten gehören, Ermutigung, Bestätigung, 
Stärkung seines Willens durch Zuversicht braucht. 
Nur mit dem warnenden Finger „Illusionen" bringen 
wir dieses Volk nicht über jene Strecke, die man 
Durststrecke genannt hat und von der niemand weiß, 
wie lang sie ist. Ich bin gegen falsches Pathos. Ich 
bin dagegen, daß man den Menschen etwas vor-
macht. Aber ich bin dafür, daß man ihnen nicht nur 
die negativen Perspektiven zeigt, sondern daß man 
ihnen immer auch sagt: Es hat einen Sinn, noch an 
Deutschland, an das ganze Deutschland, zu glauben 
und dafür politisch zu wirken. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun will ich eine der Bemerkungen machen, die 
ich mir zu dem Bericht vorgenommen hatte. In dem 
Bericht ist die Rede — heute vormittag sind Dis-
kussionsredner darauf eingegangen — von den Auf-
bauerfolgen, die im anderen Teil Deutschlands er-
zielt worden sind. Dagegen ist nichts zu sagen. Ich 

bestreite das gar nicht. Aber da wir von der Lage 
der Nation sprechen, also auch von ihren Denk-
weisen sprechen müssen, müssen wir in unsere 
Überlegungen einbeziehen, daß es draußen nicht 
wenige gibt, die aus dieser Feststellung, daß drüben 
beachtliche wirtschaftliche Erfolge, beachtliche Auf-
bauerfolge erzielt worden sind, den Schluß ziehen, 
dann sei ja alles gar nicht mehr so schlimm im ande-
ren Teil Deutschlands. 

Nur weil so nicht selten gedacht wird, mache ich 
diese Bemerkung und stelle die Frage: Ist es also 
tatsächlich nicht mehr so schlimm in Ulbrichts 
Machtbereich? Daß die Menschen drüben noch im-
mer in ihrem Lebensstandard erheblich hinter un-
serem zurück sind, das hat Herr Kollege Schmidt 
heute vormittag schon gesagt. Er hat mit Recht dar-
auf hingewiesen, daß das Leben der alten Menschen 
drüben erheblich anders ist als das derer, die arbei-
ten und durch ihre Arbeit verdienen können, ins-
besondere dann, wenn mehrere in der Familie zu 
arbeiten vermögen. Aber Sie müssen auch die Qua-
lität dessen sehen, was angeboten wird, die Aus-
wahl, die Fülle des Angebots. Das ist in keiner 
Weise mit unserer Seite vergleichbar und vor allen 
Dingen in keiner Weise befriedigend. 

Aber, meine Damen und Herren, dies ist ja gar 
nicht das Entscheidende, um zu beurteilen, ob es 
drüben nach den wirtschaftlichen Erfolgen nicht 
mehr so schlimm ist, wie es einmal gewesen ist. Es 
wäre ja doch wohl ein merkwürdiger Materialismus, 
wenn man so urteilen wollte. Das Entscheidende 
ist doch die eigentliche Not drüben: das ist die 
geistige Not, das ist die Not geistiger Vereinsa-
mung, geistiger Isolierung, die Not seelischer Be-
drückung. Das ist der Mangel an persönlichen und 
bürgerlichen Freiheiten. Und daran hat sich gar 
nichts geändert. Ich denke, dies ist der entschei-
dende Maßstab dafür, wie man das Leben, die Lage 
im anderen Teil unseres Landes zu beurteilen hat. 
Ich empfehle, sich einen Augenblick hineinzuden-
ken, wie jedem von uns zumute wäre, wenn er je-
den Morgen zum Frühstück als Informationsmittel 
das „Neue Deutschland" und sonst nichts auf den 
Tisch gelegt bekäme. Sie können ja in Kürze — nach 
der Zulassung der Ulbricht-Zeitungen — das Expe-
riment machen. Wie wäre Ihnen wohl zumute, wenn 
Sie in einem solchen Bereich leben müßten? Oder 
wenn Sie Kinder haben und zusehen müßten, wie 
diese Kinder in einer Weise fanatisiert werden, 
daß sie es am Ende für Rechtens halten, auf die 
eigenen Landsleute zu schießen. Das ist die Not, die 
wirkliche Situation drüben im anderen Teil. 

Ich glaube, Herr Kollege Schmidt war es, der 
auch darauf hingewiesen hat, daß dieses System nun 
noch in der Verfassung verankert wird, daß diese 
Parteidiktatur zum Verfassungsprinzip erhoben 
wird. Nebenbei bemerkt, in Ihrer sehr eindrucksvol-
len Gegenüberstellung der Verfassungsordnungen 
drüben und derjenigen, die wir hier haben, Herr 
Kollege Schmidt, habe ich eines vermißt, was ich in 
diesem Zusammenhang ganz gern auch noch gehört 
hätte, nämlich den Hinweis auf Art. 52 des Ver-
fassungsentwurfs. Da beschäftigt man sich drüben 
mit dem Notstand. Wir geben uns sehr viel Mühe, 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 160. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. März 1968 	

	

8341 

Dr. Gradl 
hier das Thema Notstand zu bewältigen; ich will es 
gar nicht etwa verkleinern. Aber es ist doch ganz 
interessant, zu sehen, wie man es auf der anderen 
Seite macht. In Art. 52 heißt es schlicht über den 
Notstand: Im Dringlichkeitsfall — das ist der Not-
stand — ist der Staatsrat berechtigt, den Verteidi-
gungszustand zu bestimmen, der von seinem Vor-
sitzenden verkündet wird. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Ich habe das ge

-

sagt! Ich habe es vom Pult aus gesagt, da, 
wo Sie jetzt stehen!) 

— Dann tut es mir leid, daß es mir entgangen ist. 
Aber es schadet vielleicht - gar nichts, Herr Kollege 
Schmidt, daß es noch einmal in das allgemeine Be-
wußtsein gerufen worden ist. 

Aber nun muß ich leider zu Ihnen wieder ein 
bißchen unfreundlicher sein; denn in Ihrem Text 
haben Sie ein Wort gesagt, das ich mir nicht zu 
eigen machen kann. Sie haben gesagt, dies drüben 
sei ein Staat. Ich weiß, Sie haben Staat im völker-
rechtlichen Sinne ausgeschlossen. Sie haben offen-
bar gemeint, Staat in dem Sinne, wie das heute oft 
gesagt wird, im innerdeutschen Sinne, ein Gliedstaat 
oder so etwas. Da muß ich also sagen, dies vermag 
ich mir nicht zu eigen zu machen, und ich glaube, 
meine Freunde auch nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Damit wir uns richtig verstehen: wir wissen natür-
lich, daß das Regime drüben ein Territorium hat, 
den sowjetischen Besatzungsbereich. Wir wissen, 
daß 17 Millionen Menschen in seiner Gewalt sind. 
Wir wissen, daß es dort ein Machtsystem, ein 
Herrschaftssystem gibt, dem sie ausgeliefert sind. 
Aber wir meinen nicht, daß diese Fakten, die 
prinzipiell als klassische Merkmale eines Staates 
in der Staatslehre aufgeführt werden, rechtfertigen, 
dieses Gebilde in unserer politischen Aussage als 
einen deutschen Staat zu werten. Wir sind hier nicht 
in einem staatsrechtlichen Seminar. Die Aussagen, 
die wir zu machen haben, sind politische Aussagen, 
Aussagen, die den Menschen draußen Meinung und 
Wertung erleichtern sollen. Und da ist der Ausdruck 
„Staat" ganz sicher zur Charakterisierung dieses 
Herrschaftssystems nicht angebracht, am wenigsten 
angebracht, finde ich, für uns Deutsche; denn es han-
delt sich um ein unverändert totalitäres System. 
Wir Deutsche, die auf unserem Boden erlebt und 
mitgewirkt haben, daß unter deutschem Totali-
tarismus so schreckliche Dinge geschehen sind, an 
uns und an den Völkern und Ländern ringsum, 
wir haben alle Veranlassung, da sehr sorgsam zu 
überlegen, und wir haben nach meiner Meinung 
abzulehnen, daß ein totalitäres Regime auf deut-
schem Boden von uns aus als deutscher Staat ge-
wertet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr.  Jaeger:  Das Wort zu einer 
Zwischenfrage hat der Herr Abgeordnete Friderichs. 

Dr. Friderichs (FDP) : Herr Abgeordneter Dr. 
Gradl, welche Tatsachen oder Tatbestände müssen 
nach Ihrer Meinung hinzukommen, um den von 
Herrn Schmidt gebrauchten — wenn ich ihn richtig 

verstanden habe — staatsrechtlichen Begriff zu 
rechtfertigen? 

Dr. Gradi (CDU/CSU) : Das will ich Ihnen sagen, 
Herr Kollege, das ist eine ganz einfache Antwort. 
Dies liegt in der Hand der SED. In dem Augenblick, 
in dem sie sich ein Mindestmaß an demokratischer 
Legitimation bei den Menschen ihres Machtbereichs 
verschafft, ist die Sache sehr einfach für uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dr. Friderichs (FDP) : Herr Dr. Gradl, sind Sie 
bereit, mir zuzustimmen, daß es leider in dieser 
Welt Staaten gibt, die nicht demokratisch organi-
siert sind? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine 
innerdeutsche Angelegenheit!) 

Dr. Gradi (CDU/CSU) : Ich bin durchaus bereit, 
Ihnen -zuzustimmen, daß es leider in dieser Welt 
Staaten gibt, die totalitäre Regime haben. Für uns 
gilt in bezug auf andere Staaten der Grundsatz der 
Nichteinmischung, genauso, wie wir ihn für uns 
selber geltend machen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Was für Regime in fremden Ländern sind, hat uns 
nichts anzugehen. Darüber mögen wir unser privates 
Urteil haben. Als Staat, für unsere Politik, können 
wir da nicht differenzieren. Aber hier geht es dar-
um, was auf unserem eigenen Boden ist, und darüber 
haben wir in der Tat zu befinden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ein Wort zum Gewalt-
verzicht. Im Grunde ist es von dem, was ich mir vor-
genommen habe, nur ein halbes Wort. Ich möchte es 
hier sagen, gerade auch wegen einer Bemerkung des 
Kollegen Genscher. 

Herr Kollege Genscher, meine Freunde und ich 
sind nicht in der Lage, die Frage, ob bei der Herbei-
führung eines Gewaltverzichts zwischen den beiden 
Teilen Deutschlands diese oder jene Form gewählt 
wird, achtlos beiseite zu schieben. Wir sind und 
bleiben der Ansicht, daß im Gewaltverzicht weder 
in der Form noch in der Aussage etwas geschehen 
darf., was zur Sanktionierung der Teilung Deutsch-
lands beiträgt. 

Das Zweite. Es sieht so aus — und das sage ich 
mit aller Behutsamkeit —, als ob die Sowjetregie-
rung geneigt ist, in Verbindung mit der Erörte-
rung des Themas Gewaltverzicht auch andere Fra-
gen zu besprechen. Dagegen ist nichts einzuwenden. 
Im Gegenteil, ich finde, das ist schon ein gewisser 
Fortschritt, wenn sich im Verhältnis zu Moskau die 
Möglichkeit bietet, Argumente gegen Argumente 
zu stellen und sich im Gespräch vielleicht näherzu-
kommen. Jede deutsche Regierung muß ja ver-
suchen, in einen echten Meinungsaustausch auch mit 
der sowjetischen Regierung zu kommen. Aber eins 
muß klar sein und bleiben: wenn in Verbindung mit 
dem Gewaltverzicht Fragen gestellt werden, dann 
haben auch wir Fragen zu stellen. Und wenn  die  
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andere Seite Wert darauf legt, daß in den Gewalt-
verzicht auch der andere Teil Deutschlands einbe-
zogen wird — an sich ist nichts dagegen zu sagen; 
wir haben immer erklärt: Wiedervereinigung in 
Frieden und Freiheit —, dann gibt es auch für uns 
Fragen. Nämlich: wenn schon Gewaltausschluß in 
einer förmlichen Weise zwischen den beiden Teilen 
Deutschlands herbeigeführt werden soll — das ist ja 
etwas anderes als Gewaltverzicht im völkerrecht-
lichen Sinne —, dann haben wir z. B. die Frage: Wie 
ist es dann in Zukunft mit den Drohungen und Be-
hinderungen der Berliner Zufahrtswege? So etwas 
erleben wir doch gegenwärtig. 

(Sehr gut!  in  der Mitte.) 

Oder: wie ist es mit der Gewaltanwendung gegen 
Deutsche? Ich weiß: dies ist nicht Gewalt im völker-
rechtlichen Sinne des Gewaltverzichts der UNO. 
Aber für uns Deutsche ist das Gewalt, und wenn 
man Gewaltverzicht transformiert auf das Verhältnis 
der beiden Teile Deutschlands, dann kann man die-
sen Fragen, den Fragen der Mauer, der Menschen-
fallengrenze, der innerdeutschen Freizügigkeit, der 
innerdeutschen Erleichterungen nicht entgehen, 
dann haben wir auch diese Fragen zu stellen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Eine letzte Bemerkung. Sie bezieht sich auf Berlin. 
Wir haben in letzter Zeit, vornehmlich aus Ost-
Berlin, gelegentlich auch aus Moskau, Äußerungen 
gehört, die auf West-Berlin und seinen heutigen 
Status zielen. Am deutlichsten hat das Ulbricht vor 
der Volkskammer ausgesprochen: „West-Berlin liegt 
auf dem Territorium der DDR und gehört rechtlich 
zu ihr." Es ist hier nicht der Augenblick, diese Pro-
blematik im einzelnen zu erörtern; aber einige kurze 
Feststellungen möchte ich treffen. 

Die erste ist diese: Es ist, glaube ich, nicht anzu-
nehmen, daß die Sowjetunion eine neue Berlin-
Krise herbeiführen will. Das läge wohl nicht in 
ihrem wohlverstandenen eigenen Interesse, und das 
ist tröstlich. Aber wenn es gegen alle Erwartung zu 
einer Zuspitzung kommen sollte, dann muß man 
wissen, daß der Widerstand und die Abwehr der 
Berliner nicht schwächer sein werden als vor zehn 
Jahren beim Chruschtschow-Ultimatum und vor 20 
Jahren bei der Blockade. Die Berliner Bevölkerung 
ist in ihrer politischen Haltung die alte geblieben, 
und nirgendwo, auch nicht jenseits der Mauer, auch 
nicht in Moskau, möge man sich durch gewisse 
Demonstrationen und extremistische Auftritte in 
West-Berlin über die wirkliche Haltung der Berliner 
täuschen lassen. 

(Beifall.) 

Die zweite Bemerkung: Moskau und Ost-Berlin 
sprechen von einem besonderen Status nur noch 
bezüglich West-Berlins. Meine Damen und Herren, 
wir haben in der Schule gelernt, wenn wir einen 
deutschen Aufsatz schreiben, müssen wir uns sehr 
davor hüten, die Ausdrücke zu wiederholen. In 
meiner Zeit galt das jedenfalls als ausgesprochen 
schlechter Stil. In der Politik ist das anders. Ich 
habe manchmal das Gefühl, daß wir uns in der 
Politik, insbesondere im politischen Umgang mit 
östlichen Gegenspielern, zu sehr an diese alte Regel 

aus dem Deutschunterricht erinnern. Die machen das 
ganz anders, die hämmern ungeniert und unent-
wegt immer wieder ihre rhetorischen Positionen 
und festigen sie damit faktisch. Daran sollten wir 
uns in bezug auf Berlin ein Beispiel nehmen. Wir 
sollten nicht zu vornehm sein, dies nicht immer 
wiederholen zu wollen, daß es einen Vier-Mächte-
Status nicht nur für West-Berlin gibt, sondern für 
ganz Berlin, und daß, wenn schon Herr Ulbricht in 
Ost-Berlin anwesend sein will, wir als demokratisch 
Legitimierte zumindest nicht weniger Rechte haben, 
in Berlin anwesend zu sein. 

(Beifall.) 

Die dritte Bemerkung. Wir wissen, daß für Berlin 
der Schutz durch die drei Mächte lebenswichtig ist. 
Wir wissen aber auch, daß für Berlin die politische, 
die wirtschaftliche, die finanzielle, die rechtliche, 
die währungsmäßige Verbundenheit mit der Bun-
desrepublik lebenswichtig ist, diese Verbundenheit, 
wie sie in zwei Jahrzehnten mit dem Willen der 
Berliner entstanden ist. An diesem realen Status 
West-Berlins, ein Status, der sowohl auf der Prä-
senz und Garantie der Schutzmächte als auch auf 
der Zuordnung und Leistung der Bundesrepublik 
beruht, darf nichts abgebaut werden. Da darf es 
weder große noch kleine Scheiben geben, die abge-
schnitten werden. So ist es, meine ich, selbstver-
ständlich, daß die nächste Wahl des Bundespräsi-
denten, genauso wie die Wahl von 1964, die Wahl 
von 1959 und die Wahl von 1954, wieder in Berlin 
sein muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich hoffe nur, daß dann auch der Reichstag end-
lich soweit hergestellt ist. 

Die letzte Bemerkung zu Berlin. Meine Damen und 
Herren, wir Berliner Abgeordnete — hier darf ich, 
glaube ich, quer durch die Fraktionen reden — 
sind in diesem Hause immer in einer prekären 
Situation. Wir haben allzuoft Wünsche. Glauben 
Sie mir, es macht weder uns als Abgeordneten 
noch den Berlinern insgesamt eine Freude, immer 
wieder auf die wirtschaftliche und finanzielle Hilfe 
Westdeutschlands angewiesen zu sein. Aber unsere 
Schuld ist es nicht. West-Berlin in seiner Insellage 
braucht Ihre Hilfe. Zweimal haben wir mit Ihrer 
Hilfe Angriffe auf Berlin abgewehrt. Auch die Hoff-
nung, daß man nunmehr Berlin wirtschaftlich aus-
trocknen könnte, muß zuschanden gemacht werden. 
Hier werden immer wieder Proben unserer gesamt-
deutschen Solidarität von uns allen verlangt wer-
den. 

Ich möchte diese Gelegenheit nicht vergehen las-
sen, ohne für meine Freunde einen besonderen 
Dank auch an die westdeutsche Wirtschaft zu sagen 
für alles, was sie in der Vergangenheit disponiert 
hat. Und ich sage einen besonderen Dank an den 
Bundesverband der Deutschen Industrie, der doch 
sehr wertvolle neue Initiativen entwickelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, in dem Bericht der 
Bundesregierung zur Lage der Nation heißt es: „In 
Berlin wird die Lage der Nation besonders deutlich." 
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Das ist wahr, und es wird für unbestimmte Zeit so 
bleiben. Immer müssen wir wissen: Berlin, so wie 
es ist, oder, genauer gesagt: gerade so, wie es ist, 
ist die lebendige Mahnung an uns und an die Welt, 
daß die deutsche Frage ungelöst ist. Berlin  ist nach 
wie vor für die Menschen jenseits der Mauer der In-
begriff der Hoffnung, daß es einmal für alle Deut-
schen, auch für sie, Freiheit und Einheit gibt. 

Und schließlich — das sage 'ich nun, um ja nicht 
pathetisch zu werden, mit einem sehr nüchternen 
Wort von George Kennan —, vergessen wir nicht: 
Die Zukunft Berlins ist eine Grundlage für die Zu-
kunft Deutschlands. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Raffert. 

Raffert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es liegt mir gewiß nicht, Zensuren zu 
erteilen. Aber ich denke es muß hier doch darauf 
hingewiesen werden, daß Sie, Herr Kollege Gradl, 
auch an anderen Stellen anscheinend nicht genau 
zugehört haben, wie Sie es soeben bereits zugeben 
mußten. Daß Helmut Schmidt Illusionen mit Stand-
punkten verwechselt, kann doch wirklich nur sagen, 
wer nicht genau zugehört hat. Helmut Schmidt hat 
nämlich die deutschen Rechtsstandpunkte und die 
Rechtsstandpunkte der anderen Seite einander ge-
genübergestellt und daraus den Schluß auf den klei-
nen Spielraum gezogen, den wir haben. So muß man 
es doch sehen. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Herr Raf

-

fert, so hat er es nicht gesagt!) 

— Doch, so hat er es gesagt. Lesen Sie es nach, Herr 
Dr. Marx. 

Wenn man mit einer Politik gescheitert ist,  muß 
man das doch auch zugeben. Daß viele Faktoren da-
bei mitspielen und daß im politischen Bereich nie-
mals nur einer schuld ist,  wenn etwas schiefgeht, das 
ist doch ganz selbstverständlich; das  weiß jeder, das 
muß man nicht bei jeder Gelegenheit wieder sagen. 
Und daß die früheren Bundesregierungen, auch die, 
Herr Dr. Gradl, in der Sie noch Minister' waren, sich 
noch in  'dem Bereich 'des kalten Krieges bewegt ha-
ben, als andere ihn schon verlassen hatten, das  Ge-
fühl haben viele von uns gehabt, und 'das ist schwer 
bestreitbar. Aber ich will wirklich nicht nach hinten 
kämpfen. Es schien mir nur, daß diese Anmerkung 
nötig war. Mit dem Staatsbegriff, den Sie hier ent-
wickelt und vertreten haben, möchte ich mich lieber 
gar nicht auseinandersetzen. 

Nun ist uns während Ihrer Rede ein Papier auf 
den Tisch gekommen, der Entschließungsantrag der 
FDP. Ich denke, er wird sich auch beim zweiten Hin-
sehen — bisher hatten wir nur Gelegenheit zu einem 
ersten Hinsehen — als das .agitatorische Papier er-
weisen, als das er gleich erscheint; und es ist nicht 
anzunehmen, daß Sie erwarten, daß die Mehrheit 
dieses Hauses dieses Papier ernster nimmt, als Sie 

es selbst nehmen können, wenn Sie selbst auch 
weiterhin ernst genommen werden wollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Marx [Kaiserslautern] : Das war schon 
in unserer Rundfunkdiskussion der Gegen

-

stand!) 

— Ach ja, wo so etwas herkommt, wissen wir schon. 
Da gibt es schon Zusammenhänge. — Bitte schön, 
Herr Genscher! 

Genscher (FDP) : Könnten Sie sich etwas deut-
licher ausdrücken, Herr Kollege, was Sie mit Zu-
sammenhängen meinen? 

Raffert (SPD) : Herr Genscher, Sie werden von 
mir, nachdem ich nur kurz auf das Papier schauen 
konnte, nicht verlangen, daß ich die Zusammen-
hänge im einzelnen schildere, die mich dazu be-
wegen, diese Stellungnahme abzugeben; nicht zu 
diesem Zeitpunkt. Wir werden uns darüber viel-
leicht noch — Sie werden uns dazu weiterhin pro-
vozieren, das merke ich schon an Ihrer Bereitschaft, 
Zwischenfragen zu stellen — im einzelnen zu un-
terhalten haben, aber nicht hier, wo wir über den 
ersten Bericht der Bundesregierung zur Lage der 
Nation im geteilten Deutschland sprechen. Dies ist 
das Thema unserer Diskussion, nicht etwa irgend-
eine allgemeine Regierungserklärung, zu der viel-
leicht solche Anträge passen könnten. Ich will mich 
jedenfalls bei dem, was ich sage, ganz streng an 
diesen gesetzten Rahmen, in dem wir uns heute 
zu bewegen haben, halten. 

Wenn man — wie ich — zunächst über die Lage 
der jungen Generation im geteilten Deutschland 
sprechen will, besteht eine Gefahr. Dieser Gefahr 
muß ausgewichen werden. Es ist die Gefahr, daß 
man nur über die Studenten spricht und nicht über 
die ganze Jugend. In der breiten Öffentlichkeit hat 
sich gerade in der letzten Zeit diese Auseinander-
setzung mit der jungen Generation, die wir führen 
müssen und die wir auch nicht ungern führen, auf 
die Studenten verkürzt. Das führt oft und leicht zu 
Mißverständnissen. Wer die Jugend in beiden Tei-
len Deutschlands richtig sehen, wer von ihr spre-
chen will, der darf sich nicht nur auf die Studenten 
beschränken. Er muß z. B. den jungen Soldaten der 
Bundeswehr ebenso sehen wie den in der Nationa-
len Volksarmee. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Sie stehen sich an der Nahtstelle der beiden Mili

-

tärblöcke gegenüber, die wir in Europa haben. Das 
tun sie nicht freiwillig — auf beiden Seiten nicht. 

Wir müssen auch — ein anderes Beispiel — die 
jungen Sportler sehen, die jetzt in getrennten 
Mannschaften nebeneinander bei den Olympischen 
Spielen in Grenoble im friedlichen Wettstreit ge-
standen haben. Wenn ein Verein aus der Bundes-
republik Deutschland mit Freunden in der DDR 
einen solchen sportlichen Wettstreit austragen will, 
werden ihm dort immer noch eine Menge scheinbar 
unüberwindlicher Hindernisse entgegengesetzt. 
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Wir können aber auch an die jungen Arbeiter 
denken, die sich vielleicht im Urlaub am Strand des 
Schwarzen Meeres begegnen, miteinander reden 
und dabei feststellen, daß es immer schwerer ge-
worden ist, vielleicht in manchen Bereichen schon 
unmöglich, miteinander zu reden, auch wenn man 
jung ist, weil hüben und drüben für die gleichen 
Vokabeln und Begriffe vielfach schon ganz andere 
Inhalte stehen. 

Wir können aber auch 	und das ist etwas, was 
sich jeden Tag abspielt — an die jungen Eltern 
in der Bundesrepublik denken, die abends kurz vor 
19 Uhr auf den Kanal des Deutschen Fernsehfunks 
schalten, damit ihre Kinder das „Sandmännchen" 
der DDR sehen — zu derselben Zeit, wo viele junge 
Menschen drüben, in Ostberlin, in Magdeburg oder 
anderswo jenseits der Elbe, auf die „Mainzelmänn-
chen", auf das „Sehpferdchen" umschalten, um die 
westdeutschen Werbesendungen zu sehen. Hier gibt 
es täglich auf den verschiedenen Kanälen eine 
deutsche Gemeinsamkeit, soweit die Sender reichen. 
Der Blick in das Werbefernsehen ersetzt heute für 
viele junge Menschen drüben den Blick in die ge-
füllten Schaufenster des Westens, den sie unmittel-
bar nicht mehr tun können, seit die Mauer steht. 

Wir dürfen uns aber auch hier keine Illusionen 
machen. Sowenig wie bei uns die Kinder mit der 
Ideologie der Jugenderziehung der SED geimpft 
werden, nur weil sie das „Sandmännchen" der an-
deren Seite sehen, werden die jungen Menschen in 
der DDR davon überzeugt, daß das freiheitlich

-

parlamentarische System bei uns besser sei als ihr 
System, nur weil die Markenartikelwerbung des 
Westens in ihre Wohnstuben, auf ihre Mattscheiben 
vorgedrungen ist. Wenn man das will, wenn man 
sie davon überzeugen will, gehört mehr dazu. 

Es ist so, daß in den letzten Jahren gerade viele 
Jugendliche in dem Herrschaftsbereich der SED die 
skeptische Distanz dem Regime gegenüber verringert 
haben. Es gibt vieles, was sie, und mit ihnen oft auch 
ihre Eltern, mehr und mehr einem System verbin-
det, von dem sie glauben dürfen, daß es ihnen zwar 
weniger Bewegungsfreiheit läßt, aber dafür größere, 
selbstverständlicher zu nutzende Chancen der Bil-
dung, der Ausbildung, der beruflichen Sicherheit, 
des Aufstiegs gibt. Es muß und soll hier nachdrück-
lich — ich sage noch einmal: nachdrücklich — be-
zweifelt werden, ob es sich bei diesen Jugendlichen 
und ihren Familien wirklich nur um eine Minderheit 
handelt, umgekehrt muß und soll hier genauso be-
zweifelt werden, daß Unbehagen und Unruhe in der 
Bundesrepublik bis jetzt nur eine Minderheit erfaßt 
hätte. Beides, glaube ich, stimmt nicht. Wie es auf 
unserer Seite des geteilten deutschen Hauses aus-
sieht, das wird genauer beschrieben werden müssen. 
Über die tatsächliche Lage auf der anderen Seite ist 
bei uns zu wenig bekannt. Das meine ich trotz der 
Bemerkungen, die der Kanzler zu diesem Punkt ge-
macht hat, und trotz der Bemerkungen, die Egon 
Franke hier vorgetragen hat. Eine unvoreingenom-
mene, an den Maßstäben der Objektivität orientierte 
DDR-Forschung hat sich zwar endlich an verschiede-
nen Zentren, mit verschiedenen Methoden, Inhalten, 
Zielen und auf verschiedenen Feldern, gerade in der 

letzten Zeit entwickelt. Aber ihre Ergebnisse werden 
— das hat man leider auch noch diesem Bericht der 
Bundesregierung angemerkt — bei uns noch nicht in 
der rechten Weise zusammengefaßt, miteinander ver-
glichen und ausgewertet, so daß sie wirklich genützt 
werden könnten. 

Eine kritische Randbemerkung noch: das ist aller-
dings typisch für die Art, in der regiert zu werden 
wir gewohnt sind, — gewohnt gewesen sind, wie ich 
hoffe. Die Möglichkeiten der Wissenschaft, die vom 
Bundeskanzler als „der große Motor unserer Zeit" 
bezeichnet werden, wurden und werden auch sonst 
bei uns zur Entscheidungsvorbereitung in der Politik 
oder als Beitrag zur Meinungs- und Urteilsbildung 
zu wenig genützt. 

Aber eine positive Bemerkung im Anschluß dar-
an! Positiv muß vermerkt werden, daß sich ein deut-
licher Wandel in der Berichterstattung der Bundes-
regierung über die Verhältnisse in der DDR voll-
zogen hat. Noch der Jugendbericht der ersten Regie-
rung Erhard, den wir vor nicht allzu langer Zeit hier 
diskutiert haben — aus dem Jahre 1965 stammte er 
und hat in unserer Prozedur so lange gebraucht, bis 
er hier auf den Tisch kam —, bot zur Lage der DDR 
wenig mehr als unbelegte Folgerungen aus unvoll-
ständigen Daten, vorgetragen im Jargon des aus-
laufenden kalten Krieges. Im Jugendbericht dieses 
Jahres sind Ton und Substanz schon wesentlich 
anders. 

Aber am bemerkenswertesten ist der Abschnitt 
über das Bildungswesen im anderen Teil Deutsch-
lands, den der Bildungsplanbericht des Bundes und 
der Länder enthält. Er umfaßt zwar kaum 20 Seiten 
gegenüber den etwa 500, die der ganze Bericht um-
faßt — das ist zu kurz —, aber er beschreibt doch 
einigermaßen präzise, vor allem aber sachlich und 
nüchtern, wie das Bildungssystem in der DDR orga-
nisiert ist und — wie in diesem Bericht zugegeben 
wird — welchen hohen Status es erreicht hat. Mit 
zehn Pflichtschuljahren steht die DDR an der Spitze 
in Osteuropa. Die Zwergschule hat man dort längst 
vergessen. Die. in sich differenzierte Einheitsschule 
erreicht Qualitäten, die wir von einer Gesamtschule 
bisher nur erwarten und erhoffen können. Denn in 
dieser Richtung sind bei uns kaum Schritte unter-
nommen worden. Die berufsbegleitende Bildung, die 
Form der Berufsausbildung, Studiengänge sind gut 
ausgebaut, klar gegliedert, und so eingerichtet, daß 
wir verstehen müssen, wenn auf Schüler und Eltern, 
auf Studenten, auf Lehrer davon eine starke Attrak-
tionskraft ausgeht. 

Ich gebe zu, diese Darstellung bleibt im Formalen. 
Sie läßt unberücksichtigt, was an ideologischem 
Zwang ausgeübt wird und sich auch ja gerade in das 
Bildungswesen hinein auswirkt. Aber es kommt 
eines Tages der Zeitpunkt, an dem das Formale nicht 
ausreicht. Es läßt sich fast voraussagen — dazu 
braucht man kein Prophet zu sein —, daß auch 
ideologischer Zwang und der Druck einer omnipoten-
ten Partei nicht verhindern werden, daß auch die 
DDR einmal den Stand der geistigen, der gesell-
schaftlichen Entwicklung erreicht haben wird; wie er 
heute in Polen und in der CSSR besteht. Was sich 
in Warschau und in Prag unter der Jugend vollzieht, 
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kann dann auch in Ostberlin oder in Dresden ge-
schehen. Das perfekteste System — vom Formalen 
her — kann den Ruf nach Freiheit nicht unter-
drücken. Zwang und Druck halten solche Entwick-
lungen nicht auf, vielleicht fördern sie sie sogar. 

Es gibt Länder,  in  denen man demonstrieren darf. 
Unseres gehört dazu. Wenn man über die Grenzen 
sprechen will, die Demonstrationen und Gegen-
demonstrationen gezogen sind, kann man vielleicht 
am Berliner Beispiel sagen: Es darf dabei weder 
einem Springer ein Bein gestellt noch dem Teufel 
das Barthaar gekrümmt werden. Das zum Berliner 
Beispiel! Es gibt aber auch Länder, in denen nicht 
demonstriert werden darf, und der andere Teil 
Deutschlands gehört leider dazu. Aber in Ländern, 
wo das nicht geschehen darf, wie in denen, wo es 
erlaubt ist, gibt es Zeitpunkte, wo demonstriert wer-
den muß. Das ist kein Ratschlag, kein Aufruf, das 
ist eine schlichte Feststellung. 

Wir in der Bundesrepublik sind ja selbst von der 
formalen Perfektion im Bildungswesen noch sehr 
weit entfernt. Wir wissen das alle. Wir haben es 
in diesem Hause gerade im letzten Jahr immer wie-
der gesagt und deutlich zu spüren bekommen, daß 
„unser Erziehungs- und Bildungswesen dringend 
einer durchgreifenden Reform bedarf". Das hat jetzt 
auch der Kanzler aufgenommen. Es ist gut so, daß 
er das endlich getan hat. Er hat an anderer Stelle 
hinzugefügt, daß „die Diskussion über die Unzuläng-
lichkeiten unseres Schul- und Hochschulwesens 
immer heftiger geworden ist". Damit übertreibt er 
nicht. 

Hat eigentlich unser System versagt? Wenn das 
so ist, darf es nicht so bleiben. Neben vielem ande-
ren steht hier unsere bundesstaatliche Ordnung im 
Mittelpunkt einer oft gerechtfertigten Kritik. Am 
schwerwiegendsten sind dabei die Auswirkungen 
dieser Lage auf das Verständnis der jungen Gene-
ration von unserem Staat, von unserem parla-
mentarisch-demokratischen. System. Der Status näm-
lich, die Leistungsfähigkeit und die Ordnung unserer 
Schulen und Hochschulen erscheinen unseren jungen 
Menschen symptomatisch für das, was sie von unse-
rer gesellschaftlichen Ordnung im gesamten halten. 

Dazu müssen ein paar analytische Bemerkungen 
erlaubt sein. Wir wissen, daß in unserer Zeit — das 
ist in der ganzen Welt so — ein junger Mensch 
seine Entwicklung nicht mehr selbst steuern kann. 
Während früher der Jugendliche in den kritischen 
Entwicklungsphasen nach seiner seelischen und 
charakterlichen Belastbarkeit aus dem Unbewußten 
selbst die Erlebnisse steuern konnte, kann er sich 
heute den vielfältigen Umwelteinflüssen auch dann 
nicht entziehen, wenn er nach seiner Entwicklung 
noch nicht in der Lage ist, sie zu verarbeiten. Was 
wir ihm als Lebenshilfe bieten, ist dazu kaum 
brauchbar, jedenfalls ist es nicht ausreichend. Das 
führt bei der Anwendung der Maßstäbe, die ihm da 
angeboten werden, oft zu harter, ja härtester Kritik 
am Staat, an der Kirche, am Elternhaus, an der 
Schule, an der Politik. Was dem jungen Menschen 
heute vom öffentlichen Leben berichtet wird, ist für 
ihn in den Sachzusammenhängen kaum überschau

-

bar, deshalb auch nicht begreifbar und mit Sicherheit 
nicht kontrollierbar. 

Selbst unsere Massenmedien — ich bin Journa-
list und nehme ihren Einfluß keinesfalls aus — ver-
zichten oft auf eine konstruktive Gesellschaftskritik. 
Sie stellen an persönlichen Einzelbeispielen das Ver-
sagen von Systemen dar, und das bestätigt den jun-
gen Menschen in seiner Kritik gegenüber einer ihn 
nicht nur scheinbar manipulierenden Gesellschaft. 
Die Unmöglichkeit, durch einen angemessenen Pro-
test daran etwas zu ändern, treibt dann viele zu 
scharfen Aktionen und macht sie oft genug für anar-
chistische Vorstellungen empfänglich. 

Die vielfach heute bei unserer jungen Generation 
zu beobachtende Abwendung von der Generation 
der Väter, die Protesthaltung gegenüber deren 
Denkgewohnheiten und -werten hat zahlreiche Ur-
sachen. Auch diese müssen hier einmal genannt 
werden. Viele Jungen meinen, die ältere Generation 
habe versagt und nach ihrem Versagen ihre Inter-
essen allzu schnell auf den materiellen Wiederauf-
bau, auf materielles Wohlergehen gerichtet. Die bei 
uns auch heute noch praktizierte Form der Erzie-
hung erfolgt — so empfinden es viele Jungen — 
entweder wie bisher sehr autoritär, oder aber 
die Kinder werden sich selbst überlassen. Da darf 
man sich nicht wundern, wenn sich viele Jungen 
von der Generation, die wir darstellen, abwenden 
und zu dem werden, was Mitscherlich als „vaterlose 
Generation" bezeichnet hat. 

(Abg. Dr. Martin: „Vaterlose Gesellschaft"!) 

— „Vaterlose Generation" dürfen wir es in unse-
rem Zusammenhang wohl nennen. 

Der Protesthaltung_ in dieser Generation — die-
se Haltung ist durchaus nicht auf Studenten be-
schränkt, und nicht nur Studenten sind für sie dis-
poniert — entspricht allerdings auf der anderen 
Seite, wie hier schon in der Aktuellen Stunde ge-
sagt worden ist, in der wir Studentenprobleme be-
handelt haben, eine besondere Aufrichtigkeit und 
Bereitschaft zum moralischen Engagement. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Raffert, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. von Merkatz? 

Dr. von Merkatz (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich 
muß eine etwas merkwürdige Frage stellen. Können 
Sie sich 'erinnern, daß es in der Zeit etwa seit dem 
Sturm und Drang jemals eine junge Generation 
gegeben hat, die sich nicht in einer gewissen und 
zum Teil noch viel heftigeren Protesthaltung be-
funden hat, daß man also seitdem überhaupt nicht 
mehr mit dem zufrieden war, was um einen herum 
in der Gesellschaft war? 

Raffert (SPD) : Herr Dr. von Merkatz, diese Frage 
ist gar nicht so merkwürdig. Sie zeigt doch, daß die 
Alteren von uns offensichtlich noch nicht genau 
gesehen haben, daß es sich bei der Auseinander-
setzung jetzt nicht um die normalen Probleme der 
Auseinandersetzung der nachwachsenden Genera-
tion mit der Generation vor ihr handelt. Wir sind 
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in einer ganz anderen Situation. Bei der sich so 
schnell wandelnden Gesellschaft, bei den sich so 
sehr häufenden Umwelteinflüssen auf die einzelnen, 
bei der so viel größeren Unsicherheit über das, was 
morgen und übermorgen aus ihnen wird und mit 
ihnen geschieht, ist die Lage der jungen Generation 
uns gegenüber anders. Die Form der Auseinander-
setzung hat sich auch gegenüber dem, was wir im 
letzten Jahrhundert hatten, doch wohl zu Recht 
geändert. Das ist übrigens keineswegs nur in der 
Bundesrepublik so, sondern das ist weltweit so. 
Helmut Schmidt hat das hier schon gesagt. 

Wenn wir hier und heute darüber sprechen, müs-
sen wir uns an die Hauptpunkte der Kritik der 
jungen Generation halten, die sie an den gesell-
schaftlichen Zuständen in der Bundesrepublik übt. 
Da wird gesagt, die westdeutsche Gesellschaft habe 
den Wandel von einer autoritären Staatsordnung 
zu einer freiheitlichen und rechtsstaatlich-demokra-
tischen Ordnung nicht mitvollzogen. Man bekenne 
sich zwar öffentlich zur Demokratie, aber der Staats-
bürger nutze nicht die ihm gebotenen Mitwirkungs-
chancen. Er mache von seinen demokratischen Rech-
ten nicht ausreichend Gebrauch. Der geistige Wan-
del von der Subordination zur Selbstbestimmung 
habe nicht stattgefunden. Der Formaldemokratisie-
rung sei die Entwicklung zur Fundamentaldemo-
kratie nicht gefolgt. 

Ich gebe zu, das hört sich, wenn man es abstrakt 
nebeneinanderstellt, vielleicht auch sehr abstrakt 
an. Aber wenn man die einzelnen dieser Kritik-
punkte jeweils mit Substanz füllen würde und Zeit 
hätte, das vorzutragen, würde man sehen, daß hier 
von einer ganz aktuellen, drängenden Forderung 
gesprochen wird, die die junge Generation an uns 
mit Recht zu stellen hat. 

Viele junge Leute meinen, den Parteien fehle es 
heute einfach an Mut, dem Volk die Wahrheit über 
die politische Lage zu sagen. Deshalb sind Diskus-
sionen, wie wir sie heute hier in diesem Hause füh-
ren, wo wir uns bemühen, der Wahrheit so weit 
wie möglich nahezukommen, so wichtig. Junge 
Leute nennen als Beispiele dafür, wo die Wahrheit 
nicht gesagt wird, Themen wie „Oder-Neiße-Linie", 
„Wiedervereinigung", „Vietnam". Das ist es, worü-
ber wir hier auch sprechen. Aber, meine Damen und 
Herren, die jungen Leute sprechen untereinander 
auch ganz offen über die Art und Weise, in der 
nach ihrer Meinung das höchste Amt in unserem 
Staate ausgeübt wird. Für sehr viele von ihnen ist 
es sehr schwer, zu verstehen, wie sich hier Politi-
ker so ganz anders verhalten, als junge Leute mei-
nen, es erwarten zu dürfen. 

Nun sind natürlich Person und Amt des Präsiden-
ten dieser Bundesrepublik das denkbar ungeeignet-
ste Objekt für diese Art der Kritik. Die Verantwor-
tung dafür, die Schuld daran liegt auch gar nicht bei 
den jungen Menschen, die diese Kritik üben. Sie 
liegt auch nur zu einem Teil an denen, die sie über 
das erträgliche Maß hinaus forttreiben. Die Ver-
antwortung liegt, so glaube ich und so glauben viele 
jungen Leute, vielmehr bei denen, die durch fal-
schen Rat verhindert haben, daß zu einem früheren 
Zeitpunkt, zu einem richtigen Zeitpunkt offen ge

-

sprochen worden ist. Gerade an so etwas entzün-
det sich die Kritik der Jugend, und dann muß man 
sich über sie nicht wundern. 

Junge Menschen sind ja besonders auf die Wahr-
heit aus. Das liegt in der Jugend begründet. So, 
Herr Dr. von Merkatz, ist die Jugend sicher durch 
die Jahrhunderte hindurch gewesen; sie ist in be-
sonders absoluter Weise auf die Wahrheit aus. Eine 
Kritik, die von da her kommt, müssen wir hinneh-
men. Der demokratische Staat muß es sich gefallen 
lassen, daß er an den Idealen gemessen wird, die 
er selbst gesetzt hat oder die sich seine Staatsbür-
ger, insbesondere die jungen, von ihm machen. 

Hier gibt es nur eine Aufgabe, aber die ist sehr 
schwer: Ideal und Wirklichkeit einander anzu-
nähern; man kann sie nicht deckungsgleich machen. 
Das ist eine Aufgabe, vor der die Politiker stehen, 
vor der aber auch die Kritiker unseres Systems ste-
hen, die sich darüber klarwerden müssen, daß 
Ideale eben nur Ideale sind, und daß die Realität 
nur Annäherungswerte erzielen kann. Das haben 
wir bisher nicht klarmachen können. Das ist für 
viele junge Menschen sehr schwer zu verstehen. 

Und weil das so ist, ist es auch dazu gekommen, 
daß sich viele von ihnen, mehr jedenfalls, glaube 
ich, als die meisten hier in diesem Hause zunächst 
zugeben mögen, denen angeschlossen haben, ihnen 
mindestens zuneigen, auf deren Parolen hören, die 
behaupten, daß eine objektive Wahrheit hier und in 
dieser Welt zu erreichen sei, jenen also, die sich an 
die Theorien von Marcuse halten, Marcuse, der ja 
behauptet, es gebe eine objektive Wahrheit hier in 
dieser Welt; man müsse sie nur „enthüllen", und 
wenn es nicht anders gehe, zur Not mit Gewalt. 
Wenn man das getan habe, finde das seine Rechtfer-
tigung darin, daß im Besitz dieser Wahrheit tatsäch-
lich für jedermann leicht erkennbar Gut und Böse, 
richtig und falsch, Recht und Unrecht voneinander 
unterschieden werden könnten. 

Junge Menschen möchten gern, daß die Welt so 
sei; das möchten sie gern, aber die Welt ist nicht 
so, sie ist wirklich nicht so. Die Wahrheit in dieser 
Welt — in dieser Welt! — hat viele, viele Facetten, 
viele Perspektiven. Derjenige — das meine ich ganz 
ernst —, der eine dieser Perspektiven der Wahrheit 
absolut setzt, der alle anderen ausscheidet, der han-
delt — ich weiß wie schwerwiegend das Wort ist, 
daß ich jetzt gebrauchen muß —, der handelt in-
human. Es handelt unmenschlich, wider die Natur 
des Menschen und das, was ihm möglich sein kann. 

Das wissen natürlich auch diejenigen, die der Ju-
gend diese Dinge vorsetzen. Deswegen sagen sie — 
und das sagt Marcuse ja wörtlich —, „das wahrhaft 
Positive" sei „die Gesellschaft der Zukunft". Das 
sagen die radikalen Sprecher dieser Generation 
auch. Darin folgen sie Marcuse. Und weil sie kei-
nen pragmatischen Weg, keinen Weg Schritt für 
Schritt dahin beschreiten können, sagen sie, der 
Weg zu dieser idealen Gesellschaft sei der Weg 
der „permanenten Revolution". Und wenn sie es 
auch nicht expressis verbis ausdrücken, so folgen 
sie da den Gedanken Trotzkis. 
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Es kann nicht überraschen, daß solche Gedanken 

sich heute ganz besonders bei Studenten nieder-
schlagen, daß sie von ihnen aufgenommen werden, 
und insofern kann man die Studenten in dieser 
Diskussion ruhig als exemplarisch ansehen. Die 
Studenten befinden sich doch trotz ihres verhältnis-
mäßig hohen Ausbildungsstandes in einem Zustand 
relativ großer Verantwortungsfreiheit. Oft kennen 
sie noch gar nicht ihre künftige Position, ihre künf-
tige Stellung, ihre künftige Verantwortung in der 
Gesellschaft. Sie befinden sich in einer Übergangs-
zeit zwischen der Emanzipation vom Elternhaus, 
sowie von der Schule und der späteren Einordnung 
in Beruf und Gesellschaft. Das ist die Lage, aus der 
heraus sie diskutieren und aus der heraus viele 
von ihnen Stellung beziehen. 

In einem solchen Stadium ist natürlich der Druck, 
unter dem wir alle — geben wir's ruhig zu — ganz 
besonders stehen, nämlich der Druck zur Anpassung 
— ich sage das Wort ganz wertfrei — an Verhal-
tensnormen, Denkgewohnheiten, Sachzwänge, noch 
relativ gering. Und weil Studenten — jetzt sage ich 
etwas, was vielleicht übelgenommen werden kann, 
was aber nichtsdestoweniger stimmt — noch keine 
gesicherte berufliche und gesellschaftliche Position 
zu verlieren haben, auch deswegen gelingt es plan-
mäßig organisierten radikalen Minoritäten — hier 
sind es nun Minoritäten — oft recht leicht, doch 
Solidarisierungseffekte in großem Maße auszulösen. 

Daß natürlich auch der unzureichende Zustand un-
seres Bildungs- und Hochschulwesens ein auslösen-
des Moment gewesen ist, darf nicht verschwiegen 
werden; denn von dem schließen, das habe ich schon 
eingangs gesagt, viele auf den Gesamtzustand un-
serer Gesellschaft. 

Helmut Schmidt hat heute morgen hier Mao zi-
tiert. Das ist ein Einfall, der hoffentlich plagiiert 
werden darf. Gute Einfälle pflegen oft plagiiert zu 
werden. Was sagt Mao an einer Stelle? Mao sagt: 
„Kein Mensch kann ein Ding erkennen, wenn er 
nicht mit ihm in Berührung kommt, das heißt, wenn 
sein eigenes Leben, seine Praxis nicht in dem Milieu 
dieses Dinges verläuft." Und das Rezept, wie man 
ein solches Ding erkennen kann, liefert Mao gleich 
mit. Er sagt: „Willst du den Geschmack einer Birne 
erkennen, dann mußt du sie verändern. Und wie 
veränderst du  sie?  Indem du sie in deinem Munde 
zerkaust." So sind die Zitate. 

Bitte schön, Herr Moersch! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Moersch zu einer Zwischenfrage. 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Raffert, könnten 
Sie die Meinung teilen, daß z. B. das Mao-Zitat, das 
Ihr Fraktionsvorsitzender heute morgen vorgetra-
gen hat, so allgemein ist, daß es auch von dem 
ersten Redner dieses Tages hätte stammen können? 

(Heiterkeit bei der FDP.) 

Raffert (SPD) : Herr Moersch, Sie werden nicht 
annehmen, daß ich mich zu einer in diesem Moment 

unangebrachten und vom Grunde her auch unquali-
fizierten Kritik positiv äußere. Das haben Sie von 
mir auch gar nicht erwartet. Sie wollten nur diese 
Zwischenfrage loswerden und suchten eine Gelegen-
heit. Das Geschick haben Sie, Herr Moersch, das will 
ich Ihnen gern zugestehen. 

Bei vielem, meine Damen und Herren, was heute 
unter den Studenten geschieht, und bei manchem 
sogar — im Augenblick muß man fast befürchten, 
bei allem —, was die gewählten, was die herausge-
stellten Vertreter des Verbandes Deutscher Stu-
dentenschaften sagen — und der Verband Deutscher 
Studentenschaften ist ja eine Organisation, der alle 
Studenten angehören müssen, das ist eine Zwangs-
organisation —, bei vielem also was dort getan und 
was dort gesagt wird, muß man den Eindruck haben, 
als wollten diese Leute nach dem zweiten Teil des 
Zitats handeln, nämlich „die Birne zerkauen", um 
den Geschmack zu erkennen, den sie hat. Aber mit 
dem ersten Teil des Zitats — daß man sich nämlich 
nur dort wirklich ein Urteil erlauben kann, wo man 
sich in der Praxis, „in dem Milieu des Dinges", be-
wegt — kann man diese Art von Tätigkeit, diese 
Art von Deklamation wohl am besten widerlegen. 

Meine Damen und Herren, eine Studentendebatte 
steht uns ja noch bevor; die Große Anfrage dazu. 
liegt uns auf dem Tisch. Ich will deshalb diesen — 
ich glaube, nichtsdestoweniger notwendigen — 
Exkurs über Theorie und Praxis bestimmter Ver-
haltensweisen und Denkweisen in der Studenten-
schaft unserer Zeit abbrechen, aber doch ganz real 
ein Angebot machen. Ich hoffe, daß es trotz dem, 
was in letzter Zeit gesagt worden ist, aufgenommen 
wird, nämlich ein Angebot, daß wir uns der geisti-
gen Auseinandersetzung in diesem Felde nicht ent-
ziehen wollen. Das ist ein ganz klares reales An-
gebot von dieser Stelle aus für meine Freunde und, 
wie ich hoffe, für viele aus diesem Haus. Wir müs-
sen natürlich auch wissen, daß wir dabei nicht ein-
fach nur Reformwillen vortragen dürfen; denn der 
wird an uns bezweifelt. Wir haben vielmehr zu be-
kunden, daß wir den Willen umsetzen können; wir 
haben unsere Reformfähigkeit zu bekunden. — Frau 
Kollegin Geisendörfer, Sie meinen doch auch, daß 
wir Reformfähigkeit beweisen müssen. — Das ist 
eben das Problem. 

Ich muß leider noch eine Einschränkung machen. 
Dieses Gesprächsangebot darf natürlich nicht so 
empfunden werden, als liefen wir hinter denjenigen 
her, die uns jetzt „einen heißen Sommer" prophe-
zeien oder die sagen, sie seien „gegen diesen Staat", 
und das einfach so stehenlassen. Diese haben sich 
zunächst, ehe sie nicht etwas anderes sagen, selbst 
aus der Diskussion ausgeschaltet, mit der effektiv 
etwas zu verändern ist. Aber im übrigen sind ja 
viele von uns seit langem im Gespräch. Wir haben 
jede mögliche Konfrontation angenommen. 

Nun zu den Beweisen des Reformwillens und der 
Reformfähigkeit. In der Erklärung des Bundeskanz-
lers ist das Drängen nach einer raschen Reform im 
Bildungs- und Hochschulwesen endlich als das be-
zeichnet worden, was es ist, nämlich „als durchaus 
verständlich und berechtigt". Der Burideskanzler hat 
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wörtlich erklärt, er werde — nicht etwa nur, er 
wolle — „mit den berufenen Vertretern der deut-
schen Hochschulen, der Wissenschaft, der Studen-
ten, der Länder und des Bundes Verhandlungen mit 
dem Ziel einer Beschleunigung der Reform unserer 
Hochschulen einleiten". Diese Erklärung kommt 
spät. Deshalb ist sie nicht weniger notwendig. Wir 
Sozialdemokraten werden darauf drängen, daß es 
zu diesen Verhandlungen bald kommt, daß sie zügig 
geführt werden, daß sie zu einem Ergebnis gelan-
gen und — das ist das Wichtigste — das dieses 
Ergebnis — — 

(Abg. Frau Geisendörfer: Welche Mittel 
haben Sie?) 

— Wenn der Bundeskanzler sagt, er werde sich mit 
aller Autorität hinter diese Dinge stellen, und wenn 
er und die verantwortlichen Vertreter anderer Par-
teien diesen Führungsanspruch, den die großen 
Parteien erheben, in die Praxis umsetzen wollen, 
wenn sie ihn rechtfertigen wollen, dann muß es zu 
dieser Entwicklung kommen, Frau Kollegin. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Die Gemeinsam

-

keit! Sie haben gesagt: die Sozialdemo

-

kraten!) 

— Sie haben die Gemeinsamkeit in diesem Wollen 
betont. Ich höre es gern. Das wird es hoffentlich 
leichter machen, zum Ziel zu kommen. Hier kann 
nämlich ein gutes und hoffentlich überzeugendes 
Beispiel dafür geliefert werden, daß die demokrati-
schen Parteien — ich habe das schon auf Ihren Zwi-
schenruf geantwortet — ihren Führungsanspruch 
nicht zu Unrecht erheben, sondern daß sie in der 
Lage sind, zu handeln, wo das erforderlich ist. Das 
gilt nicht nur für die Hochschulen, das gilt für das 
gesamte Bildungswesen. Mit dieser Bemerkung 
möchte ich den ersten Teil meines Themas, die Be-
handlung der Lage der jungen Generation, abschlie-
ßen. 

Ich möchte noch zu zwei anderen Punkten kurze 
Bemerkungen machen dürfen, weil es da einer Klar-
stellung bedarf, die hier in der Debatte noch nicht 
erfolgt ist. 

In jüngster Zeit ist die Frage der Wiederzulas-
sung der Kommunistischen Partei Deutschlands in 
der Bundesrepublik erneut aufgegriffen worden. 
Diese Frage kann und soll eine klare und einfache 
Antwort finden. Das ist nötig. Wir Sozialdemokra-
ten sind bereit, eine Neugründung — Neugrün-
dung! — einer kommunistischen Partei zu akzep-
tieren. 

(Zuruf des Abg. Genscher.) 

— Das ist nicht Sophistik. Ich werde gleich sagen, 
unter welchen Voraussetzungen, Herr Genscher: 
Unter der Voraussetzung nämlich, daß diese Partei 
bereit ist, sich auf den Boden des Grundgesetzes zu 
stellen. Dazu genügt es nicht ganz, daß das in einer 
Formulierung in der Präambel eines Programment-
wurfs der KPD, der offensichtlich nicht in der Bun-
desrepublik, sondern anderswo geschrieben ist, 
steht. Wenn man diese Neugründung erreichen will 
und wenn sie anerkannt werden soll, gehört dazu, 
daß erklärt wird, eine neue kommunistische Partei 

wolle nicht darauf ausgehen, „die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu 
beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland zu gefährden". Das nämlich steht genau 
in Art. 21 des Grundgesetzes, dem wir hier strikt 
zu folgen gezwungen sind und den wir auch strikt 
befolgen wollen. 

Wenn es einer neuen kommunistischen Partei in 
diesem Lande darüber hinaus gelingt, eine politi-
sche Eigenständigkeit zu entwickeln, sich also von 
der Bevormundung durch das Zentralkomitee der 
SED sichtbar zu lösen, dann könnte sie ja vielleicht 
einen Anreiz bieten für eine stärkere geistige Aus-
einandersetzung mit dem Kommunismus auch in 
unserem Lande. Dies ist auch in der Bundesrepu-
blik notwendig. Wer dieser geistigen Auseinander-
setzung mit dem Kommunismus ausweicht, auch im 
eigenen Lande, der verliert die Orientierung. Denn 
der Kommunismus ist aus der Welt von heute nicht 
wegzudenken und auch nicht wegzudiskutieren. Man 
muß sich mit ihm auseinandersetzen. Wir können 
uns nicht nur auf Auseinandersetzungen mit der 
Theorie des Marxismus in einer so oder so fortent-
wickelten Form einlassen. Wir müssen vielmehr 
auch in unserem Lande die Augen für die immer 
vielfältiger werdenden Wandlungen und Differen-
zierungen des Kommunismus in Ost und West auf-
halten. 

Wir sehen mit großem Interesse, daß die kom-
munistischen Parteien nicht nur in Osteuropa, son-
dern auch in Skandinavien, in Italien, in Frankreich 
und anderswo darangehen, eigene Wege zu suchen 
und auch zu gehen. Darin liegt — das mag über-
raschend sein, wenn man das zum erstenmal in 
sich aufnimmt, aber viele wissen das seit langem — 
eine Chance für die friedliche Entwicklung in Eu-
ropa, die genutzt werden muß. 

Es gibt natürlich auch neue Gefahren für den 
Frieden in Europa und in unserem Land, Gefahren 
durch rechtsradikale Tendenzen, z. B. durch die, die 
jetzt ein parteipolitisches Sammelbecken gefunden 
haben; denn es gibt ja auch noch andere rechts-
radikale Tendenzen, nicht nur diese. Davor dürfen 
wir die Augen nicht verschließen. Allerdings, das 
Programm, das diese Partei bis jetzt hat, wird uns 
kaum geistige Auseinandersetzungen abverlangen. 
Wenn man es liest, dann findet man darin nicht viel 
mehr als das uns altbekannte Gebräu aus einem 
antiquierten ideologischen Bodensatz und aus einer 
Menge Ressentiments. Aber das darf uns nicht 
abhalten, diese Dinge nicht nur genauer zu beob-
achten, sondern aus unseren Beobachtungen auch 
Schlüsse zu ziehen. Wir müssen Klarheit über die 
Ursachen und Motive haben, die dieser Partei bei 
uns im Lande eine Chance geben, Anhänger zu 
finden. Es gilt, wenn wir das wissen, alles zu tun, 
was in unseren Kräften steht, um diejenigen, die 
sich ihr bereits angeschlossen haben oder ihr zu-
neigen, zurückzugewinnen, noch mehr aber, um 
andere, die das vielleicht noch tun könnten, von 
diesem Irrweg abzulenken. 

Ein Verbot der NPD wäre natürlich auf den ersten 
Blick wirkungsvoll. Ich möchte aber keine solche 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 160. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. März 1968 

	

	8349 

Raffert 
) Ankündigung aus dem herauslesen, was der Bun-

deskanzler in seinem Bericht gesagt hat. Denn die 
eigentlichen Ursachen des Erfolges dieser Partei 
heute hier bei uns würden ein solches Verbot nicht 
beseitigen. Es würde höchstens dazu dienen, uns 
mehr in falscher Sicherheit zu wiegen. 

Die Aussicht, daß wir vielleicht in den 70er 
Jahren es mit einer rechts- und einer linksradikalen 
Partei zu tun haben könnten, braucht uns nicht in 
panische Angst zu versetzen. Mit solchen Erschei-
nungen müssen die Demokratien in allen Ländern 
des Westens umgehen, und sie haben damit zu tun. 
Ich habe das Wort „fertig werden" nur mit Mühe 
unterdrückt, aber immerhin nicht gebraucht. Es 
kommt eben entscheidend darauf an, daß man 
diese Parteien in ihren Schranken halten kann. 

Damit komme ich zu meiner abschließenden Be-
merkung: Das ist nur möglich, wenn unsere parla-
mentarische Demokratie sich auch künftig ihre Funk-
tionsfähigkeit bewahrt. Mangelnde Funktionsfähig-
keit der Demokratie ist der beste Nährboden für 
radikale Kräfte. Was heute in diesem Hause ge-
sagt wird, das sollte dem Ziel dienen, unsere Demo-
kratie, unsere freiheitlich organisierte Gesellschaft 
zu festigen. Das wäre der beste Beitrag zur Verbes-
serung auch der Lage der Nation im geteilten 
Deutschland, und es wäre ein Beitrag, den wir Po-
litiker .einbringen könnten in die Diskussion, in die 
Auseinandersetzung mit der jungen Generation. 
Der Teil der Jungen, der bereit ist, zuzuhören — und 
das scheint mir immer noch der weitaus größte Teil 
zu sein —, der hört kritisch zu. Er wird darauf achten 
— und wir Sozialdemokraten werden das auch tun, 
nicht nur, weil die junge Generation darauf achten 
wird, aber auch, weil sie es tun wird —, daß aus den 
Reden, die wir heute hier zu diesem Thema und 
in diesem Hause halten, nicht die Ausreden von 
morgen werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Lage der Nation 
ist nicht nur durch Unruhe auf den Universitäten 
gekennzeichnet; auch andere Schichten unserer Be-
völkerung stehen unter dem Druck einer Unruhe. 
Wir haben von den Bauern gesprochen, und wir 
haben heute so oft das Schicksal einer großen 
Gruppe unserer Bevölkerung angesprochen, die auch 
unter der Unruhe steht, jener Deutschen nämlich, 
auf deren Kosten so manche Vorschläge durchgeführt 
werden sollten, die wir da und dort vernehmen und 
vernommen haben. 

Der Herr Bundeskanzler hatte es bestimmt nicht 
leicht, als er am vergangenen Montag dem großen 
Vorbild des amerikanischen Präsidenten folgte. Sein 
Bericht über die Lage der Nation hatte sich zunächst 
mit der paradoxen Situation zu beschäftigen, daß 
hierzulande die Nation als solche in Frage gestellt, 
daß sie geteilt ist, daß sie in einem geteilten Land 

wirken und leben muß. Das, glaube ich, hat recht 
eigentlich die Herausforderung an uns in den letz-
ten zwanzig Jahren gestellt. Wenn das Wort des 
Engländers Toynbee richtig ist, daß eine Kultur 
sich nur so behauptet oder lebt oder stirbt, inwie-
fern und inwieweit sie auf Herausforderungen die 
richtige Antwort zu geben vermag, so möchte ich 
glauben, daß diese Demokratie, die nach 1945 ge-
baut wurde, eine klare und eindeutige Antwort in 
der Präambel des Grundgesetzes gegeben hat. 

Ich meine aber, wir sind unehrlich, wenn wir bei 
einer Diskussion über die Lage der Nation nicht 
einen der wesentlichsten Gründe • der Unruhe an-
sprechen, den ich darin sehe, daß viele Schichten in 
der Bundesrepublik, viele Lehrmeinungen, viele Per-
sönlichkeiten — sie klingen da und dort auch in 
diesem Hause an — drauf und dran sind, die Prä-
ambel des Grundgesetzes, ich möchte sagen, ein 
wenig zu negieren, hinwegzuwischen und dann in 
der Jugend den Zweifel daran zu wecken, ob wir' 
auf die Herausforderung der Teilung noch eine klare, 
eindeutige Antwort finden. 

Die sich so verhalten, die mit der Präambel spie-
len, haben mannigfache Gründe; sie sind mittler-
weile auch schon altersgrau geworden. Sie sprechen 
von den „Tabus der Zeit", die wir immer wieder 
vor uns herumtragen; sie wollen die „heiligen 
Kühe" von Rechtspositionen beseitigen oder hin

-

wegjagen; sie haben allerlei Gründe. Aber sie hal-
fen, wie ich glaube, damit den klaren Verfassungs-
auftrag, der in der Präambel ausgesprochen ist, in 
Zweifel zu setzen, und das, will ich meinen, ist 
jene Malaise, die sich unter anderem auch' in der 
Jugend bemerkbar macht. Wenn eine große Wochen-
zeitschrift uns heute den Schulaufsatz eines Sieb-
zehnjährigen vermittelt, der da schreibt, „die Ein-
heit Deutschlands gehöre der Geschichte an wie der 
Staat der Inkas und das Reich der Kalifen", dann 
sollten wir nicht diesen jungen Menschen anklagen. 
Dann sollten wir uns fragen, ob all die Denkschrif-
ten, die heute so oft zitiert werden und die ganz 
offen von einer Erosion unserer Ansprüche spre-
chen, nicht die Voraussetzung dafür geschaffen 
haben, daß das Bewußtsein unserer Nation ins 
Wanken kommt. Dank derer auch, die da immer 
wieder behaupten, daß das Abgehen von Rechts-
positionen eine Voraussetzung des Friedens dar-
stelle. 

Ich weiß, es ist unpopulär, und man wird auch 
verschrien, wenn man es da und dort wagt, die Dis-
kussion um die Illusionen ein wenig von der ande-
ren Seite aufzugreifen. Auch ich muß mich mit dem 
Kollegen Schmidt auseinandersetzen. Ich bin dem 
Herrn Bundeskanzler dankbar, daß er das Problem 
der Illusion in der Deutschlandpolitik zur Diskussion 
gestellt hat. Wir sollten uns zunächst einmal davor 
hüten, von einer gewissen Position intellektueller 
Überheblichkeit aus jedwede andere Denkschule als 
illusorisch, als falsch, als reaktionär zu bezeichnen. 

Wir sind in der Tat in der Gefahr, eine Deutsch-
landpolitik des Als-ob zu betreiben. In vielen Denk-
schriften, in vielen Darstellungen und in vielen 
Rezepten wird so getan, als ob es jenseits der De-
markationslinie ein System gebe, mit dem wir heute 
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kooperieren könnten, als ob es dort eine Bereit-
schaft gebe, unseren echten und guten Willen zur 
Entspannung aufzunehmen. 

Es ist billig, vom Buhmann-Kommunismus zu spre-
chen. Es ist auch ganz gewiß schlecht, die ganze 
Politik der freien Welt oder die Deutschlandpolitik 
auf einem Anti-Kommunismus aufzubauen. Ebenso 
schlecht ist es aber, den Anti-Anti-Kommunismus 

. zu predigen und zu glauben, daß es eben die Her-
ausforderung für uns nicht mehr gebe, die heute 
noch weitgehend vom Kommunismus bestimmt 
wird. Ich wehre mich gegen jede Art von Gehirn-
wäsche, die es uns heutzutage schon fast verbietet, 
das Wort „Kommunismus" nur in den Mund zu neh-
men; denn das erlauben uns eben nicht die Reali-
täten, die so oft von allen Seiten zitiert werden. 

Dazu gehört, daß der Ruf nach Anerkennung der 
sogenannten DDR das Zentralprodukt einer poli-
tischen Strategie ist, die unter dem Deckmantel der 
Koexistenz das freiheitlich-demokratische System 
der Bundesrepublik beseitigen will, wie heute vor-
mittag Kollege Barzel schon sagte. Diese harte 
Wirklichkeit muß man doch unseren jungen Leuten 
auch ein wenig zu erläutern versuchen, wenn sie 
so gemeinhin die gleiche Forderung ihrerseits, 
etwa von einem Studentenparlament aus, aufstel-
len. Man muß ihnen klarmachen, daß hinter dieser 
Forderung nach Anerkennung der DDR eben der 
ganze Katalog eines Deutschland- und Europa-Kon-
zepts steckt, das offensiv angelegt und offensiv ge-
dacht ist und nach der Konferenz von Budapest 
drauf und dran ist, virulenter zu werden als bisher. 

Mit Recht versucht die Bundesregierung, dem 
Angriff der Herren Weltrevolutionäre auf Grund 
dieses reichlich monolithischen Konzepts durch eine 
bewußte Friedenspolitik entgegenzutreten. Ich 
möchte von mir aus ein 'eindeutiges Ja zu dieser 
Friedenspolitik sagen, zu jener Politik der Präsenz 
der Bundesrepublik mit all ihren Äußerungsmöglich-
keiten jenseits der Demarkationslinie und jenseits 
des Eisernen Vorhanges. Ich glaube, daß die Kon-
takte, die wir auf dem Wege der Reisen, auf dem 
Wege des Wirtschafts- und Kulturverkehrs aufge-
nommen haben und aufnehmen wollen, jene Brücke 
des guten Willens bauen, die gewiß auch dort zu 
einer inneren Liberalisierung Mitteleuropas mit-
hilft, wo die Zeichen heute noch nicht so auf liberal 
stehen, wie wir uns das wünschen. Gefährlich ist 
diese Friedenspolitik oder dieser Brückenbau ganz 
gewiß nicht. Gefährlich ist nur seine Mißinterpre-
tation, ist eine Fehlinterpretation dieser Politik, 
eine Ausdeutung im Sinne der Kapitulation, der 
Selbstaufgabe, der Aufgabe von Rechtspositionen. 

Die Deutschen des Ostens, die ja hier zuvörderst 
gemeint sind, bejahen und wünschen — da unter-
streiche ich das, was der Herr Bundeskanzler gesagt 
hat — die Wiederbegegnung mit den östlichen 
Nachbarn. Sie haben das schon seit Jahrzehnten ge-
tan. Früher noch, als andere Schichten darüber spra-
chen, haben sie in ihrer Charta der Vertriebenen 
diesen Gedanken herausgestellt. Ich bin fest davon 
überzeugt, daß die Formel der Neuordnung in Mit-
teleuropa auf der Basis einer Regelung zwischen 
dem deutschen und dem polnischen Volk und zwi

-

schen dem deutschen und dem tschechischen Volk, 
die jeweils dem Selbstbestimmungsrecht beider Völ-
ker entspricht, möglich ist, ja daß ihr die Zukunft 
gehört. Die Deutschen aus dem Osten begrüßen 
diese Politik und diese Möglichkeit. Sie halten es 
jedoch für unmöglich, daß sie auf der Basis einer 
Zementierung des Unrechts geschehen kann. 

Herr Kollege Genscher, hier möchte ich Sie ein we-
nig ansprechen. Sie hatten die Debatte auf die Be-
handlung der Geschichte des 'deutschen Volkes kon-
zentriert und haben dann der Bundesregierung vor-
geworfen, sie solle in der Frage der Grenzen und 
in der Frage der Vertriebenen offen sprechen. Nun 
haben Sie Ihrerseits, wenn ich Sie recht verstanden 
habe, sozusagen vorweggenommen, daß Sie das 
Opfer der Vertriebenen in der Heimataufgabe Sehen. 
Ich meine, Sie sind da aufgerufen, ein wenig deut-
licher zu sprechen. Wenn ich das, was  Sie  hier ge-
sagt haben, klar und deutlich formuliere, muß ich 
sagen: Sie sind für die  Anerkennung der Oder-
Neiße-Linie. Hier müßten Sie klar und deutlich spre-
chen, damit jene, die betroffen sind, wissen, woran 
sie sind. 

Und ich möchte sagen: bei allem Ja zu einer 
positiven Regelung, zu einer Partnerschaft der Völ-
ker sind die Deutschen aus ,dem Osten nicht gewillt, 
in eine Legalisierung der Vertreibung einzuwilligen. 
Die Diffamierung dieses Teiles unseres Volkes, das 
Ausklammern der Deutschen aus dem Osten aus dem 
Kalkül der Innenpolitik, sie bilden Ansatzpunkte 
einer Zange, die sowohl von innen gegen sie ange-
setzt wird wie von außen. Es herrscht die  falsche 
Voraussetzung, man könne sich diesen Zangengriff 
gegen ihre Rechtspositionen erlauben, weil gewisse 
Statistiken ja darauf hinweisen, daß dieses Problem 
von selbst dahinschmilzt. Ich halte das für sehr be-
denklich. 

Ein Volk schmilzt nicht in 20 Jahren dahin, 
Stämme und Volksgruppen, die jahrhundertelang 
zentrale Kulturlandschaften Europas kultivieren hal-
fen, sterben nicht in 20 Jahren. Sie sind einfach da, 
sie sind mit ihren Ansprüchen hier. Ich glaube, hier 
anmelden zu müssen: diese Deutschen sind auch hier 
in der Bundesrepublik. Schließen wir nicht von ihrer 
disziplinierten Haltung darauf, daß sie es vergessen 
haben, den Mund aufzumachen, wenn sie schlecht 
behandelt werden. 

Ich meine, man sollte sich in der Tat daran erin-
nern, daß man hier auf Deutsche trifft, die sich seit 
1945 im Wiederaufbau unserer Demokratie bewährt 
haben. Damals sind Hunderttausende, Millionen von 
Menschen mit nichts nach Deutschland gekommen als 
mit dem berühmten Brotsack und mit der berühmten 
Zahnbürste. Sie waren vom Osten aus zumindest als 
ein Vortrupp der Anarchie gedacht. Die soziale 
Atombombe, die sie darstellen sollten, haben sie 
aber nicht nur nicht gezündet, sondern sie haben sie 
entschärft, und sie haben mit dazu beigetragen, daß 
unsere Wirtschaft, daß unsere  kommunale Verwal-
tung, daß unser Staat in freier Demokratie aufgebaut 
wurde. 

Sie sind heute diejenige Gruppe unserer Bevölke-
rung, die sich aus dieser Erfahrung heraus zu der 
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parlamentarischen Demokratie bekennt, weil sie 
weiß, was es bedeutet, alles zu verlieren, und was 
es bedeuten würde, wenn man unter dem Druck anti-
parlamentarischer Emotionen die Lebensformen ver-
lieren würde, (die wir uns gemeinsam ,erarbeitet ha-
ben. Wer es daher zuläßt, daß durch ein Trommel-
feuer von Denkschriften, von Kommentaren, von Re-
portagen, von Fernsehsendungen immer wieder die 
— ich möchte sagen — psychische Situation dieser 
Deutschen getroffen wird,  der  muß sich darüber im 
klaren sein, daß dadurch eben eine jener Gruppen 
unserer Bevölkerung 'demoralisiert wird, die sich in 

 der Abwehr der Gefahren, welche auf die  freie Welt, 
auf unsere Demokratie zukommen, von keiner an-
deren Gruppe übertreffen lassen wird. 

Ich möchte hier das ansprechen, was, wenn ich 
mich recht erinnere, heute vormittag Herr Mischnick 
angesprochen hat, nämlich die Rolle der Meinungs-
bildung in der Auseinandersetzung mit verschiede-
nen Schichten unseres Volkes. Auch ich bin ein be-
geisterter Anhänger der Meinungsfreiheit. Ich muß 
aber feststellen, daß diese Meinungsfreiheit in der 
Presse da und dort durch Monopolstellungen be-
einträchtigt wird. Ich muß desgleichen feststellen, 
daß diese Meinungsfreiheit, wie ich sie verstehe, 
auch im Fernsehen beeinträchtigt wird. Dort näm-
lich, wo seit Jahr und Tag eindeutig monopoloide 
Gesichtspunkte vertreten werden, wo eben nicht 
allen Gruppen unserer Bevölkerung die gleiche 
Chance auf Darlegung ihrer Standpunkte, die gleiche 
Chance auf Kritik, die gleiche Chance auf Kommen-
tare gegeben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Mischnick hat den Fall eines be-
rühmten Zeitschriftenherausgebers angeführt. Dieser 
ist aber immerhin zu einer Frühschoppensendung 
zugelassen worden. Ich darf hier vor dem Deutschen 
Bundestag lauthals einen Sender anklagen, der sich 
dazu noch „Sender Freies Berlin" nennt, einen Sen-
der, der ausländische Kommunisten herbeiruft, um 
sie über das Fernsehen sprechen und ein Mitglied 
des Deutschen Bundestages diffamieren zu lassen, 
einen Sender, der -diesem Mitglied des Deutschen 
Bundestages keine Gelegenheit zur Gegendarstel-
lung gibt und der dieses Mitglied des Deutschen 
Bundestages nicht gefragt hat. Sehen Sie, wenn Sie 
bestreiten wollen, daß hier ein Monopol vorliegt, 
daß dann gewisse Kräfte von einer Kollaboration 
mit Kommunisten sprechen, die sich da und dort in 
gewissen Sendungen unseres Fernsehens breitmacht, 
dann rechnen Sie nicht mit der Urteilskraft der Men-
schen. Das Fernsehen und der Rundfunk sind auch 
unser Fernsehen und unser Rundfunk, und wir müs-
sen Wert darauf legen, daß die Chancengleichheit 
auch auf dieser Tribüne der Diskussion und der Aus-
einandersetzung gewahrt bleibt. 

(Abg. Rasner: Sehr richtig!) 

Ich spreche das alles an, weil es eben auch zur 
Lage der Nation gehört. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Borm? 

Borm (FDP) : Herr Kollege, habe ich Sie recht 
verstanden, daß Sie den „Sender Freies Berlin" der 
Kollaboration mit den Kommunisten beschuldigen 
wollen? 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Ich habe ge-
sagt: Wenn ein Sender ausländische kommunistische 
Journalisten zitiert, um sie gegen ein Mitglied des 
Deutschen Bundestages ins Treffen zu führen, darf 
man sich nicht wundern, wenn Zuschauer, also Teile 
der Bevölkerung, darin eine Kollaboration mit den 
Kommunisten sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das gehört eben auch zur Klarstellung unserer 
Situation gegenüber der Jugend und gegenüber an-
deren Schichten, daß man das deutlich macht und 
ein klares Wort sprechen darf. 

Ich möchte mich aber zum Schluß noch mit einem 
Gedanken befassen, der hier berechtigterweise vor-
getragen wurde. Es wurde hier davon gesprochen, 
daß gewisse Teile des deutschen Volkes, z. B. die 
Deutschen aus dem Osten oder aus dem Sudeten-
land, im Zeichen eines Rechtsverzichts auf ihre Hei-
mat Opfer bringen sollten und müßten. Ich glaube, 
wenn die Weltgeschichte so liefe, daß Frieden und 
Freiheit nur dann gewährleistet wären, wenn die-
ses Opfer gebracht würde, wäre ich der letzte, der 
nicht sagen würde: dann haben wir nach all dem, 
was schon geopfert worden ist, auch noch dieses 
Opfer zu bringen. Aber ich erlaube mir anzumer-
ken, daß es mit der Aufgabe von Rechtspositionen 
doch nicht so einfach ist. Wenn wir uns nämlich 
die Frage vorlegen, was denn das eigentlich ent-
scheidende Ereignis unseres Jahrhunderts ist, so 
möchte ich antworten: die Erfindung der Atomkraft, 
die Erfindung jenes Vermögens, kraft dessen die 
Menschheit heute in der Lage ist, von jedwedem 
Punkt der Erde aus jedwedes Leben an einem an-
deren Punkt dieser Erde innerhalb einer halben 
Stunde total zu vernichten. Das ist der schreck-
liche Tatbestand, der in der Mitte unseres Jahr-
hunderts den Lauf der Geschichte entscheidend ver-
ändert hat. Aber es folgte das, was Hegel unter der 
List der Vernunft verstand: Im gleichen Augen-
blick, da sich die Menschheit in den Besitz dieses 
fürchterlichen Vermögens setzte, ist dadurch, daß 
mehrere Mächte auf dieser Welt über das Ver-
mögen des totalen Vernichtungsschlages verfügen, 
das eingetreten, was ich die Selbstentmachtung der 
militärischen Macht auf der höchsten potentiellen 
Ebene nennen möchte. Das ist ein Tatbestand, der 
in Wirklichkeit letztlich unseren Frieden sichert. 
Hoffentlich gelingt es uns, dieses Gleichgewicht so 
zu erhalten, daß er auch weiterhin gesichert bleibt. 

Aber ich meine, wenn das das zentrale Ereignis 
unseres Jahrhunderts ist, dann folgt etwas daraus, 
was wir im allgemeinen nicht zur Kenntnis neh-
men, daß nämlich hier und jetzt in diesem Jahr-
hundert mehr denn je in der Geschichte, mehr denn 
je seit Adam und Eva die Entscheidungen nicht 
mehr — Gott sei Dank nicht mehr — auf der mili-
tärischen Ebene, zumindest nicht mehr auf der mili-
tärischen Ebene der höchsten Vernichtungspotenz, 
fallen. Dann folgt daraus, daß in der Mitte dieses 
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Jahrhunderts die Entscheidungen mehr denn je auf 
der politischen, auf der moralischen Ebene fallen. 

Ich meine, es ist in der Tat hier, wenn man so 
leichthin über Moral und Recht spricht, das Ver-
hältnis von Macht und Recht angesprochen. Wenn 
es wahr ist, daß die Ebene der Auseinandersetzun-
gen zuvörderst die politische Ebene ist, dann hat 
das Recht eine wesentliche Funktion inmitten un-
serer Zeit. Dann handelt der, der Rechtspositionen 
aufgibt, töricht, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil er die einzigen Elemente des politischen Han-
delns, die es überhaupt gibt, nämlich das Rechtsgut 
der Völker — nicht nur das des deutschen Volkes, 
sondern auch das unserer östlichen Nachbarn —, 
wegwirft, ohne etwas einzuhandeln. Dann handelt 
er so töricht wie ein Feldherr in früheren Jahr-
hunderten, der sich zur Selbstzerstörung eines Teiles 
seiner eigentlichen Waffen entschlossen hätte. 

Nun möchte ich sagen, vielleicht können diejeni-
gen Kollegen, die so leichthin da immer von Rechts-
verzicht sprechen, verstehen, warum ich das Opfer 
eines Rechtsverzichts an und für sich bringen 
würde, warum ich aber dann keinen Sinn darin sehe, 
wenn wir damit die eigentlichen Elemente unserer 
Freiheit aufgeben, einer Freiheit nicht nur für uns, 
sondern auch für die übrigen Völker. 

Von hier aus gesehen, möchte ich sagen, schaut 
die Problematik der Oder-Neiße-Linie ganz anders 
aus. Wenn Sie eine Rechtsposition an der Oder-
Neiße-Linie aufgeben, dann schlagen Sie damit nicht 
nur die Elemente unserer Existenz in Deutschland, 
sondern dann schlagen Sie auch die Elemente der 
Existenz der anderen freien Völker z. B. in Amerika 
und auch der Völker jenseits des Eisernen Vor-
hangs. 

So sollten wir die Zusammenhänge sehen. So 
sollten wir auch unsere Jugend aufklären, daß zum 
erstenmal — ich möchte fast sagen — in der Ge-
schichte das Recht wieder eine Chance hat. Während 
1918/19, 1938 und später jedwede Lösung jeweils 
aus der Macht heraus geschah, während das deutsche 
Volk damals schon — denken wir heute an Süd-
tirol, und denken wir an das, was im Sudetenland 
geschah — um sein Selbstbestimmungsrecht zugun-
sten einer Lösung aus der Macht betrogen wurde, 
während das damals möglich war und geschah, soll-
ten wir heute nicht wieder beginnen, mit Lösungen 
aus der Macht zu liebäugeln, vor allem dann nicht, 
wenn sie uns gar nichts einbringen, wenn sie ledig-
lich von Illusionen ausgehen, die ebensowenig der 
Wirklichkeit entsprechen wie Träume radikaler Art 
von links oder von rechts. 

Wir hoffen, daß wir alle miteinander jenen Stein-
zeitkommunismus überwunden haben, mit dem jetzt 
solch eine antidemokratische Front, wie sich aus-
drückt, den „Spätkapitalismus" und das „Bonner 
Bewahrungssystem" vernichten will. Wir glauben, 
daß dieser Frühkommunismus so alt ist wie die 
Bärte, die man trägt, um ihn heutzutage zu symboli-
sieren. Ich meine aber auch, daß wir auf der anderen 
Seite davon überzeugt sind, daß jene in Wirklich

-

keit aus der Französischen Revolution kommende 

reine nationalstaatliche Theorie des vorigen Jahr-
hunderts, die uns das Unglück vieler Nationalitäten

-

kämpfe im deutschen und im europäischen Osten 
gebracht hat, ebenso überwunden ist, daß wir in der 
Bundesrepublik, so sehr sie gescholten wird, mit un-
serer föderalistischen Verfassung schon angedeutet 
haben, was unser Europabild sein sollte. Ich meine 
ein Europa, in dem es Nationen gibt, sie aber durch 
eine größere Zusammenfassung überhöht sind, ein 
Europa, in dem die Völker in einer Partnerschaft 
freier Völker und Volksgruppen nebeneinander be-
stehen können, ein Europa, in dem es nicht unbe-
dingt so sein muß, daß jedes Volk nur allein in 
einem Staate zusammengefaßt werden müßte. Ich 
meine, auch das sollte eine der Möglichkeiten zu-
kunftweisender Art sein: daß wir die föderalistische 
Idee in jenem Vielvölkerraum, der da Mittel- und 
Osteuropa heißt, in dem Sinne der Möglichkeit 
nach ausdeuten, daß wir eine Entwicklung sehen, 
in der mehrere Völker in einem Staatswesen ver-
eint sein können auf der Basis der Autonomie, der 
Selbstverwaltung. Das wäre eine Entwicklung, die 
dann möglich ist, wenn Staaten eben überhöht sind 
durch eine größere europäische. Föderation, die ge-
genseitige Entnationalisierung und Diskriminierung 
zu Minderheiten ausschaltet. Das hier anzumerken, 
wollte ich mir erlaubt haben. 

An Rechten festhalten, das ist kein Justament

-

Standpunkt, ist keine Alles-oder-nichts-Politik, son-
dern: an den Rechtspositionen festhalten, das ergibt 
sich aus der zentralen geistigen Analyse der Ge-
halte unseres Jahrhunderts. Des weiteren unter-
streiche ich am Schluß alles das, was hier im Hin-
blick auf Beständigkeit und Beharrlichkeit ange-
deutet wurde. Der Ruf nach einer Politik der Mobi-
lität wird so gemeinhin immer ausgesprochen. Aber 
es gibt auch eine Mobilität der Fliegen, die auf das 
Feuer hin mobil sind, bis sie sterben. Der wirkliche 
Sachgehalt unserer Zeit ist damit gegeben, daß wir 
der Herausforderung, die immer noch besteht, be-
gegnen müssen durch Festhalten an den Rechts-
positionen, die uns und den Völkern um uns zu-
stehen. Da gilt in der Tat das alte Wort: Die höchste 
Tugend besiegter Völker oder besiegter Kontinente 
ist die Geduld, ist die Beharrlichkeit. Zu dieser Ge-
duld, zu dieser Beharrlichkeit die Bevölkerung zu 
erziehen, alle ihre Gruppen, auch die Jugend, aufzu-
rufen, das wird eine der Aufgaben und Bewährungs-
proben der Demokratie sein, zu der wir uns alle 
bekennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zustimmung 
des Abg. Rehs.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, der Herr Abgeordnete Horten hat eine 
schriftliche Rede übergeben *), die ich mit Ihrem 
Einverständnis zu Protokoll nehme. 

(Beifall.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Rehs. 

Rehs (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach der ersten Diskussionsrunde heute 

*) Siehe Anlage 3 
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hatte ich den Eindruck, auch meinerseits vor der 
Notwendigkeit zu stehen, zu dem Bericht der Bun-
desregierung über die Lage der Nation aus der Sicht 
der deutschen Heimatvertriebenen längere Ausfüh-
rungen zu machen. Die Darlegungen des Bundes-
kanzlers heute nachmittag über die Auffassungen 
der Bundesregierung in den Fragen der Ostpolitik, 
die Ausführungen, die Kollege Gradl zu diesem 
Fragenkomplex gemacht hat, und die Ausführungen, 
die Kollege Dr. Becher eben von dieser Stelle aus 
gemacht hat, erlauben es mir, auf wesentliche Teile 
meiner Darlegungen zu verzichten, weil ich es nicht 
für nötig halte, jene Ausführungen zu wiederholen. 

Die Kollegen, die Heimatvertriebene sind, haben 
das Hohe Haus mit ihren Reden über ihre Probleme, 
ihre Vorstellungen und die sie bedrängenden Fra-
gen wahrlich nicht strapaziert. Sie haben vielmehr 
wiederholt Anlaß gehabt, sich durch die tagesord-
nungsmäßige Behandlung ihrer Wortmeldungen be-
schwert zu fühlen. Das ist eine Frage der Arrange-
ments der Fraktionen. Das gehört aber zu jenem 
Gesamtsachverhalt, über den Kollege Dr. Becher in 
einigen Perspektiven gesprochen hat und den auch 
ich als einen der wesentlichen Tatbestände für die 
Beurteilung der Lage der Nation ansehe. 

Einer dieser wesentlichen Tatbestände ist ohne 
Zweifel das, was sich die Staatsbürger selber unter 
ihrer Nation vorstellen, das, was man als das Selbst-
verständnis eines Volkes bezeichnet, seine Auffas-
sungen von der Aufgabe und den Zielen seiner 
Politik, das, was seinen Willen bestimmt und seine 
politischen Energien entfaltet. Das ist also die gei-
stige und seelische Verfassung der Menschen, nicht 
nur ihre Einstellung zum Staat, zu den nationalen 
Problemen des Volkes, zu den Forderungen der 
Zeit, sondern das ist auch das Verhältnis der ein-
zelnen Bevölkerungsschichten zueinander und der 
Grad der inneren Solidarität. 

Dazu gehören die Spannungen, die sich aus dem 
Mangel an dieser Solidarität ergeben, die Bedro-
hungen, die entstehen können, wenn diese Span-
nungen nicht gesehen werden, wenn ihnen nicht mit 
Einsicht, Verständnis und weitsichtiger Führung be-
gegnet wird. 

Es geht hier um das, was der Bundesminister für 
gesamtdeutsche Fragen einmal den Zusammenhalt 
der Nation genannt hat und was im inneren Bereich 
der Bundesrepublik die elementare Voraussetzung 
für die Bildung der Willenskräfte ist, die erforder-
lich sind, um den Zustand der Teilung zu überstehen 
und zu überwinden. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht über 
die Not der Teilung Ausführungen zur Lage unserer 
Landsleute in Mitteldeutschland, über die Lebens-
interessen Berlins gemacht, denen ich hier nichts 
hinzuzusetzen habe. Aber es fehlte dort jedes 
unmittelbare Wort über das tragische Kapitel, das 
mit dem Schicksal und der Existenz der 10 1/2 Mil-
lionen deutscher Heimatvertriebenen in der Bundes-
republik und weiteren 3 1/2 Millionen Landsleuten, 
die aus der Zone zu uns in die Freiheit gekommen 
sind, als Teil dieser Not der deutschen Nation ver-
körpert wird. 

Meine Damen und Herren, ich kritisiere nicht, daß 
die Bundesregierung zu den immer neuen Denk-
schriften verschiedener Art und von verschiedenen 
Gruppen nicht Stellung nimmt. Ich halte das viel-
mehr für richtig. Auch ich will mich hier nicht mit 
den einzelnen Schriften auseinandersetzen, obwohl 
ich ihre Psychologie für falsch und jedenfalls nicht 
für heilsam halte, weil sie nämlich, so wie sie ange-
legt und herausgebracht sind, nicht zur Diskussion, 
zu einem sachlichen, fairen und allseits um Verstän-
digung bemühten Gespräch, das allein weiterführen 
kann, sondern nur zu einem die Fronten versteifen-
den Gruppenmonolog führen. 

Aber auch in den Denkschriften gibt es Feststel-
lungen, die einen Wert hätten, wenn man die rich-
tigen Folgerungen daraus zöge. So standen z. B. 
in Kapitel 2 der Ostdenkschrift der Evangelischen 
Kirche, die seinerzeit viel Wirbel und Widerstand 
nicht nur bei den Heimatvertriebenen hervorgerufen 
hat, unter der Überschrift „Die Vertriebenen in Ge-
sellschaft und Kirche" folgende Sätze, die ich mit 
Erlaubnis des Herrn Präsidenten zitieren darf: 

Nach all dem ist es nicht so sehr der Staat mit 
seinen Maßnahmen der Daseinsvorsorge als 
vielmehr die westdeutsche Gesellschaft, die den 
Vertriebenen offenbar vieles und Wesentliches 
schuldig geblieben ist. 

Vor dem deutschen Volk stand und steht noch 
immer die Aufgabe, zu einer neuen Gemein-
schaft aus Einheimischen und Vertriebenen zu-
sammenzuwachsen. 

Weiter: 

Der Weg zu einer solchen Gemeinschaft ist bis 
heute bestenfalls begonnen, und das Ziel ist oft 
nicht erkannt oder unter gegenseitigen Vorwür-
fen verdunkelt. 

Jene Schrift erschien im Jahre 1965. Ich kann nicht 
feststellen, daß sich seitdem in dieser Hinsicht 
Wesentliches geändert hat. 

Hier wird eine Erscheinung sichtbar, die jeden 
Nachdenklichen mit Sorge erfüllen muß, nämlich die 
Tatsache, daß wir in der Bundesrepublik Deutsch-
land trotz der Erschütterungen, die unser Volk in 
den letzten Jahrzehnten erlebt hat, trotz der Spal-
tung unseres Vaterlandes, trotz des unsagbar schwe-
ren Ringens um ihre Überwindung in erschrecken-
dem Maße aneinander vorbeileben und keine wirk-
liche Kenntnis voneinander haben. 

Gewiß, die Menschen leben ohnehin in ihren viel-
fältigen ökonomischen, sozialen und religiösen 
Schichten; das liegt wohl in ihrer Natur. Wenn sich 
aber daraus so große Bewußtseinsunterschiede erge-
ben, daß das Schicksal eines Bevölkerungsteils, der - 
ein Viertel des deutschen Staatsgebiets bewohnt 
hat, daß das Schicksal unserer Landsleute hinter 
Mauer und Stacheldraht nicht mehr als eigenes 
Volksschicksal lebendig ist und zu aktivem Mittun 
drängt, wenn große Teile der einheimischen Mit-
bürger auf der einen und die Heimatvertriebenen 
und die Sowjetzonenflüchtlinge auf der anderen 
Seite in ein Verhältnis zueinander geraten wie — 
ich scheue mich fast, das zu sagen — Menschen aus 
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fremden Sprachbereichen, dann können hieraus 
nicht nur Mißverständnisse und Reibungen, sondern 
auch Spannungen entstehen, die den Zusammenhalt 
der Nation gefährden. Hier ist also eine andere Ein-
stellung der Bevölkerungsteile zueinander erfor-
derlich. Das ist nicht mit gequälter Freundlichkeit 
wie armen Verwandten gegenüber zu erreichen. Es 
muß zu spüren sein, daß es aus der Tiefe der Ge-
sinnungen, aus dem Herzen kommt. 

Man kann doch die Heimatvertriebenen, die das 
Schicksal der Vertreibung hinter sich haben, nicht 
noch unbewußt für die gesamten Probleme ver-
antwortlich machen, die sie, die Vertreibung und die 
deutsche Ostfrage für unsere Politik bedeuten. Hier 
handelt es sich . um eine Hypothek aus der gemein-
sam zu verantwortenden Vergangenheit. Diejenigen, 
die von der äußeren Haftung unseres Volkes spre-
chen, sollten nicht die innere Haftung vergessen, 
unter der sie ihren eigenen besonders betroffenen 
Landsleuten gegenüberstehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 
 
Ich will hier nicht näher auf die sozialen Fragen 

eingehen. Wir haben immer dankbar anerkannt, 
was hier auf vielen Ebenen geleistet worden ist. 
Wir wissen dabei, was wir selber zum allgemeinen 
Aufbau der Bundesrepublik beigetragen haben. 
Aber wir wissen auch, daß die Vorstellungen der 
Öffentlichkeit nicht ohne Schuld früherer Bundes-
regierungen weit über die tatsächliche Situation 
hinausgehen, in der sich große Teile unserer Lands-
leute noch heute befinden. 

Das wirkliche Maß der Eingliederung, der große 
soziale Abstieg ganzer Berufsgruppen, zum Beispiel 
des heimatvertriebenen Landvolkes, das effektive 
Ergebnis des Lastenausgleichs für den einzelnen 
usw. — trotz dieses bedrückenden Sachverhaltes 
haben die Vertriebenen mit Rücksicht auf die hinter 
uns liegenden Haushalts- und Finanzkrisen eine 
Disziplin und Zurückhaltung in ihren Ansprüchen 
gezeigt wie keine andere Bevölkerungsgruppe. Sie 
haben — bis auf unsere vertriebenen Bauern in 
Nordrhein-Westfalen — noch keine Demonstra-
tionen angekündigt, aber sie möchten für diese 
Haltung nicht dadurch bestraft werden, daß das, was 
für sie noch erforderlich ist, weiter Stück für Stück 
abgebaut wird, weil andere lauter schreien. 

Meine Damen und Herren! Wenn die Lage der 
Nation also zufriedenstellend gemeistert, wenn das 
Zusammengehörigkeitsgefühl gefestigt werden soll, 
dann müssen hier andere Maßstäbe gesetzt werden, 
als sie in letzter Zeit an manchen Stellen in Regie-
rungen und Parlamenten sichtbar geworden sind. 
Ich greife ferner das auf, was Kollege Dr. Becher 
für den Bereich der öffentlichen Auseinandersetzung 
über die deutschen Ostfragen, über die Vertriebenen, 
ihre Organisationen, ihre außen- und ostpolitischen 
Vorstellungen angeführt hat. Die Heimatvertrie-
benen haben am härtesten erfahren, was der Verlust 
der Geborgenheit in einem gesicherten Staat be-
deutet. Sie haben nichts vergessen, weder die 
Selbstzerfleischung unter Weimar, noch die Hybris 
des Nationalsozialismus, noch die brutale Gewalt 
des östlichen Siegers. Sie bejahen deshalb den de

-

mokratischen Staat in dem uns verbleibenden freien 
Teil Deutschlands rückhaltslos und wollen nicht, daß 
er durch ständige Diffamierungen, die vor nichts 
mehr haltmachen, aufs Spiel gesetzt wird. Denn 
hier geht es entscheidend um die Frage der inneren 
Existenzsicherung der Nation. 

Hier ist aber seit Jahren an der Autorität und 
Glaubwürdigkeit unserer jungen Demokratie, die ja 
durch ihre Institutionen — Parlamente, Regierungen 
und Parteien — repräsentiert wird, genagt worden. 
Die ganze bundesrepublikanische Politik, ihre füh-
renden Persönlichkeiten sind so lange kollektiv 
der Unaufrichtigkeit, der Doppelzüngigkeit usw. be-
zichtigt worden, bis bei vielen jungen Leuten die 
Vorstellung von Autorität überhaupt zerstört wor-
den ist. 

Ich teile in diesem Punkte die Auffassung des 
Kollegen Helmut Schmidt über den personalen Be-
zug der Autorität zu den führenden Persönlichkei-
ten, daß dazu auch die außerparlamentarischen In-
stitutionen und Korporationen wie Gewerkschaften 
und ihre Persönlichkeiten gehören und daß diese 
nicht in den Dreck getreten werden dürfen. Wir 
rechnen uns und die führenden Gremien des Bun-
des der Vertriebenen, der stärksten Mitgliederorga-
nisation nach den Gewerkschaften, auch zu diesen 
Institutionen. Ich bin daher sehr betroffen, Herr 
Kollege Genscher, daß Sie in diesem Hause die 
Vokabel von den Berufsvertriebenen verwendet 
haben, ob wohl Sie doch wissen, mit welcher Ab-
sicht sie sonst gebraucht wird. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Die Heimatvertriebenen sind seit vielen Jahren 
eine besondere Zielscheibe dieser Agitation gewe-
sen. In Funk und Fernsehen, das hat der Kollege 
Becher ganz richtig ausgeführt, ist seitens bestimm-
ter Personen und Gruppen eine systematisch ein-
seitige und verzerrte Darstellung ihrer Probleme, 
ihrer Haltung und ihrer politischen Vorstellungen 
im Gange, die besonders deshalb Erbitterung her-
vorrufen muß, weil die Vertriebenen gegen diese 
Polemik wehrlos sind, 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig] : Sehr wahr!) 

weil Ihnen bis auf wenige Ausnahmen auch nur an-
nähernd adäquate Gegendarstellungen verweigert 
werden. Hier wird gegen die Grundsätze, die in den 
Richtlinien für die Sender aufgestellt worden sind, 
permanent in flagranter Weise verstoßen, ohne daß 
sich eine starke Hand in politischen Stellen und 
Verantwortlichkeiten in der Bundesrepublik rührt, 
um dagegen einzuschreiten. 

Ich wende mich nicht gegen Kritik, aber gegen 
die Art und die Form der Kritik, gegen die Behand-
lung dieses Teiles der Bevölkerung, der Männer 
und Frauen, die das Vertrauen der Heimatvertrie-
benen besitzen, gegen die Art, diese entweder zu 
diffamieren oder so zu tun, als ob sie überhaupt 
nicht existierten. Ich kann nur sehr eindringlich 
warnen vor der Fortsetzung der kaltschnäuzigen 
und arroganten Tonart in der Behandlung durch be-
stimmte Gruppen in den Massenmedien, eine Be-
handlung, die nicht dazu beiträgt, innere Spannun- 
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gen abzubauen, sondern dazu führen muß, daß neue 
Gräben aufgerissen werden. 

Es ist möglich, meine Damen und Herren, daß 
viele von Ihnen über diese Feststellungen über-
rascht sind, weil ein großer Teil von Ihnen wahr-
scheinlich diese Sendungen überhaupt nicht sieht. 
Aber Sie können mir abnehmen — und wir werden 
den Nachweis in entsprechenden Zusammenstellun-
gen bringen —, daß hier nicht ein Wort zuviel ge-
sagt worden ist. 

Ich stimme der Feststellung des Bundeskanzlers 
zu, daß der neue Extremismus durch politische Aus-
einandersetzungen zurückgedrängt werden muß. 
Aber ich meine, hier muß man mehr bei den Ur-
sachen als bei den Wirkungen anfangen. Soweit es 
sich um die Heimatvertriebenen handelt, ist es doch 
angesichts dieser Situation eine von großen Teilen 
der Öffentlichkeit offensichtlich überhaupt nicht ge-
sehene oder mindestens nicht gewertete Leistung, 
daß sie sich bisher in diesem Ausmaß vor Radikali-
tät bewahrt haben. Mit mir haben alle verantwort-
lichen Landsleute an der Spitze unserer Organisa-
tion ernste Befürchtungen, wenn jenem Treiben 
nicht endlich Einhalt geboten wird. 

Ich bitte daher die Bundesregierung, ich bitte Sie, 
Herr Bundeskanzler, ich bitte das Hohe Haus dring-
lich, die Vertriebenen in der Abwehr gegen ihre 
Schmäher nicht länger allein zu lassen. 

Ich will hier zu den Problemen der Grenzen, der 
Oder-Neiße, zu den Problemen, die überhaupt mit 
der neuen Ostpolitik, Entspannung und Gewalt-
verzicht zusammenhängen, nicht im einzelnen mehr 
Stellung nehmen. Aber ich möchte doch darauf hin-
weisen, daß, wenn wir von der Nation sprechen, von 
der Nation im geteilten Deutschland, sich unabwend-
bar die Frage stellt, wie weit das Selbstbestim-
mungsrecht, der Begriff der Wiedervereinigung geht. 
Ist Deutschland, das Deutschland in den de iure 
immer noch gültigen Grenzen von 1937, nicht mehr-
fach geteilt? Gibt es nicht deutsche Gebiete, die zur 
Zeit „unter fremder Verwaltung" stehen, aus denen, 
wie die Aussiedlungsanträge und Aussiedlertrans-
porte zeigen, Hunderttausende zur deutschen Volks-
gemeinschaft, zum freien Teil Deutschlands drängen? 
Diese Menschen wollen wissen, daß sie von ihrem 
Volk nicht vergessen sind. Auch die 3 Millionen 
ostdeutscher Landsleute, die nach Kriegsende in 
Mitteldeutschland Zuflucht gesucht haben und die 
sich nicht zu ihrer angestammten Heimat bekennen 
dürfen, möchten zumindest über Rundfunk und 
Fernsehen erfahren, ob die Bundesrepublik die Inter-
essen, die auch sie im Gedenken an ihre ange-
stammte Heimat bewegen, freimütig und vor aller 
Welt vertritt. 

Der Bundeskanzler hat in seinem Bericht regi-
striert, daß noch 1 Million Deutsche in den Ost-
gebieten leben. Das ist dankenswert, zumal diese 
Tatsache sonst bei gegebenen offiziellen Anlässen 
in der Regel unerwähnt bleibt. Aber dürfen wir uns 
damit begnügen, diesen tragischen Sachverhalt ein-
fach trocken zu registrieren? Die deutschen Men-
schen dort sind Gefangene eines fremden Staates, 
der ihren Boden besetzt und ihnen Jahre hindurch 

sogar verboten hat, ihre Sprache, das einzige, was 
ihnen vom deutschen Volk dort geblieben ist, zu 
sprechen. Jeder, der einmal in Friedland erlebt hat, 
mit welcher unbeschreiblichen Ergriffenheit deutsche 
Aussiedler den Willkommensgruß in deutscher 
Sprache vernehmen, kann sich vorstellen, was es 
für die Menschen, die noch dort leben, bedeutet, 
wenn sie Zuspruch vom eigenen Volk erfahren. 

Ich bin kein Beckmesser. Aber wenn von dem Teil 
Deutschlands die Rede ist, wo diese Menschen heute 
noch wohnen, dann ist es doch nicht irgendein 
Land jenseits von Oder und Neiße, sondern dann 
ist es rechtlich nach wie vor der ostdeutsche Teil 
Deutschlands. Dieser Feststellung vor uns selber und 
in den Auseinandersetzungen nicht auszuweichen, 
das gehört meines Erachtens auch zu dem Mut zur 
Wahrheit, von dem der Kollege Helmut Schmidt 
heute erneut gesprochen hat. 

Meine Damen und Herren, wer über das Problem 
der Teilung und der Abtrennung deutschen Landes 
spricht, der kann, der darf doch wohl, wenn die Lage 
der deutschen Nation aufgezeichnet wird, nicht un-
erwähnt lassen, das es sich bei der Vertreibung 
der Deutschen, wie es in den kürzlich vom ameri-
kanischen Außenamt veröffentlichten Dokumenten 
heißt, um eine in der Geschichte unerhörte „Vergel-
tung in großem Maßstab" handelt, um einen Un-
rechtstatbestand, der nicht einfach sanktioniert wer-
den darf, wenn die Politik der Gewalt nicht an allen 
Orten und Enden der Welt ermutigt werden soll, 
neues ähnliches Unrecht zu begehen. 

Vor einem Jahr haben Sie, Herr Bundeskanzler, 
vor dem Kongreß der ostdeutschen Landesvertretun-
gen in Bonn erklärt, Ihre Regierung sei „keine 
Regierung des illusionären Verzichts". Ihr „Ziel sei, 
soviel wie möglich für Deutschland zu retten." Der 
Bundesaußenminister hat auf demselben Kongreß 
erklärt: 

Es geht ja nicht nur um die Grenzen im Zusam-
menhang mit einer europäischen Friedensord-
nung, es geht auf breiter Front darum, daß 
Recht und Gerechtigkeit nicht mit Füßen getre-
ten, sondern als Grundlage des friedlichen Aus-
gleichs zwischen den Staaten anerkannt werden. 

Ich bin Ihnen dankbar, Herr Bundeskanzler, daß Sie 
in Ihren zusätzlichen Ausführungen heute nachmit-
tag den Standpunkt der Bundesregierung und Ihren 
eigenen Standpunkt zur Frage des Ostens und zur 
ostdeutschen Grenzfrage klargestellt und noch ein-
mal deutlich gemacht haben, daß jene Erklärung in 
der Beethoven-Halle und die vielen Erklärungen 
gleicher Art, die Sie in dem vergangenen Jahr zur 
Interpretation der Regierungserklärung in diesen 
Punkten abgegeben haben, auch heute noch Geltung 
haben. 

Ich will mit Rücksicht auf die Feststellungen hier 
davon Abstand nehmen, zu der politischen Proble-
matik in dieser Hinsicht noch weitere Ausführungen 
zu machen. Ich möchte dem Kollegen Gradl danken 
für die Erklärung, die er vorhin im Hinblick auf den 
Begriff der Illusionen, soweit es sich um die Heimat-
vertriebenen handelt, gemacht hat. Sie haben sich in 
der Tat alle, soweit sie Veranwtortung tragen, nie- 
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mals Illusionen über die Schwierigkeit der Lage ge-
macht. Sie haben Erklärungen über ihre Bereitschaft 
zur Verständigung mit den Nachbarn im Osten zu 
einem Zeitpunkt abgegeben, als diese Fragen in Aus-
einandersetzungen der deutschen Politik noch keine 
entscheidende Rolle spielten. Aber wir sind anderer-
seits der Auffassung, wie sie einer der ehemaligen 
Mitarbeiter an dem Bensberger Memorandum, Pro-
fessor Smolka, unlängst im Rundfunk geäußert hat, 
nämlich: 

Wir Deutsche sollten eigentlich aus unserer Er-
fahrung ein für allemal gelernt haben, daß bloße 
Rechtspositionen immer noch realer sind als alle 
scheinbar noch so fest durch Gewalt abgesicher-
ten bloßen Machtpositionen. Es gibt in der Ge-
schichte nichts, was veränderlicher wäre als 
Machtkonstellationen. Schon deshalb darf man 
die Rechtsordnung nicht an ihnen ausrichten. 

Kollege Helmut Schmidt hat heute dankenswerter-
weise von sich aus und in diesem Zusammenhang 
auf die Verantwortung jedes Abgeordneten hinge-
wiesen, nach Wissen und Gewissen zu entscheiden. 
Und er hat ein eindringliches Wort von Julius Leber 
zitiert. Erlauben Sie mir, auch meinerseits zwei Sätze 
eines Mannes anzuführen, Sätze, die am Anfang 
meines politischen Weges in der Bundesrepublik 
hier im Westen Deutschlands standen und die ich 
unbeschadet aller seither eingetretenen politischen 
Veränderungen auch heute noch für richtig halte. 

Diese Sätze stammen  aus der Rede Dr. Kurt Schu-
machers auf dem ersten Nachkriegsparteitag der SPD 
am 9. Mai 1946 in Hannover. 

(Zuruf von der FDP: Das waren noch Zeiten!) 

Sie lauten: „Man kann das Unrecht von heute nie-
mals mit dem Unrecht von gestern begründen." Und 
weiter: „Es ist nicht wahr, daß jeder, der gegen den 
Strom schwimmt, sein Ziel nicht erreicht; wahr ist 
nur, daß nur die zugrunde gehen, die vorzeitig kapi-
tulieren." 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Friderichs. 

Dr. Friderichs (FDP) : Herr Präsident! Verehrte 
Damen! Meine Herren! Der Herr Bundeskanzler hat 
auf Seite 20 des verteilten Manuskripts seiner Rede 
zu jener Hälfte der heute lebenden Deutschen ge-
sprochen, ,die an die Zeit von 1933 bis 1945 entweder 
gar keine oder nur noch eine blasse Kindheitserinne-
rung hat. Ich bin Ihnen dankbar, Herr Bundeskanz-
ler, daß Sie diese Gruppe angesprochen haben, zu 
der ich mich bekenne. Ich möchte für diese Gruppe 
hier einiges weniges sagen. Es sind zwar 50% der in 
unserem Volk lebenden Deutschen, aber in diesem 
Hause sind es ja erheblich weniger. Insofern darf 'ich 
vielleicht als Jüngster meiner Fraktion für diese 
Gruppe einiges auch zu Ihrem Bericht zur Lage der 
Nation sagen. 

Sie haben festgestellt, daß diese Gruppe unsere 
gesellschaftliche und staatliche Wirklichkeit nicht 

am Vergangenen, sondern mit den Maßstäben idea-
ler Vorstellung mißt, und — das sei der Korrektheit 
halber hinzugefügt — Sie haben gesagt, wir brauch-
ten uns darüber nicht zu wundern und auch nichts 
anderes zu wünschen. In der Tat wäre esschlecht um 
eine Generation bestellt, — zu der ich mich zähle —, 
die nicht an den Idealen messen würde, sondern rela-
tive Bezüge zu anderen Abschnitten herzustellen 
versuchte. 

Lassen Sie mich jetzt gleich auf Ihre Replik auf 
meinen Kollegen Genscher 'eingehen, der jenes böse 
Wort von de Gaulle zu einer deutschen Stadt zitiert 
hat. Herr Bundeskanzler, die Antwort, die Sie ge-
geben haben, verfängt bei dieser meiner Generation 
eben nicht mehr. Sie haben gesagt: Selbstverständ-
lich habe ich reagiert; vor den Zeitungsverlegern 
habe ich dazu die Meinung dargelegt. Diese Genera-
tion denkt sehr rational, und sie verlangt, daß nicht 
ausgeklammert, sondern angepackt wird. Sie hat er-
wartet, daß der Protest nicht vor deutschen Zeitungs-
verlegern, sondern im Rahmen des Freundschaftsver-
trages in Paris abgegeben worden wäre. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Matthöfer: 
Wer sagt Ihnen denn, daß das nicht gesche

-

hen ist?) 

— Bei 'der üblichen Publizitätsfreudigkeit der Bun-
desregierung hätte ich unterstellt, daß davon in der 
deutschen Presse etwas zu lesen gewesen wäre. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Man muß 
doch nicht alles, was unter Freunden gere

-

det wird, an die große Glocke hängen!) 

— In der Tat, Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, 
auch wir stellen fest, daß insbesondere aus Ihrem 
innenpolitischen Bereich vieles gar nicht an die 
Glocke gehängt wird, sondern ganz im Inneren 
bleibt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war aber 
billig!) 

Lassen Sie mich ,ein zweites Beispiel bringen, was 
für diese  Generation problematisch ist. Als Herr 
Kollege Gradl heute mittag auf die Ausführungen 
des Fraktionsvorsitzenden der sozialdemokratischen 
Fraktion einging, der gesagt hat, die DDR sei ein 
Staat und Herr Gradl andere Merkmale aufführte, 
habe ich ihn gefragt, welche Tatbestände und Merk-
male sonst noch hinzukommen müßten, damit diese 
staatsrechtliche Meinung von Herrn Schmidt, wie ich 
annehme, zutreffe. Herr Gradl, Sie haben so reagiert, 
wie es diese Generation nicht mehr wünscht. Sie 
haben nicht gesagt: Ist Staat oder ist kein Staat, 
sondern Sie haben gleich wieder mit der „Demokra-
tisierung" den Versuch unternommen, diejenigen, 
die ganz nüchtern und rational an die Dinge heran-
gehen, abzuwerten. Diese Generation will eine klare 
und harte Antwort haben, ob, wenn bestimmte 
Merkmale vorliegen ,staatsrechtlich der Tatbestand 
erfüllt ist oder nicht, und diese Antwort hätten Sie 
geben sollen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Dabei gestehe ich Ihnen zu, daß Sie staatsrechtlich 
völlig anderer Meinung sein können als Herr 
Schmidt, aber Sie müssen es sagen. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 

eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Gradl? 

Dr. Friderichs (FDP) : Bitte, gern. 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Haben Sie nicht gemerkt, 
daß meine ganzen Ausführungen nur den Sinn hat-
ten — ich glaube, ich habe es klar genug gesagt —, 
deutlich zu machen, daß es in deutscher politischer 
Wertung eben kein Staat ist? Sonst hätte ich gar 
nicht darüber gesprochen. 

Dr. Friderichs (FDP) : Daß Sie den Versuch 
unternommen haben, möchte ich nicht bestreiten. 
Aber ich weiß nicht, warum Sie dann nicht klassische 
Merkmale aufgeführt haben. 

Lassen Sie mich aber noch etwas anderes, Herr 
Bundeskanzler, sagen, was diese Generation im 
Bericht zur Lage der Nation vermißt hat. Bitte, man 
kann darüber streiten, ob nicht überhaupt schon ein 
so anspruchsvoller Titel an sich Probleme aufwirft, 
ob man ihm gerecht werden kann, ob man ihm ge-
recht geworden ist. Aber in einer Situation, in der 
der höchste Repräsentant dieses Staates, der Bun-
despräsident — ich wage das als Angehöriger die-
ser Generation hier im Augenblick auszusprechen 

(Zurufe von der Mitte) 

— ja, offensichtlich wagen das die meisten anderen 
nicht; jedenfalls steht es in dem Bericht der Bundes-
regierung nicht drin —, also in dem Augenblick, in 
dem der höchste Repräsentant nach innen und nach 
außen, der Bundespräsident, in einer gewissen Ver-
strickung ist, hätte ich erwartet, daß Sie dazu in dem 
Bericht zur Lage der Nation etwas gesagt hätten. 
Mir scheint die Form der Behandlung des Themas 
— nicht die Vorwürfe, sondern die Form der Be-
handlung dieser Frage — zu zeigen, daß auch die 
von Ihnen geführte Bundesregierung, Herr Bundes-
kanzler, eine Bewältigung der Vergangenheit noch 
nicht vorgenommen hat. Ich möchte das in allem 
Ernst sagen. Ich glaube, es besteht auch kein Anlaß, 
darüber zu polemisieren. 

(Zurufe von der Mitte: Weshalb sagen Sie 
denn das? — Wofür halten Sie denn das, 
was Sie da machen?! — Dann lassen Sie es 

doch bleiben!) 

— Ich will gleich versuchen, Ihnen das zu sagen, 
Herr Kollege. 

Diese Generation hat in der Tat die Verhältnisse 
bis 1945 nicht mehr erlebt. Die Erinnerungen bezie-
hen sich nicht auf das System, sondern wenn über-
haupt, dann auf Kriegsereignisse. Dieser Generation 
ist aber 

(Zurufe von der Mitte) 

— lassen Sie mich doch sagen, wie ich es selbst 
erlebt habe — nie gesagt worden, weder von den 
Lehrern, häufig auch nicht von den Vätern, weil 
auch sie ein gebrochenes Verhältnis zu dieser Zeit 
hatten — — 

(Abg. Matthöfer: Das kommt ganz auf die 
Verhältnisse an! — Gegenrufe rechts.) 

— Herr Matthöfer, ich habe gesagt: häufig. Ich bin 
nun einmal damals aufgewachsen. Ich habe das 
doch bei meinen Studienfreunden erlebt. Dieser 
Generation ist nicht deutlich gemacht worden, daß 
man in dieser Zeit nur leben konnte, wenn man sich 
entweder in das Bezugssystem in irgendeiner Form 
einordnete oder das Land verließ. Das ist uns nie 
offen und deutlich gesagt worden. Warum nicht? — 
Weil  jene, die sich in das Bezugssystem eingeordnet 
hatten — auch mein Vater —, offensichtlich nicht 
die Kraft hatten, zu sagen, daß es so sein mußte, 
um sich zu ihrem eigenen Verhalten zu bekennen. 
Insofern bin ich sehr dankbar, daß der Kollege 
Genscher heute den Fall Döring als den Symbolfall 
gebracht hat. Ihm ist es offensichtlich gelungen. 

Wir müssen, wenn wir_ demnächst über die Stu-
denten sprechen werden und darüber, was Sie, Herr 
Kollege Rehs, vorhin mit „Autorität" bezeichnet ha-
ben — staatliche Autorität, die Autorität der Insti-
tutionen —, uns natürlich auch die Frage stellen, 
welche Autorität wir meinen, wenn wir an jene 
Generation appellieren, die Sie in dieser Passage 
angesprochen haben. Ich glaube Ihnen sagen zu 
können, Sie können von dieser Generation nicht 
mehr verlangen — jedenfalls nicht mehr mit Er-
folg —, daß sie Autorität von Institutionen und 
Ämtern anerkennt. Das ist eine Generation, die 
bereit ist, die Persönlichkeit als Autorität anzuer-
kennen. 

(Abg. Matthöfer: Die Autorität, die sich 
vom Aktienkapital herleitet! — Oh-Rufe 

bei der FDP.) 

— Herr Matthöfer, ich weiß wirklich nicht, ob der 
Zwischenruf an dieser Stelle und bei dem, was ich 
jetzt sagen möchte, so sinnvoll war. 

Lassen Sie mich ganz klar und deutlich ausspre-
chen: der erste Präsident der Bundesrepublik 
Deutschland, Theodor Heuss, hat letztlich durch die 
Souveränität seiner Persönlichkeit dem Amt und 
damit dem Staat nach innen und außen eine große 
Autorität wiedergegeben. Ja, ich gehe so weit, zu 
sagen, daß er durch die Souveränität seiner Persön-
lichkeit eine Souveränität dieser Bundesrepublik 
nach außen wiederhergestellt hat, die formal und 
rechtlich noch nicht gegeben war. Hier denke ich 
insbesondere an sein erstes Auftreten in Groß-
britannien, eine der schwierigsten Aufgaben, die er 
zu bewältigen hatte. 

Gerade weil das alles so ist, weil eben alle die-
jenigen, die in dieser Zeit in Deutschland lebten, in 
das Bezugssystem eingespannt waren, gerade des-
wegen ist der Fall unseres jetzigen Präsidenten in 
der Form der Behandlung nicht glücklich gewesen. 
Man hätte sagen sollen: Auch ich bin eingespannt 
gewesen in das Bezugssystem, auch ich habe mich 
so verhalten wie fast alle in diesem Lande; aber ich 
stehe dazu, und ich sehe nicht ein, warum ich nicht 
bekennen soll, was ich getan habe. — Auch wenn 
man später unter Umständen eingestehen muß, daß 
es ein Fehler war. 

Lassen Sie mich ein Weiteres sagen. Diese Gene-
ration, Herr Bundeskanzler — und das stört sie auch 
an dieser Regierung —, erwartet, daß die Politiker, 
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wir hier, Sie im Kabinett, wieder mehr gestalten 
als verwalten. Sie will eine auf die Zukunft be-
zogene. Politik haben, die sich nicht darin erschöpft, 
verwaltungstechnische Korrekturen anzubringen, 
sondern die ein klares politisches Leitbild gibt, ein 
Leitbild, das Sie nicht schaffen können durch Kom-
promiß im Grundsatz, sondern mit der Mehrheits-
entscheidung, dem Mut zur Entscheidung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn von Merkatz? 

Dr. von Merkatz (CDU/CSU) : Herr Kollege, ge-
statten Sie mir eine Frage, die wirklich nicht pole-
misch sein soll: Was verstehen Sie eigentlich unter 
dem heute so Mode werdenden Allgemeinbegriff „in 
das. Bezugssystem eingespannt"? Jetzt möchte ich 
mal so fragen, wie unsere junge Generation fragt: 
Was heißt das eigentlich? 

Dr. Friderichs (FDP) : Ich habe in diesem kon-
kreten Falle darunter verstanden, daß jeder, der in 
dieser Zeit in der Bundesrepublik gelebt hat und 
geblieben ist,  gezwungen war, sich mit System und 
Institutionen des Systems zu arrangieren. Er saß 
in dem Bezugssystem mit drin. 

(Zuruf von der Mitte: In der Bundesrepu

-

blik?) 

— Entschuldigung! 

(Zurufe: Eben, ah!) 

— Auch da, natürlich, auch in der Bundesrepublik 
sind wir alle im Bezugssystem mit drin. Aber so 
war es eben auch früher, bloß man bekennt sich 
nicht dazu. 

(Abg. Matthöfer: Einige saßen im Konzen

-

trationslager!) 

— Oder das, Sie haben recht; Emigration oder die 
von Ihnen genannte Konsequenz. 

(Weitere Zurufe.) 

Lassen Sie mich noch ein Weiteres sagen. Diese 
Generation bemängelt das Demokratieverständnis, 
sie bemängelt es deswegen, weil zu lange vorge-
gaukelt worden ist, daß wir in einer konfliktlosen 
Gesellschaft leben, formiert genannt oder wie auch 
immer, einer Gesellschaft, die einfach nicht wahr 
war und die sie auch nicht als wahr angenommen 
hat, weil sie wußte, daß sie selbst täglich vor Kon-
flikten stand, die man eben nicht mit Kompromissen 
lösen kann, sondern vor Konflikten, die man durch 
Entscheidungen lösen kann. 

Ja, ich glaube, dieser Generation ist viel zuge-
mutet worden; denn als sie begann, politisches Be-
wußtsein zu haben, wurde ein Wahlkampf geführt, 
auch um die Stimmen der  jungen Generation, mit 
dem Slogan „Keine Experimente!" Meine Damen 
und Herren, ein Slogan „Keine Experimente!" ist 
das Unpolitischste, was sich eine politische Partei in 
einer Demokratie leisten kann; deswegen verliert 

sie einen Anspruch, dazu beizutragen, diese Gene-
ration zum Demokratieverständnis zu bringen. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Martin. 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es scheint mir gar nicht so 
sicher zu sein, daß derjenige, der zu einer Gene-
ration gehört, auch über sie Bescheid weiß. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Ich fand die Ausführungen von Herrn Raffert zu 
diesem Thema, der sich übrigens als Redner nicht 
dadurch zu legitimieren brauchte, daß er den Ge-
burtsschein vorzeigte, sehr viel einsichtsvoller, dif-
ferenzierter, subtiler und auch brillanter. Herr Raf-
fert, ich darf Ihnen hier meinen Glückwunsch aus-
sprechen. 

(Zuruf des Abg. Genscher. — Weitere Zu

-

rufe von der Mitte.) 

Herr Friderichs, Sie haben den Fehler gemacht, den 
Sie nicht hätten machen sollen, daß Sie sich aus 
Ihrer Jugendlichkeit, die ja nun auch allmählich dem 
Zahn der Zeit verfällt, 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien) 

eine Legitimation für eine Polemik hergeleitet ha-
ben. Sie haben eine Kritik, die Sie auch so hätten 
vortragen können, damit begründet, daß die junge 
Generation das nicht wolle. Wir haben dann noch 
eine Zeitlang gehört, was die junge Generation alles 
nicht wolle. 

(Abg. Moersch meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage.) 

— Moment, ich bringe meinen Satz zu Ende. Ich bin 
jetzt gerade so schön dran, Herr Moersch, „ist 
nicht". 

An Ihrer Stelle hätte ich das einfach schlicht als 
politische Kritik gesagt. Dazu brauchen Sie doch 
nicht zu sagen, daß Sie zu dieser Generation ge-
hören. Denn dadurch wird die Diagnose ganz un-
sicher, weil Sie ständig auch später sagen, diese 
Generation will das und das, und das dann gleich-
zeitig für sich als Abschußrampe in einer Polemik 
nehmen. 

(Heiterkeit und Beifall in der Mitte.) 

Im übrigen, Herr Friderichs, hätten Sie als aufmerk-
samer Zeitungsleser — Zeitungen sind ja Pflicht-
lektüre für uns — 

(Abg. Genscher: Nicht alle!) 

aus dem Ablauf der Dinge sehen müssen, daß der 
Herr Bundeskanzler mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit diesen Tatbestand in Paris vor-
getragen hat. Ich nehme das mit Sicherheit an, ohne 
ihn im einzelnen befragt zu haben. Ich nehme das 
deshalb an, weil der General de Gaulle sich in 
dieser Sache in der richtigen Form korrigiert hat, 
indem er gesagt hat, er gebe kein geschichtliches 
Urteil ab. Ich glaube, damit ist die ganze Sache aus 
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der Welt, und wir brauchen nicht mehr darüber zu 
diskutieren. — Bitte Herr Moersch! 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Martin, sind Sie 
nicht soeben einer Verwechslung von Ursache und 
Wirkung unterlegen? Herr Dr. Friderichs hat aus-
drücklich auf den Satz in der Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers von der Generation nach 1933 Be-
zug genommen, und wir haben uns bemüht, in 
unserer Fraktion einen Mann zu finden, der in die-
sem Falle diesen Ansprüchen des Herrn Bundes-
kanzlers entspricht. 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Herr Moersch, was Sie 
da machen, ist doch eine echte Finte. Mein Argu-
ment ist doch mit Ihrer Bemerkung nicht außer 
Kraft gesetzt. Wir brauchen gar nicht darüber zu 
reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren! Ich hatte mir eigentlich 
vorgenommen, einiges zu den studentischen Fra-
gen zu sagen. Herr Raffert, ich bin in der Nuance 
etwas anderer Meinung als Sie; ich halte die Frage 
für sehr dringlich. Wir können da nicht zuwarten. 
Es trifft zu, daß wir rechtzeitig eine Große Anfrage 
eingebracht haben. Aber inzwischen hat der VDS 
getagt, ¡es gibt Unruhen in Prag und in Warschau, 
und ich glaube, daß wir heute einiges hier dazu sa-
gen müssen, weil die richtige Behandlung dieser 
Frage, die richtige politische Behandlung, für die 
Zukunft nicht nur der Universität, sondern, wie ich 
glaube, auch unseres Landes und für das Klima in 
unserer Gesellschaft von großer Bedeutung ist. 

Wir haben heute an diesem Abend Anlaß, daran 
zu denken, daß es Studentenunruhen nicht nur bei 
uns gibt, sondern eben auch in Warschau. Ich sage 
das aus einem bestimmten Grunde. Herr Raffert, 
Sie haben recht: die studentische Unruhe, sofern 
sie einen exzessiven, extremen, antiparlamenta-
rischen Charakter annimmt, wird kristallisiert durch 
das Denken von Marcuse. Es kann aber sein, daß 
wir dort eine Hilfe bekamen; denn diejenigen, die 
sich mit totalitären Ideen abplagen, die mit ihnen 
spielen, die mit Marcuse der Meinung sind oder 
sie wenigstens ins Auge fassen, daß diejenigen, 
die das richtige Bewußtsein von der Realität haben, 
zumindest zeitweilig eine Diktatur errichten dürfen, 
werden vielleicht eines Besseren belehrt werden 
oder merken, wovon sie eigentlich reden, wenn sie 
hören, daß in Warschau die Studenten brutal unter-
drückt werden. Hier ist eben die Möglichkeit zur 
Kritikdemonstration gegeben. Ich halte das für 
einen sehr wichtigen Punkt, den wir festhalten 
sollten. 

Wenn das stimmt, Herr Raffert, dann möchte ich 
zweitens sagen: wir gehen in ,der CDU davon aus, 
daß wir es in der Tat mit einer neuen Art von Gene-
ration zu tun haben, und wir beklagen gegenwärtig, 
daß das Gespräch mit den Politikern — und das ist 
das Schwierige an der Situation — praktisch abge-
brochen worden ist — nicht von uns! Es bleibt 
aber festzuhalten, daß es gegenwärtig keine Dis-
kussion gibt, eigentlich mit keiner Partei. Es gibt 
auch von den Studenten her keine Diskussion etwa 

mit denen, die früher hier die Gesellschaftskritik 
getragen haben. Beispielsweise hört man nichts 
mehr von Hans Werner Richter, nichts mehr von 
der Gruppe 47, von den Leuten, die sich gern die 
„Liberalen" nannten und die mit den Studenten 
gingen und mit einer forcierten Gesellschaftskritik 
in der Öffentlichkeit waren. So sind etwa „Die 
Zeit" und „Der Spiegel" von den Studenten außer 
Gefecht und außer Kurs gesetzt worden. Ich sage 
das nicht hämisch, sondern ich bedaure das, weil 
der Zustand, daß die Studentenschaft im Augenblick 
nach allen Seiten gesprächslos ist,  für meine Be-
griffe bedenklich ist. Mein wesentliches Anliegen, 
unser gemeinsames Anliegen mit Herrn Raffert ist, 
daß wir alles daransetzen sollten, wieder in dieses 
Gespräch zu kommen. 

Wenn wir das so sagen, dürfen wir nicht davor 
zurückschrecken, daß die Kritik der Studenten unter 
Umständen rüde ist, unhöflich, aggressiv, respektlos 
gegenübendem Establishment. Man braucht sich nur 
einmal klarzumachen, was mit diesem Begriff eigent-
lich gemeint ist. Sie wissen ja, daß „Establishment" 
ursprünglich ein harmloser soziologischer, wertfreier 
Begriff gewesen ist, daß er aber von den Studenten 
polemisch aufgeladen, mit Emotionen versehen 
wurde und sozusagen die Schlagwaffe im gegenwär-
tigen Augenblick ist. Ich bin dafür, daß wir uns die-
ser Kritik stellen. Ich glaube, obwohl das nicht 
angenehm ist, sollten wir uns vergegenwärtigen, was 
die Studenten mit diesem Begriff eigentlich meinen, 
was sie uns damit sagen, wenn sie uns „das Estab-
lishment" nennen. Ich glaube, es ist so, daß sie sagen: 
Zum Establishment gehört jeder, der sich in der 
politisch-gesellschaftlichen Ordnung arrangiert hat, 
wobei „arrangiert" bereits wieder etwas Kritisches 
ist. Sie sagen: Diejenigen, die dazu gehören, sind 
zugleich diejenigen, die sich nicht mehr selbst aus-
weisen. Man mutmaßt, daß die Absprachen hinter 
den Kulissen stattfinden. Man fürchtet, daß die gei-
stige Auseinandersetzung dadurch getötet wird, 
daß die Konflikte nicht ausgetragen werden. Man 
sagt: Die Strukturen von Staat und Gesellschaft 
sind undurchsichtig; die Entscheidungsabläufe hier 
in diesem Hause und in der ganzen Gesellschaft 
werden nicht mit ausreichenden Gründen versehen; 
sie sind jedenfalls in der Begründung nicht erkenn-
bar. 

Meine Damen und Herren, wenn man sich das 
einmal vergegenwärtigt, kommt man auf einen ganz 
bestimmten Punkt, den ich für meine spätere Argu-
mentation brauche. Hinter dieser Kritik steckt ja 
etwas, was wir schon lange vor der Studenten-
revolte gekannt haben. Es ist das Gefühl der Ohn-
macht und der Entfremdung vor den großen Appa-
raturen, die nun einmal eine moderne Gesellschaft 
darstellen. Der Staat erscheint wie das Schloß von 
Kafka. Die psychologischen Korrelate dazu sind 
Angst, Unsicherheit, Entfremdung. 

Wenn man das weiß, sieht man die große Gefahr 
— zusätzlich zu den Argumenten, die Raffert ge-
bracht hat, in bezug auf die soziale Situation der 
Studentenschaft —, in der diese Studentenschaft 
steht. Sie kann von Leuten wie Marcuse jederzeit 
ihrerseits manipuliert werden. Weil das so ist, müs- 
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sen wir uns mit Entschiedenheit analytisch, aber auch 
tätig mit dieser Sache auseinandersetzen. 

Wir müssen uns die Frage stellen: Was müssen 
wir tun? Was haben wir über die Analyse hinaus 
zu tun? Ich glaube, dabei ist es interessant, daß 
bei den Studenten folgendes zu beobachten ist. Es 
gibt da nicht nur eine Theorie, die Theorie ist viel-
mehr so mit der Praxis verbunden, daß sie einen 
geschlossenen Handlungsentwurf darstellt. Daraus 
ist für uns — denken Sie an das vergangene Jahr — 
die  Schwierigkeit erwachsen, daß die Diskussion, wie 
wir sie gewohnt waren, nicht eigentlich verfängt. Es 
ist so: Handlungen kann man nur mit Handlungen 
beantworten. Einem Handlungsentwurf kann man 
nur einen Handlungsentwurf gegenüberstellen. Weil 
das so ist, müssen wir zu ganz bestimmten Hand-
lungen kommen. Wir müssen uns fragen: Was ist 
politisch richtig? Wenn es stimmt, daß die große 
Masse der Studenten evolutionär denkt und reform-
willig ist, ist das Mittel, sie an sich zu binden oder 
sie vor der Solidarisierung mit der extremistischen 
Gruppe zu bewahren, die Entschiedenheit des Re-
formwillens. Je entschiedener der Wille zur Reform 
ist, desto größer ist die Chance, die Studentenschaft 
wieder an sich heranzubringen. 

Ich möchte nun der Kürze der Zeit halber nur 
einige wichtige Gesichtspunkte nennen, die wir 
brauchen. Wir von der CDU bejahen mit Entschie-
denheit die Meinung, die von dem Herrn Bundes-
kanzler und von den Fraktionsvorsitzenden vorge-
tragen worden ist, daß die mangelnde Zuständig-
keit des Bundes für Fragen von Wissenschaft und 
Kulturpolitik uns nicht von der Verantwortung für 
das Bildungswesen und für die Reform des Hoch-
schulwesens in Deutschland entbindet. Wir sind der 
Meinung, daß das zum Pflichtenkreis der Bundes-
regierung ab heute gehören muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir können uns vorstellen, daß genauso wie beim 
Stabilitätsgesetz, wo über den Konjunkturrat eine 
Verständigung der Zeichnungsberechtigten herbei-
geführt worden ist, jetzt auch in der Kulturpolitik 
in der Bundesrepublik Deutschland etwas Gleiches 
erfolgt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Moersch? 

Moersch (FDP) : Hat es eine tiefere Bedeutung, 
daß Sie eben gesagt haben „wir von der CDU" und 
nicht „wir von der CDU/CSU-Fraktion"? 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Das hat gar keine Be-
deutung. Es ist ein Lapsus linguae. Weiter gar 
nichts. 

(Abg. Matthöfer: Sie wissen, daß der auch 
eine Bedeutung hat! — Abg. Schmitt-Vok

-

kenhausen: Jetzt wissen wir, warum wir 
eine Opposition haben! Die gibt acht! — 

Heiterkeit links.) 

— Herr Moersch neigt zum Tiefsinn. 

(Heiterkeit. — Zurufe von der FDP. — 
Zuruf von der Mitte: War das eine medi

-

zinische Feststellung?) 

Wir begrüßen gleichzeitig, daß der Herr Bundes-
kanzler die Fragen von Wissenschaft und Bildung 
zu den vorrangigen Aufgaben der deutschen Innen-
politik rechnet und uns angekündigt hat, daß daraus 
Konsequenzen gezogen werden. 

Drittens. Wir appellieren an den Wissenschafts-
rat und an den Bildungsrat, der vor dem Wissen-
schaftsausschuß zugesagt hat, im Verlauf von zwei 
Jahren einen Gesamtplan für dieses Gebiet zu er-
stellen, das auch wirklich zu tun. Was er zugesagt 
hat, ist das, was in dem Bericht zur Lage der Nation 
angeklungen ist, nämlich ein nationaler Bildungs-
plan. Wir werden darauf bestehen, daß uns der Zu-
sammenhang von Wissenschaftspolitik und Bil-
dungspolitik in einem Gesamtplan vor Augen ge-
bracht wird. 

Ich möchte in meiner Rede stichwortartig fortfah-
ren. Bezüglich des Vorantreibens der Hochschul-
reform möchte ich für meine Freunde sagen: Es 
wäre verhängnisvoll, wenn die Reform der Univer-
sität bloß als Rationalisierungsprozeß verstanden 
würde. Ich bin der felsenfesten Überzeugung, daß 
die übertriebene Tendenz zur Verschulung die 
Unruhe verschärft, weil sie über die Examensangst 
sehr oft in die Existenzangst hineintreibt. Das ist 
ein geläufiges Motiv der Unruhe. Man muß darauf 
achten. Ich glaube, daß es in der heutigen Lage 
wichtig ist, dafür zu sorgen, daß die Verwaltung der 
Universitäten durchsichtig gemacht wird. Es ist 
ein weit verbreitetes Gefühl bei den Studenten, daß 
Entscheidungen über ihren Kopf hinweg gefällt wer-
den und daß sie in der Gefahr der Manipulation 
stehen. 

(Abg. Dr. Hamanns: Sehr richtig!) 

Es darf überhaupt nicht das Gefühl aufkommen, daß 
der Druck, der heute in dieser Sache auf uns lastet, 
auf die Studenten abgewälzt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Weiter: die Organisationsform der Universität 
muß ihren gesellschaftlichen Funktionen entspre-
chen. Die Universität hat ihre Hörer auch politisch 
zu bilden und sie zur Mitwirkung am aktiven politi-
schen Leben anzuregen. 

Nun möchte ich etwas sagen, was sehr aktuell ist. 
Es ist ein Mißverständnis, wenn auf Grund dieser 
Tatsache, die ich soeben erwähnt habe und bejahe, 
von einigen Studentenverbänden die Idee einer poli-
tischen Universität propagiert wird. Die Universität 
ist nicht politisch in dem Sinne, daß sie als Ganzes 
oder etwa nur in einem Glied eine Einrichtung der 
politischen Willensbildung zu sein hat. Das würde 
die Universität in eine Sonderstellung drängen und 
damit gerade nicht der Integration in unserer Gesell-
schaft dienen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Die Verfügbarkeit wissenschaftlicher Informatio-
nen und die Beherrschung wissenschaftlicher Hilfs-
mittel gibt auch nicht der Selbstverwaltungskörper- 
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schaft der Wissenschaftler, sondern nur dem einzel-
nen Wissenschaftler ein besonderes politisches Ge-
wicht, der in dem jeweils angesprochenen Fragen-
komplex wissenschaftlich arbeitet. 

Die wichtigste Frage, die gegenwärtig vor uns 
steht, ist die Beteiligung der Studenten an der 
Selbstverwaltung der Universität. Keine Partei kann 
hier die Universität im Stich lassen; jede Partei muß 
— etwa zu der Frage der Drittelparität — klar Stel-
lung nehmen. Dazu folgendes! Die Universität nimmt 
ihre Aufgaben als Gemeinschaft der Lehrenden und 
Lernenden wahr. Alle Mitglieder sind daher an der 
Selbstverwaltung zu beteiligen. Aber die Mitglieder 
der Universität sind qualitativ und quantitativ ver-
schieden an der Erfüllung gemeinsamer Aufgaben 
beteiligt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Das verbietet die uneingeschränkte Übertragung der 
Forderung nach einer Demokratisierung aller Be-
reiche unserer Gesellschaft auf die Universität. Un-
sere Universitäten dürfen sicherlich nicht Staat im 
Staate sein. Die demokratische Gesellschaft verlangt 
mit Recht, daß auch innerhalb der Universität jenes 
mitmenschliche Verhältnis besteht, das  der Demo-
kratie angemessen ist. Die verschiedene Verantwor-
tung aber verlangt eine differenzierte Mitwirkung 
in den Organen der Selbstverwaltung. Schematische 
Lösungen führen zu Unzulänglichkeiten. Es gibt Be-
reiche, in denen den Studenten ein erheblicher Ein-
fluß eingeräumt werden muß. In anderen würden 
sie auf Grund fehlender Kenntnises kaum verant-
wortlich mitwirken können. Diese Unterscheidung 
wird man insbesondere zwischen den Mitwirkungs-
möglichkeiten in den Organisationsformen der Lehre 
und der Forschung machen müssen. Auf Grund der 
Stellung der Universität als einer Gemeinschaft der 
Lehrenden und Lernenden muß eine Organisation 
der Selbstverwaltung auf der Basis von Interessen-
gruppen vermieden werden. Die gemeinsame Auf-
gabe der Universitätsmitglieder macht eine Bildung 
von Teilkörperschaften mit eigenen Aufgaben auf 
der Grundlage einer Gruppenzugehörigkeit sinn-
widrig. 

Meine Damen und Herren, es gibt heute eine 
große Gefahr, nämlich die, daß die Reform der Uni-
versitäten — lassen Sie es mich grob sagen — unter 
dem Druck von draußen in eine falsche Richtung ge-
rät. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Bei aller Anerkennung, bei aller Bereitwilligkeit 
zum Gespräch darf die Reform der Universitäten 
nicht unter Druck verlaufen. Ich möchte das mit 
aller Deutlichkeit sagen. 

Ich mache noch zwei Bemerkungen zu dem, was 
wir selber vom Bund her tun können, ehe die große 
Tafelrunde der Wissenschaft und der Bildungspolitik 
in Aktion tritt. Es gibt schon heute die Möglichkeit, 
daß der Bund seine Laufbahnrichtlinien für den 
höheren Dienst ändert und damit ein Beispiel setzt. 
Das kann so aussehen, daß bei Bundespost, Bundes-
bahn, Bundeswehr — und bei der Bundesverwaltung 
überhaupt — nicht ausschließlich die Ausbildung an 
Universitäten für den Eintritt in den höheren Dienst 

Voraussetzung bleibt, sondern auch eine qualifi-
zierte Ausbildung an anderen Einrichtungen zu dem 
gleichen Ziel führen kann. Wir stellen damit den 
Zusammenhang zwischen der Hochschulreform und 
der Schulreform insofern wieder her, als wir meinen, 
daß mit diesen Maßnahmen die ständig steigenden 
Abiturientenzahlen durch eine Fächerung aufge-
fangen werden können. Eine Akademiereife, die 
wir hier schon einmal diskutiert haben, die die Stu-
dienberechtigung für Akademien böte, Akademien, 
die ihrerseits zu einem jetzt nur mit dem Abitur zu 
erreichenden Berufsziel führen, hätte den Vorteil, 
daß die Oberstufe des Gymnasiums wieder funk-
tionsfähig würde im Hinblick auf die Vorbereitung 
auf die Universität: Sie würde manchen Menschen 
in diesem Lande eher und besser zu seinem Lebens-
glück führen als heute, wo 25% der Studenten auf 
den Universitäten scheitern. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Es ist auch an der Zeit, bundeseinheitliche Grund-
sätze für die Prüfungs- und Studienordnung für alle 
Examina einzuführen, die zu einer Berufsausübung 
berechtigen. Dabei muß das Prinzip gelten, daß das, 
was geprüft wird, auch wirklich gelehrt worden ist. 

Meine Damen und Herren, ich habe mich bei mei-
nen Auslassungen nur zu dem geäußert, was gegen-
wärtig aktuell ist. Wenn es keine Phrase ist, daß 
wir die Studienreform vorantreiben wollen, müssen 
wir auch zu jeder Stunde bereit sein, politisch ver-
antwortlich dazu Stellung zu nehmen, und dürfen 
uns etwa in der gegenwärtigen schwierigen Situ-
ation, wo die Universitäten in schwerer Bedräng-
nis sind, nicht davor drücken, die sachlichen Vor-
aussetzungen zu diskutieren, die notwendig sind. 
Es gibt zwei Dinge: das sachliche Gespräch mit den 
Studenten mit allen Mitteln zu suchen und in dieser 
Diskussion die Sachlichkeit nicht zu verlieren. Die 
deutsche Universität ist etwas, was in Gehalt und 
Wirksamkeit für die Zukunft unseres Landes ent-
scheidend ist. Deshalb sind die Diskussionen, die 
darüber zu führen sind, mit der höchsten Verant-
wortung zu führen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Gscheidle. 

Gscheidle (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ausführungen der beiden letzten 
Redner haben mich veranlaßt, hier ganz außer-
planmäßig um das Wort zu bitten. Im Verlaufe die-
ser Debatte wurde schon einige Male versucht, ein 
paar der hier verwandten Begriffe zu relativieren, 
um zu zeigen, welche Bedeutung die Jugend in der 
gesamten Unruhe eigentlich hat, die ja nicht nur 
eine Unruhe der Jugend ist, und wieweit die studen-
tische Jugend innerhalb der gesamten Jugend poli-
tisch relevant ist. 

Es ist eigentlich immer gut, wenn ein Redner am 
Beginn sagen kann, für wen er hier spricht. Wenn 
er für eine ganze Generation spricht, dann macht sich 
das  schon gut.  Es  stellt sich für den Zuhörer aber 
immer .die Frage: Wo ist eigentlich die Legitimation 
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eines Redners, der sagt, er spreche für die  Kriegs-
beschädigten oder für eine Generation? Ich würde es 
ganz gern tun, aber bei der Vorsicht, 'die man nach 
einigen Jahren politischer Tätigkeit zwangsläufig ge-
winnt, ist man natürlich zurückhaltend geworden. Ich 
spreche hier also zunächst einmal nur meine Gedan-
ken aus. 

(Heiterkeit und Beifall bei ,den Regierungs

-

parteien.) 

Zum Begriff der studentischen Jugend und .der 
Auseinandersetzung an den Hochschulen um die 
Hochschulreform bitte ich hier anmerken zu dürfen, 
daß die Hochschulreform, 'soweit ich das begreife, für 
die studentische Jugend nur ein Teil ides  von ihr ge-
wünschten Demokratisierungsprozesses ist.  Ich wäre 
natürlich froh, wenn jedermann, der sich an diesem 
Thema versucht— dazu wurden ja bislang ganz 
dankbare Ergebnisse aus einer Analyse vorgetra-
gen —, sich auch an  der  Aufgabe versuchte: Was 
kann man denn aus dem, was man analysiert hat, als 
Empfehlung mitgeben? 

Ausgehend von ,diesem Demokratisierungsprozeß 
ist doch wichtig, daß die Politiker insgesamt den 
Versuch unternehmen, alles zu 'unterstützen, was 
eine integrierende Funktion in  der Gesellschaft hat. 
Ich bezweifele sehr, daß das  Hauptproblem, wie hier 
vorgetragen, ein Problem zwischen den Generatio-
nen und ein ganz großer Denkunterschied ist. Ein 
Teilproblem liegt natürlich darin; jeder unterschied-
liche Erfahrungshintergrund bedingt im politischen 
Bereich eine ganz unterschiedliche Reaktion. Aber 
wenn Herr Dr. Friderichs einmal mit der Jugend 
diskutiert — das tut er ganz sicherlich —, dann wird 
er merken, daß es da auch einen anderen Bezugs-
punkt gibt, nämlich zwischen dem, der etabliert ist, 
und dem,  der  nicht etabliert ist. Da nützt einem 
überraschenderweise gar 'nichts mehr der Bezugs-
punkt durch seinen Geburtsjahrgang. In dem Augen-
blick, wo man mit den jungen Leuten diskutiert und 
auf „Establishment" zu sprechen kommt, wie hier 
laufend gesagt wird, zeigt sich auch eine vorhandene 
Spannung. Dann geht es eben 'um Autorität, um Be-
greifen und viele Dinge, die Herr Dr. Friderichs rich-
tig dargestellt hat. 

(Abg. Moersch: Da  gibt es Abstufungen, 
Herr Gscheidle!) 

— Richtig, richtig! Aber ich würde sagen: Darauf 
müßte eine Antwort gegeben werden, und man 
müßte nachdenken, .was eine solche integrierende 
Funktion bedeutet. 

Einleitend habe ich den Gedanken klarzumachen 
versucht, welchen Anteil die Jugend an  den  Gesamt-
unruhen und welchen Anteil die  studentische Jugend 
daran hat. Man muß doch sehen, daß bei diesem 
Demokratisierungsprozeß beispielsweise für den 
enormen Bereich des Arbeitslebens die Frage be-
steht: Wie gestalten wir die Betriebsverfassung? Da-
zu gibt es Vorschläge. Ich will nicht sagen, daß die 
Vorschläge, die dazu bislang die Gewerkschaften ge-
macht haben, von den Politikern ohne weiteres zu 
übernehmen und zu beschließen sind. Aber es  ist, 

 wenn man das politisch .sieht, eine gewaltige Sache, 
daß die  organisierte Arbeiternehmerschaft über ihre 

Vertretungen anbietet, in  diese integrierende Funk-
tion zu treten. 

Ich staune an und für sich über den Mut, wenn 
hier ausgerechnet jemand von der FDP eine solche 
Rede hält wie Herr Dr. Friderichs, ohne dabei we-
nigstens zu spüren, daß bei diesem notwendigen 
Demokratisierungsprozeß hier ein Angebot vorliegt, 
das von der einen Seite des Hauses sehr ablehnend 
und von anderen Teilen des  Hauses doch mit einer 
sehr verzögernden Art behandelt wird. 

Was diese Art der Verzögerung von Gesetzge-
bungsvorhaben angeht, hat mir das sehr gefallen, 
was Herr Barzel gesagt hat. Er hat gesagt: Das ist 
ja nicht so, gestern ist eine Idee, heute sind Mehr-
heiten, und morgen ist das Gesetz hier fertig — da-
zwischen liegt der graue Alltag! Das muß man na-
türlich klarmachen, warum dieser graue Alltag sein 
muß, und das muß man versuchen, nachprüfbar zu 
machen, kontrollierbar zu machen. Aber sehen Sie, 
da kann man nicht mehr verlangen an Geduld als 
das, was man durch überzeugende Aussage über 
die Schwierigkeit begründen kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben eine ganze Reihe von Dingen, wo Ideen 
da sind. Ich will sie jetzt gar nicht aufzählen, sie 
sind hier bekannt. Etwa die Idee von der Volksge-
sundheit: jedermann ist klar, daß Luft und Wasser 
verschmutzt und daß Konservierungen gefährlich 
sind und daß wir da etwas tun müssen. Darüber 
reden wir nun schon sechs Jahre. Jemandem klarzu-
machen, warum da sechs Jahre nichts geschehen ist 
— das ist gar kein Vorwurf gegen die Große Koali-
tion, ich nehme so  ganz alte Restbestände, die da 
vorhanden sind —, ist schwer. 

Da gibt es Herrn Luban, der uns allen schreibt. 
Der Mann tut mir leid. Ich verstehe von der Sache 
wahrscheinlich nicht so viel wie der Herr Luban. 
Aber wenn ich hier im ganzen Haus Fachleute frage, 
ob denn nun der Mann recht hat oder nicht — es ist 
ja immerhin eine Leistung, daß eine Privatperson 
soviel an Initiative entwickelt —, so sagen mir die 
Fachleute: Im Grunde genommen hat er recht. Dann 
ist die Frage: Warum tun wir denn da nichts? Da 
kommen Erklärungen, die selbst ich als Politiker 
nicht begreife. 

Ich will es bei den Beispielen bewenden lassen. 
Zur Großen Koalition hingewandt, darf ich sagen: 
Die Große Koalition hat in sich einige Gefahren. 
Aber der Gefahr ist sie doch bislang begegnet, daß 
sie den Dingen, um derentwillen sie sich gebildet 
hat, ausgewichen wäre. Und wo in diesem Land 
hatte nach 1945 eine Große Koalition solche Schul-
denberge abzutragen, Umschichtungen und ein-
schneidende Maßnahmen — — 

(Abg. Sander: Das ist nicht sehr gut ge

-

sagt, Herr Kollege! — Abg. Mertes: Noch 
nie sind die Schuldenberge so schnell ge

-

stiegen wie in der Großen Koalition!) 

— Das glaube ich aber doch nicht, daß das nachweis

-

bar ist. Sie wollen also sagen, Sie sind ausgestie

-

gen, bevor die Schulden da waren, und wir haben 
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dann die Schulden gemacht? Oder wie soll ich das 
verstehen? 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Es war doch so, daß Sie ausgestiegen sind, als die 
von Ihnen mitzuverantwortenden Schulden sozu

-

sagen mit Ihrer Kraft nicht mehr abtragbar waren. 

(Abg. Mertes: Fragen Sie mal Herrn Bles- 
sing!)  

— Das wäre aber interessant, wenn Sie einmal 
näher erläuterten, was Sie mit diesem Zwischenruf 
gemeint haben. 

(Abg. Mertes: Das tue ich später!) 

Eine letzte Bemerkung, weil ich mich verpflichtet 
hatte, sehr kurz zu sprechen: Ich halte es für ganz 
legitim, daß die Studenten mit der Forderung auf-
treten, daß der Wissenschaftler eine Verantwor-
tung für die Verwendung der Ergebnisse seiner 
Forschung hat, daß er also tagsüber nicht Napalm 
entwickeln kann und sich abends der erlernten Hu-
manität hingibt. Das halte ich für eine ganz gute 
Sache. Daraus ergibt sich aber für den akademisch 
Vorgebildeten, nämlich auch für den, der noch im 
Studium steht, ein Anlaß, sich einmal zu überlegen, 
was sich denn aus der praktizierten Nutzanwendung 
seiner soziologischen Kenntnisse, Unruhe zu stiften, 
eventuell auch ergeben könnte. Dies ist an und für 
sich der Rückschluß aus der Forderung, die er an 
seine Lehrer stellt. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Ich würde gern noch einige Gedanken anfügen. 
Mir ging es darum, insbesondere nach dieser Seite 
des Hauses zu sagen: Es gibt da schon Lösungs-
möglichkeiten für den beklagten Zustand und für 
den notwendigen Demokratisierungsprozeß — für 
einen sehr viel größeren Bereich als den der studen-
tischen Jugend—, und wenn Sie da mithelfen woll-
ten, wäre das eine feine Nutzanwendung Ihrer an 
und für sich richtigen Erkenntnisse. 

(Beifall bei SPD und bei Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf mit den Schlußbemerkungen 
des Herrn Gscheidle beginnen. Ich freue mich, daß er 
unsere richtige Analyse der demokratischen Pro-
bleme bestätigt hat. Auch ich spreche hier nur für 
mich, aber ich spreche aus einer Erfahrung als Ar-
beitnehmer und in Unternehmerfunktion, und zwar 
in allen Stufen, die es gibt, vom Lehrling angefan-
gen, in den letzten 20 Jahren. Ich möchte Ihnen ant-
worten, Herr Gscheidle: Weil wir wissen, welche 
Unterschiede etwa zwischen den Problemen der 
Universität und denen des Arbeitslebens bestehen, 
machen wir es uns damit nicht ganz leicht. Deswe-
gen kommen wir z. B bei richtiger Erkenntnis des 
Problems zu anderen Schlüssen, als Sie — als Orga-
nisation DGB — beispielsweise jetzt gekommen 
sind; was nicht ausschließt, daß beide am Ende Un

-

recht haben könnten. Aber ich will nur betonen, daß 
für uns die Frage der Öffentlichkeit, des Vertrauens 
in die Unternehmensführung eine Frage der Infor-
mation ist und daß die Frage der Kontrolle in der 
Tat für mich die vorrangige Frage ist in einem 
Demokratieverständnis, das unter Umständen anders 
aussieht als Ihr praktiziertes Demokratieverständ-
nis auf diesem Gebiet, weil Sie nämlich unter Um-
ständen, wenn Sie sich zum Establishment — um Ihr 
Wort aufzugreifen — bekennen, sich praktisch 
gleichzeitig jener Kontrollfunktion begeben, die Sie 
eigentlich zum Nutzen der Abhängigen haben müß-
ten. 

Das ist auch das Problem an der Universität, ich 
will es nicht bestreiten. Herr Dr. Martin hat die 
Drittelparität in der allgemeinen Form abgelehnt. 
Ich bekenne mich zu dieser Drittelparität; ich halte 
sie unter allen Vorschlägen im Augenblick für den 
besten. Aber noch lieber wäre mir, Herr Raffert, 
wenn ich die studentische Jugend davon überzeugen 
könnte, daß sie vielleicht mehr für ihre Sache ge-
winnt, wenn sie sich als Opposition zum Senat be-
kennt und nicht hineingeht, um dort Verantwortung 
mit zu übernehmen, wo sie dann von ihren eigenen 
Freunden verdächtigt wird, sie beteilige sich am 
Prozeß der Machtausübung, was z. B. in Konstanz ja 
bereits geschieht. Dort besteht jetzt, wie mir gesagt 
wurde, die Gefahr, daß Studentenvertreter bei Beru-
fungsverfahren noch größere Taktiker seien als die 
eingesessenen Professoren. So ändern sich dann die 
Verhältnisse und das Bewußtsein, wenn man die 
Lage des einzelnen verändert hat. 

Das muß man also offen diskutieren. Nur der Vor-
wand, zu sagen: „Wir wollen diese Drittelparität 
nicht, wir müssen irgend etwas anderes finden", das 
allein reicht nicht. Dann muß man eben zu überzeu-
gen versuchen, daß klare Kontrolle in diesem Falle 
das bessere ist. Ganz bestimmt auch ein Problem der 
Betriebsverfassung. 

Ich hatte nicht ums Wort gebeten, um dieses 
Thema hier auszuspinnen, wenngleich es sich in die-
sem Zusammenhang sicherlich anbietet. Ich will nur 
sagen, daß man aus der richtigen Erkenntnis, daß 
Demokratie praktiziert werden müsse, an der Hoch-
schule, im Arbeitsleben, überall, in der Schule bei-
spielsweise — davon ist noch gar nicht gesprochen 
worden —, unter Umständen ganz andere Schlüsse 
und differenzierte Schlüsse ziehen kann und muß 
und daß man vor allem bereit sein muß, Herr 
Gscheidle, nicht das, was einmal bei uns Gesetz ge-
worden ist, für sakrosankt zu halten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Moersch (FDP): Bitte! 

Gscheidle (SPD) : Ich gehe zunächst einmal 
von Ihrer Argumentation aus, Herr Moersch, und 
stelle Ihnen die Frage, ob Sie dann nicht dennoch die 
Schwierigkeit haben, zu erläutern, warum Sie von 
der Erkenntnis der Notwendigkeit bis zur Vorlage 
einer Lösung so lange brauchen. 
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Moersch (FDP) : Herr Gscheidle, zugegeben: 
weil wir uns in der Vergangenheit vielleicht nicht 
intensiv genug mit diesen Fragen beschäftigt haben. 
Das ist sicherlich ein Vorwurf, den auch wir Freien 
Demokraten uns zu machen haben. Aber die Frage 
ist doch, ob man die Unabhängigkeit der Abhängi-
gen besser erreicht, wenn man Ihren Vorschlägen 
folgt, ober aber dann, wenn wir uns gründlich 
umsehen, ob es nicht auf bessere Weise ginge, ob 
wir nicht durch eine Verwischung der Verantwort-
lichkeit im Grunde am Ende unverantwortlich han-
deln. Ich glaube, auch dafür gibt es Beispiele; ich 
brauche sie Ihnen nicht im einzelnen zu nennen. 

Aber ich möchte auch auf die Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers ein paar Worte verwenden 
und auf das, was Dr. Martin gesagt hat, dem ich 
heute in vielem zustimme; nicht in den Sachpunk-
ten, die er genannt hat, aber in der Analyse durch-
aus. 

Herr Bundeskanzler, Ihre Regierungserklärung 
kündigt an, daß Verhandlungen mit dem Ziel einer 
Beschleunigung der Reform unserer Hochschulen 
aufgenommen werden. Da hätte ich gern einmal 
das Reformziel selber klarer definiert gesehen, z. B. 
die Frage: „Demokratie der Hochschule und an der 
Hochschule". Das hätte die Bundesregierung sehr 
wohl sagen können; sie hätte keine Kompetenzen 
verletzt, wenn sie das hier gesagt hätte. 

Das zweite aber, was mich so außerordentlich 
wundert, ist, daß Sie es als einen Erfolg auslegen, 
daß jetzt ein neues Abkommen über Hochschulneu-
bauten und ähnliches beschlossen wurde, wo doch 
in diesem Hause wiederholt dargelegt wurde — und 
ich glaube nicht, daß eine Mehrheit anderer Mei-
nung gewesen ist —, daß es ein äußerst proble-
matischer Weg weg von der demokratischen Ver-
antwortung ist, wenn wir auf dem Weg der Abkom-
men und der Verwaltungsvereinbarungen die parla-
mentarische Kontrolle über entscheidende hochschul-
politische Fragen künftig weder beim Land noch 
beim Bund haben, wenn wir hier eine neue Zone 
der Bürokratie schaffen, weil wir in verfassungspoli-
tischer Verlegenheit sind. Diesen Weg wollen wir 
Freien Demokraten jedenfalls nicht gehen. Deswe-
gen unsere Anträge, die klare parlamentarische Ver-
antwortlichkeit schaffen sollen. 

(Abg. Matthöfer: Es handelt sich ja gerade 
um Einigkeit über die Verfassungsände

-

rung!) 

— Nein, darum handelt ,es sich nicht, Herr Matt-
höfier. Da haben Sie nicht richtig zugehört. Der 
Herr Bundeskanzler hat — und auch andere Herren 
haben es getan, z. B. Ihr Fraktionsvorsitzender —, 
soweit ich mich entsinne, es als einen Erfolg dar-
gestellt, daß man jetzt wenigstens auf dieser Bund-
Länder-Ebene weitergekommen ist, daß man den 
Bund an den Hochschulneugründungen beteiligt. 
Aber das ist doch ein Abkommen, das von allen 
elf Ländern gebilligt werden muß, von den Regie-
rungen, nebenbei bemerkt, nicht unbedingt von den 
Parlamenten, das also nicht etwa der Kritik des 
Bundestages unterliegt, das keine parlamentarische 
Funktion haben kann, mit dem Sie eigentlich die 

parlamentarische Verantwortung ausschalten. Hier 
beginnt das Problem. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Aber durch 
die Finanzreform wird es doch klar insti

-

tutionalisiert!) 

— Durch die Finanzreform wird es noch schlimmer, 
Herr Schmitt-Vockenhausen. Wenn man nämlich 
den bisherigen Vorschlägen folgt, dann ist die Ver-
antwortung bei dem Begriff „Gemeinschaftsaufgabe" 
noch unklarer. Nein, wir wollen, daß die Parlamente 
Verantwortung haben, 'und zwar klar abgegrenzte 
Verantwortung, damit der Wähler weiß, an wen er 
sich zu halten hat, wenn etwas beispielsweise nicht 
geschieht. Das ist unsere Vorstellung dazu. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zwischen-
frage von Herrn Schmidt. 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Herr Kollege Moersch, 
glauben Sie wirklich, die Entwürfe zur Finanzre-
form so verstehen zu sollen, daß die Gemeinschafts-
aufgabe „Schaffung neuer Hochschulen" im Grund-
gesetz in Zukunft der parlamentarischen Beschluß-
fassung entzogen werden soll? 

Moersch (FDP) : Teilweise ja.  Das wird die Folge 
sein. 

(Abg. Schmidt, [Hamburg] : Dann bedauere 
ich, daß ich im Augenblick nur Fragen 

stellen kann!) 

— Herr Schmidt, es ist doch gar nicht zu bestrei-
ten: Wenn Sie nicht eine klare Bundeskompetenz 
schaffen oder eine Länderkompetenz, wie sie jetzt 
ist, lassen, wenn  Sie  also beide Kompetenzen .schaf-
fen und etwa den Wissenschaftsrat in seiner Funk-
tion noch ausbauen, dann haben Sie den gleichen 
Zustand wie vorher, daß am Ende niemand klar 
allein verantwortlich gemacht werden kann. Was 
wir mit unserer Verfassungsänderung wollen, ist, 
daß der Bund die konkurrierende Gesetzgebung be-
kommt, so daß, wenn etwa die Länder oder einzelne 
Länder der Meinung sind, sie müßten eine Bundes-
rahmenregelung haben, sie über den Bundesrat 
initiativ werden können oder, wenn nichts ge-
schieht, daß der Bund — der Bundestag oder die 
Bundesregierung — initiativ werden kann, und 
zwar ohne daß dann die einzelnen Länder zustim-
men  müssen, sondern so, daß der Bundesrat mit 
Mehrheit zustimmen muß, daß also Mehrheitsent-
scheidungen möglich sind. Das ist dabei wichtig. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Schmidt, bitte! 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Herr Kollege Moersch, 
sind Sie sich darüber klar, daß bei Ihrem durchaus 
plausiblen Plänkeln gegen Mischverwaltung oder 
Mischkompetenz oder Doppelkompetenz Sie im übri-
gen jetzt einen Ausweg gesucht haben gegenüber 
meinem Vorwurf, zu Unrecht behauptet zu haben, 
daß in der Finanzreform eine Ausschaltung der Par-
lamente beabsichtigt sei? 
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Moersch (FDP) : Wir haben von zwei verschie-
denen Dingen gesprochen, Herr Schmidt. Ich bitte um 
Entschuldigung. Da mag das Mißverständnis her-
kommen. Ich habe von dem Lob gesprochen, das 
heute hier den Verwaltungsabkommen gesungen 
worden ist. Das halte ich für eine schlechte Hilfs-
konstruktion. 

(Abg .Schmidt [Hamburg]: Das habe ich nicht 
gelobt!) 

— Ich habe den Herr Bundeskanzler genannt. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Sie haben mich 
zitiert!) 

— Dann ist das irrtümlich geschehen. Ich bitte um 
Entschuldigung. 

Ich habe den Herrn Bundeskanzler genannt, der in 
seiner Replik heute nachmittag das ausdrücklich als 
eine besondere positive Leistung gewürdigt hat, was 
lediglich die Wiederaufnahme einer einmal getrof-
fenen Vereinbarung war, die schon Jahre zurück-
liegt und die damals von Herrn Lenz noch in Gang 
gesetzt wurde, weil es nicht anders ging. Ich sehe 
darin keinen besonderen Erfolg, sondern einen ge-
fährlichen Weg zur Ausschaltung von parlamentari-
scher Verantwortlichkeit, also das Gegenteil von 
demokratischer Verantwortung, die wir doch alle 
wollen. 

Herr Schmidt, ich werde das im Protokoll nach-
lesen. Ich bitte um Entschuldigung. Das kann bei 
einer so langen Debatte schon einmal geschehen. 
Wenn Sie aber im Prinzip mit uns einig sind, freut 
es mich. Dann wird es vielleicht leichter werden, 
auch unsere Verfassungsvorstellungen durchzuset-
zen, die ja kein Muß, sondern ein Kann für den 
Bund sind.  Das ist im Augenblick für uns das Wich-
tige. 

Herr Bundeskanzler, mich wundert, daß Sie in der 
Erklärung diese Ankündigung der gegenseitigen 
Gutwilligkeit von sich geben, und zwar wenige Tage, 
nachdem in Stuttgart ein Landesgesetz verabschiedet, 
worden ist, von dem berechtigterweise befürchtet 
werden kann, daß es eine sinnvolle Reform des 
Hochschulwesens verhindert, sie jedenfalls nicht för-
dert. Wieso ist es Ihnen — ich frage Sie jetzt als 
Vorsitzenden der CDU — eigentlich nicht möglich 
gewesen — auch die SPD frage ich —, Ihre Partei-
freunde in Stuttgart von diesem Vorhaben abzuhal-
ten, bis eine gemeinschaftliche Vorstellung etwa 
der großen Parteien hier vorhanden gewesen wäre? 
Warum eigentlich ist die Bundesregierung hier nicht 
initiativ geworden, nicht auf dem Wege über die 
Verfassungsorgane, sondern beispielsweise, indem 
sie ihre guten Dienste allen Landesregierungen an-
geboten hätte, indem sie einen Grundentwurf für 
dieses Hochschulgesetz für alle Länder vorgelegt 
hätte, etwa auch für Berlin, wobei es dann immer 
noch in der Entscheidung der Landtage und der Lan-
desregierungen gelegen hätte, ob sie so etwas an-
nehmen wollen oder nicht. Aber wenn die Mitwir-
kung der Parteien unserer Demokratie, die im 
Grundgesetz ja mit geschrieben ist, einen Sinn haben 
soll, dann kann es doch nur der Sinn sein, daß in 
solchen Fragen von nationaler Bedeutung — und 

die Hochschulreform ist eine Frage von nationaler 
Bedeutung — die gesamtstaatliche Verantwortung 
der Parteien auch auf diese Weise wirksam wird, 
daß man sich um solche Lösungen bemüht.  

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das vermisse ich. Die Erkenntnis, daß man mitein-
ander reden muß, kommt eben nach dem Stuttgarter 
Gesetz und nachdem die Studenten in Stuttgart — 
mit vollem Recht — gegen die Methode, dieses Ge-
setz so zu verabschieden, wie es verabschiedet wor-
den ist, protestiert haben, nämlich gegen maßgeb-
liche Einwendungen, gegen Vorschläge zu einer 
Reform, die auch wir in diesem Hause hier zur Zeit 
in der Beratung haben, die etwa das Beamtenrecht 
betreffen. Das halte ich einfach für unmöglich. Das 
ist das Gegenteil von kooperativem Föderalismus, 
und es ist auch das Gegenteil von Führung in einer 
politischen Partei, wenn ich dais einmal in dieser 
Debatte sagen darf. Das trifft nicht nur den Bundes-
kanzler, das trifft auch den CDU-Vorsitzenden, und 
es stünde der SPD gut an, wenn sie auf ihrem Partei-
tag in Nürnberg sich dazu vielleicht einmal klar in 
Form einer Entscheidung äußern wollte, damit ihre 
Freunde in Stuttgart künftig nicht wieder in der Ver-
legenheit sind, verschiedenartig abstimmen zu müs-
sen, wie es hier geschehen ist, weil einige ja doch 
Bedenken hatten, ob der Weg der Obrigkeit immer 
der gute und richtige Weg ist. Das ehrt die Leute, 
die sich hier der Stimme enthalten haben oder mit 
uns als Opposition gestimmt haben. 

Das ist doch, was die 'Politik — und damit komme 
ich auf .das Thema, das eben von Herrn Gscheidle 
angeschnitten worden ist —, was unsere Politik so 
schwer verständlich .macht für Leute, die keinen ho-
hen Grad politischer Bildung erreicht haben. Daß so 
etwas in einem Bundesstaat möglich ist, daß der 
Bundeskanzler zehn Tage nach der  Verabschiedung 
eines stärkstens kritisierten Landesgesetzes der Öf-
fentlichkeit verkündet, daß man jetzt über diese 
Gesetzgebung miteinander verhandeln und reden 
wolle, das wird Ihnen kein Jüngerer, der wirklich 
in ,die Taktiken der Parteipolitik in Deutschland un-
eingeweiht ist, jemals abnehmen können. Er wird 
es kaum verstehen können, und Sie werden es ihm 
sinnvoll auch kaum begreiflich machen können. Das 
sollten Sie  künftig bei solchen Berichten einmal 
überlegen und vorher handeln, nicht erst dann, wenn 
die Zeitungen Sie alarmiert haben über die Unruhe, 
die an ,den Universitäten in Baden-Württemberg 
herrscht. 

Und ein Weiteres, Herr Bundeskanzler: Ich freue 
mich, daß Sie in der Zeit, in der Sie hier Bundeskanz-
ler sind, auf dem Gebiete des Schulwesens offen-
sichtlich erheblich an Erkenntnis dazugewonnen ha-
ben, denn Sie sagen uns hier in dem Bericht, daß 
Sie für ein modernes Bildungswesen eintreten. Wenn 
mich meine Erinnerung nicht ganz trügt, dann war 
es vor anderthalb Jahren oder vor eindreiviertel 
Jahren in Baden-Württemberg so, daß Sie als Mini-
sterpräsident des Landes Baden-Württemberg er-
klärt haben: Wenn dieser Landtag eine verfassungs-
ändernde Mehrheit zustande bringt und die staat-
liche Konfessionsschule aus der Verfassung streicht, 
dann trete ich als Ministerpräsident dieses Landes 
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zurück. Von dieser Ihrer Erklärung in Baden-Würt-
temberg, deren Vollzug ja nicht mehr notwendig 
wurde, weil' Sie inzwischen Bundeskanzler in Bonn 
geworden sind, bis zu Ihrer Erklärung zur Lage der 
Nation ist ein ungeheuer weiter Weg. Ich hätte nur 
gerne gewußt, wie Sie es eigentlich hier dem deut-
schen Volk klarmachen wollen, daß Sie Ihre Auffas-
sung auf diesem Gebiet so schnell haben wandeln 
können. 

(Abg. Geiger: Das macht der Umgang mit 
den Sozialdemokraten!) 

— Das freut mich, Her Geiger, daß Sie auf die Idee 
gekommen sind, daß Ihre leicht rosarote — oder ist 
es eine schockfarbene? — Darstellung, die Sie uns 
heute hier geben, immerhin offensichtlich so inspi-
rierend auf den Bundeskanzler Ihrer Großen Koali-
tion eingewirkt haben mag. 

Herr Bundeskanzler, Sie hätten einen aktuellen 
Anlaß gehabt, Ihrer Sorge für .ein modernes Hoch-
schulwesen etwas mehr Nachdruck zu verleihen. Sie 
wissen, daß an ,dem Problem der Hochschule für Ge-
staltung! in Ulm mehr dran ist als die paar hundert-
tausend Mark, um , die es hier geht. Hier geht es um 
etwas ganz anderes. Hier geht es, was viele nicht 
wissen, um den Kampf verspießter Kleinbürger ge-
gen eine Institution, die ihnen politisch suspekt ist, 
um es einmal ganz deutlich zu sagen. Und es geht 
darum, was auch in ,der Regierung zu wenige wissen, 
daß diese Institution  der  deutschen Industrie gerade 
im Export ungeheure Dienste geleistet hat. Ihre Re-
gierung weist darauf hin, in Antworten auf Kleine 
Anfragen, daß sie für 'diesen Fall gewissermaßen 
nicht zuständig und nicht berufen sei. In Wahrheit 
ist es so, daß es sich hier um eine Einrichtung handelt, 
die  in  der Welt allerdings besser bekannt ist als in 
manchen Bonner Amtsstuben und die in der Welt 
z. B. mehr geschätzt wird und uns auf gewissen Ge-
bieten mehr Ansehen verschafft hat, als es hier 
offensichtlich bekannt ist.  Wenn man schon vom mo-
dernen Bildungswesen spricht und wenn man schon 
die Modernität in dieser Erklärung beschwört, dann 
wäre es doch wohl nicht schwer gewesen zusagen: 
Wir halten das auch für eine Aufgabe von gesamt-
staatlicher Verantwortung, uns energisch um diese 
Frage zu kümmern und nicht zusehen zu wollen, daß 
eine solche Einrichtung, über deren Werdegang man 
sicherlich verschiedener Meinung sein kann, nun 
kleinlichen Interessengegensätzen vielleicht zum 
Opfer fällt und uns damit eine Blamage von welt-
weiter Bedeutung einbringen wird; denn ich bin 
sicher, 'daß die dort Tätigen .im Ausland sehr schnell 
Stifter finden werden, die ihnen ,die eine oder an-
derthalb Millionen geben werden, die sie im Jahr 
zu ihrem Unterhalt brauchen. 

Das sind nur einige praktische Beispiele für den 
Anspruch, den Sie hier in der Erklärung erhoben 
haben, und die Praxis, die sich uns täglich etwa in 
den Meldungen der Zeitungen darbietet. 

Nun ein Weiteres, was uns in Ihrer Erklärung 
und in der Praxis dieser Politik aufgefallen ist. Wir 
hatten gestern in der Fragestunde Gelegenheit, 
einen Anschauungsunterricht über Demokratiever-
ständnis dieser Bundesregierung zu bekommen,  

nämlich in der Frage nach der Intervention beim 
Frühschoppen des Herrn Höfer durch den Sprecher 
oder durch die Sprecher der Bundesregierung. 

(Abg. Raffert: Das hatten wir heute morgen 
schon mal!) 

— Herr Raffert, entschuldigen Sie, vielleicht darf 
ich das nochmals sagen; es gibt Dinge, die man 
manchen Leuten zweimal sagen muß. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Nein, Herr 
Kollege, Sie hatten doch nicht dazu ge

-

sprochen!) 

— Herr Schmitt-Vockenhausen, Sie werden mir er-
lauben, das nochmals deswegen deutlich zu machen, 
weil ich den Eindruck hatte, daß Sie allein — aus 
Ihren Zwischenrufen ist das erkenntlich — offen-
sichtlich die Sache noch nicht ganz verstanden hat-
ten. Es herrscht nämlich hier bei der Regierung eine 
andere Vorstellung von Gesellschaft und Staat, als 
in unserem liberalen Verständnis von Demokratie 
herrschen sollte. Für uns ist der Staat die Organi-
sationsform der Gesellschaft. Für den Sprecher der 
Bundesregierung, wenn ich seine Antworten gestern 
recht nachgelesen habe, ist der Staat eine Sache an 
sich, gewissermaßen ein höheres Wesen. Deswegen 
leitet er ab, daß der Sprecher des Bundespresse- und 
Informationsamtes als Staatssekretär auch das Recht 
haben könne, gegen die Beschäftigung eines Jour-
nalisten in einer Fernsehsendung zu intervenieren, 
während wir Liberalen meinen, daß es dieses Recht 
überhaupt nicht gibt, weder für die Regierung noch 
für den Staat, sondern daß es nur das Recht gibt, 
Äußerungen zu kritisieren, die dort gemacht wer-
den, und das, wenn es sein muß, in aller Schärfe. 

Ich glaube, an diesem anderen Verständnis von 
Demokratie — und unser Verständnis ist durch das 
Grundgesetz gedeckt, wenn ich das hier mal sagen 
darf —, an diesem anderen Verständnis vom Wesen 
des Staates scheitert mancher Dialog zwischen den 
Vertretern der Bundesregierung sowie vor allem 
der CDU/CSU-Fraktion in diesem Hause und etwa 
der Studenten, die nicht Anhänger der parlamenta-
rischen Gruppen, sondern durchaus demokratische 
Reformer sind. Sie finden eben nicht die gleiche 
Sprache,- die diese Studenten sprechen, die demo-
kratiewillig sind und die Demokratie reformieren 
möchten, wenn sie eine andere Vorstellung vom 
Staat vertreten, als sie den Grundrechten und der 
Stellung der Grundrechte in unserem Grundgesetz 
entspricht. 

Deswegen, glaube ich, sind Sie in einer so großen 
Verlegenheit, meine Kolleginnen und Kollegen, 
wenn Sie jetzt zu der Frage der Studentenunruhen 
in Deutschland Stellung nehmen müssen, nachdem 
in Prag und in Warschau solche Studentenunruhen 
stattfinden. 

(Abg. Matthöfer: Und in Madrid!) 

— Und in Madrid! Was gar nichts unterscheidet, 
Herr Matthöfer, ich gebe Ihnen gern recht. Ich gebe 
Ihnen das gern zu, wenn Sie das zur Erinnerung an 
die CDU sagen möchten; einverstanden. 

Das ist es doch, was das Gemeinsame hier aus-
macht, daß wir dann in den Zeitungen lesen — das 
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ist das Kuriosum daran —, in Warschau habe 
die Regierung die Arbeiter aufgerufen, und sie 
habe ihnen freigegeben, gegen die Studenten zu 
demonstrieren. Das wird allgemein als demokra-
tische Ungeheuerlichkeit empfunden; ich hoffe we-
nigstens, daß es so ist. Ich habe mir leider sagen 
lassen, daß das kürzlich auch in Deutschland seitens 
einer Regierung passiert ist, daß auch sie sozusagen 
zur Demonstration veranlaßt hat und daß nicht die 
gesellschaftlich wirksamen Kräfte von sich aus das 
getan haben. 

(Beifall auf der Tribüne.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter Moersch! Auf der Tribüne 
wurden Zeichen des Beifalls oder des  Unmuts ge-
äußert. Ich mache darauf aufmerksam, daß das 
nicht gestattet ist; keine Beifälls- und keine Miß-
fallenskundgebungen auf der Tribüne, sonst muß ich 
die Tribüne räumen lassen. — Bitte fahren Sie fort, 
Herr Moersch! 

Moersch (FDP) : Ich will damit nur sagen, daß 
die sehr oberflächliche Art der Betrachtungsweise, 
die .etwa unseren unruhigen Studenten gegenüber 
angewandt wird, ihre ganz großen Gefahren hat, 
wenn sie mit dem Klischee nicht übereinstimmt, das 
auch in Zwischenrufen wiederholt aus Ihren Reihen 
hier in den letzten Wochen vorgetragen worden ist, 
z. B. bei der Jugenddebatte. Wenn hier der „harte 
Landgraf" beschworen worden ist, wenn nach der 
Staatsautorität, nach der Ordnungsmacht und ande

-

rem mehr gerufen wird und wenn darauf von Kolle-
gen dazwischengefunkt worden ist mit der Behaup-
tung, das seien ja alles kommunistisch gelenkte Intri-
gen, die diese Studentenunruhen hervorgerufen hät-
ten, dann müssen sich die Kollegen doch heute an die 
Brust schlagen und fragen, wo eigentlich die kom-
munistische Lenkung in Prag und in Warschau ge-
blieben ist. Dort ist es nämlich die Gegenlenkung, 
die Lenkung der Art, die uns Herr Dr. Jaeger hier 
im Grunde empfohlen hat. Über diese Gemeinsam-
keit, meine Damen und Herren von der CDU, bitte 
ich Sie noch einmal ernsthaft nachzudenken, damit 
wir uns künftig etwas sachlicher über die Frage 
der unruhigen Jugend unterhalten können, als es 
kürzlich in der aktuellen Stunde von Ihrer Seite 
durch einige Sprecher — das möchte ich ausdrücklich 
sagen — geschehen ist. Sie blamieren sich leider und 
Sie werden sich blamieren durch das, was außer-
halb unserer Grenzen geschieht. Wir haben Anlaß 
darüber nachzudenken, ob es nicht daher kommt, daß 
Ihre Vorstellung von Staat und Demokratie leider 
eine andere ist als die, die die Liberalen davon 
haben müssen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen. 

 
Wehner, Bundesminister für gesamtdeutsche 

Fragen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Es tut mir herzlich leid, daß ich meinem Herrn 

Vorredner eine Enttäuschung bereiten muß; denn 
mit mir geht ja auch kein Dialog. 

(Abg. Moersch: Sie sind ja auch nicht aus 
Baden-Württemberg, Herr Minister!) 

— Sie waren — Herr Genscher — noch nicht wieder 
drin — womit ich nicht sagen will, daß Sie nicht 
da waren —, als mein Herr Vorredner, Ihr Frak-
tionskollege, 	in 	württembergischen 	Dingen 
schwelgte, die ein anderer, der nicht zu dieser Elite 
der deutschen Stämme gehört, nur mit Schmunzeln 
mitanhören kann. 

(Heiterkeit. — Beifall bei der SPD.) 

Insofern muß ich ihm und eben auch Ihnen eine 
Enttäuschung bereiten. Ich habe mich nicht gemeldet, 
um der Diskussion irgendeine Wendung zu geben. 
Aber ich war nicht so sicher, ob sie sich nicht schon 
in Sphären erheben wird, in die ich nicht zu folgen 
vermag. 

Ich habe jedenfalls noch , einiges nachzuholen 'und 
muß auf ein paar Punkte — es  sind nicht gerade 
Sommerprossen — zurückkommen, die  in  der De-
batte besprochen worden sind, und da ich kein freier 
Mann hin —  

(Zuruf von  der  FDP.) 

— Nein, werden Sie erst einmal Minister, dann 
werden Sie genau wissen, daß das eine sachliche 
Feststellung ist,  weder übertrieben noch unter-
trieben. 

(Abg. Rasner: Lieber wicht!) 

— Er muß es doch nicht hier werden; er kann es 
doch in  ,einem Lande werden. Da gibt es  doch viele 
Möglichkeiten, in  Baden-Württemberg oder wo 
immer noch. 

(Zuruf des Abg. Dr. Barzel) 

— Da müssen Sie sich mit ihm streiten, ich nicht; 
wir sind da großzügig. 

Ich meine nur, hier sollten vielleicht noch ein 
paar Sachen hochgezogen werden, womit ich nicht 
in dieser .angeregten Diskussion, .die soeben über 
Hochschulfragen — und was dazu gehört — be-
gonnen hat, sprechen will. Ich verspreche auch, ihr 
weiter zu folgen, wie lange sie auch noch dauern 
wird. Nein, mir geht es  um  eine andere Sache, und 
in diesem Punkt möchte ich doch mit einer Bemer-
kung an das anschließen, was :mein Herr Vorredner 
gesagt hat: unruhige Demonstrationen hier und 
dort. Ich glaube, wenn wir einige Jahre mehr Er-
fahrung mit diesen Sachen haben werden 

(Abg. Genscher: Ich habe dazu ,gar nicht 
gesprochen!) 

— ich meine Sie dennoch —, dann werden wir 
wahrscheinlich in  der Beurteilung irgendwelcher 
Generalnenner — Demonstration hier und dort --
und in der Umkehrung von Generalnennern sehr 
zurückhaltend sein. In Wirklichkeit ist es so: die 
Menschen, gleichgültig ob sie nun  den  bevorzugten 
Generationen, den  Generationen, die  en vogue sind, 
angehören — ich gehöre nicht mehr dazu — oder 
ob sie zu den absteigenden Generationen gehören, 
müssen ,sich alle in ihren gesellschaftlichen Ord- 
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nungen und ihren staatlichen Verfassungen um 
etwas mehr Bewegungsmöglichkeiten bemühen. 

Wir können von hier aus leider — und da komme 
ich zu dem, was ich sagen wollte — denen drüben 
im anderen Teil Deutschlands nicht unmittelbar 
helfen. Wir können ihnen ein wenig durch unsere 
Anteilnahme — ich meine, durch unser Interesse, 
nicht Anteilnahme in einem quasi moralischen 
Sinne --, durch unser Interesse  an  den Entwicklun-
gen helfen. Aber ich finde, es wird auch drüben gut 
verstanden werden, daß wir bei unserer ersten 
Debatte über  die  Lage der Nation das Glück hatten, 
.daß sich Herr Ulbricht zu Wort gemeldet hat. 
Das wird vielen drüben manches an Versöhnendem 
gegenüber manchem, was .sie sonst Schlechtes über 
uns denken, einflößen, weil sie sagen: wenigstens 
das haben sie ihm entlockt. 

In dem Zusammenhang wollte ich gerne dem 
Herrn Kollegen Dr. Becher etwas sagen, der in 
einer Auseinandersetzung, die ich wohl verstehe, 
sagte, manche verhielten sich hier so, als ob es 
drüben eine Bereitschaft gäbe oder ein System, mit 
dem wir kooperieren könnten. Ich wollte nur sa-
gen: 

 
 nicht das ist das Kriterium. Ebensowenig wie 

es das Kriterium ist, daß sie dort aggressiv sind, 
wie die Karlsbader Beschlüsse. — Herr Dr. Barzel 
hat heute früh ganz richtig auf sie hingewiesen. 
Und dann die rasche Art, in der sie dort glaubten, 
alles vom Tisch, an den Ulbricht gar nicht gehen 
will, pusten zu können. Keine Angst, auch das ist 
nicht das Kriterium, daß sie aggressiv sind. Ich will 
da gar keine Analyse betreiben. Das wirkliche Krite-
rium für unser innerdeutsches Verhältnis — im Ver-
hältnis zu anderen etwas weiter weg muß ich noch 
einiges hinzusetzen, das ist jetzt nicht meine Sache, 
dazu bin ich nicht frei genug, das jetzt zu sagen — 
ist: die drüben für die Politik Verantwortlichen 
können der Nation, der sie selbst angehören und 
die sie nicht leugnen können und auch oft nicht 
leugnen wollen, nicht geben, was die Nation braucht 
und was die Nation ist. Das ist ihre besondere 
Lage. Und nun vertrösten sie die, die ihrer poli-
tischen Gewalt ausgesetzt sind, sie würden das 
nachholen, sie, die die Verantwortung haben. Wann 
nachholen, der Nation zu geben, was der Nation 
gehört und ihr gebührt? Wenn sie diese Nation 
mit ihrer eigenen politischen Ideologie durchtränkt 
oder von ihr Besitz ergriffen haben, dann käme die 
Nation zu ihrem Recht. Das ist ein hochinteressan-
ter Vorgang, denn da gibt es also etwas, mit dem 
auch dort zu rechnen ist, und da rate ich allen zu 
einer gewissen Bescheidenheit gegenüber manchen 
früher gefällten Urteilen und auch gegenüber man-
chen Vorurteilen. Nicht, indem ich sage: Warten 
wir mal alles ab! Nein! Das Kriterium ist, daß wir 
und erst recht die, die drüben leben müssen, es 
dort mit für die Politik Verantwortlichen zu tun 
haben, die, weil sie bestimmte Sachen nicht können, 
in anderen so tun, als könnten sie viel mehr als 
alle anderen zusammen. Und das ist noch nicht das 
Schlechteste, was man im Laufe der nächsten und 
der übernächsten Zeit noch wird feststellen können. 

Das zweite, was ich gerne zu dieser unserer ersten 
Diskussion sagen wollte: Wir hatten auch insofern 

Glück, als wir eine Diskussion erleben, die, gleich-
gültig von welchem Punkt aus der einzelne in sie 
eingreift, die ganze Nation zu fassen sucht und 
nicht den einen oder anderen Sektor. Das haben wir 
selten. Ich bitte um Entschuldigung, ich bin kein 
Zensor: aber das ist eigentlich für den Anfang 
nicht schlecht — für den Anfang. Wir haben ja 
auch noch Zeit, uns weiter und intensiver mit die-
sen Sachen zu befassen. 

Erlauben Sie mir zu sagen, was unser Problem 
ist. Nicht als ob ich den Generalnenner wüßte, aber 
in meiner Art, mich auszudrücken, ist das Problem 
unserer Politik — und das ist auch das Problem 
dieses Berichtes über die Lage der Nation und alles 
dessen, was wir in diesem Zusammenhang und un-
ter diesem Dach zu besprechen haben —, die demo-
kratische Lösung der nationalen Frage des deut-
schen Volkes möglich zu machen, soweit unser 
Beitrag das möglich machen kann. 

Herr Barzel hat heute morgen in einem anderen 
Zusammenhang gesagt, daß wir eben auch deutlich 
sehen — und jeder würde es deutlich sehen —, daß 
die Lösung der deutschen Frage unsere eigenen 
Kräfte übersteigt. So ungefähr habe ich Sie wohl 
richtig verstanden. Und er hat gesagt, daß es sich 
um ein weltpolitisches Problem handelt. Sicher, 
aber ohne uns — darin sind wir uns wahrscheinlich 
einig, aber auch sonst müßte ich es sagen — würde 
sich überhaupt nichts bewegen, vielleicht sogar ge-
rade deshalb, weil es ein weltpolitisches Problem 
ist. Manche werden sagen: es ist eins, und des-
wegen können manche anderen Probleme, wenn 
dieses Problem nicht endlich gelöst wird, auch nicht 
gelöst werden. Andere werden sagen: benützen wir 
das als Alibi dafür, daß wir in anderen Fragen 
machen, was uns leichter fällt oder was wir besser 
können. Das hat auch hier zwei Seiten. 

Ich darf auf das Problem zurückkommen. Das 
Problem unserer Politik ist — ich halte dafür, so zu 
sagen —, die demokratische Lösung der nationalen 
Frage unseres deutschen Volkes möglich zu machen. 
Und wenn gefragt worden ist, ja, wenn gesagt wor-
den ist — sowohl gefragt als auch gesagt —, wir 
müßten doch unserem Volk etwas Ermutigendes 
sagen: Im Grunde wäre es etwas Ermutigendes, 
wenn unser Volk Leute am Werke sähe, die diesem 
Problem von allen Seiten immer wieder und unver-
drossen beizukommen versuchen. Denn da kriegen 
wir ja auch das, was so oft von manchen — ich ver-
stehe nicht, wieso — vermißt wird, etwas, was zu 
unserem Nationenbegriff auch noch den Staatsbe-
griff hinzufügt: die Bundesrepublik als ein Gemein-
schaftswerk der Deutschen aus ganz verschiedenen 
Landschaften unseres gespaltenen und geteilten 
Deutschland, ein Gemeinschaftswerk, an dem Nord-
und Süddeutsche, West-, Mittel-, Ostdeutsche, Deut-
sche aus Siedlungsgebieten, die außerhalb der alten 
Reichsgrenzen lagen, mitgewirkt haben. Die haben 
das zusammen gemacht, aus Trümmern und Dreck 
eine Stätte gemacht, in der man leben kann, in der 
man bauen kann, von der aus man ringen kann um 
die demokratische Lösung der nationalen Frage des 
deutschen Volkes, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 
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von der man durch die Erfahrung weiß, daß sie lös-
bar ist. Natürlich nicht im Alleingang; das gehört, 
zu den Erfahrungen, die jeder auf seine Weise und 
mit seinen eigenen Kosten in diesen Jahrzehnten 
hat lernen müssen. 

Möglich ist für die deutsche Einheit so viel, als — 
und auch da haben wir eine Beitragschance — er-
reichbar ist in Europa. Da knüpfe ich an einige skep-
tische Bemerkungen von Herrn Schmidt von heute 
morgen an; die habe ich schon ein paarmal gehört 
und habe sie heute in einer sehr ernsten Form ge-
hört. Möglich ist nur das, was in Europa dank der 
Kräfteverhältnisse und — hier ist unsere schmale 
Chance — der Sympathie, die wir uns für unsere 
Frage im Laufe einer langen Zeit erworben haben 
werden, gegeben wird. Anders gibt es da nichts. Das 
bedeutet nicht Verzicht auf Rechtsstandpunkte und 
auf Rechtsansprüche. Keineswegs! Nur, man muß 
wissen, daß es Zeiten gibt, in denen man auch für 
noch so wertvolle Dinge nichts bekommt. Man kann 
sie nur aufheben für die Zeit, in der sie einmal 
genau richtig zu verwenden sein werden. 

(Abg. Stingl: Aber nicht vorzeitig weg- 
geben!) 

— Ich gebe überhaupt nichts weg. Haben Sie doch 
keine Angst! Ich verpfände sie auch nicht. Ich gehe 
auch nicht aufs Leihhaus. Ich sage Ihnen nur: Kau-
fen kann man sich und auch unserem Volk dafür 
nichts. Das ist das, was wahr ist, Herr Stingl, und 
deswegen ziehe ich es vor, das ganz nüchtern zu 
sagen. 

(Abg. Stingl: Ich wollte Sie bestätigen!) 

— Wunderbar! Den Verdacht habe ich auch gehabt. 
Ich habe nur gedacht: ich will vorher noch einmal 
darauf drücken. 

(Heiterkeit.) 

Man hat das ja so ungefähr im Gespür. 

Wir haben auch noch die Gunst, daß uns das nicht 
in den Schoß fällt, daß wir ringen dürfen um etwas. 
Für bestimmte Generationen soll das doch sehr 
attraktiv sein. Ich halte eis auch noch für ganz 
attraktiv. 

Heute morgen sind wir auf Karlsbad und auf die-
ses andere Konzept hingewiesen worden. Das ist 
ein hartes Konzept, eines, mit dem man sich befas-
sen muß, aber nicht so, daß man ein Plakat gegen 
ein anderes setzt, wie es ja so oft gemacht wird — 
nein, indem man so lange immer wieder ansetzt, 
immer wieder bohrt, immer wieder antritt, bis deut-
lich wird: Auf anderen Seiten und vielleicht rings 
um uns herum wird schließlich die Frage nicht mehr 
zu übertönen sein, daß es gewisse Interessen geben 
kann und daß dann vielleicht Interessen auch dort 
manchmal stärker sein können als Doktrinen. In 
mancher Hinsicht trifft das vielleicht sogar zu — 
und wird zutreffen — auf innerdeutschem Bereich. 

Ich darf hier noch einmal auf eine Bemerkung 
hopsen, die Herr Kollege Barzel heute morgen sehr 
ernst und bestimmt gemacht hat. Das bezog sich auf 

das Problem der Gegenseitigkeit bei inneren Lei-
stungen. 

(Abg. Dr. Barzel: Nicht nur bei inneren Lei

-

stungen!) 

— Na gut, aber für andere bin ich nicht zuständig. 
Da werden Sie mir also erlauben, daß ich das dann 
anderen, die zuständig sind, überlasse. Aber wenn 
ich frei sprechen darf, sage ich Ihnen privat auch 
darüber meine Meinung. 

Ich bin also dafür, daß Gegenseitigkeit und Ver-
ständigung in einem Atemzug genannt und zur Wir-
kung gebracht werden. Das heißt, daß man dadurch 
politische Bedingungen zu schaffen suchen muß, die 
es der Gegenseite schwermachen — ja, Steigerungs-
möglichkeit bis zu: unmöglich machen —, Verstän-
digung zu verhindern, mindestens aber jedenfalls 
unmöglich oder schwermachen, zu behaupten, wir 
seien diejenigen, die die Verständigung störten. Das 
ist doch ein langer politischer Prozeß, bei dem Sie 
nicht hingehen und sagen können: Jetzt gebe ich das, 
und in einer bestimmten Zeit rufe ich das zurück, 
wenn sie. nicht das leisten. 

Das werden wir alle noch lernen. Das versucht 
man einmal, das versucht man zweimal, das ver-
sucht man dreimal. Die Jahre gehen darüber hin-
weg. Wir werden sehen, man braucht mehr Raum, 
mehr Zeit. Man muß sich hier nicht selber unter ein 
kurzatmiges Gesetz stellen, das ist unvermeidlich. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber da habe ich gar keine Angst, daß wir ein Risi-
ko eingehen. 

Müssen wir eigentlich Sorgen haben hinsichtlich 
der  Täuschungsmöglichkeiten über das, womit wir 
es auf der anderen Seite zu tun haben? Herr Dr. 
Gradl sagte, Sie würden sich das nie zu eigen 
machen, das mal als Staat zu bezeichnen. Das ist 
kein Grund zum Streit. Aber nichts ändert etwas 
an der Tatsache, daß dort Staatsgewalt ausgeübt 
wird. Das ist sicher nicht zu bestreiten. Wie wir es 
ausdrücken werden, in einem Punkt werden wir uns 
nicht auseinandermanövrieren lassen dürfen, näm-
lich in dem Punkt nicht, daß man nicht etwas an-
erkennt, das jene anerkannt haben wollen, ehe es 
überhaupt irgendwelche Verhandlungen gibt, weil 
es dann nämlich nichts mehr zu verhandeln gäbe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist das, in dem man keine Manövriermöglich-
keit hat. Da glaube ich nicht, daß es einen Streit 
unter Demokraten geben kann — geben kann, doch, 
natürlich, warum kann es das nicht? —, im Ernste 
geben wird und geben muß. Wir werden uns alle 
noch intensiv damit beschäftigen müssen, meine 
Damen und Herren. 

Ich dachte auch heute daran, als Herr Mischnick 
eine ganze Reihe lieber Erinnerungen aufblätterte. 
Sie waren rührend; aber sie waren alle ein wenig 
vergilbt. Die jüngsten waren von 1963. Also da 
habe ich direkt Herrn Barzel erlebt, der froh war, 
daß das in Erinnerung gebracht wurde. 

(Heiterkeit.) 
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Sie wissen aber, Herr Mischnick, zwischen 1963 und 
jetzt liegt 1964. Am 12. Juni des Jahres 1964 gab es 
einen Vertrag, der in Moskau unterzeichnet wurde. 
Ich habe den Text da. Ich pflege ihn in der Tasche 
zu haben. 

(Abg. Mischnick: Deshalb weiterentwickeln, 
habe ich ja gesagt!) 

— Na  ja,  gut. Eis ist immer gut, wenn man etwas 
entwickeln kann. 

(Abg. Mischnick: Das hoffe ich!) 

Nur wollte ich sagen, seither haben wir es mit 
einer ganz harten Tatsache zu tun, die uns in unserer 
Rechtsverfassung nicht erschüttern wird, die unsere 
moralische Verfassung nicht erschüttern wird, aber 
eine Tatsache, die uns zwingt, alle Kunst anzuwen-
den, um einen Modus vivendi zustande zu bringen. 
Daß das vorher nicht geschehen ist, ist ein schweres 
Versäumnis. 

Ich will noch ein paar Bemerkungen zu der Aus-
einandersetzung über die fünfziger Jahre und die 
sechziger Jahre machen. Das versteht man  ja,  daß 
man da leicht aneinander gerät. Aber in den fünfzi-
ger Jahren sind wichtige Entscheidungen getroffen 
worden, damals sehr hart umstritten. Ich werde dem 
Herrn Bundeskanzler bei einer passenden Gelegen-
heit — wenn ich aus einem Parteitag zurückgekehrt 
sein werde — mal ganz privat sagen, in welchem 
Punkte er sich heute morgen geirrt hat, als er in der 
Diskussion geredet und unserer Meinung und unsere 
damalige Position definiert hat. Das war nicht eine 
neutralistische, Herr Bundeskanzler. Aber darüber 
reden wir noch einmal. Ich will diese Mode nicht 
mitmachen, retrospektiv Sachen sozusagen etwas zu 
verrücken. — Wir sind sowieso alle ein wenig ver-
rückt. 

(Heiterkeit.) 

Wenn man das so macht, dann wird es ganz kom-
pliziert. 

In diesen Jahren sind schwierige Entscheidungen 
getroffen worden. So, wie sie waren, sind sie eben 
getroffen worden. Die Verträge und das, was dazu 
gehört, haben Sicherheit -- man kann als gelernter 
Skeptiker oder als gebläuter Skeptiker sagen: zeit-
weilige Sicherheit; das ist natürlich auch schon 
etwas wert — und wirtschaftliche Erholung nach 
wirtschaftlichem Kahlschlag gewährleistet. Das, war 
darüber hinaus als darinsteckend angenommen wor-
den ist — und ich bin überzeugt: nach bestem Wis-
sen von denen angenommen worden ist, die das so 
dargeboten haben —, ist nicht eingetroffen: die 
weitertragende Bedeutung, nämlich die Überwindung 
der Spaltung unseres Volkes, Einigung Europas, noch 
nicht einmal die Einigung Westeuropas, und damit 
das, was zur Überwindung dies Ost-West-Konfliktes 
in Europa notwendig wäre. Kein Vorwurf! Das ist so. 

Die sechziger Jahre, in denen wir nun alle hier 
noch am Werke sind, haben nur wenig genutzt 
werden können oder sind jedenfalls nur wenig 
genutzt worden zur Rektifikation oder zur Anpas-
sung. Wir werden aufpassen müssen, daß in den 
siebziger Jahren, in die wir vielleicht noch hinein-
kommen — jedenfalls ein Teil derer, die hier so 

spät abends noch sitzen —, nicht Möglichkeiten, ich 
sage nicht gern: endgültig, aber Möglichkeiten so 
weit kaputtgemacht werden, daß es dann schwie-
rig wird. 

Durch die Verträge, die in den fünfziger Jahren ab-
geschlossen worden sind, und die Entscheidungen, 
die damals getroffen worden sind, denen unter Um-
ständen auch noch manche später einmal unter 
veränderten Verhältnissen nutzbar zu machende 
Elemente innewohnen, ist jedenfalls keine Einbahn-
straße zur Lösung der deutschen Frage eröffnet 
worden. 

(Abg. Ertl: Sehr richtig!) 

Ich nehme an, es gibt solche gar nicht. Das merkt 
man erst nach einer Weile als Verkehrsteilnehmer; 
es gibt keine solchen Einbahnstraßen. Wer es ange-
nommen hat, ist eben aufgesessen gewesen. Keh-
ren wir um, und sehen wir zu, wie wir uns weiter zu-
rechtfinden. Da müssen wir aber dann etwas mehr 
tun für den Übergang zu den siebziger Jahren, damit 
das nicht vertieft wird, was jetzt an Disproportionen, 
an Erstarrung der Verhältnisse sich ausgebreitet hat. 
Wir hier in der Bundesrepublik, die wir die Aufgabe 
haben, die demokratische Komponente in der deut-
schen Politik, deren Sinn die demokratische Lösung 
der nationalen Frage unseres Volkes ist, darzustel-
len und als solche handlungsfähig zu- sein, werden 
gemessen werden an der Intensität, mit der wir, die 
wir an irgendeiner Stelle verantwortlich sind und 
Verantwortung auch bekennen — das ist das einzige, 
was ich, abgesehen von etwas anderem, bekennen 
möchte: daß man sich verantwortlich fühlt und auch 
so tätig ist — das unsere tun, um, soweit das 
möglich ist, das, was der Bundeskanzler einmal den 
Interessenausgleich zwischen den Bündnissen in 
West und Ost genannt hat, zustande zu bringen. 
Ohne diesen gibt es keinerlei Lösung der deutschen 
Frage. Je mehr die demokratische Komponente dazu 
beigetragen haben wird, um so größer ist die Hoff-
nung unter den an sich nicht sehr freigebigen Hoff-
nungen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Das ist, worauf man hinaus muß. Das soll man, ohne 
sich selbst zu täuschen und ohne anderen, die dabei 
sein müssen, weh zu tun, klarmachen. 

Hier ist heute verschiedentlich von einer Studie 
des Centre d'Études die Rede gewesen. Ich habe sie 
mir auch schon einmal angeguckt. Ich möchte nicht, 
daß ungeklärt aus dieser Debatte hervorgeht, als 
werde da nicht richtig gespielt. Herr Barzel hat seine 
Meinung über diese Studie gesagt. Ich glaube, das 
ist eine Meinung, die im wesentlichen richtig ist. 

Die Studie ist ein interessanter Luftballon. Ich 
frage mich noch immer, wieviel er wohl tragen 
wird. Andererseits gehört es zu den Aufgaben einer 
Regierung, solche Dinge ganz präzise auch nach 
ihren Ursprüngen, nach den Motiven, nach den ein-
zelnen Bestandteilen, die da in diesen Eierkuchen 
hineingebracht worden sind, zu prüfen. Das darf 
man doch der Regierung nicht verwehren. Wenn die 
Opposition sagt, was ist da richtig: eine Partei er-
klärt, sie halte nichts von der Sache, aber hier gibt 
es irgendeine Arbeitsgruppe? Nur keine Angst! Man 
wird sich dort nicht für dumm verkaufen lassen. 
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Ich habe selber einige Erfahrungen noch aus dem 
Ende der fünfziger Jahre. Manche argwöhnen. Ich 
habe es in den letzten Wochen gemerkt, wie einige 
Briefe kamen, rote Briefe, schwarze Briefe. Sie sind 
aber alle von derselben politischen Couleur, haben 
aber verschiedene Farben. Dann die „Bildpost"! 
Die alle sagen, der hat mal wieder einen Deutsch-
landplan herausgegraben. Keine Angst, meine Da-
men und Herren! Man lernt! Man lernt! Das ist gar 
nicht das Problem! 

Heute ist hier die Konferenz von 1959 aufge-
bracht worden. Es war die Selbstverteidigung eines 
Kollegen von der CDU; das war, glaube ich, Herr 
Dr. Gradl. Das verstand ich recht gut, daß man 
damals nicht gesamtdeutsche Konzessionen machen 
wollte wegen des Berlin-Status. Ich will nicht 
irgendeinen Rabatt haben. Das, was wir damals 
1959 verhüten wollten, war, daß eine ganze Vier-
mächtekonferenz jenes alten Stils schließlich zu-
sammenrutscht und auf diese Nadelspitze mit der 
ganzen Wucht drückt und nur noch über den Status 
West-Berlins verhandelt wird. Da war man damals 
doch schon. 

Nun gut, aber kein Bedarf an Plänen. Auch kein 
Bedarf an Studien! Was wir tun müssen, das ist, in 
der Diskussion zu bleiben mit so wenig wie mög-
lich perfekt aussehen wollenden Gesamtkonzep-
tionen, wie man sich zu sagen angewöhnt hat, aber 
mit Instrumentarien, die genau passen, wenn die 
Stunde für das und für jenes da ist. Das heißt, man 
muß Bescheid wissen, welches die Interessen an-
derer sind. Man muß Bescheid wissen, wie wir uns 
in dem Hin und Her selber mit unserem Interesse 
anbringen und durchsetzen können. 

Ich will noch einmal so sagen: Die kommunistische 
Seite verlangt, jedenfalls bisher, von uns, daß wir 
anerkennen, was sie anerkannt haben will, ehe 
überhaupt in Verhandlungen eingetreten wird. Sie 
hat eine Art verlötetes Paket von Forderungen, 
das sowohl von der Regierung der DDR als auch 
von jeder dortigen Behörde als auch von der So-
wjetregierung und den Regierungen der osteuro-
päischen Staaten — mit gewissen. Unterschieden, 
Nuancen, möchte ich einmal sagen — ziemlich hart 
vertreten wird. 

Ich halte es für denkbar, daß ungeachtet der be-
stehenden Gegensätze in der Auffassung unser 
Angebot, über die Lösung von Nachkriegsproblemen 
verbindliche Gewaltverzichtserklärungen oder Ab-
kommen auszutauschen und zu schließen, zu einigen 
Ergebnissen führt. Zur Zeit versucht aber die an-
dere Seite noch, besonders die innerdeutsche kom-
munistische Seite, solche Erklärungen oder Abkom-
men an unsere vorbehaltlose Anerkennung ihrer 
politischen Forderungen zu binden. 

Nun, das ist ein Kampf, das ist ein Prozeß. Un-
sere Hypothese für das Ganze sollte sein: durch 
Verständigung über Fragen, die nicht strittig sein 
müssen, ein Klima für die Verständigung auch über 
strittige Fragen zu schaffen. Die Hypothese der 
Gegenseite ist: ohne Besiegelung der Endgültigkeit 
der Teilung Deutschlands — durch unsere Unter-
schrift nämlich — keine Verständigung über Fra- 

gen, die sich aus der Teilung ergeben und die in 
beiderseitigem Interesse geregelt werden könnten. 
Vielerorts wird sogar jede Teilfrage — ob das eine 
Post- oder Verkehrs- oder Kulturfrage ist — zur 
Austragung der Streitigkeiten über die Endgültig-
keit der Teilung benutzt und immer wieder ent-
zündet. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Leider wahr!) 

— Na sicher, man muß doch von dem ausgehen, 
was ist, und muß sagen, was ist. Ich bin dafür, daß 
wir niemandem einen Türken bauen. In einem der 
hier heute genannten Blätter wurde geschrieben: 
Der gesamtdeutsche Frühling ist nicht gekommen. 
Ich habe die ganzen Jahre nie erklärt, daß es irgend 
etwas zu schenken oder abzuholen gibt. Mein Streit 
— auch aus der Opposition heraus — war immer 
ein Streit gegen falsche Vorstellungen, falsche Be-
teuerungen und dagegen, daß man irgend etwas 
billig haben würde. Denn wir haben es doch mit 
einem Naturereignis zu tun, das noch zusätzlich 
kompliziert und erschwert wird. Damit haben wir 
alle noch lange zu tun und einige auch noch länger, 
als wir es können. 

Unsere Erwartung ist, daß die Kontinuität unse-
rer Entspannungsbemühungen schließlich mehr und 
mehr dazu führt, Interessen stärker werden zu lassen 
als Doktrinen und so auch zu Verständigungen zu 
gelangen. Die Erwartung der Gegenseite — man 
muß sie ehrlicherweise auch nennen — ist, daß die 
Hartnäckigkeit der Ablehnung unserer Bemühun-
gen und die Wirkung der Verleumdung und Ver-
dächtigung unserer Absichten hier zum Zerwürf-
nis und zum Nachlassen der Verständigungsbemü-
hungen führen wird und im Ausland zur Gleich-
gültigkeit bis zur Abneigung gegenüber den deut-
schen Streitereien, was wir ja an manchen Stellen 
schon haben und womit man sich immer wieder 
befassen muß. 

Aber keine Angst! Wenn man sieht, wie groß, wie 
schwer und wie, sagen wir einmal, hoffnungslos — 
aber nicht verzweifelt — die Aussichten sind, wenn 
man das versucht ins Auge zu fassen, was men-
schenmöglich ist, dann hat man Chancen. Das ist 
die Ermutigung, Herr Dr. Gradl, die man geben 
kann, daß nämlich Leute am Werk sind, die weder 
mogeln noch modeln, noch sich selber oder anderen 
gar etwas vormachen. Das ist zwar nicht alles, aber 
das ist viel. Und dazu müssen die Leute allerdings 
ihr Handwerk verstehen. 

Ich bin für folgendes dankbar — das wollte ich 
hier am Schluß sagen Der Bundeskanzler hat 
zwei Sätze gesagt, und er hat sich gegen die Unter-
stellung gewehrt, sie seien „gaullistisch". Ich meine 
jene Sätze: 

So stark unsere Bindungen im atlantischen 
Bündnis, so freundschaftlich unsere Beziehun-
gen zu den Vereinigten Staaten sind, so dürfen 
wir doch unsere eigene Zukunft und, wie wir 
meinen, auch die Zukunft eines vereinigten 
westlichen Europas nicht im festen Gefüge 
eines nordantlantischen Imperiums suchen. Eine 
solche Lösung würde die Demarkationslinie, die 
Deutschland und Europa teilt, in einen dauern- 
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den' Grenzwall verwandeln. Eine solche Lösung 
könnte auch die Gefahr eines großen Welt

-

konflikts in dramatischer Weise steigern. 

Das ist wahr. Ich fand, das war ein Perlchen, das 
man an die Kette anreihen kann, wo schon jenes 
andere aus der Rede vom 17. Juni steht, nämlich, 
daß es darauf ankommt, den Interessenausgleich 
zustande zu bringen, denn sonst würden wir in eine 
Situation kommen, in der wir unsere eigentliche 
Pflicht nicht erfüllen können. 

So rundet sich das, und ich danke Ihnen für die 
Aufmerksamkeit zu so später Stunde. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier. Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Dr. Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Dies war eine überraschende 
und sicher eine bedeutende Rede am Abend. Und 
da ich nicht ganz sicher bin, Herr Kollege Wehner, 
ob es mir in allen Punkten gelungen ist, voll die 
Bedeutung — — Und ich weiß, wenn Sie sich hier zu 
einer Stunde vor Ihrem Parteitag, wie das auch ein 
anderer Ihrer führenden Kollegen gemacht hat, hier 
hinstellen und so eine methodisch-prinzipielle Rede 
halten, dann ist das von hohem Rang. Ich möchte 
mich deshalb zunächst bei dem Herrn Präsidenten 
bedanken, daß ich gleich das Wort bekommen habe; 
denn ich bin nicht ganz sicher, ob ich bei allen 
Denkübungen an diesem Abend voll habe folgen 
können. Das liegt sicherlich an mir. Aber vielleicht 
wird es besser, wenn wir die eine oder andere Frage 
stellen, und da der Herr Kollege Wehner so freund-
lich war, mich verschiedentlich zu zitieren, wird er 
mir erlauben, die Fragen sofort zu stellen. 

Das Erste: Herr Kollege Wehner, der sein Wort 
wägt, hat zweimal, wenn ich richtig mitgeschrieben 
habe, zum Kriterium — und das ist ein wichtiges 
Wort — der innerdeutsche Dinge folgendes erklärt: 
Die drüben Verantwortlichen können der Nation 
nicht geben, was der Nation gebührt und was ihr 
gehört. Das ist ein interessantes Kriterium. Ich frage 
mich nur, ob die nicht können — oder ob sie nicht 
wollen. Und das ist ein großer Unterschied. Viel-
leicht gibt es ein paar, die nicht können, obwohl sie 
wollen. Wenn Sie die haben ansprechen wollen, 
dann, finde ich, sind wir auf einer guter Bahn der 
gesamtdeutschen Dialoge. Aber wenn wir für alle 
drüben Verantwortlichen erklären sollten, die kön-
nen der Nation nicht geben, was der Nation gebührt 
und ihr gehört, dann möchte ich gerne darüber dis-
kutieren. Es ist nämlich ein wichtiger Punkt. 

Ich habe heute morgen vorgetragen, was die wol-
len, nämlich den Art. 8 Abs. 2 der neuen Verfas-
sung. Ich glaube nicht, daß das Verbalismus ist, 
denn wenn hier ein Kriterium aufgestellt wird, dann 
ist das ein wichtiger Punkt, und wir müssen darüber 
diskutieren. Und dafür bin ich dankbar, Herr Weh-
ner, daß in dieser Debatte über die Lage der Nation 
deutlich wird, daß vielleicht auch für die drüben — 
denken Sie: auch für die drüben — ein Unterschied 
zwischen Können und Wollen, mindestens bei eini

-

gen, bestehen könnte. Und das wäre dann aller-
dings nicht mehr ein Kriterium, sondern ein inter-
essanter Tatbestand, an den man gesamtdeutsche 
Politik anknüpfen könnte. 

Das Zweite, Herr Kollege Wehner, war überflüs-
sig. Sie haben hier, an einige meiner Kollegen ge-
wandt, laut gesprochen. Ich spreche heute abend 
leise, aber ich meine es genauso energisch. Wenn 
Sie mir sagten, ich hätte als Summe gezogen, die 
Lösung der deutschen Frage sei ein weltpolitisches 
Problem, dann, glaube ich, ist das richtig. Dann 
brauchen Sie aber mir dazu nicht zu sagen und die-
ser Fraktion auch nicht, daß nämlich ohne uns sich 
nichts bewegen würde. Das braucht uns keiner ins 
Stammbuch zu schreiben, denn das wissen wir, und 
das machen wir, meine Damen und Herren. 

Und das Dritte: Die Bundesrepublik sei ein Ge-
meinschaftswerk. Das war eine gute Passage. Aber 
Herr Kollege Wehner, erlauben Sie mir nun, nach-
dem Sie hier meinem Kollegen Stingl gegenüber in 
einer bedeutenden Explosion gesagt haben, da seien 
Rechtspositionen, und es müsse deutlich sein, für die 
könne man sich vielleicht nichts kaufen — — 

(Zurufe.) 

— Das war doch gesagt. Ich will darüber hier jetzt 
nicht streiten. 

(Zurufe.) 

— Nein. Eine Sekunde, Herr Gscheidle! Sie werden 
gleich sehen, worauf ich hinaus will. Ich versuche, 
Mißdeutungen auszuräumen, sonst würde ich ganz 
anders sprechen hier. Ich möchte nämlich gern, 
Herr Kollege Wehner, daß wir uns in folgendem 
Kriterium zu diesen Rechtsfragen verständigen, 
nämlich daß einmal das Recht — und das ist mein 
Kriterium, ich hoffe, auch das Ihre, ich gehe davon. 
aus — nur zur Disposition aller Beteiligten steht, 
weil es ein Stück Selbstbestimmungsrecht ist; und 
daß zum anderen das Kriterium des Rechts nicht 
sein Verkaufswert ist. 

Das Vierte, was ich sagen wollte, betrifft das Pro-
blem von Gegenleistung und Gegenseitigkeit. Ich 
habe hier — und das kann doch gar nicht mißver-
standen werden, Herr Kollege Wehner, wenn ich 
auch es sehr raffen mußte; Sie wissen ja selber aus 
früherer Erfahrung, wieviel Zeit man hat — auf 
einen Zuruf aus der Fraktion der Sozialdemokrati-
schen Partei Deutschlands deutlich gemacht, daß wir 
nicht am Schluß etwa dazustehen wünschen mit 
einem Austausch von Gewaltverzichtserklärungen 
bei Fortdauer des Schießen an der Mauer. Das 
habe ich deutlich gemacht, und ich glaube, das kann 
schlechterdings nicht mißverstanden werden. Und 
ich war der Mann, der früher gesagt hat, Herr Kol-
lege Wehner, es gibt Situationen, wo man ruhig 
auch einmal ein paar Schritte vorwärtsgehen kann; 
aber das Ziel einer Gegenleistung dürfe man prin-
zipiell, und für die praktische Politik auch metho-
disch, nie aus den Augen verlieren. Ich glaube, daß 
ist auch richtig, und ich hoffe, Sie werden diesem 
Kriterium zustimmen. 

Der fünfte und vorletzte Punkt betrifft die An-
erkennung. Sie haben dazu, glaube ich, so oft Gutes 
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gesagt. Ich zitiere aus dem Gedächtnis etwas, was 
mich sehr beeindruckt hat: wenn man die Anerken-
nung vollziehen würde oder fordern würde — oder 
wie immer das war —, das wäre die Kapitulation 
mit dem Strick um den Hals. Das ist eine klare For-
mulierung, die kann ich nachvollziehen. 

Aber ich möchte auch hier mein Kriterium, Herr 
Kollege Wehner — ich hoffe, da stimmen wir wieder 
überein —, auf den Tisch legen. Das ist nun aller-
dings, meine Damen und Herren, etwas aus den 
wirklich essentiellen Bereich, möchte ich sagen.  Wir 
haben in der Union viel Dispositives; aber es gibt 
einen essentiellen Bereich. 

(Zurufe von der FDP.) 

— Wir können gern darüber diskutieren. Sie mer-
ken, daß hier ist wirklich eine wichtige Sache — für 
mein Gefühl; ich weiß nicht, ob für Sie, Herr Fride-
richs. Ich bemühe mich, so kurz wie möglich — — 
Bitte! 

(Zuruf von der FDP: Für uns sehr interes

-

sant!) 

— Sehr schön, Herr Mertes. 

Mein Kriterium bei der Anerkennung ist folgen-
des: Das Diplomatische und Rechtliche und Politi-
sche ist alles wichtig, auch das Historische und das 
Gefühl der Nation und die Lage Berlins ist alles 
wichtig. Aber es gibt noch ein Wichtigeres. Mir ist 
manchmal bange — das sage ich jetzt nicht an Ihre 
Adresse, Herr Kollege Wehner —, wenn die Ord-
nungen in beiden Teilen Deutschlands gleichgesetzt 
werden. Denn dann würde die Anerkennung bedeu-
ten, daß die deutschen Demokraten — dies ist mein 
Kriterium — auch einen totalitären Weg in Deutsch-
land für die Deutschen für möglich halten. Dies ist 
in der Tat ein essentielles Kriterium der Christ-
lichen Demokraten. 

Meine Damen und Herren, der letzte Punkt be-
trifft die Erklärung, jetzt sage ich: des Bundesmini-
sters für gesamtdeutsche Fragen. Ich glaube, daß er 
da mit Recht jemand anderem beigesprungen ist. Es 
ging um die Studie des Centre d'Études in Paris. 
Herr Kollege Wehner, ich habe Ihnen schon einmal 
im Gespräch erklärt, daß ich persönlich bereit bin, 
das zu prüfen, und auch damit einverstanden bin, 
das zu diskutieren, natürlich auch mit den Verfas-
sern. Mit wem soll man sonst diskutieren? Das ist 
doch ganz selbstverständlich. Etwas anderes ist es, 
daß etwa zur Diskussionsgrundlage zwischen zwei 
Regierungen zu machen. 

Nun habe ich das Papier nicht hier auf dem Tisch. 
Aber ich erinnere mich, daß darin drei sogenannte 
Modelle sind. In Wirklichkeit sind es drei Phasen, 
drei Stufen zu einem Ziel hin: in Mitteleuropa eine 
Ordnung zu schaffen ohne die Franzosen und ohne 
die Briten und ohne die Italiener und ohne die 
Neutralen, eine Ordnung nicht etwa mit der Wie-
dervereinigung, sondern mit einer besonderen Form 
von kontrollierter Konföderation. Dazu sind einge-
laden die Polen, wenn es geht, auch die Tschechen 
und auch die Benelux-Länder. 

Das, meine Damen und Herren, ist mir erstens 
zu eng, auch als Denkmodell zu .eng. Darin ist mir 

nicht genug Luft für Europäer. Zweitens sprengt das  
die  EWG und damit alle Chancen, hier ,die Wirt-
schaftskraft zu haben, die uns morgen überhaupt 
noch eine Chance gibt. Vom deutsch-französischen 
Vertrag ist dann sowieso nichts mehr übrig. 

Ich möchte an ,das erinnern, was Helmut Schmidt 
heute morgen über .die Lage der Holländer gesagt 
hat, die sich eine Lösung überhaupt nur vorstellen 
können, wenn dieses Deutschland in einem supra-
nationalen Europa aufgeht. Was sollen idann unsere 
Nachbarn sagen, und wo sollen eigentlich die neu-
tralen Staaten bleiben? Das ist idas, was man hier 
so schnell sagen kann. 

Das andere, Herr Kollege Wehner, ist eigentlich 
viel interessanter, wenn ich mich extemporierend 
an den Abend erinnere. In ,der zweiten Stufe des 
Modells stehen interessante Dinge. Die militärischen 
Aspekte werden da berührt. Da sind ein paar 
Punkte, über die man, allerdings gesondert und 
vielleicht nicht allzu laut, diskutieren sollte. 

Mir ,schien es wichtig 'genug, auf diese bedeu-
tende Rede des Kollegen Wehner, die überraschend 
war, extempo riert etwas zu sagen. Wir müssen uns 
vorbehalten, diese wichtige Rede im einzelnen zu 
analysieren und später zu einem geeigneten Zeit-
punkt nach sorgfältiger Prüfung auf diesen wich-
tigen Beitrag des gesamtdeutschen Ministers zurück-
zukommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D.  Dr.  Gerstenmaier: Das Wort 
hat ,der Herr Abgeordnete Seidel. 

Seidel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bitte  um Entschuldigung, daß jetzt nach 
diesem Höhepunkt eines Diskussionsabschnitts ein 
anderes Thema behandelt wird. Im Bericht über die 
Lage .der Nation fehlte mir ein beachtenswerter 
Punkt der Verfassungswirklichkeit bei uns und im 
anderen Teil Deutschlands. Es handelt sich um die 
organisierten gesellschaftlichen Kräfte, die in der 
verschiedensten Art auf ,das politische Leben ein-
wirken. Nach unserem Grundgesetz wirken die 
Parteien bei der politischen Willensbildung des 

 Volkes mit. Jedermann weiß, daß ,sich unsere Ver-
fassungswirklichkeit anders darbietet. Neben den 
Parteien wirken auch die außerparlamentarischen 
Kräfte in unserer Gesellschaft an  der  politischen 
Willensbildung mit, vielleicht nicht so umfassend, 
wie es den Parteien entspricht, mehr im Detail, 
aber doch weite Gebiete unserer Staats- und Gesell-
schaftspolitik erfassend. 

Diese unsere Verfassungswirklichkeit ist be-
grüßenswert. Es wäre um die Lebendigkeit der 
Demokratie schlecht bestellt, gäbe es ein Monopol 
der Parteien in  der politisichen Willensbildung. 
Manchen Bürgern mag die Vielfalt und .die bunte 
Fülle der Verbände wenig gefallen. Ich sehe darin 
keinen Nachteil. Wenngleich in unserer technischen 
Gesellschaft jeder Mensch vom anderen abhängig 
ist, erleben wir vielfach eine Vereinsamung. Über 
eine aktive Organisation, über Verbands- und 
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Vereinsleben wird dieser Vereinsamung entgegen-
gewirkt. 

Im Zusammenhang mit dem Bericht über .die Lage 
der Nation interessieren uns die großen Organisa-
tionen, denen Hunderttausende von Staatsbürgern 
angehören. Was da an Einfluß und  an Macht aus-
geht, brauche ich hier nicht zu ,erläutern. Wichtig 
ist, daß es sich um freiwillige Zusammenschlüsse 
handelt. Niemand bei uns ist einem Zwang, einem 
Muß unterworfen. Es gilt als legitim, wenn der 
einzelne Bürger aus persönlicher Interessenwahrung 
die Organisation  in  Anspruch nimmt. Die großen 
Organisationen haben Millionen Menschen dazu 
gebracht, s ich nicht nur für sich selbst, sondern auch 
für ihre Mitmenschen zu engagieren. Dieses Zeichen 
von Solidarität in unserer so materialistisch be-
tonten Zeit darf man  als elementares sittliches Ge-
bot hervorheben und begrüßen. Daher die An-
erkennung all denen, die Solidarität pflegen und 
praktizieren. 

Ich sprach von den Hunderttausenden Menschen, 
die in den verschiedenen Organisationen stehen. In 
unserem demokratischen Staatswesen kommt es dar-
auf an, wie die Organisationen geführt werden. Die 
demokratischen Spielregeln gelten wohl überall. Ich 
gehe gewiß nicht an der Wirklichkeit vorbei, wenn 
ich sage: Die großen, einflußreichen Organisationen 
und Verbände stehen positiv zu unserem demokra-
tischen System, stehen auf dem Boden des Grund-
gesetzes. Die Negation liegt ihnen völlig fern. Damit 
möchte ich auf die besondere politische Wirksamkeit 
und Bedeutung dieser organisierten gesellschaft-
lichen Kräfte aufmerksam gemacht haben. 
Wenn Millionen Staatsbürger zu bewußten mit-
verantwortlichen Gestaltern unseres Staates werden, 
haben die großen Organisationen ihren Anteil daran. 
Was ich für manche Organisationen wünschen wür-
de, wäre mehr Durchsicht des Verbands- und Grup-
pengeschehens für die Öffentlichkeit. Ich denke dabei 
an mehr Publizität, mehr öffentliche Diskussion und 
ein Mehr an offener Rechenschaftslegung. Die freie 
Diskussion in den Verbänden und das Verhalten der 
Verbände zueinander kann dem Staatsbürger nur 
von Nutzen sein, wenn die Toleranz mehr als eine 
Spielregel, als ein Gebot, das der Achtung vor der 
Würde des Menschen entspricht, Geltung hat. 

Gemeinsam müssen wir noch viel lernen im Um-
gang mit Außenseitern und Minderheiten. Für alle 
aber zusammen gilt es: Niemand darf dem andern 
seine Meinung mit Gewalt aufzwingen wollen, nie-
mand darf dem andern das Recht zur freien Mei-
nungsäußerung bestreiten, auch wenn dessen Mei-
nung noch so falsch ist. In dieser unserer Verfas-
sungswirklichkeit der Parteien und der Verbände 
wird die Glaubwürdigkeit der Demokratie daran 
gemessen, wie der Staat und die Parteien mit den 
organisierten gesellschaftlichen Kräften umgehen. 
Die Sachkunde und die Meinung von außen sollte 
weder verschmäht noch ungeprüft bleiben. Aber 
einer Gefahr ist dabei zu begegnen: das ist das 
Angebot oder der Verkauf von Illusionen aller Art 
an die Organisationen und Verbände vom Staat 
oder von den Parteien. Die auf Illusionen ausgege-
benen politischen Wechsel platzen rasch. Die Staats

-

verdrossenheit als Folge ist unausweichlich und 
kaum noch reparabel. Daher die Grundregel im Um-
gang mit den Organisationen und Verbänden: in der 
Form verbindlich, aber hart in der Sache, sagen, 
was geht und was nicht geht. In der Demokratie muß 
Ehrlichkeit und Freimut begrüßt und toleriert, nicht 
aber gescholten werden. Wenn wir uns vergegen-
wärtigen, wieviel Menschen von den Organisationen 
beeinflußt werden und wie sie auch mitwirken und 
mitbestimmen können, so ist wohl jedermann sich 
im klaren, daß es in unserem Staat auf Dauer keine 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Oasen mehr 
"geben darf, wo die Staatsbürger von der Mitwir-
kung und der Mitbestimmung ausgeschlossen sind. 

Im anderen Teil Deutschlands gibt es neben der 
Staatspartei SED eine Vielfalt von Organisationen. 
Ihre Wirksamkeiten stehen gewiß im Sinne einer 
Gemeinsamkeit, doch im Gegensatz zur Situation 
in der Bundesrepublik ist statt der Freiwilligkeit 
mehr das „Du mußt dabei sein" der Anlaß seiner 
Zugehörigkeit. Die freie Meinungsbildung bleibt be-
grenzt, und mit eigener Interessenwahrung hat das 
Verbands- und Organisationsleben wenig zu tun. 
Alle Organisationen und Verbände müssen der 
politischen Einbahnstraße der SED folgen, wo Be-
fehle von oben nach unten durchlaufen und das 
Echo „Jawohl" und die Meldung der Soll-Erfüllung 
von unten nach oben erwartet wird. 

An diesem Gegensatz der Wirkungsmöglichkeiten 
und der Wirksamkeiten organisierter gesellschaft-
licher Kräfte hier und drüben kann der Wert von 
erlebter Freiheit und Demokratie gemessen werden. 
Der Bericht über die Lage der Nation erschiene mir 
unvollständig, wenn nicht einiges über die Rolle der 
Organisationen und Verbände unserer Verfassungs-
wirklichkeit gesagt würde. Die führenden Kräfte 
und Vertrauensleute der Organisationen verdienen 
unsere Anerkennung, stete Beachtung und Anhö-
rung. Sie selber aber tragen große Verantwortung 
für die Erhaltung und Festigung unserer demokra-
tischen Prinzipien. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Mertes. 

(Abg. Rasner: Fritz Reuter würde sagen: 
Fot di kurt, Jeanette!) 

Mertes (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Herr Bundeskanzler 
hat heute nachmittag von einer vollkommen neuen 
Wirtschaftspolitik gesprochen, die auch ein Erfolg 
dieser Koalition sei. Ich bin dem Herrn Bundes-
kanzler dafür dankbar; denn er hat mich mit dieser 
Passage an seine erste Regierungserklärung erin-
nert, in der er davon gesprochen hat, daß er als 
Bundeskanzler auch in wirtschaftlicher Beziehung 
ein schweres Erbe habe übernehmen müssen. Ich 
glaube, Herr Bundeskanzler, daß Sie mit mir einig 
sind, wenn ich feststelle, daß dieses schwere Erbe, 
das Sie übernommen zu haben glauben, in keine 
Beziehung zu setzen ist zu den Zuständen, die die 

. erste Bundesregierung im Jahre 1949 angetroffen 
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hat. Aber immerhin scheint die SPD von ihren For-
mulierungen inspiriert worden zu sein; denn sonst 
hätte ich nicht am 30. Mai des vergangenen Jahres 
in einer Zeitungsanzeige lesen können: ,,Arbeits-
losigkeit -- Kurzarbeit — Weniger Lohn. Wir alle 
leiden an den Folgen jener Wirtschaftspolitik Bonns, 
die keine war." 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
jene Wirtschaftspolitik, die nach Meinung der SPD 
keine gewesen sein soll, hat immerhin das gebracht, 
was oberflächliche Denker als das Wirtschaftswun-
der bezeichnen. Wir alle wissen, daß es sich dabei 
um kein Wunder handelt, sondern um eine beispiel-
lose Gemeinschaftsleistung des ganzen deutschen 
Volkes. Wir wissen aber auch, daß die Wiederein-
führung der Marktwirtschaft die Initialzündung dazu 
gegeben hat. Wir haben auch nicht vergessen, wie 
viele Gegner der Marktwirtschaft es zu Beginn der 
50er Jahre gab, und zwar nicht nur bei Ihnen in der 
SPD, sondern auch bei dem Teil der CDU, der da-
mals noch auf das Ahlener Programm eingeschworen 
war. 

Wenn heute, nach 23 Jahren, die erste Debatte 
über den Bericht zur Lage der Nation stattfindet, 
dann ist wohl die Frage gestattet, ob es dieses soge-
nannte deutsche Wirtschaftswunder auch gegeben 
hätte, wenn sich damals nicht die liberalen Kräfte, 
an ihrer Spitze die Freie Demokratische Partei, 
durchgesetzt hätten. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Au!) 

Die liberalen Kräfte waren es übrigens auch, die im-
mer wieder vor den  Überhitzungserscheinungen mit 
ihren negativen Konsequenzen gewarnt haben, und 
sie wurden damals von ,einer bestimmten Seite die-
ses Hauses als .die Maßhalteapostel abgestempelt. 
Es war ja auch so einfach, auf den Wirtschaftswun-
derwogen schwimmend, vor allem in der zweiten 
Hälfte der 50er Jahre, als Sie (zur CDU/CSU) in 
diesem Hause die absolute Mehrheit hatten, mit 
Wahlgeschenken Parteipolitik zu machen; 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

eine Politik, die nicht unschuldig ist an der Haus-
haltsmisere, die sich später einstellte. Das muß ein-
mal in die Erinnerung zurückgerufen werden. 

(Erneute Zurufe von ,der CDU/CSU.) 

— Ich sprach von der zweiten Hälfte der 50er Jahre 
und ging davon aus, daß Sie nicht vergessen haben,. 
daß Sie in dieser Zeit, nämlich von 1956 bis 1961, 
hier die absolute Mehrheit gestellt haben. 

(Zuruf von , der CDU/CSU: Schon von 1953 
an!) 

Die Diskrepanz zwischen diesem wirtschaftlichen 
Aufstieg und der geistigen und ethischen Entwick-
lung in unserem Volke wurde dabei geflissentlich 
übersehen. 

Hier, meine Damen und Herren; liegen die Wur-
zeln des Unbehagens, das sich heute in einer außer-
parlamentarischen Opposition so lautstark artiku

-

liert; denn eine Politik des Materialismus schafft al-
lein noch kein Bürgerbewußtsein. Damals glaubten 
aber ,die Unbelehrbaren an den Mythos eines ewig 
dauernden Wirtschaftswunders, und in diesem Glau-
ben wurde ,die Wirtschaft von Jahr zu Jahr stärker 
belastet. Die Kosten stiegen vielfach schneller als 
die Produktivität und als das Sozialprodukt. Entspre-
chende Wirkungen auf die Wettbewerbssituation 
blieben nicht aus. Hinzu kamen die Belastungen der 
öffentlichen Haushalte, die nur tragbar waren bei 
Wachstumsquoten von 8, 9, 10 und mehr Prozent; 
denn die Steuereinnahmen 'stiegen ja infolge der 
Progression noch schneller an. Man nannte das die 
heimlichen Steuererhöhungen. Die bedauerlichste 
Begleiterscheinung dieser überschäumenden Kon-
junktur war der Geldwertschwund. Die Notenbank 
mußte zu ihrer Restriktionspolitik greifen, die ihrer 
Natur nach wieder als einseitige Bremse primär die 
private Wirtschaft traf. Auf der Ausgabenseite des 
Haushalts war die Mehrheit dieses Hauses nicht be-
reit, die Einsparungen durchzusetzen, welche die 
Bundesbank forderte, um ihre Restriktionspolitik 
lockern zu können. Das Stabilitätsgesetz, das von der 
früheren Bundesregierung noch eingebracht wurde 
und das in erster Linie diesem Ziele dienen 'sollte, 
schmorte fast ein Jahr in den Ausschüssen, weil es 
den ideologischen Vorstellungen des neuen Koali-
tionspartners nicht mehr entsprach. Dabei ist eis eine 
blanke Illusion, anzunehmen, man könnte durch 
künstliche Konjunkturbelebungen die Steuerein-
gänge 'so steigern, daß man sich auch weiterhin so 
manchen Luxus auf der Ausgabenseite gestatten 
könnte. 

Unser Finanzminister Rolf Dahlgrün — das wollte 
ich dem Herrn Kollegen Gscheidle sagen, der leider 
nicht mehr da ist — hatte in seiner mittelfristigen 
Finanzvorschau klar dargelegt, daß in  den kommen-
den Jahren mit ständig steigenden Defiziten zu rech-
nen sein werde, wenn nicht mit neuen politischen 
Konzeptionen die überproportionalen Staatsausga-
ben auf ein gesundes Maß zurückgeschraubt würden. 
Dabei sollte es nach unserer Meinung kein Tabu 
geben. Die Mehrheit dieses Hauses fand jedoch nicht 
den Mut zu einer solchen Politik. Man suchte, wie 
allgemein bekannt ist, den Ausweg in Steuererhö-
hungen und anderen neuen Belastungen sowohl der 
Wirtschaft wie der Arbeitnehmerschaft. Gleichzeitig 
wurde auf 'der anderen Seite Gas gegeben mit dem 
Mittel einer schnell wachsenden öffentlichen Ver-
schuldung. In die Wirtschaft wurde auf diesem Wege 
durch eine sich widersprechende Politik Unsicherheit 
auf Unsicherheit hineingetragen. Deshalb schwand 
die Investitionsbereitschaft, die .das tragende Ele-
ment jedes gesunden Wirtschaftswachstums ist. In-
vestitionsentscheidungen richten sich nun • einmal 
nach dem Absatz und den Gewinnchancen, die auf 
einer soliden Kostenrechnung beruhen müssen, und 
daran hapert es heute; denn wer will schon mit 
Sicherheit voraussagen, ob nicht schließlich doch 
wieder die Politik überproportionaler Kostensteige-
rungen mit überproportionalen Preissteigerungen 
fortgesetzt wird, von den überproportionalen Stei-
gerungen der Staatsausgaben ganz zu schweigen. 
Grundlage jeder Stabilitätspolitik ist aber nun ein-
mal .eine solide Haushaltspolitik. 
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Wie es in Wirklichkeit damit aussieht, werden wir 

bei der zweiten und dritten Lesung des Haushalts in 
drei Wochen hier in diesem Hause feststellen. 

(Zurufe von der Mitte: Das haben wir schon 
hundertmal gehört! — Gegenruf des Abg. 

Genscher.) 

— Wenn Sie das schon hundertmal gehört haben 
und das als Allgemeingut für Ihre Fraktion in An-
spruch nehmen, kann ich mich nur wundern, warum 
Sie bis heute nicht die entsprechenden Konsequen-
zen daraus gezogen haben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Aber was haben Sie gemacht? Sie haben, um theo-
retisch errechnete Erfolge vor einem schwarz in 
schwarz gemalten Hintergrund um so leuchtender 
strahlen zu lassen, die Wirtschaftssituation Ende 
des Jahres 1966 und zu Beginn des Jahres 1967 noch 
zusätzlich dramatisiert. Wen wundert es da, wenn 
auf Grund dieser Situation die Wirtschaftsentwick-
lung schließlich aus einem Normalisierungsprozeß 
abgeglitten ist. Dabei wäre es nach den Zeiten der 

Überhitzung zu begrüßen gewesen, wenn sich die 
Konjunktur normalisiert hätte, allerdings unter der 
Voraussetzung, daß sich gleichzeitig auch die An-
sprüche an die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft 
im gleichen Ausmaß normalisiert hätten. Das aber 
ist eben nicht der Fall gewesen. Wir stehen deshalb 
heute vor dem eisernen Zwang, die Kostensituation 
mit den in einem verschärften Wettbewerb zu erzie-
lenden Erlösen in Einklang zu bringen. Die Wirt-
schaft selbst hat erkannt, daß hier etwas notwendig 
ist. Sie hat Sparprogramme abgewickelt, sie hat Ver-
lustquellen beseitigt, sie hat neue technische Ent-
wicklungen produktionsreif gemacht; leere Lager 
müssen aufgefüllt werden. Es haben sich also viele 
Elemente einer neuen Startbereitschaft angesammelt. 
Trotz aller Unkenrufe war schon im Frühjahr des 
vergangenen Jahres deutlich zu erkennen, daß die 
eigene Dynamik der Wirtschaft den Abwärtstrend 
auffangen würde. Die staatlichen Konjunkturförde-
rungsmaßnahmen waren daran viel weniger betei-
ligt, als die Regierung das heute glaubt. 

(Zuruf von der SPD.) 

Daher ist vor allem nach den neuen Steuer- und 
Beitragsbelastungen der Wirtschaft, die trotz gegen-
teiliger Beteuerungen zu Beginn dieses Jahres in 
Kraft getreten sind, die Frage notwendig, warum 
nicht mindestens zu einem Teil die Politik des Deficit 
spending ersetzt wurde durch die im Stabilitätsge-
setz auch heute noch vorgesehene Regelung der 
Variierung der Steuersätze nach unten. Mußte die 
Regierungspolitik jene Milliarden für Konjunktur-
spritzen ausgeben, die in Form von Steuererspar-
nissen in der Wirtschaft — dabei denke ich auch an 
die hemmende Investitionssteuer — einen sehr viel 
feiner dosierten und rascher wirksamen Anreiz hät-
ten geben können? 

Meine Damen und Herren, aktivistische Wachs-
tumsplaner vertrauen aber darauf, das Wachstum 
nach Maß technisch steuern zu können. Gleichzeitig 
wollen sie, wie sie sagen, aus gesellschaftspoliti-
schen Gründen den an früheren Wachstumsquoten  

orientierten Ansprüchen nicht wirksam entgegentre-
ten. Das Verhältnis von Anspruch und Leistungs-
fähigkeit zu harmonisieren, ist nun aber einmal das 
Gebot der Stunde. Statt dessen entwickelt diese 
Bundesregierung eine überspitzte instrumentale 
Geschäftigkeit, obwohl die Zielprojektionen ständig 
von eindrucksvollen Fehlkalkulationen begleitet 
werden und niemand weiß, wie die Schulden eines 
guten Tages getilgt werden sollen. Das Ifo-Institut 
befürchtet — meines Erachtens zu Recht — die Ge-
fahr einer neuen Konjunkturüberhitzung im Herbst 
dieses Jahres. Unangefochten davon erklärte der 
Herr Bundeswirtschaftsminister am 8. März in Ober-
hausen vor der Industriegewerkschaft Metall, die 
gegenwärtige Aufschwungphase könne nur beibe-
halten werden, wenn gleichzeitig die Kaufkraft der 
Massen in diesem Jahr durch Lohnerhöhungen um 
4 bis 5% verstärkt werde. Und Herr Brenner meinte 
dazu, wenn diese Auffassung sich schon in früheren 
Bundesregierungen durchgesetzt hätte, wäre die Tal-
fahrt unterblieben. Nun, meine Damen und Herren, 
meines Wissens war Herr Brenner vor dieser Tal-
fahrt nicht so bescheiden. Mit 4 bis 5 % ist er damals 
erst gar nicht angefangen. 

Lohnerhöhungen sind berechtigt. Aber ich frage 
mich, ob es richtig ist, vom Staate her zu Lohn-
erhöhungen aufzufordern, wenn man nicht sicher 
ist, auf welche echte Bezugsgröße diese Lohn-
erhöhungen ausgerichtet sein sollen, wenn man nicht 
konkret, nicht mit Sicherheit sagen kann, wie sich 
in der gleichen Zeit die Produktivität entwickeln 
wird. 

Im Gegensatz zu dieser Politik äußerte sich am 
gleichen Tage in Stuttgart der Präsident der Bun-
desbank skeptisch gegenüber einem gesellschaft-
lichen Rahmenpakt. Er betonte, daß es noch kei-
neswegs sicher sei, ob dadurch die Gesamtnach-
frage so im Zaum gehalten werden könne, daß die 
Konjunktur nicht wieder heißlaufe. Ich glaube auch, 
daß Herr Blessing recht hat, wenn er vor neuen 
staatlichen Konjunkturprogrammen warnt, die, wie 
er sagt, nicht revidiert werden können. Und seine 
Ankündigung, die Bundesbank werde auch weiter-
hin ihren gesetzlichen Auftrag, die Währung zu 
verteidigen, erfüllen, kann im Interesse der Sparer 
nur begrüßt werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Mertes (FDP) : Bitte sehr, Herr Kollege! 

Geiger (SPD) : Herr Kollege Mertes, würden Sie 
mir zustimmen, wenn ich sage, daß der Lohn von 
heute die Kaufkraft von morgen bedeutet und daß, 
wenn Investitionsmaßnahmen durchgeführt werden 
sollen, auch die Kaufkraft vorhanden sein muß, 
damit das mehr Produzierte wieder gekauft werden 
kann? 

Mertes (FDP) : Diese These, verehrter Herr Kol-
lege, hat ein Gewerkschaftskollege, nämlich Fritz 
Tarnow, bereits in den zwanziger Jahren vertreten. 
Sie ist also nicht neu, und es geht auch gar nicht dar- 
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um, daß es nicht zu entsprechenden Lohnerhöhungen 
kommt, sondern es geht nur darum, ob die Gewiß-
heit geschaffen werden kann, daß diese Lohn-
erhöhungen in einem gesunden Verhältnis zum 
Wachstum unseres Sozialprodukts stehen, damit 
wir nicht wieder Kostensteigerungen bekommen, die 
die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft und 
damit die Arbeitsplätze gefährden. 

Eine echte Stabilisierung setzt eine umfassende 
Neuorientierung der Finanzpolitik voraus. Dabei 
sind eine Einschränkung der Ausgabenflut und die 
Schaffung von Prioritäten nun einmal unerläßlich. 
Ich gebe zu, daß die mittelfristige Finanzplanung 
zunächst erfreuliche Ansätze für ein neues Gleich-
gewicht erwarten ließ, und ich glaube auch, daß es in 
der Bundesregierung Politiker gibt, die wirklich 
guten Willens sind. Die Zielsetzung dieser mittel-
fristigen Finanzplanung wurde jedoch zwischen 
Kompromissen, einmal in der Regierung und zum 
anderen in dieser Koalition, zerrieben. Deshalb 
fehlt, um nur einige wenige Beispiele zu nennen, 
bis heute ein Rezept, das den Sozialleistungen den 
Charakter der Verläßlichkeit gibt. Es fehlen prak-
tikable Konzeptionen für die Überwindung der 
verschiedenen Strukturprobleme, insbesondere auf 
dem Energiesektor sowie für die Erhaltung und 
Stärkung kleiner und mittlerer selbständiger Existen-
zen. Der Förderung mittelständischer Existenzen 
kommt besondere Bedeutung zu in einer Zeit, in der 
der Herr Bundeswirtschaftsminister ein Gesetz an-
gekündigt hat, das die Konzentration fördern soll. 

Meine Damen und Herren, eine Regierung, die 
keine echten Konzeptionen für die Meisterung drin-
gender Gegenwartsprobleme bietet, kann für sich 
nicht das Recht in Anspruch nehmen, für die Zu-
kunft planen zu wollen. Sie läuft vielmehr Gefahr, 
Wechsel auf eine unsichere Zukunft zu ziehen. Un-
sere Arbeitswelt wird durch eine sich in rasantem 
Tempo entwickelnde moderne Technik umgestaltet. 
Das stellt hohe Anforderungen sowohl an Unterneh-
mer als auch an Arbeitnehmer. Sie werden in einen 
permanenten Lernprozeß eingespannt sein. Dem hat 
die Wirtschaftspolitik und die Gesellschaftspolitik 
Rechnung zu tragen. Der im Interesse unserer Wett-
bewerbsfähigkeit und im Interesse der Erhaltung 
der Arbeitsplätze ständig fortschreitende Umstel-
lungsprozeß verträgt keine neuen Belastungen, und 
er verträgt keine neuen Unsicherheitsfaktoren. 

Ein solcher Unsicherheitsfaktor ist unter anderem 
die Forderung nach einer Ausweitung der Mitbestim-
mung. Das Betriebsverfassungsgesetz wird von uns 
begrüßt. Wir bedauern, daß bisher seine Möglich-
keiten nicht stärker ausgenutzt worden sind. Die 
paritätische Mitbestimmung wird jedoch von uns 
grundsätzlich abgelehnt. Sie hat sich übrigens bis-
her auch nicht bewährt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja auch 
nur eine Behauptung!) 

Die Befürworter der Ausweitung der Mitbestim-
mung führen als Begründung im wesentlichen die 
Kontrolle der wirtschaftlichen Macht und die For-
derung nach Demokratisierung der Wirtschaft an. 
Die wirtschaftliche Macht ist jedoch in einer Markt

-

wirtschaft dezentralisiert und systemgebunden, also 
marktabhängig. Sie wird durch den Wettbewerb und 
durch staatliche Gesetze beschränkt. Dadurch ist ein 
Mißbrauch zu politischen Zwecken ausgeschlossen. 
Den Gewerkschaften fehlt die Legitimation zu einer 
Kontrolle der wirtschaftlichen Macht. Würde eine 
solche Kontrolle geschaffen, ergäbe sich eine Macht-
konzentration eben bei diesen Gewerkschaften, und 
die Tarifautonomie würde zumindest ausgehöhlt, da 
die Unternehmerschaft den Gewerkschaften nicht 
mehr unabhängig und gleichberechtigt gegenüber-
stände. Durch die Forderung nach Demokratisierung 
der Wirtschaft im Sinne der Gewerkschaften wird 
das marktwirtschaftliche System zerstört durch eine 
Aushöhlung der Funktion des privaten Eigentums 
und durch eine Trennung von privatrechtlichem 
Risiko und Haftung. 

 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen Haar? 

Haar (Stuttgart) (SPD) : Herr Kollege, Sie beto-
nen in Ihrem Wahlkreis, soweit ich mich erinnern 
kann, immer wieder auch Ihre Mitgliedschaft in 
einer Gewerkschaft. Wie ist Ihre jetzige Stellung-
nahme mit dem zu vereinbaren, was Sie in Ihrem 
Wahlkreis äußern? 

Mertes (FDP) : Lieber Herr Kollege Haar, selbst-
verständlich betone ich in meinem. Wahlkreis, wenn 
ich danach gefragt werde und wenn das Thema dar-
auf kommt, daß ich Mitglied der Gewerkschaft bin. 
Ich verrate ihnen kein Geheimnis, wenn ich sage, 
daß ich bereits 1946/47 als Werkstudent beim dama-
ligen Gewerkschaftsbund Württemberg-Baden gear-
beitet habe. 

(Zuruf von der SPD: Zu kurz, Herr Kollege 
Mertes!) 

Ich habe aber zu keiner Zeit erlebt, jedenfalls nicht 
in meiner damaligen Praxis, daß der Versuch ge-
macht worden wäre, die Meinungsfreiheit auch von 
Gewerkschaftsmitgliedern einzuschränken. Deswe-
gen erlaube ich mir eben heute abend, meine Mei-
nung zum Thema Mitbestimmung zu sagen. Die 
gleiche Meinung, unabhängig davon, ob ich in der 
Gewerkschaft bin oder nicht, vertrete ich, wie Sie 
mir zugeben werden, auch in meinem Wahlkreis. 

(Abg. Rasner: Welche Gewerkschaft, Herr 
Mertes, IG Metall?) 

Präsident D.  Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Haar? 

Haar (Stuttgart) (SPD) : Herr Kollege, wären Sie 
bereit, zuzugestehen, daß Sie bisher nirgends durch 
Ihre Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft behindert 
worden sind, Ihre Meinung frei zu sagen, und wür-
den Sie mir bestätigen, wo Sie bisher bei Mai-Ver-
anstaltungen eine derartige Auffassung offen ge-
äußert haben? 
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Mertes (FDP) : Erstens habe ich ja gerade betont, 
daß ich in meiner Praxis nicht erlebt habe, daß 
durch Gewerkschaften die Meinungsfreiheit beein-
flußt worden wäre. Sie haben mich also mißverstan-
den. 

Was die Mai-Veranstaltungen betrifft: ich bin bis-
her trotz einer relativ langen Mitgliedschaft in der 
Gewerkschaft, Herr Kollege Haar, nie aufgefordert 
worden, auf einer Mai-Kundgebung der Gewerk-
schaften zu sprechen. 

(Abg. Mischnick: Sehr gut! — Zurufe von 
der SPD.) 

Sie können das selbstverständlich nachholen. Ich 
werde auch dort diese meine Meinung vertreten und 
dann, da ich dort mehr Zeit habe, das noch stärker 
fundieren können. 

Ich will zum Abschluß aber noch etwas zum The-
ma Mitbestimmung sagen, da Sie so großen Wert 
darauf legen. Ich bin der Überzeugung — und die 
Vorgänge an der Ruhr haben mich darin bestärkt —, 
daß die qualifizierte oder paritätische Mitbestim-
mung den Unternehmensegoismus fördert und damit 
die volkswirtschaftliche Gesamtentwicklung behin-
dert und sich außerdem zum Nachteil der Verbrau-
cher auswirkt. Hinzu kommt noch, Herr Kollege 
Haar, daß die Individualsphäre des Arbeitnehmers 
in seinem Betrieb durch die qualifizierte Mitbestim-
mung in keiner Weise verbessert wird. 

Die Wirtschaft fürchtet heute durch alle diese 
Vorgänge und durch die Thesen, die in den Raum 
gestellt werden, um die Erhaltung der Marktwirt-
schaft. Es ist deshalb verständlich, wenn die Indu-
strie- und Handelskammer Stuttgart in ihrem letz-
ten Jahresbericht unter anderem feststellt: 

Das Verhältnis von Staat und Wirtschaft wird 
umgekehrt, wenn der Staat durch eine Schul-
denpolitik den privaten Bereich sozusagen zum 
Restbereich einer für den Gesamtablauf der 
Wirtschaft verantwortlichen Staatslenkung de-
gradiert. Hier werden die Grenzen zwischen 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik verwischt. 
Die Wirtschaft mißtraut dem Experiment einer 
von der Staatsverschuldung her gesteuerten 
Wirtschaft. Von hier aus ist nur ein einziger 
Schritt zu der staatlichen Anmaßung einer ge-
sellschaftspolitisch begründeten Verteilerrolle 
des Staates. Die Richtung dieser Gesellschafts-
politik wird nicht mehr von dem freien Ent-
schluß einer freien Gesellschaft bestimmt. Der 
Staat fühlt sich vielmehr mit dem negativen 
Gewicht seiner Verschuldung berufen, die Ak-
zente dieser Gesellschaftspolitik zu setzen. 

So weit das Zitat aus dem Jahresbericht der Indu-
strie- und Handelskammer Stuttgart. 

Wir Freien Demokraten bekennen uns nach wie 
vor uneingeschränkt zur Marktwirtschaft. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Zuruf von der 
Mitte: Bravo!) 

Nur die Marktwirtschaft erhält und schafft die Vor

-

aussetzungen für eine gerechte und freiheitliche 
Ordnung der Gesellschaft und für ein Höchstmaß 

wirtschaftlichen Fortschritts. Nur die Marktwirt-
schaft schafft auch die Leistungen, die notwendig 
sind, um die schwierigen wirtschaftlichen Probleme 
zu lösen, die bei einer Zusammenführung der bei-
den Teile Deutschlands zwangsläufig anfallen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Müller-Hermann. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent!Meine Damen und Herren! Dies ist mit Sicher-
heit nicht mehr die Stunde für ein wirtschafts- oder 
gesellschaftspolitisches Kolleg oder die Sollerfül-
lung für Wahlkampfreden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Mir scheint, der Wert der Debatte — der ganzen 
Debatte — wäre wesentlich gesteigert worden, wenn 
wir sie nach dem Dialog zwischen Minister Wehner 
und Herrn Dr. Barzel, bei dem es wirklich um die 
zentralen Fragen unserer Politik ging, beendet 
hätten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich beschränke mich daher jetzt auf drei ganz 
knappe Bemerkungen. 

Erstens. Ich befinde mich als Mitglied der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, die in der Vergangenheit 
Regierungsverantwortung mit getragen hat und in 
der Gegenwart Regierungsverantwortung trägt, in-
sofern in einer schwierigen Situation, als ich zwi-
schen Herrn Gscheidle und Herrn Mertes nun einen 
Mittelweg finden muß. Herr Gscheidle meinte, die 
Große Koalition müsse die Schulden der Vergangen-
heit abtragen. Herr Kollege Mertes nahm die Auf-
bauleistung für die „liberalen Kräfte", die FDP, in 
Anspruch. 

(Zuruf von der FDP: Richtig!) 

Ein großartiger wirtschaftlicher Aufbau liegt hin-
ter uns, der natürlich wie jedes Menschenwerk auch 
mit Schwächen und Mängeln behaftet war. Sicherlich 
ist es eine sehr individuelle Betrachtungsweise, 
wem man das Plus oder Minus zurechnet. Ich meine, 
daß wir als Angehörige der CDU/CSU-Fraktion uns 
darauf beschränken können, das Urteil über diese 
Phase des Aufbaus getrost den Historikern zu über-
lassen. 

Zweitens. Der Bundeskanzler hat in seinem Be-
richt über die Lage der Nation den Blick dieses Ho-
hen Hauses und der deutschen Öffentlichkeit auf die 
Probleme der Zukunft gerichtet. Es ist sicherlich be-
sonders bemerkenswert, daß er den Willen der 
Bundesregierung zum Ausdruck gebracht hat, die 
Chancen der industriellen Revolution für die Stär-
kung der Wirtschaftskraft der Bundesrepublik zu 
nutzen, damit sie auch für die Zukunft zu der füh-
renden Gruppe der Wirtschaftsmächte gehört. Was 
mir am Herzen liegt, ist, zu unterstreichen, daß wir 
uns dieser Aufgabe nicht nur gestellt sehen zur 
Mehrung des Wohlstandes der Bürger in der Bun-
desrepublik und in West-Berlin, sondern daß wir 
zugleich darin auch die Aufgabe sehen, in dem Wett-
streit der Gesellschaftssysteme für unser freiheit- 
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liches System die Anziehungskraft zu erhalten und 
auszubauen, aber auch uns bereit zu machen als die-
jenigen, die die Gunst, ich möchte sagen, die unver-
diente Gunst, gehabt haben, unter ganz anderen 
Voraussetzungen als unsere Landsleute im anderen 
Teil Deutschlands unseren wirtschaftlichen Aufbau 
zu betreiben, eines möglichen Tages bereit zu sein, 
auch materielle Opfer zu bringen und sie in die 
Waagschale zu werfen, um unseren Landsleuten im 
anderen Teil Deutschlands größere Freiheiten zu 
verschaffen und die Wiederherstellung auch der 
staatlichen Einheit voranzubringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Drittens. Jede Zeit hat ihre eigenen Probleme und 
ihre ganz spezielle Situation. Die neue Phase un-
serer wirtschaftlichen, gesellschaftlichen, gesamtpoli-
tischen Entwicklung zeichnet sich im Grunde dadurch 
aus, daß sie mit ganz besonders schwierigen Kom-
plexen, in die Weltpolitik verzahnten Problemen 
belastet ist und daß es bequeme, einfache Lösungen 
nach einem Patentrezept in keinem Bereich gibt. 
Das war im Grunde ja auch die Voraussetzung da-
für, daß wir das in einer parlamentarischen Demo-
kratie Ungewähnliche getan haben, eine Große 
Koalition mit einer sehr breiten Plattform in die-
sem Hohen Hause einzugehen. Aber, meine Damen 
und Herren, auch eine solche Große Koalition kann 
nicht Wunder wirken. Sie kann nur das in ihren 
Kräften stehende Mögliche tun. Wir müssen uns 
aber gefallen lassen, daß an eine Große Koalition in 
ganz besonderer Weise hohe Maßstäbe im Hinblick 
auf ihr Leistungsvermögen, ihre Durchsetzungskraft 
und ihren Mut angelegt werden, mit dem sie die 
ganz konkreten Aufgaben einer Lösung zuführt, die 
in dem Regierungsprogramm des Herrn Bundes-
kanzlers bereits konzipiert und in dem Bericht über 
die Lage der Nation präzisiert und interpretiert 
wurden. 

Wenn ich hier als letzter Redner zu der allgemei-
nen Diskussion das Wort nehme 

(Abg. Ertl: Irrtum!) 

— von seiten meiner Fraktion —, so  möchte ich 
zum Abschluß betonen, Herr Bundeskanzler, daß 
wir den festen Willen haben, Ihnen bei der Lösung 
dieser schwierigen Aufgaben mit Zähigkeit, Fleiß, 
Geduld und der nötigen Loyalität auch gegenüber 
unserem Koalitionspartner zu helfen, da wir wohl 
wissen, daß nur gemeinsam mit dem nötigen Mut 
zu Entscheidungen idas getan  werden kann, was 
getan werden sollte und muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das letzte Wort hat erfreulicherweise die 
Opposition.  

(Abg. Dr. Barzel: Denkste!) 

— Verehrter Herr Barzel, wir haben auch noch 
einiges auf Lager, wir können mitziehen. Diese 
Opposition hat einen langen Atem. 

(Beifall bei der FDP) 

und sie wird es der Regierung nie leicht machen. 

Herr Kollege Müller-Hermann hat gerade so sehr 
die Geduld strapaziert. Es tut mir leid, daß auch ich 
Ihre Geduld noch strapazieren muß. Aber die Große 
Koalition kann nur unter dem Motiv der großen 
Geduld beurteilt werden; dazu hat sie wirklich das 

 Wort „groß" nötig. Ansonsten ist es auch nur in 
bezug auf die Form der Großen Koalition berech-
tigt, nicht in bezug auf die Leistung. 

Einige wenige Bemerkungen. Wir freuen uns und 
begrüßen es sehr, daß der Herr Bundeskanzler heute 
seinen Dank an die Bäuerinnnen verdeutlicht hat. 
Auch wir danken den Bäuerinnen. Wir danken allen 
Menschen auf dem Lande. Aber unser Dank besteht 
auch darin, daß wir eine Agrarpolitik wollen, die 
der Bäuerin und dem Bauer einen gerechten Lohn 
gibt. Da ist die Große Koalition nicht so tatkräftig 
wie die Opposition. 

(Beifall bei der  FDP.) 

Gerade wenn es um die Selbständigen geht, wird 
diese  Große Koalition noch eine große Bewährung 
abzulegen haben. 

(Zuruf von der SPD: Die haben Sie  in  Ihrer 
Zeit ja auch bestanden!) 

— Die haben wir bestanden. Herr Kollege, ich will 
Ihnen sagen: wenn ich heute die Verfassung der 
SPD nach eineinhalb Jahren Koalition sehe, muß 
ich sagen, daß ich mir vorkomme wie Siegfried. 

(Heiterkeit.) 

Wir werden mit Freude Ihren Parteitag zur Kennt-
nis nehmen; darauf können Sie sich verlassen. Da 
werden wir seihen, wie Ihre Parteifreunde über Ihre 
Rolle in der Koalition denken. Darüber können wir 
sehr zufrieden sein. 

(Abg. Herold: Wir müssen ja damit fertig 
werden, nicht Sie!) 

— Herr Herold, wenn Sie geistig folgen können! 

(Abg. Herold: Oh, ja!) 

— Gerade wenn es ,darum geht — ich bin gerade 
bei Ihnen, Herr Herold —, die Selbständigen für die 
Zukunft zu sichern, wird man  in der  Agrarpolitik 
besonders vorsichtig vorgehen müssen. Denn dort 
beginnt ein sehr wesentlicher Prozeß' im Hinblick 
auf eine vielfältige Liquidierung. Hier wird wie-
derum die  Agrarpolitik wesentliche Beweise liefern 
müssen. Aber ich möchte in dieser späten Stunde 
das Thema nicht vertiefen, 

(Bravo!-Rufe.) 

Ich möchte zur zeitlichen Richtigstellung noch et-
was feststellen. In der Frage des Verhaltens der 
Bundesregierung zur Äußerung des französischen 
Staatspräsidenten über die Schlesien-Reise war es 
die Opposition, die durch eine Anfrage zum ersten-
mal eine Stellungnahme herbeigeführt hat. Ich 
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glaube, das läßt 'sich an Hand der Protokolle nach-
lesen. Das bitte ich nur zu bedenken. 

Nun wurde von einem Kollegen der Koalition un-
serem Kollegen Genscher unterstellt, er habe in 
einer bestimmten Form von Berufsvertriebenen ge-
sprochen und damit auch diese Frage aus der Welt 
geräumt. Jetzt zitiere ich, was er sagte: 

Denn dieses Europa kann werden aus der poli-
tischen Einsicht und Vernunft unserer Vertrie-
benen, aus ihrer Opferbereitschaft, und die Ver-
triebenen bekennen sich dazu, sehr im Gegen-
satz zu manchen, die sich als Berufsvertriebene 
betätigen. Aber es wird niemals werden aus 
Geschichtsklitterungen. Das gehört auch zur 
Wahrheit, wenn wir über eine freie und von 
allen Völkern und von unserer Jugend ge-
tragene Zukunft sprechen.  

Ich glaube nicht, daß man daraus herauslesen kann, 
dem Kollegen Genscher sei es darum gegangen, den 
Vertriebenen zu unterstellen, sie seien Berufsver-
triebene. Es ging ihm sogar darum, die große staats-
politische Gesinnung der Vertriebenen herauszu-
heben. Und ich glaube, das war heute auch richtig 
am Platz. 

Damit auch hier über die Haltung der Freien 
Demokraten keine Zweifel bestehen, möchte ich zu 
der Kernfrage, wie wir uns in der Deutschland- und 
Osteuropapolitik grundsätzlich äußern, die in einer 
heißen Diskussion in Hannover gefundene Formu-
lierung zitieren. Ich wünsche den anderen Parteien, 
daß sie in dieser Frage ebenso leidenschaftlich und 
hart diskutieren, wie wir Freien Demokraten es in 
Hannover getan haben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das wünsche ich Ihnen. Dais wäre im Interesse der 
deutschen Sache. Unsere Formulierung lautet — und 
auf sie soll in aller Deutlichkeit noch einmal hinge-
wiesen werden —: 

Oberstes Ziel deutscher Politik war und ist die 
friedliche Vereinigung der Deutschen in frei-
heitlicher demokratischer Ordnung. Dabei sind 
zu berücksichtigen die Grundsätze für nationale 
Selbstbestimmung, freiheitliche Menschenrechte 
und das Recht auf Heimat. 

Wir sagen weiter in Absatz 85: 

Wichtige Aufgabe einer Deutschland- und 
Außenpolitik ist die Entspannung der Verhält-
nisse in Europa. Deutsche Entspannungspolitik 
hat sich an jeden zu richten, an alle europä-
ischen Staaten ebenso wie an den anderen Teil 
Deutschlands. Das Ziel der Entspannungspolitik 
ist die Schaffung einer europäischen Friedens-
ordnung in einem sicherheitsmäßig kontrollier-
ten Gleichgewicht. 

Bitte, Herr Kollege! 

Haar (Stuttgart) (SPD) : Sie haben zunächst auf 
die zu erwartenden Auseinandersetzungen auf un-
serem Parteitag hingewiesen. Jetzt haben Sie auf 
Ihren Parteitag verwiesen. Darf ich Sie fragen, ob 
es angebracht und der Sache würdig ist, wenn zu er

-

warten ist, daß auf unserem Parteitag um Lebens-
fragen gerungen wird — wobei auch Ansichten 
auseinandergehen —, daß Sie fünf Minuten nach 
Ihrem ersten Hinweis auf die Art Ihrer  Auseinan-
dersetzungen positiv verweisen? Ist das sachliche 
Auseinandersetzung? 

Erti (FDP) : Ich habe Ihnen nur gute Wünsche für 
Nürnberg mitgegeben, und die gebe ich Ihnen ganz 
offiziell mit im Interesse der deutschen Sache. Ich 
wünsche Ihnen eine sachliche und gute Auseinan-
dersetzung. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich darf weiterfahren. Wir sagen unter Nummer 88: 

Auf deutschem Boden ist ein Regime, das nicht 
dem Volkswillen entspricht, nicht anerkennbar. 
Dieser Grundsatz hindert jedoch nicht daran, 
zur Kenntnis zu nehmen, daß auf deutschem 
Boden über deutschem Gebiet außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes Macht 
ausgeübt wird und die Bundesregierung wegen 
ihrer Fürsorgepflicht für alle Deutschen berech-
tigt und verpflichtet ist, mit allen Machthabern 
mit dem Ziel zu sprechen, eine Erleichterung 
der Folgen der Spaltung für die Menschen zu 
schaffen. 

Ich glaube, daß das Formulierungen und Zielset-
zungen sind, die sehr wohl, wenn sie verwirklicht 
werden, dazu beitragen können, konstruktive Lö-
sungen aufzuzeigen. 

Weil auch noch einmal die Grenzfrage angespro-
chen worden ist: auch hier haben wir hart um eine 
Formulierung gerungen. Ich möchte diese Formulie-
rung am Schluß dieser wichtigen Debatte in aller 
Öffentlichkeit bekanntgeben: 

Der Bundesparteitag der Freien Demokratischen 
Partei bekennt sich zu dem vom Grundgesetz 
betonten Vorrang der Wiedervereinigung der 
Menschen in den getrennten Teilen Deutsch-
lands. Er ist der Meinung, daß die endgültige 
Entscheidung über die deutschen Grenzen im 
Osten erst in einem Friedensvertrag erfolgen 
kann. 

Der Bundesparteitag der Freien Demokrati-
schen Partei ist der Auffassung, daß eine mög-
liche Zusammenführung der getrennten Teile 
Deutschlands nicht an territorialen Fragen 
scheitern darf. 

Das ist ein harter Kompromiß, aber wir glauben, es 
ist ein Weg, der uns ein moralisches Recht gibt, 
nach drüben zu sagen: Nun seid ihr am Zug. Wir 
sind bereit, über Fragen, die lebenswichtig für diese 
Nation sind, zu sprechen, und wir haben uns mora-
lisch verpflichtet, hier ein Maß an Gesprächsbereit-
schaft zu zeigen. Nun sind die drüben dran. 

Ich glaube, das ist auch eine Basis für die Regie-
rung; das gehört auch zu dem Punkt „Wahrheit 
gegenüber unserer Jugend". Denn das verlangt 
diese Jugend, daß sie in diesem Volk eine Zukunft, 
daß sie in diesem Volk eine Aufgabe sieht. Ich 
meine, daß es in unserer Jugend heute zum Teil 
soviel Resignation, soviel Verzweiflung und auch 
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vielleicht soviel Versuche, in radikale Betätigung 
auszugehen, gibt, hat seinen Grund darin, daß sie 
zu wenig Hoffnung, zu wenig Klarheit und zu wenig 
Wahrheit fühlt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Hier liegt, meine ich, eine Aufgabe dieses ganzen 
Hauses. 

Ich darf mit diesen wenigen Bemerkungen schlie-
ßen. Wir Freien Demokraten haben Ihnen den Ent-
schließungsantrag Umdruck 367 vorgelegt. Es ist 
sozusagen der oppositionelle Katalog der vielfäl-
tigen Fehlanzeigen bei der Berichterstattung über 
die Lage der Nation, und wir bitten darüber abzu-
stimmen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine 
Damen und Herren, keine weiteren Wortmeldun-
gen. Die Aussprache ist geschlossen. 

(Abg. Dr. Barzel: Herr Präsident!) 

— Was denn? 

(Abg. Barzel: Zu dem Antrag!) 

— Zu dem Entschließungsantrag? 

(Abg. Dr. Barzel: Ist seit langem gemeldet!) 

— Ja, ich habe Sie doch gefragt! 

(Abg. Baron von Wrangel: Ich bin aufge

-

standen und hergegangen!) 

— Ja, aber wissen Sie, Herr Kollege von Wrangel, 
hier laufen so viele Herren trotz der späten Stunde 
noch immer herum. Wenn Sie eine Hand gehoben 
hätten, wäre das deutlicher gewesen. Also bitte 
sehr! 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich hatte an sich 
vermutet, daß Herr Kollege Ertl den Entschließungs-
antrag begründen würde. Das hat er nicht getan. Er 
hat versucht, noch einmal so etwas wie eine Zusam-
menfassung der Kriterien zu geben. Nur eines 
möchte gleich sagen: Wenn dies der Katalog der 
FDP als Gegenstück zum Bericht über die Lage der 
Nation ist, 

(Abg. Ertl: Nein, „der Fehlanzeigen", habe 
ich gesagt! Sie haben nicht zugehört!) 

dann ist dies ein Papier der Negation, der Wider-
sprüche, und es ist leider stilistisch schwach und in 
der Aussage unpräzise. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Erstens, meine Damen und Herren: europäisches 
Sicherheitssystem. Ich glaube, wir müssen daran 
erinnern, daß es eine Fülle von Vorschlägen gege-
ben hat und daß man diese Dinge auf diplomati-
schem Wege besser betreibt als durch spektakuläre 
Schritte, die Sie hier erwarten. Ich kann Ihnen nur 
so viel sagen, meine Damen und Herren: Hören 
Sie doch endlich auf, auswärtige Politik mit einer 
innenpolitischen Effekthascherei zu machen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zweitens. Sie fragen nach dem Gewaltverzichts-
abkommen. Hier können wir Ihnen nur sagen: Uns, 
der CDU/CSU, geht es hierbei ausschließlich um die 
Glaubwürdigkeit unserer Politik und nicht um For-
malien, hier geht es um die Effektivität eines sol-
chen Abkommens, und ich glaube, auch dies läßt 
sich besser auf diplomatischen Kanälen erledigen. 

Nun komme ich aber zu einem Punkt, den Sie 
hier anschneiden, der sicherlich heute eine Rolle 
gespielt hat und in naher Zukunft eine große Rolle 
spielen wird. Sie sprechen hier wieder vom „Staats-
volk der DDR". Meine Damen und Herren, ein 
Regime, das sein Volk einsperren muß, verleugnet 
dieses Volk, und insofern glauben wir, daß es kein 
Staatsvolk dieser sogenannten DDR gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
FDP.) 

Darüber hinaus muß ich hier eines sagen, Herr 
Kollege Ertl. Es ist wirklich bedauerlich, daß in 
diesem Lande dies passiert: durch eine ständige 
Gleichmacherei der Ordnungen wird automatisch — 
automatisch! — der totalitäre Staat aufgewertet 
und die freiheitliche Demokratie abgewertet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir von der CDU/CSU können diese Gleichmache-
rei nicht mitmachen. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Ich habe mich vorhin, als ich das las, gefragt, ob 
dies nicht auch ein Stück Abschied von Theodor 
Heuss ist, der sich sehr wohl in allen seinen Reden 
um das Staatsvolk der Bundesrepublik bemüht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ein letztes zu diesem Thema. Ich muß mich fragen, 
meine Damen und Herren: Wer sind denn in diesem 
Lande die Reaktionäre und die Bremser und die 
Rückschrittlichen? Wir von der CDU/CSU nicht, 

(Lachen bei der FDP) 

aber offenbar diejenigen, die sich ständig bemühen, 
auf deutschem Boden wieder einen totalitären Staat 
anzuerkennen und demokratisch zu legitimieren. 

Viertens: zur Verteidigungspolitik. Sie pressen, 
das alles in die eine Entschließung. Wir hatten eine 
Verteidigungsdebatte. Sie hatten Gelegenheit, sich 
zu äußern. Sie werden es wieder tun können. 

Fünftens: Verzicht auf Trägerwaffen. Meine Da-
men und Herren, auch darüber ist hier gesprochen 
worden. Sie werden anerkennen müssen, wenn wir 
die Glaubwürdigkeit der Abschreckung aufrechter-
halten wollen — und wir müssen sie aufrechter-
halten, solange der Ostblock rüstet —, können wir 
auch nicht auf atomare Trägerwaffen innerhalb des 
westlichen Bündnisses verzichten. Das muß wohl 
gesagt werden. 

Sechstens: Notstandsgesetzgebung. Die CDU/CSU 
— das wissen Sie genau — wird großen Wert dar-
auf legen, daß eine praktikable Notstandsgesetz-
gebung unter Dach und Fach gebracht wird. Ich 
glaube, auch dies ist ein Stück Landesverteidigung. 
Vielleicht dürfen wir das auch einmal sagen. 
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Siebtens: Gebietsreform. Meine Damen und Her-

ren, erwarten Sie doch nicht, daß man im Rahmen 
einer solchen Debatte — und Filibusterreden von 
Ihrer Seite haben dazu beigetragen, daß es so spät 
ist  

(Widerspruch bei der FDP) 

über so komplizierte Fragen wie Gebietsreform 
ausführlich sprechen kann. Nur eines wissen Sie so 
gut wie wir: Ein Grund dafür, daß wir die Neu-
gliederung nicht anpacken, ist auch, daß wir in 
diesem Punkt gesamtdeutsche Fragen nicht negativ 
präjudizieren wollen. 

(Zuruf von der FDP: Faule Ausrede.) 

— Das ist keine faule Ausrede. Das wissen Sie 
so gut wie wir. 

Achtens: angeblich konjunkturhemmende Steuer-
gesetzgebung. Meine Damen und Herren, es ist 
nicht zu leugnen, daß Aufwärtsentwicklungen vor-
handen sind. 

Seltsamerweise sprechen Sie im nächsten Punkt, 
dem Punkt neun, von der Finanzlage und der Ver-
schuldung. Wir werden — das wissen Sie auch — 
in  jedem Jahr und sicherlich wiederholt über die 
mittelfristige Finanzplanung miteinander debattie-
ren. Ich glaube, das sollten wir dann auch in aller 
Ausführlichkeit tun. 

Zehntes. Da allerdings habe ich mich gefragt, 
Herr Kollege Ertl, was das noch soll. Nach der 
gestrigen Debatte über den Grünen Plan verlangen 
Sie in diesem Punkt ein Konzept zur Behebung der 
Schwierigkeiten der Landwirtschaft. Ich kann nur 
sagen: Das ist keine Hilfe für die Bauern, sondern 
Bauernfängerei. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Elftens : gesellschaftspolitische Entwicklungen. Wir 
haben uns mit einer Fülle von Fragen beschäftigt. 
Die Regierung hat Vorlagen gemacht. Es hat Debatten 
gegeben. Aber erwarten Sie doch nicht, daß wir 
uns im Zusammenhang mit einem Bericht über die 
Lage der Nation hier noch mit Futurologie be-
schäftigen. Dann säßen wir morgen früh noch alle 
miteinander hier. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zwölftens. Wahlrecht. Die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion erklärt, daß wir uns nach wie vor für ein 
mehrheitsbildendes Wahlrecht einsetzen werden, 
und zwar für 1973, so wie es in der Regierungs-
erklärung steht, weil wir eine starke Regierung 
und eine starke Opposition wünschen, die wir heute 
leider nicht haben. 

(Zuruf von der FDP: Das wird 1969 ent- 
schieden! Das Volk entscheidet noch, nicht 

Sie mit Ihrem Wahlrecht!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Bitte lassen 
Sie den Redner aussprechen! 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Meine Damen 
und Herren von der FDP, Sie versuchen durch 
Länge und Lautstärke das wettzumachen, was Sie 
hier nicht erreichen können. 

Meine Damen und Herren, namens der CDU/CSU-
Fraktion bitte ich den Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Mischnick, ich nehme an, daß Sie das 
Wort wünschen. 

(Abg. Mischnick: Jawohl!) 

— Zu einer Erklärung? 
(Abg. Mischnick: Zu einer kurzen Erwiderung!) 

Herr Abgeordneter Mischnick, ehe Sie das Wort 
nehmen, möchte ich in aller Objektivität sagen, daß 
der Präsident des Hauses nicht wünscht, die sachliche 
Auseinandersetzung zu entschärfen. Wohl aber ist 
er aufmerksam dem Redner gefolgt. Er geht davon 
aus, daß dem Vorredner bei der Interpretation der 
Ziffer 3 objektiv ein Mißverständnis unterlaufen 
ist. Ich finde, daß die Ziffer 3 in Übereinstimmung 
mit der Präambel des Grundgesetzes steht. 

Bitte sehr, Sie haben das Wort. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bin Ihnen sehr 
dankbar für diese Klarstellung. Aus der Tatsache, 
daß Herr Kollege von Wrangel alle zwölf Punkte 
hier so ausführlich behandelt hat, spricht die Bestä-
tigung dafür, daß es notwendig war, diesen Katalog 
aufzustellen und deutlich zu machen, was eben nicht 
richtig entschieden ist. Deshalb spricht alles dafür, 
diesem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine wei-
teren Wortmeldungen. Die Aussprache ist geschlos-
sen. 

Abstimmung über den Entschließungsantrag der 
Fraktion der FDP. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Dieser Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der FDP ist abgelehnt. 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir am 
Ende unserer Tagesordnung. Ich berufe die nächste 
Sitzung des Deutschen Bundestages ein auf Mitt-
woch, den 27. März 1968, 9 Uhr vormittags. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.32 Uhr.) 

Berichtigung 

Es ist zu lesen: 

159. Sitzung, Seite 8190 C, zweite Zeile von unten 
statt Hochrheins: eventueller Kernkraftwerke am 
Hochrhein. 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 

Dr. Achenbach * 15. 3. 
Dr. Aigner * 15. 3. 
Dr. Apel * 15. 3. 
Arendt (Wattenscheid) * 15. 3. 
Dr. Artzinger * 15. 3. 
Bading * 15. 3. 
Behrendt * 15. 3. 
Berendsen 16. 3. 
Bergmann * 15. 3. 
Dr. Birrenbach 15. 3. 
Böhm 15. 3. 
Dr. Brenck 15. 3. 
Buchstaller 15. 3. 
Dr. Burgbacher * 15. 3. 
Corterier * 15. 3. 
Deringer * 15. 3. 
Dichgans * 15. 3. 
Dr. Dittrich * 15. 3. 
Dröscher * 15. 3. 
Dr. Eckhardt 15. 3. 
Frau Dr. Elsner 6. 4. 
Frau Enseling 15. 3. 
Dr. Erhard 19. 3. 
Faller * 15. 3. 
Felder 15. 3. 
Fellermaier * 15. 3. 
Dr. Furler * 15. 3. 
Gerlach * 15. 3. 
Hahn (Bielefeld) ' 15. 3. 
Hamacher 6. 4. 
Frau Dr. Heuser 16. 3. 
Höhmann (Hessisch Lichtenau) 14. 3. 
Illerhaus * 15.3. 
Dr. Imle 16. 3. 
Dr. Jungmann 20. 3. 
Klinker * 15. 3. 
Dr. Kopf 15. 3. 
Kriedemann * 15. 3. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 31. 3. 
Kulawig * 15. 3. 
Kunze 1. 6. 
Kurlbaum 15. 3. 
Frau Kurlbaum-Beyer 24. 3. 
Lautenschlager * 15. 3. 
Lemmer 6. 4. 
Lenz (Brühl) * 15. 3. 
Dr. Lindenberg 15. 3. 
Dr. Löhr * 15. 3. 
Dr. Lohmar 15. 3. 
Lücker (München) * 15. 3. 
Mauk * 15. 3. 
Memmel * 15. 3. 
Metzger * 15. 3. 
Müller (Aachen-Land) * 15. 3. 

* Für die Teilnahme an einer Tagung des Europäischen 
Parlaments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Richarts * 15. 3. 
Riedel (Frankfurt) * 15. 3. 
Schulhoff 14. 3. 
Dr. Schulz (Berlin) 23. 3. 
Schwabe 14. 3. 
Frau Dr. Schwarzhaupt 15. 3. 
Springorum * 15. 3. 
Dr. Starke (Franken) * 15. 3. 
Stücklen 15. 3. 
Dr. Freiherr von Vittinghoff-Schell 6. 4. 
Weimer 16. 3. 
Wolf 15. 3. 
Wurbs 15. 3. 

Anlage 2 	 Umdruck 367 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
zur Aussprache über den Bericht der Bundesregie-
rung über die Lage der Nation im gespaltenen 
Deutschland. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag bedauert, daß die Bundesregierung 
in dem Bericht über die Lage der Nation 

1. keine eigenen konkreten Vorschläge zur Schaf-
fung eines gesamteuropäischen Sicherheits-
systems ankündigen konnte, 

2. immer noch keinen eigenen Entwurf von aus-
zutauschenden Gewaltverzichtserklärungen vor-
legen kann, 

3. klarzustellen vergessen hat, daß es nicht nur 
kein Staatsvolk der DDR, sondern auch kein 
Staatsvolk der Bundesrepublik gibt, wir viel-
mehr von der Unteilbarkeit der deutschen Na-
tion ausgehen, 

4. zu der Problematik der deutschen Verteidi-
gungspolitik nicht Stellung nimmt, 

5. offenbar immer noch nicht bereit ist, auf die 
militärisch sinnlose und politisch schädliche 
Ausstattung der Bundeswehr mit atomaren 
Trägerwaffen zu verzichten, 

6. zu der Problematik einer Notstandsgesetzge-
bung nur inhaltlich nichtssagende Äußerungen 
abgibt, 

7. auf die drängende Problematik einer längst fäl-
ligen Gebietsreform mit keinem Wort eingegan-
gen ist, 

8. die konjunkturhemmende Wirkung der im Laufe 
des letzten Jahres vorgenommenen Steuererhö-
hungen mit Stillschweigen übergangen hat, 

9. die für die Zeit nach 1971 zu erwartende kata-
strophale Finanzlage infolge zu hoher Verschul-
dung im Rahmen der mittelfristigen Finanzpla-
nung nicht erwähnt hat, 

10. die Gründe 'für die Schwierigkeiten in der deut-
schen Landwirtschaft weder dargelegt noch ein 
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Konzept zur Behebung dieser Schwierigkeiten 
aufgezeigt hat, 

11. weder einen Versuch gemacht hat, die zu er-
wartenden gesellschaftspolitischen Entwicklun-
gen der kommenden Jahrzehnte abzuschätzen, 
noch die Ursachen der Unruhe in der deutschen 
Jugend zu erforschen, und 

12. immer noch nicht aufgehört hat zu versuchen, 
die deutsche Wählerschaft mit der Ankündigung 
von Wahlrechtsänderungen zu verwirren. 

Bonn, den 14. März 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 3 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Horten (CDU/CSU) zu Punkt 5 
der Tagesordnung 

Gestatten Sie mir eine kurze Bemerkung zu 
einem Punkt, der bisher in der Debatte, abgesehen 
von einem Hinweis des Herrn Kollegen Raffert, noch 
nicht berührt worden ist. 

Wenn wir die Lage der Nation auch im geistigen 
und kulturellen Bereiche diskutieren und uns ge-
meinsam um eine umfassende und gründliche Dia-
gnose bemühen, dann muß auch ein Wort gesagt 
werden über die Haltung der Intellektuellen und 
Akademiker zu unserem Staat. 

Wenn, wie Herr Helmut Schmidt heute morgen 
gefordert hat, unser Staat demokratisch fest gefügt 
sein soll, dann ist das nur möglich, wenn auch die 
geistig führenden Schichten dieses Staates das rich-
tige Verhältnis zu seiner Ordnung haben und die 
ihnen zufallende große Verantwortung besonders 
ernst nehmen. Unsere wechselvolle Geschichte hat 
mit einigen Ausnahmen in den Hansestädten und in 
Teilen Württembergs keine feste, kontinuierliche 
demokratische Tradition begründet. Weimar mit sei-
ner kürzeren Lebensdauer als die Regierungszeit 
Adenauers ist mit seinem unrühmlichen Ende und 
den vielen nicht ausgetragenen Spannungen mehr 
eine Belastung als ein Vorbild. Hinzu kommt unsere 
vom klassischen Idealismus getragene Bildungs-
tradition, die nicht gerade geeignet ist, den Blick 
für die Realitäten des Lebens zu schärfen und das 
Verständnis dafür, daß — zumal in einer Demo-
kratie, wo nicht befohlen wird, sondern überzeugt 
werden muß — das Regieren sehr schwierig, mühe-
voll, ernüchternd und keineswegs glänzend ist, be-
sonders wenn die Regierungsarbeit so unter dem 
Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit steht wie heut-
zutage. 

Wie schon vor dem, ersten Weltkrieg und in der 
Weimarer Zeit sehen wir, daß auch heute große 
Teile der Intellektuellen und Akademiker ein küh-
les, distanziertes, innerlich unbeteiligten Verhältnis 

zur Politik haben, ohne das notwendige Engagement, 
ohne das Gefühl einer besonderen Verantwortung, 
ohne Verständnis dafür, daß die Entwicklung we-
sentlich auch gerade dadurch beeinflußt wird, ob und 
wie sie politisch mitwirken. Sehr bedenklich ist, 
wenn man weiter sieht, wie viele in der Öffentlich-
keit tätige, an der Meinungsbildung in Presse, 
Rundfunk und Fernsehen beteiligte Intellektuelle 
diese ihre wahre Aufgabe verkennen. Statt daß man 
die vielen guten Ansätze zu einer richtigen und ge-
sunden Entwicklung fördert und ermutigt, glaubt man, 
in vielfach sehr hochmütiger Pose gut daran zu tun, 
die sicherlich manchmal berechtigte Kritik maßlos zu 
übertreiben und die Dinge einseitig verzerrt darzu-
stellen und damit Leser und Hörer zu verwirren und 
zu beunruhigen. Welcher Arzt würde am Bette eines 
Rekonvaleszenten nach schwerer Krankheit diesen 
ständig durch übertriebene Kritik der Therapie, der 
Medizin usw. beunruhigen? Dabei gleicht unser 
Volk in seiner Entwicklung zur echten Demokratie 
einem Rekonvaleszenten nach schwerer Krankheit. 

Andere Völker hatten das große Glück, sich ohne 
Störung von außen langsam und kontinuierlich zu 
einem demokratischen Staatswesen zu entwickeln. 
Unser Volk macht nunmehr zum dritten Mal den 
Versuch mit der Demokratie, und zwar unter 
Schwierigkeiten, wie sie bisher nirgendwo anders 
zu überwinden waren. Die verhängnisvolle Etappe 
des Dritten Reiches hat die Kontinuität unserer 
geschichtlichen Entwicklung gestört und erschwert 
damit das unbefangene Verhältnis zur eigenen Ge-
schichte, das jedes Volk zu seiner Selbstachtung 
dringend nötig hat. Wir haben bisher noch keine der 
schweren Krisen erlebt, deren erfolgreiche Über-
windung erst Wert und Gültigkeit demokratischer 
Institutionen dem Volke bewußt machen. Und all 
das ohne nationale Einheit mit der tiefen Wunde der 
Teilung seit nunmehr schon über zwei Jahrzehnten 
unter den kritischen Augen unserer Nachbarn, die 
trotz aller Freundschaft latent mißtrauisch sind und 
sich schon wieder lange Gedanken machen über die 
incertitudes allemandes.  

Was würden in einer solchen Situation die großen 
Lehrmeister unserer Nation, etwa der Freiherr vom 
Stein, von uns fordern, und wie würden sie gerade 
die führenden Schichten verpflichten, sich selbst bis 
zum äußersten zu engagieren! Hier liegt eine poli-
tische Aufgabe ersten Ranges für alle demokrati-
schen Parteien dieses Hohen Hauses, nämlich in 
stärkerem Maße als bisher mit geeigneten Mitteln 
aufzuklären, die Regierungsarbeit verständlich zu 
machen und vor allem gerade die gebildeten und 
führenden Schichten unseres Volkes auf ihre beson-
dere Verantwortung nachdrücklich hinzuweisen, 
aber sie auch durch unser eigenes Vorbild entspre-
chend anzuregen. 

Wir wollen alle hoffen, daß manche krisenhaften 
Erscheinungen der letzten Monate Symptome einer 
echten Gesundungskrise sind, indem sie all die 
positiven Kräfte politisch mobilisieren, die eine ge-
sunde, zeitgemäße Demokratie wollen, aber auch 
bereit sind, sich dafür persönlich einzusetzen und 
verantwortlich politisch mitzuarbeiten, 
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Anlage 4 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Borm (FDP) zu Punkt 5 der Tages-
ordnung. 

Herr Kollege Dr. Gradl machte einige Ausführun-
gen zur Situation Berlins. Er wies darauf hin, daß 
bei evtl. Berlinkrisen, welche von der Sowjetunion 
herbeigeführt werden könnten, der Widerstand und 
die Abwehr der  Berliner  die gleiche Stärke haben 
würden wie eh und je. Er sprach von gewissen 
Demonstrationen, durch die man sich nicht verleiten 
lassen sollte, daran zu zweifeln. Ich erlaube mir 
den Hinweis, daß (in Berlin mehr und mehr die Er-
kenntnis wächst, daß innerlich die Demonstrationen 
von Studenten einen berechtigten Kern haben, 
mögen auch idle Formen,  in  denen die Proteste statt-
finden, durchaus zu bemängeln sein. Sicherlich gibt 
es eine Handvoll Demonstranten, die die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung beiseitigen möch-
te. Mit denen ist fertig zu werden. Ich glaube, man 
sollte, wenn Studenten berechtigt demonstrieren, 
sich bemühen, 'den Gründen nachzuspüren, die  zu 
den Demonstrationen geführt haben, anstatt sie im 
Deutschen Bundestag so hinzustellen, als ob durch 
sie der Widerstandswille der Berliner gefährdet 
werden könnte. Das Gegenteil ist der Fall. Man soll 
über Dinge, welche geändert werden müßten, offen 
sprechen. Wenn man sich allerdings weigert das 
zu tun, darf man sich nicht wundern, wenn demon-
striert wird. Der Widerstandswille gegen äußere 
Bedrohung wird um so stärker sein, je mehr die 
Obrigkeit das Vertrauen der Mitbürger genießt. 

Ein Weiteres: Zwei Kollegen beschwerten sich 
darüber, daß in den Sendern der Bundesrepublik 
und Berlins — kritisiert wurde in  Besonderheit der 
Sender Freies Berlin — das Los der Vertriebenen, 
das wir alle zutiefst bedauern, nicht recht gewürdigt 
werde. Die Vertriebenen bekämen keine Möglich-
keit, ihren Standpunkt vorzutragen, während an-
dere, die wenig Verständnis hätten für das Los der 
Vertriebenen, breit zu Wort kämen. Gestatten Sie 
dazu eine Bemerkung: Soweit der Sender Freies 
Berlin  in  Frage kommt, sollten stich die Kritiker 
daran erinnern, daß 'im Rat dieses Senders nur 
zwei Parteien vertreten sind, die  CDU und  die  SPD. 
Sie mögen sich also mit ihrer Kritik an diese Par-
teien wenden und zur Kenntnis nehmen, daß die 
FDP auf die Programmgestaltung keinerlei Einfluß 
hat. 

Ein Letztes: Kollege Gradl wies auf die wirt-
schaftliche und finanzielle Unterstützung des Bundes 
für Berlin hin. Dem Dank, den er dafür sagte, 
schließen sich alle Berliner an. Allein aber mit 
wirtschaftlicher Hilfe ist es nicht getan. Berlin lebt 
als Insel und ist in seinen Verbindungswegen nie-
mals völlig ungefährdet gewesen. Allein hieraus 
ergibt sich eine schwere Belastung für die  Berliner. 
Die Berliner denken aber auch an ihre Zukunft und 
möchten nicht ständig auf Zuschüsse angewiesen 
sein. Sie wünschen eine Normalisierung der Lage. 
Diese kann nur eintreten, wenn die  Stadt eine 
Aufgabe erhält, eine politische Aufgabe, die zu-
kunftsträchtig ist.  Eine Weltstadt kann ohne eine 

solche nicht leben. Ich gestatte mir, darauf hinzu-
weisen, daß im Sommer 1.964 von meiner Partei 
angeregt worden war, in West-Berlin unter der 
Leitung des Staatssekretärs im Ministerium für 
gesamtdeutsche Fragen ein „Amt für innerdeutsche 
Angelegenheiten" zu errichten. Die Aufgabe dieses 
Amtes sollte die  Koordinierung aller Kontakte zur 
DDR sein. Die ständige Fühlungnahme mit den 
Dienststellen im östlichen Teil der Stadt sollte 
naturgemäß zu den Obliegenheiten gehören. Es 
wäre ein bescheidener Anfang 'gewesen. Leider muß 
festgestellt werden, daß dieses Projekt am massiven 
Widerstand der CDU/CSU scheitert, auch die  SPD 
zeigte sich auffallend zurückhaltend. Die Richtigkeit 
dieses Gedankens bleibt troztdem nach wir vor ge-
geben. Fangen wir doch einmal an, Berlin eine 
politische Aufgabe dadurch zu geben, daß in seinen 
Mauern (alles idas konzentriert wird, was sich irgend-
wie mit innerdeutschen Angelegenheiten zu befas-
sen hat: Wirtschaft, Verkehr, Sport, kulturelle Be-
ziehungen jeder Art, gegenseitige Besuche, Diese 
Dinge könnten in einem solchen Amt gefördert 
werden. Ich bezweifle nicht, daß bereits von einem 
bescheidenen Beginn starke Impulse in bezug auf 
gegenseitige Fühlungnahmen ausgehen würden. 

Die Bundesregierung wäre gut beraten, wenn sie 
ihre Fürsorge für Berlin auch darauf erstrecken 
würde, durch ihre Politik dieser Stadt eine in die 
Zukunft weisende echte politische Aufgabe zu 
geben. Der deutschen Nation wäre hiermit ein guter 
Dienst erwiesen. 

Anlage 5 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dr. Pohle (CDU/CSU) zu Punkt 
5 der Tagesordnung. 

Beileibe nicht der alleinige wohl aber ein wesent-
licher Faktor für den Bestand unserer staatlichen 
Ordnung ist die wirtschaftliche Lage. Denn nur aus 
den Erträgen der Produktion kann unmittelbar oder 
mittelbar investiert, können Arbeitsplätze gesichert 
und geschaffen, Löhne, Sozialleistungen und Ren-
ten gezahlt, Umschichtungen vorgenommen, Mittel 
für Außenpolitik und Entwicklungshilfe, Sicherheit, 
Wissenschaft und Forschung erarbeitet werden. Das 
ist in allen Ländern so, die w i r als freiheitlich or-
ganisierte westliche Demokratien, die kommuni-
stische Doktrinen als kapitalistisch bezeichnen. Das 
ist — man sollte es kaum glauben — selbst in den 
kommunistischen Staatsgebilden so, von denen sich 
bisher keiner dieser — manchmal recht späten —
Erkenntnis hat entziehen können. 

Das sollten sich auch alle jene sagen, die heute 
mit Unbehagen gen das sogenannte Etablish-
ment zu Felde ziehen. Natürlich hat auch 
unser System Mängel. Aber gäbe es eine studie-
rende, eine vorwärtsdrängende, eine mit der angeb-
lich müde gewordenen führenden geistigen Schicht 
rechtende Jugend, wenn wir alle im Elend einher

-

lebten? Regierung und Parlament haben deshalb 
richtig gehandelt, als sie der Konjunktur erhöhte 
Aufmerksamkeit widmeten. 
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Auch im Osten revoltieren Teile der Studenten-
schaften. Dies ist ein bedeutsamer und hochinteres-
santer Vorgang. Die junge, geistige Elite, die in ab-
sehbarer Zeit die Geschicke ihrer Länder selbst in 
die Hand nehmen wird, wendet sich gegen die be-
stehenden so  gegensätzlichen Ordnungssysteme. 
Diese Auseinandersetzungen werden bei den Be-
teiligten sicher tiefe Spuren hinterlassen und deren 
geistige Haltung prägen. 

Was wollen die Studenten? Die Studenten in 
Warschau und Prag wollen mehr Freiheit und Wahr-
heit. Sie revoltieren gegen die Diktatur. Das ist ein 
ermutigendes Zeichen für alle, die sich der Freiheit 
verschrieben haben. Ob ihr Protest gegen Diktatur 
und autoritäre Vergewaltigung Erfolg haben wird, 
wir wissen es nicht. Wir können ihnen nur Erfolg 
für ihre Bemühungen um etwas mehr Menschlichkeit 
wünschen. 

Was wollen unsere Studenten? Soweit sie für grö-
ßere Freiheit und mehr Wahrhaftigkeit im Staat 
und in der Gesellschaft eintreten, sollte ihnen un-
sere volle Sympathie und Unterstützung gelten. Mit 
dieser Forderung haben sie sich für die Fortent-
wicklung unserer Demokratie ein entscheidendes 
Ziel gesetzt. Soweit sie jedoch die in zwanzig Jah-
ren mühsam errungenen Freiheiten der Revolution 
und der anschließenden Diktatur im Interesse eines 
utopischen Zukunftsphantoms aufopfern wollen, sei 
ihnen eine entschiedene Absage erteilt. Hier tren-
nen sich Welten. Freiheit und Wohlstand waren 
noch nie so groß in Deutschland wie gegenwärtig in 
der Bundesrepublik. Das gilt es zu verteidigen. 

Am Beispiel des Kommunismus haben wir erlebt, 
wohin es führt, wenn im Namen eines falsch ver-
standenen Freiheitsbegriffs Zwang und Unterdrük-
kung gebraucht werden. Unsere Landsleute im Osten 
müssen dies am eigenen Leibe erleiden. Darum 
wenden wir uns gegen alle neo- und pseudomarxi-
stischen Bestrebungen linksradikaler Studenten-
gruppen ebenso wie gegen neonazistische Strömun-
gen auf der anderen Seite. Kämen diese Utopisten 
zum Erfolg, so wäre es mit der Freiheit zu Ende. 
Kämen die Demostranten von Warschau zum Ziel, 
so begänne die Freiheit. 

Die Vorgänge im Osten zeigen den unauflös-
lichen Widerspruch, in dem sich die studentischen 
linksradikalen Utopisten befinden. Sie befinden 
sich in einem weiteren Widerspruch mit ihrer Be-
hauptung, die Demokratie sei zu evolutionären Ver-
änderungen nicht fähig. Die ständige Änderung be-
stehender Verhältnisse ist geradezu das Wesens

-

element demokratischer Ordnung. Wer dies ver-
leugnet, kann nur die Gewalt anbeten. 

Aber nicht nur die Extremisten von links und 
rechts, die ausgesprochenen Gegner unseres staat-
lichen Systems, von denen der VDS soeben wieder 
ein Bekenntnis zur glatten Negation des Staates 
abgegeben hat, gefährden den zügigen Ablauf des 
wirtschaftlichen Geschehens und unseres internatio-
nalen Kredits. So eine sorgsame Pflanze wie die 
Konjunktur muß gehegt und gepflegt werden, wenn 
sie gedeihen soll. Wenn die erfolgversprechenden 
Bemühungen des Bundeskabinetts, insbesondere 

auch des Bundeswirtschafts- und des Bundesfinanz-
ministers, um diese Pflanze weiterhin Erfolg haben 
sollen, müssen wir alles vermeiden, wais das Ver-
trauen der Wirtschaft in die Dauer der jetzigen Re-
gierungskoalition erschüttern oder auch nur in 
Zweifel ziehen könnte. Dies ist an dieser Stelle 
und heute noch nicht mit genügender Schärfe gesagt 
worden. 

Hand in Hand mit der Konjunkturpolitik geht die 
vom Bundeskanzler angesprochene Frage der Be-
reinigung der strukturellen Krisenherde. Zwar hat 
die Situation im Steinkohlenbergbau beträchtliche 
Fortschritte gemacht. Hieran sind im wesentlichen 
zwei Faktoren beteiligt: 

1. Die günstigere Absatzlage, die durch die um-
fassenden Maßnahmen dos Bundes eingetreten 
ist. 

2. Die Anpassung des Angebots an die Nachfrage 
durch beträchtliche Kapazitätseinschränkungen. 

Dennoch erfordert die Lage die zügige Verabschie-
dung ,des Kohleanpassungsgesetzes und die weitere 
eingehende Überprüfung alle Pläne über die soge-
nannte Einheits- oder Gesamtgesellschaft. Hier bleibt 
nach wie vor die Frage offen und bedarf noch der 
Erörterung, wie die bestehenden Meinungsverschie-
denheiten beseitigt werden können und ob es sy-
stemgerechtere, billigere und bessere Lösungen gibt 
als jene, die zur Zeit in der Hauptsache diskutiert 
werden. 

Dasselbe gilt für die Lage der Landwirtschaft. 
Der Fraktionsvorsitzende der SPD ist gestern aus 
begreiflichen Gründen in die Debatte um die deut-
sche Landwirtschaft eingestiegen. Mit Recht hat er 
darauf hingewiesen, daß es nicht genügt, wenn  in 

 diesem Hohen Hause der Wert ,des deutschen Bauern 
und der deutschen Bäuerin herausgehoben wird. Das 
hat indes der Bundeskanzler in seiner Erklärung 
auch nicht gesagt. Aber er hat anerkannt, daß die 
Bauern berechtigten Grund zur Sorge haben. Bei 
ihnen herrscht vielfach .die Meinung vor, daß die 
landwirtschaftlichen Probleme bagatellisiert werden 
— im Gegensatz zu Krisenerscheinungen in anderen 
Wirtschaftszweigen. 

Die besonderen Preis- und Marktverhältnisse in 
der Landwirtschaft bedürfen der Lösung, und es 
wäre nicht zu verantworten, auf dem Rücken der 
Landwirtschaft bei dieser Situation in Brüssel die 
weiche Welle einzuschlagen. Nicht nur die deutsche 
Landwirtschaft, sondern auch meine Gesamtfraktion 
fordert deshalb die Bundesregierung auf, all" M ög-
lichkeiten einer aktiven Markt-, Preis- und Handels-
politik voll auszuschöpfen, die in den EWG-Markt-
ordnungen liegen. 

Das wichtigste ist, dabei zu erkennen .daß unsere 
Landwirtschaft in einem schwierigen Anpassungspro-
zeß steht. Er wird durch die ständige Weiterentwick-
lung von Technik und Industrie in Gang gehalten. 
Die Landwirtschaft ist mit diesem Prozeß auch als 
Investor industrieller Produkte auf ,das engste ver-
woben. Es  ist recht und billig, daß ,die Gesamtheit 
unseres Staates der Landwirtschaft dort Hilfe leistet, 
wo sie den Anpassungsprozeß aus eigener Kraft 
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nicht oder nur unter großen persönlichen Verlusten 
meistern kann. Schon seit Jahren hat sich die 

 CDU/CSU mit umfassenden Hilfsmaßnahmen diesen 
Forderungen verschrieben. Auch 1968 wird ,der Bund 
für die Aufgaben ,der Agrarwirtschaft im Rahmen des 
Bundes und der EWG 5,4 Mrd. DM aufwenden. Die 
Gesamtausgaben für die Agrarwirtschaft sind ange-
sichts einer Wertschöpfung der Landwirtschaft in 
Höhe von 25 Mrd. DM eine beachtliche Leistung. 
Dabei bin ich mir der Tatsache bewußt, daß im 
Agrarhaushalt nennenswerte Titel mit nicht unmit-
telbarer agrarischer Zielsetzung enthalten sind. Die 
Bundesregierung und meine Fraktion sind sich darin 
einig, daß ,die Vollerwerbsbetriebe zu leistungsstar-
ken Einheiten ausgestaltet und im Bereich der Ne-
benerwerbsbetriebe ausreichende Nebenerwerbs

-

quellen erschlossen werden müssen. In Gebieten mit 
überdurchschnittlich hoher saisonaler und struktu-
reller Arbeitslosigkeit — hierbei denke ich besonders 
an den Bayerischen Wald und Ostemsland — müs-
sen ebenfalls vordringlich ausreichende Arbeits-
plätze geschaffen werden. Für diejenigen, die durch 
den Strukturwandel ganz aus der Landwirtschaft aus-
scheiden müssen, werden durch Um- und Fortbildung 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen sein, daß 
diese Menschen einen neuen Beruf vollwertig ausfül-
len können. 

Es handelt sich also um ein Gemeinschaftswerk im 
echten Sinn des Wortes. Durch Zusammenwirken 
von Landwirtschaft, Wirtschaft und Staat wollen wir 
den geschichtlichen Anpassungsprozeß kontrollieren 
und steuern, damit die Menschen im agrarischen Be-
reich nicht das Gefühl bekommen, sie stünden allein. 
Die von ihnen zu bewältigenden Aufgaben bringen 
nicht nur große materielle, sondern auch seelische 
Belastungen mit sich. Es ist keine einfache Sache, 
u. U. einen Beruf aufgeben zu müssen, der  schon seit 
Generationen ausgeübt wird. 

Wir werden dafür sorgen, daß die deutsche Indu-
strie im Zusammenwirken mit der Landwirtschaft 
sich der Umstrukturierungsaufgaben besonders nach-
haltig annimmt. Auch hier öffnet sich ein weites Feld 
fruchtbarer Kooperation. 

Herr Kollege Schmidt hat heute morgen instruk-
tive Zahlenbeispiele aus der Zone genannt. Er hat 
dabei mit Recht ein gewisses Bild zurechtzurücken 
versucht, das wir uns von der Entwicklung der 
Zone bisweilen machen. Tatsächlich handelt es sich 
ebenfalls um ein hochindustrialisiertes Land. Na-
mens meiner Parteifreunde möchte ich in diesem Zu-
sammenhang jedoch keinen Zweifel darüber lassen, 
daß wir eine staats- und völkerrechtliche Anerken-
nung dieses mit dem Willen der überwältigenden 
Mehrheit der Bevölkerung im Widerspruch stehen-
den Gebildes nicht aussprechen können. Ob die 
etwaigen Verhandlungen von Generalbevollmächtig-
ten uns weiterführen könnten, will ich nicht unter-
suchen. Was aber sicherlich ohne Aufgabe unseres 
von der Mehrheit der Welt gebilligten Rechtsstand-
punktes geschehen kann, hat die Bundesregierung 
aufgezeigt. 

Mit Befriedigung nehmen wir zur Kenntnis, daß 
die Bundesregierung hofft, die seit September vori-
gen Jahres andauernden Verhandlungen über eine 

Ausweitung des innerdeutschen Handels erfolgreich 
beenden zu können. Wir sind an diesem Handel 
aus den verschiedensten Gründen interessiert; stellt 
er doch eines der wichtigsten Bindemittel zwischen 
den beiden Teilen Deutschlands dar. 

Wollen wir zu unserem Teil dazu beitragen, den 
wirtschaftlichen Fortschritt im anderen Teil Deutsch-
lands zu fördern, müssen wir Verständnis dafür 
aufbringen, hochwertige Produkte unserer Lands-
leute von drüben abzunehmen, um dafür andere 
hochwertige Produkte, insbesondere auf dem Gebiet 
des Anlagengeschäfts, zu liefern. 

Es ist eine Binsenweisheit, daß der Austausch 
zwischen hochindustrialisierten Gebieten stets ein 
größeres Volumen aufweist und aufweisen kann 
als zwischen Gebieten, von denen eines nur einen 
monoökonomischen Charakter trägt. Wollen wir das 
Gebiet jenseits der Werra und der Elbe allein den 
äußerst tüchtigen Geschäftsleuten unserer EWG-
Partner, den Japanern und den Ostblockstaaten 
überlassen? Hier öffnet sich ein weites Feld, nicht 
nur für die Erhöhung der wechselseitigen Bezüge, 
sondern auch für jede Art der Kooperation. Das 
Zusammenwirken der Ingenieure und Kaufleute hat 
in aller Welt stets nicht nur zu geschäftlichen Er-
folgen, sondern auch zur Entspannung und Weiter-
entwicklung beigetragen. Warum sollte gerade dies 
nicht auch im Verhältnis beider Teile Deutschland 
möglich sein? 

Zu der wirtschaftlichen Hilfe für Berlin will ich 
mich auf einige Bemerkungen beschränken. Berlin 
kann seine Aufgabe allein nicht lösen. Meine Frak-
tion hat beschlossen, die Berlinhilfe so lange fort-
zusetzen, solange die Bedrohung Berlins auf wirt-
schaftlichem und politischem Gebiet anhält und so-
lange Berlin auf die wirtschaftliche Hilfe aus dem 
übrigen Bundesgebiet angewiesen ist. Aber, meine 
Damen und Herren, die Grundlage der wirtschaft-
lichen Lebensfähigkeit Berlins ist die enge wirt-
schaftliche, rechtliche und finanzielle Verbindung 
der Stadt mit dem übrigen Bundesgebiet und die 
wirtschaftliche Verflechtung mit der westlichen 
Welt. In dieser Stadt muß ein im Vergleich zum übri-
gen Bundesgebiet größeres wirtschaftliches Wachs-
tum bestehen, wenn die politische und ökonomische 
Sicherheit bestehen soll und die Zuwendungen des 
Bundes für die Zukunft nicht in untragbare Höhe ge-
steigert werden sollen. 

Die Sicherung des benötigten Wachstums in Ber-
lin liegt in der Ausweitung bestehender Produk-
tionsanlagen sowie der Neuansiedlung industriellen 
Potentials in Berlin. Hier liegt eine langfristige, aber 
auch zukunftweisende Aufgabe der deutschen Wirt-
schaft. Wir freuen uns, daß die Spitzenverbände der 
Wirtschaft ihre Bereitschaft zur Mitwirkung erklärt 
haben, und sind unsererseits entschlossen, auch die 
steuerlichen Vergünstigungen für Berlin nach Ablauf 
der geltenden Gesetze fortzuführen. Wir werden 
lediglich die jetzigen Systeme überprüfen, um Miß-
brauchstatbestände auszuschließen. Der Finanz- und 
der Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bundestages 
haben ja auch bei der Verabschiedung des umsatz-
steuerlichen Berlinhilfegesetzes die Bundesregierung 
um eine entsprechende Überprüfung gebeten. 
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Lassen Sie mich ein letztes Wort zu unserem staat-
lichen Aufbau und zum Föderalismus sagen. Dieser 
Fragenkomplex ist heute morgen insbesondere im 
Zusammenhang mit der Hochschulreform und dem 
Hochschulbildungsplan von dem Fraktionsvorsit-
zenden angesprochen worden. Es ist unser beson-
deres Anliegen, das System des sogenannten koope-
rativen Föderalismus fortzuentwickeln. Wenn wir 
in anderem Zusammenhang gesagt haben: So viel 
Staat wie nötig, so wenig Staat wie möglich, so gilt 
hier das Wort: So viel Föderalismus wie möglich, 
so viel Zentralismus wie nötig. Beide Gesichts-
punkte lassen sich durchaus miteinander vereinen. 
Das deutsche Reich Bismarckscher Prägung erlebte 
einen ungeahnten politischen und wirtschaftlichen 
Aufschwung unter völliger Wahrung der Eigen-
ständigkeit der Bundesstaaten. Ein starker Zentra-
lismus hat den Niedergang der Weimarer Repu-
blik nicht aufhalten können. Der übertriebene Zen-
tralismus des 3. Reiches rettete es nicht vor dem 
Untergang. Natürlich haben sich die Zeiten und 
wirtschaftlichen Bedingungen geändert. Es gibt kei-
nes unserer Bundesländer, die dies nicht begreifen. 
Dafür stehen die Grundgesetzänderungen, die in 
der letzten Zeit vorgenommen wurden und noch 
bevorstehen. Niemand denkt andererseits daran, 
die Kompetenzen der Länder zu beseitigen; denn 
auf ihnen beruht ein großer Teil unserer politischen 
Vitalität. 

Andererseits muß sich die bestehende Ordnung 
eine ständige Überprüfung darauf hin gefallen las-
sen, ob sie den Anforderungen eines modernen 
Industriestaats mit umfassender gesellschaftspoliti-
scher Zielsetzung gerecht wird. Ergeben sich nen-
nenswerte Leistungsverluste, die auf eine unzweck-
mäßige Organisation im Bund-Länder-Verhältnis 
zurückzuführen sind, so muß im Interesse der Lei-
stungsfähigkeit eines kooperativen Föderalismus 
nach neuen Lösungen gesucht werden. Ich denke, 
daß die jetzt aktuellen Probleme im Bereich des 
Bildungswesens und der Hochschulen hierzu bereits 
Ansatzpunkte geben. Es darf nicht dazu kommen, 
daß drängende Aufgaben, von denen die Leistungs-
fähigkeit unserer Volkswirtschaft und die inter-
nationale Bedeutung unseres Landes abhängen, 
wegen Kompetenzschwierigkeiten zwischen Bund 
und Ländern schlecht oder gar nicht gelöst werden. 
Das wäre der Tod des Föderalismus und würde die 
demokratische Staatsordnung in ihren Grundlagen 
bedrohen. Das Ziel muß sein eine föderale Staats-
ordnung, die der Vielfalt und der Leistungsfähig-
keit der Menschen unseres Vaterlandes zu höchst-
möglicher Entfaltung verhilft. 

Im engen Zusammenhang mit der Frage nach dem 
Bestand des Föderalismus steht die Frage der 
Finanzverfassungsreform. Hier darf und kann es 
sich nicht um einen Angriff auf die Eigenstaatlich-
keit der Länder handeln, sondern das entscheidende 
Ziel ist, den Föderalismus den Bedürfnissen eines 
modernen Industrie- und Sozialstaates anzupassen. 
Nur so kann die uns gestellte Aufgabe der Finanz-
verfassungsreform verstanden und in diesem Sinne 
muß sie gelöst werden. Deshalb muß ein ausgewo-
genes und bewegliches System der Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern erreicht werden. Ich 

begrüße es sehr, daß über die Frage der  . Gemein

-

schaftsaufgaben,  eines Kernstücks der Finanzver-
fassungsreform, Einigkeit erzielt wurde, und  ich 
glaube, daß der jetzt gefundene Katalog — Ausbau 
und Neubau von wissenschaftlichen Hochschulen, 
Maßnahmen zur regionalen Wirtschaftsförderung, 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes sowie die konkurrierende 
Gesetzgebung auf dem Gebiet der Ausbildungsför-
derung — dem von mir dargestellten Ziel entspricht. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Jahn vom 
14. März 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Schmitt-Vockenhausen (Drucksache 
V/2636 Frage 36) : 

Aus welchen Gründen werden vom DAAD bei der Bewerbung 
für Lektoienstellen in überseeische ,  Länder in erster Linie ver-
heiratete männliche Bewerber berücksichtigt? 

Seit über 15 Jahren vermittelt der DAAD auf 
Anforderung ausländischer Hochschulen Lektoren 
der deutschen Sprache. Die ausländischen Universi-
täten suchen sich auf Grund eines Vorschlags des 
DAAD den ihnen geeignet erscheinenden Kandi-
daten selbst aus. Die Lektoren treten mit ihrer Ver-
mittlung in ein unmittelbares Beschäftigungsver-
hältnis zur ausländischen Universität. Es ist selbst-
verständlich, daß der DAAD bei seinem Vorschlag 
die Wünsche und Voraussetzungen der auslän-
dischen Hochschule berücksichtigen muß. Meistens 
erklärt die ausländische Universität, welchen Stu-
dienabschluß der Bewerber haben muß, was sein 
Haupt- und Nebenfach sein soll und welche Sprach-
kenntnisse gefordert werden. In bestimmten Fällen 
wird aber auch verlangt, daß der Bewerber ein ver-
heirateter Lektor (also keine verheiratete Lektorin) 
sein soll. Dieser Wunsch wird vornehmlich an den 
DAAD aus Ländern herangetragen, in denen die 
Rolle der berufstätigen Frau noch nicht voll an-
erkannt ist. Deshalb entsendet der DAAD in Län-
der, in denen man der Tätigkeit der Frau noch mit 
Vorurteilen begegnet, verheiratete männliche Be-
werber. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Jahn vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Tallert (Drucksache V/2636 Fragen 
38, 39 und 40) : 

Hat die Bundesregierung untersucht, wer die Redaktion der 
Zeitschrift „Echo der Zeit" über einen Bericht des deutschen 
Botschafters in den USA, Knappstein, an das Auswartige Amt 
informiert hat? 

Ist die Weitergabe von verschlüsselten Berichten eines Bot-
schafters an die Presse eine strafbare Handlung? 

Ist die Staatsanwaltschaft wegen der in Frage 38 erwähnten 
Information in eine Untersuchung eingeschaltet worden? 
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Zu 1:  

Ja. 

Zu 2:  

Die Weitergabe von verschlüsselten Berichten 
eines Botschafters an die Presse ist eine strafbare 
Handlung, wenn der Bericht ein Staatsgeheimnis 
im Sinne von § 99 StGB enthält. Die Strafbarkeit 
ergibt sich dann aus § 100, Abs. I des StGB. Falls 
durch die Weitergabe wichtige öffentliche Interes-
sen im Sinne von § 353 b StGB gefährdet werden, 
erfüllt die Weitergabe eines verschlüsselten Be-
richts diese Strafbestimmung. Dies aber nur soweit, 
als der Bericht Geheimnisse enthält, die dem Bot-
schafter bei der Ausübung seines Amts anvertraut 
oder zugänglich gemacht worden sind. 

Zu 3:  

Nein. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Lücke vom 14. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Gerlach 
(Drucksache V/2636 Frage 57) : 

Welche Entscheidung hat die Bundesregierung auf den Brief 
des DGB-Vorsitzenden Ludwig Rosenberg betr. die Rechte des 
Personals der Europäischen Gemeinschaften getroffen? 

Der Herr Bundeskanzler hat das Schreiben des Vor-
sitzenden des Bundesvorstandes des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes, Herrn Ludwig Rosenberg, be-
antwortet. Sein Schreiben hat nachstehenden Wort-
laut: 

„Sehr geehrter Herr Rosenberg, 

mit Ihrem Brief vom 11. November 1967 legen Sie 
mir Ihre Besorgnis über die künftige Lage der Be-
amten der Europäischen Gemeinschaften dar. 

Ich begrüße es, daß durch das Inkrafttreten des Ver-
trages zur Einsetzung eines Gemeinsamen Rats und 
einer Gemeinsamen Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften nunmehr die Möglichkeit besteht, 
die dringend notwendige Rationalisierung des Ver-
waltungsapparats dier Europäischen Gemeinschaften 
einzuleiten. Die Kommission befaßt sich daher be-
reits mit dem in Anhang I zu dem genannten Ver-
trag enthaltenen Auftrag, eine Rationalisierung ihrer 
Dienststellen durchzuführen. 

Es ist bedauerlich, daß Pressemeldungen über die 
angeblichen Absichten der Regierungen einzelner 
Mitgliedstaaten Unruhe unter das Personal der Eu-
ropäischen Gemeinschaften gebracht haben. Die Bun-
desregierung hat sich Vorstellungen der in Ihrem 
Brief geschilderten Art über eine schematische Redu-
zierung des Personals nicht zu eigen gemacht. 

Die Bundesregierung ist weiterhin der Auffassung, 
daß bei den notwendigen . Personalveränderungen 
die allgemeinen Grundsätze des Personalrechts nicht 
verletzt werden sollten. 

Ich bin überzeugt, daß alle, denen an einer Weiter-
entwicklung der Europäischen Gemeinschaften liegt, 
die Verbesserung würdigen werden, die eine zweck-
mäßige Einrichtung und ein straffer Aufbau der 
Verwaltung für alle Beteiligten mit sich bringen." 

Inzwischen hat der Rat der Europäischen Gemein-
schaften am 29. Februar 1968 das Beamtenstatut in 
neuer Fassung verabschiedet. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Lücke vom 14. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Prinz 
von Bayern (Drucksache V/2636 Frage 58) : 

Ich frage die Bundesregierung, ob sie bereit ist, statt der in 
Aussicht gestellten Umwandlung des 17. Juni von einem Feier-
tag in einen nationalen Gedenktag den 17. Juni als einen 
jährlichen Wahlfeiertag festzulegen, an dem sämtliche in Bund, 
Land und Kommunen fälligen Wahlen einheitlich abzuhalten 
wären? 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage kommt eine 
einheitliche Abhaltung der in Bund, Ländern und 
Kommunen fälligen Wahlen jeweils am 17. Juni 
nicht in Betracht. Bei den Bundestagswahlen ist 
eine derartige Regelung nicht möglich, da .nach 
Art. 39 Abs. 1 GG die Neuwahl im letzten Viertel-
jahr der Wahlperiode stattzufinden hat, die Wahl-
periode aber erst im Oktober endet. Mehrere Lan-
desverfassungen enthalten ähnliche Bestimmungen 
über den Wahltermin für die Landtagswahlen, so 
daß sich dieser stets nach dem Ablauf der Wahl-
periode zu richten hat. Hinzu kommt, daß nach den 
Bestimmungen einiger Landesverfassungen der 
Wahltag nur ein Sonntag sein darf. Die Wahl-
termine für Kommunalwahlen sind in einer Reihe 
von Ländern gesetzlich festgelegt. 

Ein einheitlicher jährlicher Wahltermin könnte 
somit nur durch Änderung des Grundgesetzes so-
wie der Landesverfassungen und Kommunalwahl-
gesetze der Länder herbeigeführt werden. In den 
Ländern würden derartige Verfassungsänderungen 
die Erreichung von Zweidrittelmehrheiten, in 
Bayern außerdem den Volksentscheid, in Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz wahlweise das 
Plebiszit fordern. Selbst wenn diese Schwierigkei-
ten in den einzelnen Ländern überwunden würden, 
könnten die Legislaturperioden der Landtage und 
damit die Wahltermine jederzeit wieder ausein-
anderfallen, weil in allen Ländern außer Bremen 
eine vorzeitige Parlamentsauflösung verfassungs-
rechtlich möglich ist. Es dürfte nicht zu erwarten 
sein, daß die Länder zu so einschneidenden Ver-
fassungsänderungen, wie sie die Abschaffung der 
Parlamentsauflösung bedeuten würde, bereit sein 
werden. 

Gegen eine Vereinheitlichung der Wahltermine 
in Bund, Ländern und Kommunen bestehen darüber 
hinaus auch politische Bedenken, auf die bereits die 
Wahlrechtskommission 1955 hingewiesen hat. Eine 
Synchronisierung der Wahltermine hätte insbeson-
dere zur Folge, daß bei Zusammenfallen von Wah-
len in Bund und Ländern die Bundespolitik noch stär- 
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ker den Landtagswahlkampf beherrschen würde. 
Auch der Beirat für Fragen der Wahlrechtsreform 
hat erneut von einer Abstimmung der Wahltermine 
zwischen Bund und Ländern oder nur unter den 
Ländern abgeraten. Die einheitliche Abhaltung von 
Wahlen am 17. Juni empfiehlt sich schließlich auch 
deshalb nicht, weil im Monat Juni bereits die Ur-
laubs- und Reisezeit beginnt. 

Trotz dieser rechtlichen und praktischen Schwie-
rigkeiten wird sich die Bundesregierung darum be-
mühen, eine Zusammenlegung der Wahltermine für 
die Bundestags- und Landtagswahlen herbeizufüh-
ren, sofern die Wahlen an verschiedenen Terminen 
in einem Wahljahr stattfinden sollen und die be-
stehenden Rechtsvorschriften eine Zusammenlegung 
der Wahltermine erlauben. Dieses Ziel läßt sich in-
dessen leichter im Wege der Vereinbarung unter 
den Beteiligten als durch Verfassungs- und Geset-
zesänderungen erreichen. Einige Länder haben be-
reits in der Vergangenheit ihre Landtags- oder Kom-
munalwahltermine abgestimmt (Landtagswahltermin 
23. 4. 1967 in Rheinland-Pfalz und Schleswig-Hol-
stein; Kommunalwahltermin 27. 9. 1964 in Nord-
rhein-Westfalen und Niedersachsen; 25. 10. 1964 in 
Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland). 

Aus den dargelegten Gründen kann ich Ihre Frage 
nicht positiv beantworten. Im übrigen ist die Frage 
der künftigen Gestaltung des 17. Juni zur Zeit noch 
Gegenstand eingehender Überlegungen des Aus-
schusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen 
sowie der Bundesregierung. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Lücke vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten *Busse 
(Herford) (Drucksache V/2636 Fragen 61, 62 und 63): 

Ist es richtig, daß das Bundesinnenministerium das Verhalten 
des Innenministers von Nordrhein-Westfalen, Weyer, die Presse-
konferenz des Initiativausschusses für die Wiederzulassung der 
KPD in Bonn nicht zu verbieten, mißbilligt und zum Anlaß für 
eine fernschriftliche Aufforderung an alle Landesinnenminister 
zu verschärftem und energischem einheitlichen Vorgehen gegen 
derartige Veranstaltungen genommen hat? 

Trifft es zu, daß der Bundesjustizminister im Gegensatz zum 
Bundesinnenministerium die rechtlichen Bedenken des Innen-
ministers von Nordrhein-Westfalen, Weyer, gegen ein Verbot 
derartiger Veranstaltungen teilt? 

Auf welche Rechtsgrundlagen stützt der Bundesinnenminister 
seine Maßnahmen, mit denen er eine Einflußnahme auf die Lan-
desinnenminister beabsichtigt? 

Ihre Annahme, das Bundesministerium des Innern 
mißbillige das Verhalten des Innenministers von 
Nordrhein-Westfalen, trifft nicht zu. Zwischen den 
Innenministern des Bundes und der Länder besteht 
in der rechtlichen Beurteilung des Auftretens von 
KPD -Funktionären im Bundesgebiet weitgehend Ein-
vernehmen. Es handelt sich um folgende Sach- und 
Rechtslage: 

Seit dem 8. Februar 1968 erscheinen drei vom 
Zentralkomitee der illegalen KPD in Ost-Berlin ent-
sandte Funktionäre auf verschiedenen Veranstaltun-
gen im Bundesgebiet und versuchen, für das neue 
Programm und die Wiederzulassung der KPD zu 

werben. Das Auftreten dieser Funktionäre ist nach 
§ 90 a StGB strafbar, wenn sie in ihrer Eigenschaft 
als Vertreter der illegalen KP tätig werden und da-
mit die verbotene Partei fortsetzen. 

Der Herr Bundesminister der Justiz ist ebenso wie 
ich der Auffassung, daß Veranstaltungen, auf denen 
nur mit der Möglichkeit einer Aufhebung des KPD-
Verbots zusammenhängende Fragen oder die Neu-
gründung einer KPD mit einem verfassungskonfor-
men Programm sachlich erörtert werden, zulässig 
sind. Der Herr Bundesminister der Justiz teilt aber 
auch meine Meinung, daß Veranstaltungen von 
Gruppen, die — gegebenenfalls unter dem Namen 
„Initiativausschuß" — lediglich vorgeben, sich mit 
diesen Fragen zu befassen, in Wahrheit aber die 
verbotene KPD fortsetzen oder unterstützen oder 
für sie werben oder für sie eine Ersatzorganisation 
bilden; verhindert werden müssen. 

Der Innenminister des Landes Nordrhein-West-
falen hielt es nach meinen Informationen aus polizei-
taktischen Gründen für besser, die Pressekonferenz 
des Initiativausschusses für die Wiederzulassung der 
KPD am 14. Februar 1968 nicht von vornherein zu 
verbieten. Statt dessen wurden von Veranstaltern 
Auflagen erteilt, mit deren Hilfe eine Fortsetzung 
oder Förderung der Ziele der verbotenen KPD aus-
geschlossen werden sollten. Inzwischen haben je-
doch weitere Veranstaltungen von Einzelpersonen 
und der Initiativausschüsse zum Thema der Wieder-
zulassung der KPD gezeigt, daß bewußt und erklär-
termaßen das KPD-Verbot mißachtet wird. Deshalb 
halte ich es für richtig, derartige Veranstaltungen 
gemäß § 5 Nr. 1, 4 in Verbindung mit § 1 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 des Versammlungsgesetzes präventiv zu ver-
bieten. 

Mein Fernschreiben vom 14. Februar 1968 an die 
Innenminister der Länder diente unabhängig vom 
Ausgang der Pressekonferenz des Initiativausschus-
ses von demselben Tage in Bonn dazu, die gemein-
same rechtliche Beurteilung derartiger Vorfälle noch 
einmal festzuhalten. Es war schon am Tage zuvor 
im Wortlaut entworfen und enthält keine Kritik am 
Vorgehen des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Nach § 32 Abs. 2 des Parteiengesetzes kann der 
Bundesminister des Innern die für eine einheitliche 
Vollstreckung eines Parteiverbotes erforderlichen 
Anordnungen treffen, wenn sich die Organisation 
und die Tätigkeit der Partei über das Gebiet eines 
Landes hinaus erstreckt. Dieses Anordnungsrecht 
schließt alle vorangehenden anderweitigen Koordi-
nierungsbemühungen ein. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Lücke vom 14. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Frau 
Funcke (Drucksache V/2636 Frage 64) : 

Ist die  Bundesregierung bereit, Kindergärten für die Kinder 
der Bediensteten in den Bundesministerien, in den Bundesbehör-
den und im Bundestag einzurichten? 
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Die Bundesregierung beabsichtigt zur Zeit nicht, 
Kindergärten für die Kinder der Bediensteten in den 
Bundesministerien, den übrigen Bundesbehörden 
und im Bundestag einzurichten. Es mag zutreffen, 
daß für die weiblichen Bediensteten, deren Kinder 
während der Dienstzeit betreut werden müssen, 
Kindergärten in der Nähe der Dienststellen eine 
Entlastung bedeuten würden und daß dadurch 
Frauen mit Kleinkindern ein Anreiz zum Eintritt in 
den Dienst des Bundes geboten werden könnte. Ich 
halte es jedoch nicht für wahrscheinlich, daß zur 
Zeit auf diese Weise ein dem hohen Aufwand ange-
messener Erfolg erzielt werden könnte. Außerdem 
würde es augenblicklich sicherlich sehr schwierig 
sein, die finanziellen Voraussetzungen für die Ein-
richtung von Kindergärten zu schaffen. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Lücke vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Josten 
(Drucksache V/2636 Frage 65 und 66) : 

Hält die Bundesregierung angesichts der starken Besucherzahl 
aus dem Ausland und insbesondere auch aus finanziellen Grün-
den es für zweckmäßig, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
in allen Ländern einheitliche Polizeiuniformen eingeführt werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, inwieweit von seiten der 
Innenminister der Länder eine Vereinheitlichung der Uniformen 
der Polizei angestrebt wird? 

Eine einheitliche Polizeiuniform hätte unter an-
derem den Vorteil, daß Ausländer die Beamten im 
gesamten Bundesgebiet ohne Schwierigkeiten als 
Polizeibeamte erkennen könnten und daß sich Zwei-
fel an der örtlichen Zuständigkeit beim Einschrei-
ten in angrenzenden Gebieten benachbarter Bundes-
länder verringern würden. Ich würde daher die Ein-
führung einer einheitlichen Dienstkleidung für die 
Polizei begrüßen. 

Die insoweit allein zuständigen Innenminister der 
Länder haben sich bereits im Jahre 1964 mit der 
Angelegenheit befaßt. Sie waren übereinstimmend 
der Ansicht, daß die Einführung einer einheitlichen 
Polizeiuniform anzustreben sei. Nachdem jedoch 
bereits die Vereinheitlichung der Dienstgradabzei-
chen aus politischen und finanziellen Gründen schei-
terte, konnten die weitergehenden Bestrebungen, 
die Uniform zu vereinheitlichen, schon wegen des 
damit verbundenen finanziellen Aufwands keinen 
Erfolg haben. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Lücke vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Schulze-Vorberg (Drucksache V/2636 Fragen 67 
und 68) : 

Wird die Bundesregierung — ideell und materiell — das 
Projekt unterstützen, in München ein Museum für moderne 
Kunst zu schaffen, das von einer zunächst privaten Stiftung 
getragen werden soll und für das bereits Beratungen mit Staat 
und Stadt gepflogen wurden, zumal dadurch Anregungen ver-
wirklicht würden, wie sie Bundesminister Strauß im Plenum des 
Bundestages vorgetragen hat, die Olympischen Spiele durch die 
Darbietung zeitgenössischer Kunst zu bereichern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, am Sitz 
der Bundesorgane in Bonn ein Haus far die Kunst unserer Zeit 
zu errichten, das bei einem minimalen Einsatz öffentlicher 
Mittel — ebenfalls von einer Stiftung getragen — unserem 
Volk und allen Gästen auch die völkerverbindende Kraft der 
Kunst beweisen kann? 

Über das Projekt, in München ein neues Museum 
für moderne Kunst zu schaffen, wurde die Bundes-
regierung bisher nicht unterrichtet. Es wurden des-
halb bei dem Bayerischen Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus Erkundigungen eingezogen. 
Danach bemüht sich ein privater Verein, die ehe-
malige Stuck-Villa zu einem Museum auszugestal-
ten. Das Staatsministerium ist mit dem Projekt amt-
lich noch nicht befaßt und empfiehlt, daß sich die 
privaten Initiatoren mit Staat und Stadt in Verbin-
dung setzen sollen. 

Im übrigen wird seitens des Staatsministeriums 
darauf hingewiesen, daß es in München bereits die 
Neue Staatsgalerie, die einen sehr regen Förderer

-

verein hat, und die von der Stadt München getragene 
Lenbach-Galerie gibt; zur Aufgabe beider Institu-
tionen gehört die Sammlung moderner Kunst. 

Im Rahmen des kulturellen Programms für die 
XX. Olympiade in München plant der Kunstaus-
schuß des Organisationskomitees Ausstellungen, die 
gerade auch die zeitgenössische Kunst darbieten sol-
len. 

Nach alledem stellt sich bei dem neuen Projekt 
die Frage, ob ein echtes Bedürfnis vorliegt. Die 
Bundesregierung kann verständlicherweise nur 
Stellung nehmen, wenn sie genauer unterrichtet ist. 
Dies ist — wie gesagt — bisher nicht geschehen. 
Von sich aus bei dieser Sachlage etwas zu unter-
nehmen, besteht für die Bundesregierung kein An-
laß, vor allem auch angesichts der Grenzen der 
kulturellen Bundeskompetenzen. 

Ähnliches gilt für die zweite Frage. 

Auch hier ist die Bundesregierung bisher mit 
einem Vorschlag, in Bonn ein Haus für die Kunst 
unserer Zeit zu errichten, nicht befaßt und kann 
infolgedessen kein Urteil abgeben. Es ist nicht er-
kennbar, ob an einer Kunstsammlung oder an ein 
Haus der Begegnung gedacht ist. 

Für ein neues Museum würde kein Bedarf beste-
hen, weil sowohl in der Städtischen Kunstsamm-
lung der Stadt Bonn wie auch im Rheinischen Lan-
museum mit seinen gerade fertiggestellten neuen 
Räumen die moderne Kunst berücksichtigt wird. 

Wenn der Bundesregierung Näheres über den 
Bonner Vorschlag mitgeteilt wird, ist sie gern be-
reit, sich damit im Rahmen ihres Aufgabenbereiches 
zu beschäftigen und dann Stellung zu nehmen. 

Es wäre dankenswert, wenn der Bundestag der 
Bundesregierung die Möglichkeit gäbe, die schon 
bestehenden kulturellen Einrichtungen im Raume 
Bonn noch wirkungsvoller zu unterstützen, als dies 
bisher bereits geschieht. 
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Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Lücke vom 14. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Opitz 
(Drucksache V/2636 Frage 69) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß angesichts der 
zum Teil auch durch steuerliche Veränderungen bewirkten Preis-
erhöhungen eine Erhöhung der zuletzt 1965 erhöhten Reiseko-
stenpauschbeträge für Verpflegungsmehraufwendungen notwen-
dig ist? 

Ihre Frage betrifft zwar nur „Verpflegungsmehr-
aufwendungen", die durch das Tagegeld abgegolten 
werden; ich gehe jedoch davon aus, daß Sie — in 
gleicher Weise wie die in dieser Sache bereits vor-
stellig gewordenen Berufsorganisationen — mit 
Ihrer Frage die gesamten im öffentlichen Dienst zu 
zahlenden Entschädigungen erfassen wollten (Tage-
geld, Übernachtungsgeld, Trennungsreisegeld und 
Trennungstagegeld, das vom 15. Tage des Aufent-
haltes an demselben auswärtigen Geschäftsort ge-
zahlt wird). 

Die Bundesregierung hält den gegenwärtigen 
Zeitpunkt für eine Entscheidung noch verfrüht und 
möchte abwarten, ob die im Hotel- und Gaststät-
tengewerbe — besonders seit der Einführung der 
Mehrwertsteuer — vorgenommenen Preiserhöhun-
gen sich nicht zumindest zu einem Teil als Über-
gangserscheinungen erweisen werden, die von den 
zur Zeit gültigen Reisekostenpauschbeträgen noch 
aufgefangen werden können. Diese Auffassung 
habe ich auch gegenüber den Berufsorganisationen 
vertreten. 

Im Zusammenhang mit der Überprüfung der Rei-
sekostensätze für den öffentlichen Dienst wird die 
Bundesregierung — hier ist der Herr Bundesmini-
ster der Finanzen zuständig — zu gegebener Zeit 
auch die Frage prüfen, ob die steuerlichen Reise-
kostenpauschbeträge für Verpflegungsmehraufwen-
dungen und Übernachtungskosten angepaßt werden 
müssen. 

Der weiteren Entwicklung der Preise im Hotel-
und Gaststättengewerbe werde ich in den nächsten 
Monaten meine besondere Aufmerksamkeit wid-
men. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Lücke vom 14. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dröscher 
(Drucksache V/2636 Frage 70) : 

Wird die Bundesregierung jetzt, nachdem diplomatische Be-
ziehungen mit Jugoslawien wieder aufgenommen sind, bereit 
sein, Angehörigen des öffentlichen Dienstes einschließlich der 
Bundeswehr Urlaubsreisen in dieses Land grundsätzlich zu ge-
nehmigen? 

Private Reisen von öffentlichen Bediensteten nach 
Jugoslawien unterliegen schon jetzt grundsätzlich 
keinen Einschränkungen. Beschränkungen bestehen 
nur für Bedienstete, die zum Zugang zu Verschluß

-

sachen ermächtigt sind, und für bestimmte Sonder-
bereiche, insbesondere die Bundeswehr. 

Diese Beschränkungen haben ihre Ursache in 
Gründen der Sicherheit und stehen grundsätzlich 
nicht im Zusammenhang mit dem Abbruch oder der 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen. 

Anlage 16 
 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Lücke vom 14. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Lemm-
rich (Drucksache V/2636 Frage 74) : 

Wie viele Studenten der Medizin aus Entwicklungsländern 
studieren an den Universitäten der Bundesrepublik Deutschland? 

Nach den neuesten Unterlagen des Statistischen 
Bundesamtes betrug die Zahl der Medizinstudenten 
aus Entwicklungsländern im Wintersemester 1965/66 
insgesamt 3436. Das entspricht einem Anteil von 
7,8 % aller in der Bundesrepublik studierenden 
Mediziner, bzw. von 64 0/o aller Ausländer dieser 
Studienrichtung. 

In diesen Zahlen sind alle Studierenden der 
allgemeinen Medizin, der Zahnmedizin und der 
Pharmazie erfaßt. Eine Aufgliederung in die ein-
zelnen. Teilbereiche ist nicht möglich. 

Daneben waren zur gleichen Zeit an wissenschaft-
lichen Hochschulen der Bundesrepublik 103 Studen-
ten der Tiermedizin immatrikuliert. Das sind 5,9 % 
aller studierender Tiermediziner, bzw. 65% aller 
Ausländer dieser Studienrichtung. 

Neuere Angaben liegen leider nicht vor Anfang 
1969 vor. 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Diebäcker (Drucksache V/2636 Fragen 
75, 76 und 77) : 

Wird die durch den Bundesfinanzminister beabsichtigte mini-
sterielle Ausnahmeregelung gem. § 100 des Branntweinmonopol-
gesetzes (Zulassung von niedriggrädigen Alkoholika) nicht zu 
ungleichen Wettbewerbsvoraussetzungen dadurch führen, weil 
Betriebe, deren Produkte sich nicht zu Mischungen mit Tafel-
wasser sondern mit anderen Stoffen eignen, bis zur gesetzlichen 
Regelung vom Markt ausgeschlossen sind? 

Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, daß die be-
absichtigte — in Frage 75 erwähnte — Vorabregelung eines 
Teilgebietes durch eine Verordnung eine spätere umfassende 
gesetzliche Regelung präjudiziert und damit dem Gesetzgeber 
vorgreift? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Bedenken, die von 
anderen Bundesministerien außerhalb des Bundesfinanzministe-
riums gegen die in Frage 75 erwähnte Verordnung vorgebracht 
werden? 

Mit der Verordnung würde keine neue Getränke-
gruppe geschaffen, die in Konkurrenz zu den bisher 
auf dem Markt befindlichen Spirituosen treten 
könnte. Mit ihr würde nur erreicht, daß der bisher 
von den Verbrauchern vorgenommene Mischungs-
vorgang in die industrielle Fertigung vorverlegt 
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wird. Die Zulassung anderer alkoholischer Mischge-
tränke als Branntwein mit Mineralwasser wäre 
keine Ausnahmegenehmigung mehr und nicht durch 
die Ermächtigung des § 100 Abs. 3 BranntwMonG 
gedeckt. 

Mit dem Erlaß einer Verordnung über die Zulas-
sung alkoholischer Mischgetränke würde der Bun-
desminister der Finanzen nur von einer ihm zuste-
henden Gesetzesermächtigung Gebrauch machen. 
Darin könnte keine Präjudizierung künftiger ge-
setzlicher Regelungen für andere alkoholische 
Mischgetränke gesehen werden. Es ist allerdings 
nicht ausgeschlossen, daß die Erfahrungen, die bei 
der Herstellung und dem Absatz der neuen Misch-
getränke gesammelt werden, den Gesetzgeber be-
einflussen, wenn über die Zulassung auch anderer 
Mischungen als Branntwein mit Mineralwasser be-
raten wird. Diese Erfahrungen dürften aber für den 
Gesetzgeber nur von Nutzen sein.  

Die Bedenken derjenigen Ministerien, die zu der 
Verordnung gehört worden sind, werden sorgfältig 
geprüft. Die Verordnung wird nicht veröffentlicht 
werden, bevor nicht Einvernehmen über Inhalt und 
Zweck der Verordnung mit allen Bundesressorts 
hergestellt ist. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. h. c. Strauß vom 6. März 
1968 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordne

-

ten Gerlach (Drucksache V/2636 Fragen 78 und 79) : 

Haben die Vertreter des Bundesfinanzministeriums bei den 
Beratungen über die Reduzierung des Personalbestandes der 
vereinigten Exekutiven der Europäischen Gemeinschaften, im 
Auftrag des Bundesfinanzministers oder im eigenen Ermessen 
gehandelt? 

Welche Weisungen hat die Bundesregierung dem deutschen 
ständigen Vertreter im Ministerrat der Europäischen Gemein-
schaften für die Beschlußfassung über die Personaleinsparungen 
bei den fusionierten Europaexekutiven erteilt? 

Zu 1.  

Die Vertreter des Bundesfinanzministeriums 
haben in dem Ausschuß der Haushaltsexperten, der 
die Arbeiten des Ausschusses der Ständigen Vertre-
ter in sachlicher und haushaltstechnischer Hinsicht 
vorzubereiten hat, im Auftrag der Bundesregierung 
eine zwischen den beteiligten Ressorts abgestimmte 
Auffassung vertreten. Sie haben übrigens — ent-
gegen einer anderslautenden Pressenotiz — keines-
wegs eine restriktive Haltung eingenommen, etwa 
wie die französischen Delegierten; ihre Vorschläge 
stimmten mit den in Haushaltsfragen als gemein-
schaftsfreundlich bekannten Benelux-Staaten über-
ein. In der gestrigen EWG-Ministerratssitzung hat 
sich bei der Verabschiedung des Haushalts sogar 
ergeben, daß der deutsche Standpunkt sogar am 
weitesten ging. Frankreich und Luxemburg haben 
sich der Stimme enthalten. 

Zu 2.  

In der Weisung an den deutschen Ständigen Ver-
treter vom 13. Februar 1968 ist der von den Bene-
lux-Staaten und Deutschland im Haushaltsausschuß 

erarbeitete Vorschlag zunächst im wesentlichen be-
stätigt worden. In einer Weisung vom 20. Februar 
1968 ist dem deutschen Ständigen Vertreter weite-
rer Verhandlungsspielraum eingeräumt worden, um 
eine Einigung auch mit der Kommission zu ermög-
lichen. Die Kommission hat inzwischen einen neuen 
Vorschlag unterbreitet, dem alle Delegationen — 
mit Ausnahme Frankreichs und Luxemburgs — zu-
gestimmt haben. 

Die Frage zu 3. wird der für die Angelegenheiten 
des Personalstatuts der Bediensteten der Euro-
päischen Gemeinschaften federführende Bundes-
minister des Innern beantworten. 

Anlage 19 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Mertes (Drucksache V/2636 Fragen 
80, 81 und 82) : 

Wann gedenkt die Bundesregierung den in § 12 Abs. 4 des 
Stabilitätsgesetzes geforderten Zeitplan für eine frühere Been-
digung oder einen stufenweisen Abbau der Subventionen des 
Bundes vorzulegen? 

Glaubt die Bundesregierung, daß sie mit der Vorlage des 
Berichts über die Entwicklung der Finanzhilfen des Bundes und 
der Steuerbegünstigungen (Drucksache V/2423) überhaupt den 
Erfordernissen des § 12 des Stabilitätsgesetzes gerecht geworden 
ist? 

Was hat die Bundesregierung bewogen, entgegen den Emp-
fehlungen im Schriftlichen Bericht (zu Drucksache V/1678, S. 7) 
den sozialen Bereich im Bericht über die Entwicklung der 
Finanzhilfen des Bundes und der Steuerbegünstigungen nicht zu 
behandeln? 

Die Bundesregierung hat bereits in dem von ihr 
vorgelegten Bericht darauf hingewiesen, daß bei 
der in diesem Frühjahr vorzunehmenden Fortschrei-
bung der mehrjährigen Finanzplanung zu entschei-
den sein wird, inwieweit schon in naher Zukunft 
ein Abbau von finanziellen Hilfen vorzunehmen 
ist. Sie hofft überdies, daß die parlamentarischen 
Beratungen über den von ihr vorgelegten Bericht 
darüber Aufschluß geben werden, welche konkreten 
Möglichkeiten für einen Abbau von Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen gesehen werden. Auf 
der Grundlage dieser Ergebnisse wird die Bundes-
regierung bemüht sein, in ihrem zweiten Bericht, 
der nach den Bestimmungen des Stabilitätsgesetzes 
im Jahre 1969 zu erstatten ist, detailliertere Abbau-
vorschläge zu entwickeln, als es im ersten Bericht 
aus Zeitgründen möglich war. 

Die Bundesregierung glaubt, daß sie mit dem Be-
richt über die Entwicklung der Finanzhilfen des 
Bundes und der Steuervergünstigungen den Erfor-
dernissen des § 12 des Stabilitätsgesetzes gerecht 
geworden ist, soweit das in der kurzen Zeit seit 
Verabschiedung des Stabilitätsgesetzes im Juni ver-
gangenen Jahres und angesichts der mit dieser Vor-
schrift verknüpften Problematik möglich war. Sie 
hat es im Interesse einer unverzüglichen Unter-
richtung des Parlaments und der Öffentlichkeit für 
richtig gehalten, die Berichterstattung über die. 
finanziellen Hilfen schon im Jahre 1967 aufzuneh-
men, obwohl es nach dem Stabilitätsgesetz zulässig 
gewesen wäre, auch diesen Teil des Berichts erst 
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im Jahre 1969 vorzulegen. Dabei war es natürlich 
nicht möglich, in dieser kurzen Zeitspanne schon 
einen zeitlich und zahlenmäßig fixierten Abbauplan 
für einzelne Begünstigungen auszuarbeiten. 

Die Bundesregierung hat bei der Abfassung ihres 
Berichts den sozialen Bereich keineswegs übersehen 
und auch den Hinweis in .  dem von Ihnen genannten 
Schriftlichen Bericht beachtet. Sie ist aber der Auf-
fassung, daß allgemeine Sozialausgaben nicht mit 
Finanzhilfen und Steuervergünstigungen gleichge-
setzt werden können, die vorwiegend unter dem 
Aspekt der Gewährung von Subventionen gesehen 
werden. Um aber dennoch aufzuzeigen, in welchem 
Maße der Bund finanzielle Leistungen für die so-
ziale Sicherheit breiter Bevölkerungskreise auf-
bringt, sind die Zuschüsse zur Rentenversicherung 
einschließlich der Zuschüsse zur Knappschaft, die 
Zuschüsse zur Altershilfe für Landwirte sowie die 
Leistungen nach dem Bundeskindergeldgesetz in 
dem vorliegenden Bericht nachrichtlich dargestellt 
worden. Spezielle Leistungen des Bundes, die eine 
wirtschaftspolitische Zielsetzung verfolgen und 
gleichzeitig einen sozialen Charakter aufweisen, 
sind hingegen — wie etwa das Abfindungsgeld für 
ausscheidende Bergleute — der Anregung des 
Schriftlichen Berichts folgend, in den Bericht aufge-
nommen worden. 

Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Dr. Koch (Drucksache V/2636 Frage 83) : 

Was gedenkt die Bundesregierung — angesichts des Tätig-
keitsberichts des Bundesfinanzhofs, daß im Jahre 1967 die 
Ruckstände des Bundesfinanzhofs 4000 anhängige Fälle betragen, 
was einem Arbeitsvolumen von zwei Jahren entspricht — zu 
tun, um diese übermäßig langsame Abwicklung der anhängigen 
Rechtsbehelfe zu beschleunigen? 

Die Überlastung des Bundesfinanzhofs und die 
daraus sich ergebende große Anzahl der bei ihm an-
hängigen unerledigten Fälle beruht im wesentlichen 
darauf, daß die Revision an den Bundesfinanzhof 
schon bei der verhältnismäßig niedrigen Revisions-
summe von 1000 DM ohne das Filter einer entspre-
chend den anderen Gerichtszweigen vorgeschalteten 
Berufungsinstanz zulässig ist. 

Seit dem Inkrafttreten der Finanzgerichtsordnung 
(1. 1. 1966) ist eine Entlastung des Bundesfinanzhofs 
insofern eingetreten, als die Anzahl der eingegan-
genen Revisionen gegenüber 1965 im Jahre 1966 
um 429 und im Jahre 1967 um 546 zurückgegangen 
ist. Rein zahlenmäßig ist der Rückgang der Anzahl 
der Revisionen zwar durch eine etwas höhere An-
zahl von Verfahrensbeschwerden ausgeglichen wor-
den. Die Bearbeitung der Verfahrensbeschwerden 
nimmt aber in der Regel eine weitaus geringere Zeit 
in Anspruch als die Bearbeitung von Revisionen. 
Die dadurch eintretende „Umschichtung" des Ar-
beitsanfalls trägt mithin bereits zu einer gewissen 
Entlastung des Bundesfinanzhofs bei. 

Die Bundesregierung erwartet eine fühlbare Ent-
lastung des Bundesfinanzhofs durch eine Novelle 
zur Finanzgerichtsordnung, deren Entwurf dem-
nächst dem Bundeskabinett vorgelegt wird. Der Ent-
wurf sieht eine Erhöhung der Revisionssumme auf 
6000 DM und eine Beschränkung der Verfahrensbe-
schwerden an den Bundesfinanzhof vor. Diese Maß-
nahmen werden eine erhebliche Verminderung der 
Rechtsmittel an den Bundesfinanzhof zur Folge ha-
ben und damit eine beschleunigte Abwicklung der 
Rückstände ermöglichen. 

Ergänzend zu diesen in der Novelle zur Finanz-
gerichtsordnung vorgesehenen Maßnahmen wird 
geprüft, ob eine schnellere Erledigung der Steuer-
prozesse durch eine Vermehrung der Richterstellen 
beim Bundesfinanzhof erreicht werden kann. Die 
Errichtung eines weiteren — VIII. — Senats ist 
schon im Haushaltsvoranschlag 1968 beantragt wor-
den. Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes-
tages hat die Bewilligung der erforderlichen Stellen 
zunächst zurückgestellt und einen Bericht über die 
weitere Entwicklung des Arbeitsanfalls beim Bun-
desfinanzhof angefordert. Dieser Bericht wird z. Z. 
vorbereitet und demnächst dem Haushaltsausschuß 
vorgelegt werden. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Moersch (Drucksache V/2636 Fragen 84, 
85 und 86) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die  Umstellungs-
zeit von der Verabschiedung des Mehrwertsteuergesetzes bis 
zu seinem Inkrafttreten ausreichte? 

Glaubt die Bundesregierung, daß der Wirtschaft alle not-
wendigen Unterlagen für die Umstellung auf das Mehrwert-
steuersystem so rechtzeitig vorgelegt wurden, daß die Betrof-
fenen genügend Zeit hatten, sich darauf einzustellen? 

Hält es die Bundesregierung für angemessen, daß den Be-
troffenen die — bisher unbekannten — Formulare und Erläute-
rungen zur Umsatzsteuervoranmeldung teilweise erst wenige 
Tage vor Anmeldefrist zugehen? 

Das neue Umsatzsteuergesetz ist am 26. April 
1967 von diesem Hohen Hause verabschiedet wor-
den. In den Beratungen der zuständigen. Ausschüsse 
ist auch die Frage des  Inkrafttretens zum 1. Januar 
1968 mehrfach zur Sprache gekommen. Das Hohe 
Haus und die Bundesregierung waren sich dabei dar-
über einig, daß vor allem aus preispolitischen Grün-
den für den Übergang zum neuen Recht nur der 
1. Januar 1968 in Betracht kommen konnte, auch 
wenn sich hierdurch eine nur knapp bemessene Um-
stellungszeit für die Wirtschaft und die Verwaltung 
ergab. Die Bestimmung des konjunkturell günstig-
sten Übergangszeitpunktes war wegen des preis-
politischen Risikos eine der bedeutsamsten Entschei-
dungen, die das Hohe Haus und die Bundesregierung 
bei den Beratungen über das neue Umsatzsteuer-
gesetz im Frühjahr 1967 zu treffen hatten. Wie jetzt 
feststeht, ist diese Entscheidung richtig gewesen. 

Zwangsläufig ließen sich bei der aus übergeord-
neten politischen Gründen relativ kurzen Übergangs- 
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zeit gewisse Umstellungsschwierigkeiten nicht ver-
meiden. Gleichwohl sind der Wirtschaft, wie ich 
glaube, die notwendigen Unterlagen für die Um-
stellung auf das neue Recht rechtzeitig vorgelegt 
worden. Ich erinnere hierbei insbesondere an die 
1. Durchführungsverordnung, die bereits im Juli 1967 
ergangen ist und in der die für die Praxis besonders 
wichtigen Fragen hinsichtlich der Rechnungsausstel-
lung, des Vorsteuerabzugs und der Erleichterungen 
bei den Aufzeichnungen geregelt sind. Das gilt auch 
für die Mehrwertsteuerfibel, die der Öffentlichkeit 
im Oktober 1967 zur Verfügung gestellt wurde. Sie 
enthielt bereits das Änderungsgesetz, das eine Er-
höhung der Entlastung der Altvorräte und der 
Steuersätze brachte. 

Das Muster der neuen Umsatzsteuer-Voranmel-
dung nach den allgemeinen Vorschriften ist am 
18. 12. 1967 im Bundessteuerblatt veröffentlicht wor-
den. Die im Interesse der Wirtschaft sehr eingehend 
gehaltenen Hinweise und Erläuterungen zu dem 
Vordruck konnten im Januar 1968 vorgelegt werden. 
Teilweise sind die Vordrucke und Erläuterungen 
den Steuerpflichtigen daher erst Anfang Februar 
1968 zugegangen. Die Frist für die Abgabe der 
ersten Voranmeldung lief aber auch erst am 19. Fe-
bruar 1968 ab. Außerdem ist jedem Steuerpflichtigen 
für die Monate Januar bis Juni 1968 gestattet wor-
den, die Mehrwertsteuer-Vorauszahlung jeweils zu-
nächst nur schätzungsweise oder nach den Verhält-
nissen des Vorjahres zu berechnen und die korrekte 
Berechnung nach dem neuen Gesetz erst in der 
nächsten Voranmeldung vorzunehmen. Darüber hin-
aus haben die Oberfinanzdirektionen die Finanz-
ämter ausdrücklich angewiesen, bei Verspätungen in 
der Abgabe der ersten Voranmeldung großzügig zu 
sein. 

Ich glaube, daß die Verwaltung wirklich sehr viel 
getan hat, um den Steuerpflichtigen den Übergang 
zu erleichtern. Schwierigkeiten des Übergangs wären 
auch bei einer längeren Umstellungszeit nicht zu ver-
meiden gewesen. Man sollte sie daher nicht über-
bewerten. 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Ertl (Drucksache V/2536 Fragen 87 und 
88) : 

Was versteht der Bundesfinanzminister unter „maßvoller Er-
hohung der Grundsteuer im Zuge der Finanzreform", wie sie 
von ihm in einem Fernsehinterview angekündigt wurde? 

Glaubt die Bundesregierung, über die aus der Neufestsetzung 
der Einheitswerte zu erwartende Erhöhung der Grundsteuer um 
20 % hinaus auch noch eine weitere Anhebung derselben ver-
antworten zu können? 

Die Bundesnegierung hat in ihrem Gemeinde-
finanzreformprogramm vom 31. Januar 1968 zur 
notwendigen Stärkung der Investitionskraft dier Ge-
meinden u. a. eine begrenzte Erhöhung der Grund-
steuer in Betracht gezogen. 

Bei der Neufestsetzung der Einheitswerte ist eine 
Erhöhung der Gesamtsumme der Einheitswerte zu 
erwarten. Im Interesse dier Verstärkung der Ge

-

meindefinanzmasse erscheint es nicht möglich, bei 
der Einführung der zeitgemäßen Einheitswerte als 
Bemessungsgrundlage für die Grundsteuer auf eine 
maßvolle Erhöhung des Gesamtvolumens dieser 
Steuer zu verzichten, die das is. Z. in Art. 3 Abs. 2 
des Bewertungsänderungsgesetzes im Jahre 1965 
im Sinne einer sog. Steuerneutralität vorgesehen 
worden ist. 

Über das Ausmaß und die Abgrenzung einer Er-
höhung des Grundsteuervolumens kann jedoch erst 
nach sorgfältiger Auswertung der Untersuchungen 
über die Bewertungsergebnisse entschieden werden. 
Das wird bei der Verabschiedung des Gesetzes zur 
Änderung des Grundsteuergesetzes zu geschehen 
haben, das aus Anlaß der Einführung der neuen Ein-
heitswerte ohnehin erlassen werden muß. Die neuen 
Einheitswerte können wahrscheinlich nicht vor dem 
1. Januar 1971 der Grundsteuer zugrunde gelegt 
werden. 

Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vorn 
14. März 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Opitz (Drucksache V/2636 Frage 89) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Amnestie 
für Steuersünder in der Weise, daß anstehende Nachzahlungen 
auf 50 °í° vermindert werden, positive Auswirkungen auf die 
Steuereinnahmen hat? 

Es ist kaum möglich, die gestellte Frage mit 
einiger Sicherheit zu beantworten, da die Höhe der 
noch nicht aufgedeckten Steuerverkürzungen unbe-
kannt ist und sich auch kaum voraussagen läßt, wie 
viele Steuerpflichtige bisher nicht angegebene Ver-
mögenswerte und Erträge zur künftigen Besteue-
rung anmelden würden. 

Die Bundesregierung wird aber trotz der erheb-
lichen grundsätzlichen Bedenken das Für und Wider 
einer Steueramnestie prüfen und dabei auch den 
Gesichtspunkt eventuell zu erzielender Steuermehr-
einnahmen einbeziehen. Hierbei wird sie auch die 
Erfahrungen berücksichtigen, die in der Schweiz mit 
einer allgemeinen Steueramnestie gewonnen wer-
den, der die Bevölkerung der Schweiz am 18. Fe-
bruar 1968 durch Volksabstimmung zugestimmt hat; 
wobei auch allerdings die unterschiedliche Gestal-
tung des Besteuerungsverfahrens in beiden Ländern 
nicht wird außer Betracht bleiben können. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Schultz (Gau-Bischofsheim) (Druck-
sache. V/2636 Frage 90) : 

Warum verlangt die Bundesregierung vom steuerpflichtigen 
Winzer in der für einen längeren Zeitraum gültigen „Erklä-
rung zur Hauptfeststellung des Einheitswertes zum 1. Januar 
1964" eine Auskunft über die Verwertung der erzeugten Trau-
ben nach Trauben- und Maischeverkauf oder Faßwein- oder 
Flaschenweinverkauf, wo sich doch die Art der Verwertung je 
nach Marktchance kurzfristig ändern kann? 
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Nach dem Bewertungsgesetz 1965 ist der Einheits-
wert des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 
als Ertragswert aus dem nachhaltig erzielbaren 
Reinertrag zu ermitteln. Die Art der Traubenverwer-
tung ist von ganz erheblichem Einfluß auf den Rein-
ertrag der Weinbaubetriebe; diese Ertragsbedingung 
darf daher nicht unberücksichtigt bleiben. Es gibt 
drei Hauptverwertungsformen der Trauben — 

a) Trauben- oder Maischeverkauf mit gemeinschaft-
licher Verarbeitung, 

b) Verarbeitung der Trauben im eigenen Betrieb 
mit Faßweinerzeugung, 

c) Verarbeitung der Trauben im eigenen Betrieb 
mit Erzeugung und Vertrieb von Flaschenwein — 

die  Reinerträge daraus verhalten sich etwa wie 85 
bis 90 : 100 : 120. • 

Es trifft nicht zu, daß ein Weinbaubetrieb die Art 
der Traubenverwertung je nach Marktchancen kurz-
fristig ändern kann. Ein Betrieb, der auf Trauben-
ablieferung eingestellt ist, kann nicht kurzfristig zur 
Eigenverarbeitung seiner  Trauben übergehen, da 
ihm hierfür die erforderlichen Gebäude und Betriebs-
mittel (Keller, Kelterraum, Keltereinrichtung, Fässer 
usw.) nicht zur Verfügung stehen. Ebensowenig 
kann sich ein ausbauender Betrieb mit Faßweiner-
zeugung beliebig auf die Erzeugung und den Ver-
kauf von Flaschenwein umstellen, da ihm hierfür 
Betriebsmittel und Einrichtungen (Abfüllanlage, 
Flaschenlager) sowie der erforderliche Kreis von 
Abnehmern fehlen. 

In der Erklärung zur Hauptfeststellung der Ein-
heitswerte werden nur Angaben darüber verlangt, 
wie die Trauben überwiegend verwertet werden. 
Damit werden an den Erklärungspflichtigen keine 
unangemessenen Anforderungen gestellt. Die Ge-
staltung der Erklärungsvordrucke ist mit den maß-
geblichen Berufsverbänden gründlich besprochen 
worden. Sie hat deren Billigung ohne jede Ein-
schränkung erfahren, da eine gerechte Bewertung 
des Weinbaues ohne Berücksichtigung der Art der 
Traubenverwertung nicht möglich erscheint. 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Logemann (Drucksache V/2636 Fra-
gen 91, 92 und 93) : 

Hält die Bundesregierung die Neuerrichtung und Förderung 
von landwirtschaftlichen Kartoffelgemeinschaftsbrennereien lang-
fristig für ratsam? 

Gestattet die Bestands- und Absatzlage der Bundesmonopol-
verwaltung, besonders im Hinblick auf die EWG, für einen 
längeren Zeitraum die Abnahme einer erhöhten Erzeugung von 
Weingeist aus Kartoffeln? 

Können Kartoffelanbauer, die bereit sind, für Kartoffelgemein-
schaftsbrennereien finanzielle Verpflichtungen zu übernehmen 
und langjährige Anbauverträge abzuschließen, mit einem Ab-
nahmepreis für Weingeist rechnen, der für die Rentabilität des 
Anbaues von Stärkekartoffeln Voraussetzung ist? 

Die Antwort auf Ihre Fragen hängt im wesent-
lichen davon ab, wie künftig die Erzeugung und 
Vermarktung von Alkohol landwirtschaftlichen Ur

-

sprungs in der EWG geregelt wird. Die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften befaßt sich z. Z. 
mit dem Entwurf einer Alkoholmarktordnung. Der 
Entwurf ist bisher noch nicht veröffentlicht worden; 
es kann daher auch noch nicht gesagt werden, wel-
che Ziele die Kommission im einzelnen verfolgt. 
Noch viel weniger kann darüber gesagt werden, 
wie die Alkoholmarktordnung in ihrer endgültigen 
Fassung aussehen wird. 

Immerhin kann nach dem Stand der vorbereiten-
den Beratungen davon ausgegangen werden, daß 
auch nach der geplanten Marktordnung Branntwein 
zu Trinkzwecken aus agrarischen und nicht aus 
technischen Rohstoffen hergestellt sein muß. Da 
in Deutschland schon heute eine geregelte Markt-
aufteilung zwischen agrarischem und technischem 
Alkohol besteht, kann wohl angenommen werden, 
daß die Herstellung von Branntwein aus Kartoffeln 
auch in Zukunft zu nutzbringenden Preisen gesichert 
sein wird. 

Durch die Verordnung zur Durchführung außer-
ordentlicher Veranlagungen von Kartoffelgemein-
schaftsbrennereien vom 7. Juni 1967 ist festgelegt 
worden, daß Neuveranlagungen von Kartoffel-
gemeinschaftsbrennereien bis zu 100 000 hl W 
vorgenommen werden können. Diese Menge ist etwa 
bis zur Hälfte ausgenutzt worden und es besteht 
kein Zweifel, daß die Bundesmonopolverwaltung für 
Branntwein und Alkohol auch übernehmen und ab-
setzen kann. 

Anders dürfte es sich mit den Übernahmepreisen 
verhalten. Nach geltendem Recht erhält der land-
wirtschaftliche Brenner für seinen Branntwein ei-
nen kostendeckenden Preis, wobei die Schlempe dem 
Brenner kostenfrei zur Verfügung bleibt. Die 
Preisberechnung hat zur Folge, daß die deutschen 
Alkoholpreise in der Gemeinschaft an der Spitze 
liegen. Ob sich diese Preise in der Gemeinschaft 
halten lassen, ist fraglich. Die Bundesregierung 
wird jedenfalls dafür eintreten, daß die Brenner auch 
in Zukunft mit Preisen rechnen können, die ihnen 
einen angemessenen Nutzen lassen werden. Bevor 
die Agraralkoholmarktordnung nicht ausgehandelt 
ist, wird jedoch niemand mit Sicherheit sagen kön-
nen, wie hoch das Risiko für diejenigen Brenner 
sein wird, die heute eine neue Kartoffelgemein-
schaftsbrennerei errichten. 

Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen der 
Abgeordneten Frau Funcke (Drucksache V/2636, 
Fragen 94 und 95): 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung des Mehrwert-
steuergesetzes vorzuschlagen, nach der das Flaschenpfand nicht 
der Mehrwertsteuer unterliegt? 

Ist die Bundesregierung bereit, bis zu einer gesetzlichen 
Neuregelung auf die Erhebung von Mehrwertsteuer auf Fla-
schenpfand im Billigkeitsweg zu verzichten? 

Die umsatzsteuerliche Behandlung des Flaschen-
pfandes war als Problem der Entgeltsminderung 
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auch schon bei dier bisherigen Bruttoumsatzsteuer 
mit gewissen Schwierigkeiten und Mehrarbeiten 
verbunden. Es war damit zu rechnen, daß die Ein-
führung der Mehrwertsteuer insoweit keine Ver-
einfachung mit sich bringen würde, weil sich in 

 diesem Zusammenhang das umsatzsteuerliche Ent-
gelt nichtgeändert hat. 

Die inzwischen vom Bundesfinanzministerium an-
gestellten Ermittlungen haben ergeben, daß bei der 
tatsächlichen Abwicklung der Pfandberechnung 
weder innerhalb der einzelnen Handelsstufen noch 
innerhalb der einzelnen Branchen und teilweise 
nicht einmal innerhalb der einzelnen Unternehmen 
ein einheitliches Verfahren praktiziert wird. Wegen 
dieser tatsächlichen Vielgestaltigkeit bot sich bis-
her keine umatzsteuerrechtlche Lösung an, die 
unter Beachtung der Praktikabilität allen Sach-
verhaltsmodalitäten gerecht werden könnte. Zudem 
ist ,die Anhörung der Verbände noch nicht ab-
geschlossen. Aufgrund der vorliegenden Informa-
tionen rechnet das Bundesfnanzministerium mit 
der Unterbreitung gegensätzlicher Lösungsvor-
schläge. Vorbehaltlich ides Ergebnisses einer Be-
sprechung mit den Verbänden erscheint eine prakti-
sche und annehmbare Lösung für das  Flaschen-
pfandproblem durchaus möglich, etwa der, daß — 
unter Beibehaltung der  bisherigen rechtlichen Beur-
teilung — im Unternehmensbereich weitgehend von 
der Methode der statistischen Leergutanschreibung 
Gebrauch gemacht wird. Eine Änderung des Umsatz-
steuergesetzes und  eine damit verbundene Über-
gangsregelung würden sich hierdurch erübrigen. 
Ein einstweiliger Verzicht auf die Besteuerung des 
Flaschenpfandes würde auch angesichts der z. Z. 
offenbar unterschiedlichen Interessenlage auch zu 
keiner allseits zufriedenstellenden Handhabung 
führen. 

Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab- 
geordneten Dröscher (Drucksache V/2636 Frage 96) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die Frage der Mehrwert-
steuer. für gebrauchte Kraftfahrzeuge erneut zu überprüen, 
nachdem sich herausgestellt hat, daß die Einführung dieser 
Steuer den Verkauf von gebrauchten Fahrzeugen in einem be-
sonderen Maße behindert? 

Der Bundesregierung liegt zur Zeit noch kein aus-
reichendes Zahlenmaterial vor, aus dem sich ergibt, 
daß der Inlandsabsatz von Kraftfahrzeugen in 
schwerwiegender Weise durch die Mehrwertsteuer 
auf gebrauchte Kraftfahrzeuge behindert worden ist. 
Soweit hier ein Rückgang eingetreten ist, könnte er 
auch durchaus auf anderen Marktfaktoren beruhen. 
Die Bundesregierung wird die Entwicklung auf die-
sem Gebiet jedoch sorgfältig beobachten. Sie ist 
auch bereit, die Höhe der umsatzsteuerlichen Be-
lastung von gebrauchten Kraftfahrzeugen erneut zu 
überprüfen, wenn sich das auf Grund der wirtschaft-
lichen Entwicklung in der Automobilindustrie und 
im Kraftfahrzeughandel als notwendig herausstellt. 

Eine Sonderregelung für den Gebrauchtwagenhandel 
würde wohl zwangsläufig auch eine gleichartige 
Sonderregelung für andere Gebrauchtwaren nach 
sich ziehen, was erhebliche Steuermindereinnahmen 
zur Folge hätte. Eine solch schwerwiegende Ände-
rung könnte nur im Rahmen einer größeren Novel-
lierung des Gesetzes erfolgen, bei der auch ein Aus-
gleich hierfür zu schaffen wäre. 

Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Kubitza (Drucksache V/2636 Fragen 97 
und 98) : 

Worin besteht nach Ansicht der Bundesregierung beim Ver-
kauf eines Gebrauchtwagens der Mehrwert? 

Gedenkt die Bundesregierung eine Regelung zu treffen, wo-
nach nur der Mehrerlös beim Verkauf eines Gebrauchtwagens 
besteuert wird? 

Die Bezeichnung „Mehrwertsteuer" könnte in der 
Tat zu der Auffassung führen, daß die Berechnung 
der Umsatzsteuer vom vollen Entgelt für einen 
Gebrauchtwagen nicht systemgerecht ist. Die neue 
Umsatzsteuer besteuert jedoch — entgegen der für 
sie üblichen Bezeichnung — nicht den Mehrwert. Es 
handelt sich vielmehr um eine Steuer auf den pri-
vaten und öffentlichen Verbrauch. Man kann sie 
auch als „Aufwandsteuer" bezeichnen. Der private 
Verbraucher muß danach grundsätzlich von allem, 
was er zur Befriedigung seiner Bedürfnisse auf-
wendet, eine Umsatzsteuer von 10 oder 5 v. H. 
zahlen, die über den Unternehmer an den Fiskus 
abgeführt wird. Kauft jemand einen Wagen für 
private Zwecke, so ist mit der Bezahlung des Kauf-
preises einschließlich Umsatzsteuer der Aufwand 
getätigt worden, und der Verbraucher hat die Steuer 
auch getragen. Wird der Wagen nach einiger Zeit 
wieder in den Wirtschaftsverkehr gebracht und über 
einen Händler an einen anderen Letztverbraucher 
geliefert, so findet ein neuer Verbrauchstatbestand 
im steuerlichen Sinne statt, der wiederum die Steuer 
in Höhe von 10 v. H. des vom neuen Verbraucher 
getätigten Aufwandes auslöst. Dieses Ergebnis ent-
spricht dem Grundsatz, daß jeder private Aufwand 
der Besteuerung zu unterwerfen ist. 

Die Bundesregierung ist unter bestimmten Vor-
aussetzungen bereit, die Frage einer Sonderrege-
lung für gebrauchte Kraftfahrzeuge zu prüfen. Im 
Rahmen dieser Prüfung wird ggf. auch der Vorschlag 
erörtert werden, bei der Lieferung von Gebraucht-
wagen nur den Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Einkaufspreis und dem Verkaufspreis zur Steuer 
heranzuziehen. 

Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen (Drucksache 
V/2636 Fragen 99 und 100) : 
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Welche Auswirkungen ergeben sich aus der Belastung des 
Gebrauchtwagenhandels mit der Mehrwertsteuer in Hohe von 
10 v. H.? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, den Gebraucht-
wagenhandel von der Mehrwertsteuer zu befreien bzw. einen 
ermäßigten Satz einzuräumen? 

Soweit Gebrauchtwagenhändler gebrauchte Kraft-
fahrzeuge von Unternehmern mit der Möglichkeit 
des Vorsteuerabzugs erwerben, entstehen keine 
Probleme. In diesen Fällen sind die Händler heute 
besser gestellt als bei der alten Umsatzsteuer. 

In den Fällen, in denen der Unternehmer das ge-
brauchte Kraftfahrzeug von einem Privatmann er-
wirbt, tritt infolge des Systemwechsels eine um 
etwa 5 v. H. höhere Umsatzsteuerbelastung als bis-
her ein. Die wirtschaftlichen Auswirkungen einer 
solchen Mehrbelastung auf die Automobilindustrie 
und den Kraftfahrzeughandel werden von der Bun-
desregierung sorgfältig beobachtet werden. 

Die Bundesregierung wird die Frage einer Sonder-
regelung für Gebrauchtwagen prüfen, wenn sich das 
aus wirtschaftlichen Gründen als notwendig erweist. 
Dabei wird neben der Möglichkeit der Besteuerung 
des Unterschiedsbetraes zwischen Einkaufs- und 
Verkaufspreis auch die Frage eines ermäßigten 
Steuersatzes für Gebrauchtwagen zu erörtern sein. 
Eine Steuerbefreiung dürfte allerdings aus verschie-
denen Gründen kaum in Betracht kommen. Ich 
möchte auch nicht verschweigen, daß jede mögliche 
Ausnahmeregelung für gebrauchte Kraftfahrzeuge 
technische Schwierigkeiten für das neue Umsatz-
steuersystem mit sich bringen wird. Auch besteht 
die Gefahr, daß eine solche Regelung auf andere 
Gebrauchtgegenstände ausgedehnt werden muß. 

Anlage 30 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Josten (Drucksache V/2636 Frage 101) : 

Wie war es möglich, daß von seiten der Finanzbehörde in 
Düsseldorf Millionenbeträge an eine Scheinfirma zur Auszah-
lung kamen, während sonst bei sogar kleinen Rückerstattungs-
beträgen lange Wartezeiten in Kauf genommen werden müssen? 

In dem Düsseldorfer Fall handelt es sich um 5 
verschiedene Firmen, die — mit verhältnismäßig 
kleinen Beträgen beginnend — Umsatzsteuerver-
gütungen in Höhe von insgesamt 11,2 Mio DM vom 
Finanzamt erhalten hatten. Die Auszahlungen er-
folgten nach Antrag. Bei 4 dieser Firmen haben 
entsprechend den bestehenden Anordnungen ört-
liche Prüfungen durch verschiedene Prüfer stattge-
funden. Bei einer Firma wurde weder geprüft noch 
ausgezahlt. Von den Vergütungsprüfern ist eine 
Steueroberinspektorin im Mai 1966 ausgeschieden, 
um sich als Steuerbevollmächtigte in Düsseldorf 
niederzulassen. Gegen sie richtet sich der Verdacht 
der Mittäterschaft oder zumindest des Mitwissens. 

Den Prüfern sind nach ihren Angaben die folgen-
den Unterlagen vorgelegt worden: 

1. Kaufvertrag, Bestellung, Auftragsbestätigung 

2. Ausgangsrechnung 

3. Tarifierungsbescheinigung (Ausfuhrerklärung) 

4. Ausfuhrnachweis 

5. Zahlungsbelege 

6. bei Ausfuhrhändlervergütung auch die Eingangs-
rechnung 

7. die Aufzeichnungen in der Buchführung über die 8.
Exportgeschäfte. 

Beanstandungen haben sich zunächst nicht  er-
geben. Diese Angaben der Prüfer konnten bisher 
durch die Staatsanwaltschaft nicht widerlegt wer-
den. Zur Tarnung ihrer Scheingeschäfte haben die 
Firmen bzw. ihre Inhaber Einkommensteuer- und 
Gewerbesteuervorauszahlungen in Höhe von ins-
gesamt 826 000 DM geleistet. 

Erst spätere Prüfungen haben Zweifel an der 
Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen ergeben. Die 
weiteren Feststellungen führten zu der Erkenntnis, 
daß die oben bezeichneten Belege Fälschungen waren. 
Sie sind als solche erkannt worden, als die Ver-
bindung der 5 Firmen untereinander und der Um-
fang der fingierten Exporte offenbar wurde. Die 
weiteren Ermittlungen sind wegen der inzwischen 
verschwundenen Firmenunterlagen sehr zeitraubend 
und schwierig. Trotzdem ist es gelungen, einen Teil 
der erschlichenen Geldbeträge sicherzustellen. 

Bei der Gewährung von Umsatzsteuervergütun-
gen, die insgesamt jährlich 3 Milliarden DM betra-
gen, trifft der Wunsch der Exportwirtschaft, die 
deutschen Waren durch rasche Vergütungszahlun-
gen auf dem Weltmarkt wettbewerbsfähig zu hal-
ten, mit dem Sicherheitsbedrüfnis der  Verwaltung 
ten,  mit dem Sicherheitsbedürfnis der Verwaltung 
zahlungen zu leisten. Die Finanzämter als Aus-
zahlungsstellen haben die eingereichten Umsatz-
steuervergütungsanträge zügig bearbeitet. Es ist 
nicht bekannt, daß insbesondere bei kleineren Ver-
gütungsbeträgen lange Wartezeiten ohne sachliche 
Gründe entstanden sind. 

Anlage 31 

 Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatsekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Gottesleben (Drucksache V/2636 Fragen 
102 und 103 ) 

Weiß die Bundesregierung, daß unsere karitativen Einrichtun-
gen — hier als Beispiel die Schwestern vom hl_ Carl Borromäus 
in Trier und St. Wendel — als Endverbraucher durch die Ein-
führung der Mehrwertsteuer eine Mehrbelastung von rund 
6 Prozent erfahren? 

Wie gedenkt die Bundesregierung solche in Frage 102 er-
wähnten Belastungen bei den gemeinnützigen Anstalten zu be-
heben? 

Karitative Einrichtungen (z. B. Krankenhäuser, Al-
tersheime oder Waisenhäuser) sind mit ihren Um-
sätzen von der Mehrwertsteuer im Regelfall ebenso 
befreit wie nach bisherigem Recht. Wie alle übrigen 
steuerbefreiten Unternehmer haben sie allerdings 
deswegen auch nicht das Recht des Vorsteuerabzugs. 
Diese Regelung entspricht ,der 2. EWG-Richtlinie. 
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Eine Mehrbelastung der karitativen Einrichtungen 
durch die Einführung ,der Mehrwertsteuer kann sich 
nur ergeben, soweit die nicht ,abzugsfähige Vor-
steuer, die von .den Einrichtungen getragen werden 
muß, höher ist als die bisher in ihren Einkaufsprei-
sen versteckt enthaltene kumulative Umsatzsteuer. 
Bei diesem Vergleich ist zu berücksichtigen, daß die 
bisherige Umsatzsteuerbelastung auch die auf den 
Vorstufen gezahlte Umsatzsteuer umfaßt, die in den 
Preis eingegangen ist. Adererseits beträgt die heu-
tige Vorsteuerbelastung mit Sicherheit erheblich we-
niger als 10 v. H., denn ein nicht unbedeutender Teil 
der Einkäufe — z. B. Lebensmittel — unterliegt nur 
dem halben Steuersatz. Die Mehrbelastung durch die 
Mehrwertsteuer kann deshalb nur unerheblich sein; 
sie dürfte in  keinem Fall 6 v. H. betragen. 

Aus diesem Grunde erscheinen weitere umsatz-
steuerliche Entlastungsmaßnahmen zugunsten der 
karitativen Einrichtungen, die über die bereits be-
stehende Steuerbefreiung ihrer .eigenen Umsätze 
hinausgehen, nicht geboten. Gegen solche Maßnah-
men bestünden überdies erhebliche Bedenken we-
gen der zu erwartenden Berufungen anderer s teuer-
befreiter Einrichtungen. 

Anlage 32 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt vom 
14. März 1968 auf ,die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Freiherr von Gemmingen (Drucksache 
V/2636 Frage 104) : 

Auf welche Grundlagen stützen sich die Erklärungen des 
Bundeswirtschaftsministers bei der Welthandelskonferenz in 
Neu-Delhi, daß die Bundesrepublik Deutschland in den nächsten 
vier Jahren die Entwicklungshilfe um durchschnittlich elf Pro-
zent steigern wird? 

Die Äußerung das Herrn Bundesministers für 
Wirtschaft auf der Welthandelskonferenz, wonach 
die Bundesregierung beabsichtigt, die Haushaltsmit-
tel für die nächsten 4 Jahre um 11%jährlich zu 
steigern, beruht auf der mittelfristigen Finanzpla-
nung der Bundesregierung. Diese Planung sieht im 
Einzelplan 23 (Entwicklungshilfe) für die Jahre 
1968-1971 ein Ansteigen der öffentlichen Mittel um 
durchschnittlich 11 %vor; hierbei dient das Jahr 
1967 als Basisjahr. In absoluten Zahlen bedeutet dies 
ein Ansteigen der vorgesehenen. Mittel von 
DM 1 656,7 Mio in 1967 auf DM 2 554,8 Mio in 1971. 

Anlage 33 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 14. März 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Wagner (Drucksache V/2636 Frage 
105) : 

Hat die Bundesregierung sichergestellt, daß die von ihr 
finanziell geförderten Träger der Betriebsberatung im Rahmen 
dieser Tätigkeit in geeigneter Weise auch über das öffentliche 
Auftragswesen und über Funktion, Zweck und Tätigkeit der 
Landesauftragsstellen die beratenen mittelständischen K reise 
unterrichten?  

Aufgabe der von der Bundesregierung geförderten 
Betriebsberatung ist, die mittleren und klein en Be-
triebe über alle wesentlichen Probleme zu unter-
richten, insbesondere über Absatzförderung und 
damit auch über die Beteiligung an öffentlichen 
Aufträgen. Außerdem haben die Landesauftrags-
stellen selbst satzungsgemäß die an der Auftrags-
beratung interessierten Unternehmen über das 
öffentliche Auftragswesen zu beraten. 

Den Landesauftragsstellen gehören u. a. auch die 
Landesorganisationen der gewerblichen Wirtschaft 
an, die ihre an öffentlichen Aufträgen interessierten 
Mitgliedsbetriebe laufend informieren. Da diese ver-
schiedentlich zugleich die Betriebsberatung durch-
führen, ist insoweit eine gegenseitige Unterrichtung 
gewährleistet. 

Ferner hat auch der Zentralverband des deutschen 
Handwerks auf Anregung der Bundesregierung im 
Jahre 1967 die Handwerkskammern, die angeschlos-
senen Fachverbände und deren Betriebsberatungs-
stellen ausdrücklich auf die Tätigkeit der Landes-
auftragsstellen hingewiesen.  

Anlage 34 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen 
des Abgeordneten Schmitt (Lockweiler) (Drucksache 
V/2636 Fragen 106, 107 und 108) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Saarland und in 
Lothringen immer nachdrücklicher ein gemeinsames deutsch-
französisches Vorgehen zur Überwindung der wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten in diesem Raum gefordert wird, weil beide 
Reviere nicht in der Lage sind, ihre Struktur- und Integra-
grationsprobleme aus eigener Kraft zu lösen? 

Ist die Bundesregierung bereit, in der Erwägung, daß die 
Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der franzö-
sischen Republik wiederholt ihren Willen zur engeren Zusam-
menarbeit im wirtschaftlichen und industriellen Bereich be

-
kundet haben, in dem neugebildeten deutsch-französischen Aus-
schuß für wirtschaftliche und industrielle Zusammenarbeit die 
Durchführung von Gemeinschaftsprojekten anzuregen? 

Wäre die Bundesregierung in diesem Falle bereit, den saar-
ländisch-lothringischen Raum als Standort für solche Gemein-
schaftsprojekte vorzuschlagen? - 

Die Bundesregierung ist ebenfalls davon über-
zeugt, daß Strukturprobleme an den Binnengrenzen 
der EWG nur gemeinsam von den angrenzenden 
Staaten gelöst werden können. 

Der „deutsch-französische Ausschuß für wirtschaft-
liche und industrielle Zusammenarbeit" wird am 
26. März 1968 seine erste Sitzung abhalten. Die Bun-
desregierung würde es begrüßen, wenn über die-
sen Ausschuß die Durchführung von Gemeinschafts-
projekten gefördert würde. Dem Ausschuß, der von 
den Ministern Debré und Professor Dr. Schiller 
gemeinsam geleitet wird, gehören führende Per-
sönlichkeiten aus Industrie, Handel und dem Bank-
wesen "an. Die Bundesregierung ist im Rahmen ihrer 
Einwirkungsmöglichkeiten gerne bereit, die Durch-
führung von deutsch-französischen Gemeinschafts-
projekten anzuregen. - 
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Der saarländisch-lothringische Raum ist bereits 
seit Jahren Standort deutsch-französischer Gemein-
schaftsprojekte. Die Bundesregierung ist gerne be-
reit, sich für jedes sinnvolle Gemeinschaftsprojekt in 
diesem Raum einzusetzen. 

Anlage 35 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Ritz (Drucksache V/2636 Fragen 109 und 110): 

Treffen Informationen zu, nach denen die nordrhein-west-
fälische Landesregierung für die Errichtung von gewerblichen 
Veredlungsbetrieben (Geflügelintensivhaltung) Landesbürgschaf-
ten gewährt? 

Entspricht — bei Bejahung der Frage 109 — eine Förderung 
gewerblicher tierischer Veredlungsbetriebe den agrarpolitischen 
Zielsetzungen der Bundesregierung? 

Nach den Richtlinien des .  Landes Nordrhein-
Westfalen für die Übernahme von Landesbürg-
schaften für Kredite an Wirtschaftsbetriebe und an 
freie Berufe vom 7. Oktober 1950 i. d. F. vom 1. Ja-
nuar 1960 können auch gewerbliche Veredelungs-
betriebe Bürgschaften des Landes Nordrhein-West-
falen erhalten. Nach Auskunft des Ministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des Landes 
Nordrhein-Westfalen sind jedoch bisher nur drei 
Geflügelwirtschaften, die als sogenannte Ein-Mann-
Betriebe geführt werden, gefördert worden. Die An-
träge dieser Unternehmer sind durch die landwirt-
schaftliche Berufsorganisation befürwortet worden. 
Sogenannte Mammutbetriebe in der tierischen Ver-
edelungsproduktion sind bisher nicht gefördert wor-
den. 

Das Land Nordrhein-Westfalen ist in der Gestal-
tung seiner eigenen Förderungsmaßnahmen auf 
wirtschaftlichem Gebiet frei. Die in Nordrhein-
Westfalen mögliche Förderung großer gewerblicher 
Veredelungsbetriebe entspricht nicht der agrar-
politischen Zielsetzungen der Bundesregierung. Ich 
werde mich mit den Bundesländern ins Benehmen 
setzen, um ein einheitliches Vorgehen in dieser 
Frage zu erzielen. Über das Ergebnis werde ich Sie 
unterrichten. 

Anlage 36 
 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Czaja (Drucksache V/2636 Fragen 111 und 112) : 

Ist die Bundesregierung bereit, durch ihre' eigene Initiative 
oder Unterstützung anderer Initiativen an der Ausarbeitung 
von Plänen mitzuwirken, die in verstärktem aber sinnvollem 
Maß den Einsatz von Überschüssen an Lebensmitteln und an 
Ernteerträgen zum Kampf gegen den Hunger in der Welt er-
möglichen und zur Überwindung der Schwierigkeiten beitragen, 
die dieser Absicht wegen der Aufkauf- und Transportkosten 
sowie der Aufbereitung solcher Überschüsse zur sinnvollen Ver-
wendung in Hungergebieten derzeit noch gegenüberstehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, Überschüsse an Lebensmitteln 
und an Ernteerträgen, deren Vernichtung, Denaturierung oder 
Veräußerung mit erheblichen Verlusten droht, in Gebiete mit 
Hungersnot nach zweckmäßiger Aufbereitung in Form unmittel-
barer deutscher Hilfen für die Bekämpfung des Hungers in der 
Welt oder im Rahmen einer internationalen Nahrungshilfe zu 
leiten? 

Ihre Fragen wurden von mir bereits am 12. Fe-
bruar 1968 wie folgt schriftlich beantwortet: 

„Die Bundesregierung ist nicht nur bereit, eigene 
Initiativen im Sinne Ihrer Fragestellung zu entwik-
keln, im Gegenteil, sie wirkt bereits mit bei der 
Durchführung von Maßnahmen 

a) auf bilateraler Ebene 
(z. B. Katastrophenfällen) 

b) auf der EWG-Ebene 
(z. B. Nahrungsmittel-Hilfsprogramm im Rahmen 
des Internationalen Getreideabkommens) 

c) auf multilateraler Ebene 
(z. B. Welternährungsprogramm der Vereinten 
Nationen) . 

Alle diese Maßnahmen dienen dazu, landwirt-
schaftliche Überschüsse optimal zur Bekämpfung des 
Hungers in der Welt einzusetzen. 

Die Bundesregierung ist an Maßnahmen zur Ver-
nichtung von Überschüssen an Lebensmitteln bzw. 
Ernteerträgen nicht beteiligt. Ich habe dies wieder-
holt in der Öffentlichkeit, auch vor dem Deutschen 
Bundestag, zum Ausdruck gebracht. Daß die Bundes-
regierung so handelt, liegt zweifellos auch in Ihrem 
Sinne. 

Der Begriff „Denaturierung" bedeutet keine Ver-
nichtung von Nahrungs- und Lebensmitteln, sondern 
er stellt im Gegenteil ein steuerliches Schutzver-
fahren bei der Umformung von Nahrungsmitteln in 
höhere Veredelungsstoffe (z. B. tierisches Eiweiß) 
dar. 

Die Weitergabe von Nahrungs- und Lebensmitteln 
zur Bekämpfung des Hungers in der Welt ist natür-
lich nicht billiger als das eben genannte Verfahren. 
Im übrigen werden diese Nahrungs- und Lebensmit-
tel den Entwicklungsländern kostenlos zur Verfü-
gung gestellt." 

Ich habe dieser Antwort nichts mehr hinzuzufü-
gen. 

Anlage 37 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Budde 
(Drucksache V/2636 Fragen 113 und 114) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das aus dem 
Jahre 1933 stammende Gesetz über die Gebühren der Schlacht-
viehmärkte, Schlachthäuser und Fleischgroßmärkte (Fleischmarkt-
hallen) den Handel mit Frischfleisch behindert und zu einer 
Verteuerung der Fleischpreise beiträgt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung eine neue gesetzliche Rege-
lung, die eine Subventionierung des weniger rationellen Absat-
zes über die Lebendviehmärkte auf Kosten der rationelleren 
Fleischvermarktung ausschließt, vorzubereiten? 

Das Gesetz über die Gebühren der Schlachtvieh-
märkte, Schlachthäuser und Fleischgroßmärkte 
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(Fleischmarkthallen) von 1933 bzw. die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen über die 
Erhebung eines Ausgleichszuschlags bei Lebendvieh 
und einer Ausgleichsabgabe auf frisches Fleisch stel-
len eine besondere Förderung kommunaler Schlacht-
und Vermarktungseinrichtungen und damit der Le-
bendviehvermarktung dar. Durch die Erhebung der 
Ausgleichsabgabe auf frisches Fleisch, das einer 
Gemeinde aus einer Schlachtung außerhalb des Ge-
meindebezirks zugeführt wird, werden die Fleisch-
preise in einem gewissen Umfang belastet. Die Aus-
gleichsabgabe wird in den weitaus meisten Fällen 
seit 1938/39 unverändert in der Höhe von 0,08 
DM/kg erhoben. 

Die Bundesregierung steht einer Änderung der 
,derzeitigen Regelung grundsätzlich nicht ablehnend 
gegenüber. 

Die Ausgleichsabgabe erfüllt aber auch heute 
noch ,eine wirtschaftslenkende Funktion, da sie zu 
einer Konzentration dies Schlachtviehangebots auf 
dien Lebendviehmärkten beiträgt. In  den  letzten Jah-
ren hat allerdings die Fleischvermarktung erheblich 
an Bedeutung gewonnen. Dennoch kann auf die Le-
bendviehvermarktung noch nicht verzichtet werden. 
Einmal ist sie für den Absatz von Vieh noch von 
großer Bedeutung. Zum anderen bieten die Notie-
rungen auf den Lebendviehmärkten zur Zeit die 
einzige Grundlage für eine Markt- und Preistranspa-
renz. Die Bundesregierung ist bemüht, durch eine 
Novelle zum Vieh- und Fleischgesetz, an der mit 
Vorrang gearbeitet wird, die Lebendnotierung durch 
eine Fleischnotierung zu ergänzen. 

Darüber hinaus dürfen die finanziellen Auswir-
kungen einer Abschaffung der Ausgleichsabgabe 
nicht außer acht gelassen werden. Ein Abbau der 
Ausgleichsabgabe würde den Kommunen beträcht-
liche Einnahmen entziehen, die sie heute zur Unter-
haltung von Schlacht- und Viehmarktanlagen sowie 
solcher Anlagen, die aus Gründen der Hygiene und 
der Seuchengefahr erforderlich sind, verwenden. 

Anlage 38 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen der Abgeordneten Frau 
Blohm (Drucksache V/2636 Fragen 115, 116 und 117) : 

Ist die Bundesregierung ebenfalls der Auffassung, daß der 
derzeitige günstige Maul- und Klauenseuchenstand nur gehalten 
werden kann, wenn die jährliche Schutzimpfung des gesamten 
Rinderbestandes im Bundesgebiet planmäßig fortgesetzt wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem dringenden Ersuchen des 
Präsidiums des Deutschen Bauernverbandes stattzugeben und 
beginnend vom Haushaltsjahr 1968 im Rahmen der mittelfristi-
gen Finanzplanung pro Jahr 14 Millionen DM für die jährlichen 
Maul- und Klauenseuchevakzinationen einzuplanen? 

Ist die Bundesregierung bereit, wegen der überregionalen 
Verantwortung für eine erfolgreiche Seuchenbekämpfung mit 
dem in Frage 116 genannten Betrag, der einem Drittel des für 
die jährlichen Schutzimpfungen aufzubringenden Finanzbedarfs 
entspricht, sich an der Finanzierung der Kosten der jährlichen 
Maul- und Klauenseucheschutzimpfungen zu beteiligen? 

Die Bundesrepublik ist seit Anfang Januar 1968 
frei von Maul- und Klauenseuche, eine Seuchen-
situation, wie sie gleichermaßen günstig seit Ende 
1959 nicht zu verzeichnen war. An dieser günstigen 

Situation hat die mit Verordnung vom 12. Dezember 
1966 angeordnete jährliche Schutzimpfung des ge-
samten Rinderstapels entscheidenden Anteil. Die 
Bundesregierung ist daher der Auffassung, daß die 
jährliche Schutzimpfung aller Rinderbestände im 
Bundesgebiet konsequent durchgeführt werden muß; 
ich habe in einem Brief vom 24. Januar 1968 die zu-
ständigen Landesminister gebeten, diese jährliche 
Impfung sicherzustellen. 

In der gegenwärtigen verfassungsrechtlichen Situa-
tion ist es Aufgabe der Länder, für den Vollzug der 
tierseuchenrechtlichen Vorschriften zu sorgen. Dazu 
gehört auch die Finanzierung der staatlich angeord-
neten Tierseuchenbekämpfungsmaßnahmen. Dem-
zufolge ist die Finanzierung der angeordneten jähr-
lichen Maul- und Klauenseuche-Vakzination nicht als 
Bundesaufgabe anzusehen. Auch in dem Katalog der 
im Rahmen der Finanzreform zur Diskussion gestell-
ten Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Ländern 
ist die Tierseuchenbekämpfung nicht enthalten. Die 
Bundesregierung sieht deshalb keine Möglichkeit, 
Finanzmittel für die Durchführung der jährlichen 
Maul- und Klauenseuche-Schutzimpfung in den Bun-
deshaushaltsplan einzustellen. Ich darf jedoch darauf 
hinweisen, daß es durch eine Umstellung der Impf-
stoffproduktion gelungen ist, die Gesamtkosten für 
die jährliche Maul- und Klauenseuche-Schutzimpfung 
des gesamten Rinderstapels von über 70 Mio DM auf 
rund 40 Mio DM zu senken. 

Anlage 39 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 14. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Kempf-
ler (Drucksache V/2636 Frage 118) : 

Wird die Bundesregierung alles in ihrer Macht stehende tun, 
um die Auszahlung der Entschädigungssummen für die Ge-
treidepreissenkung möglichst bald an die Empfangsberechtigten 
zu bewirken? 

Die Zuwendungsbescheide und die Richtlinien für 
die Gewährung von Ausgleichszahlungen im Rahmen 
der Getreidepreisharmonisierung nach der Getreide-
anbaufläche und für vermarktete Braugerste sind 
am 1. März 1968 an die Minister und Senatoren für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten der Bundes-
länder herausgegeben worden. Die Auszahlung der 
Ausgleichsmittel wird von den Bundesländern durch-
geführt und in Kürze beginnen. 

Über die Verwendung eines Teilbetrages der zur 
Verfügung stehenden Ausgleichsbeträge hat der 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages ent-
schieden. Die Beträge  gehen unverzüglich an die 
Länder, sobald sie haushaltsrechtlich frei sind. 

Anlage 40 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Kattenstroth vom 14. März 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Maucher (Drucksache V/2636 Fragen 119 und 120) : 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß wiederholt bei Unter-
suchungen durch den Ärztlichen Dienst des Arbeitsamtes fest-
gestellt wird: „Der Betreffende steht dem Arbeitsmarkt nicht 
zur Verfügung." Wenn aber dann der Antrag auf Berufs-
unfähigkeitsrente gestellt wird, erklären die zuständigen Stel-
len: „Berufsunfähigkeit liegt nach dem Arbeiterrentenversiche-
rungsgesetz usw. nicht vor."? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um diesen in 
Frage 119 aufgezeigten, immer wiederkehrenden Widerspruch zu 
beseitigen? 

Auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der 
SPD hat das Hohe Haus mit Artikel 5 Nr. 1 des 
Finanzänderungsgesetzes 1967 in den § 76 des Ge-
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-
versicherung einen neuen Absatz 1 a eingefügt. 
Nach dieser Vorschrift steht die Leistungsminderung 
eines Arbeitslosen seiner Verfügbarkeit für die 
Arbeitsvermittlung nicht entgegen, es sei denn, er 
wäre berufsunfähig im Sinne der gesetzlichen Ren-
tenversicherungen. Damit hat das Hohe Haus im 
Vorgriff auf den von der Bundesregierung vorgeleg-
ten Entwurf eines Arbeitsförderungsgesetzes die 
sogenannte Nahtlosigkeit zwischen der Verfügbar-
keit und der Berufsunfähigkeit hergestellt: 

Die Regelung ist am 1. Januar 1968 in Kraft ge-
treten. Von diesem Tage an werden Fälle der von 
Ihnen geschilderten Art praktisch nicht mehr vor-
kommen, weil durch eine Vereinbarung zwischen 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar-
beitslosenversicherung und den Trägern der Ren-
tenversicherungen sichergestellt ist, daß die Ärzte 
der Arbeitsverwaltung die für beide Versicherungs-
zweige entscheidende Frage der Berufsunfähigkeit 
nicht anders beurteilen als die Ärzte der gesetz-
lichen Rentenversicherungen. 

Anlage 41 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Katzer vom 4. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Jungmann (Drucksache V/2636 Fragen 121 und 122) : 

Hält die Bundesregierung die Besorgnis insbesondere der 
Ärzte und Zahnärzte, die aus der Antwort des Bundesarbeits-
ministers in der Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 
6. Oktober 1967 einen Grund dafür herausgelesen haben, für 
berechtigt, daß die landesgesetzlichen berufständischen Ver-
sorgungswerke aufgelöst und in die soziale Rentenversicherung 
übergeleitet werden sollten? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es für den 
weiteren Bestand der Versorgungswerke auch erforderlich ist, 
diesen den beruflichen Nachwuchs zu erhalten? 

Zu 1. 

In der Fragestunde vom 6. Oktober 1967 habe ich 
von einer Überleitung nur solcher Versorgungs-
werke in  die  Rentenversicherung gesprochen, deren 
Angehörige dies wünschen. 

Aus meiner Antwort ergeben sich somit keine 
Gründe für eine Besorgnis, daß aus Anlaß der Öff-
nung der Rentenversicherung für Selbständige die 
öffentlich-rechtlichen Versorgungswerke der freien 
Berufe aufgelöst oder gegen den Willen der Betei-
ligten in die Rentenversicherung übergeleitet wer-
den sollen. Mir ist der Wille der Ärzte, Zahnärzte, 
Tierärzte und Apotheker bekannt. Ich beabsichtige 
also nicht, die Angehörigen der genannten Heil- 

berufe sowie andere, die ebenfalls umfassende 
öffentlich-rechtliche Einrichtungen der Altersvor-
sorge besitzen, gegen deren Willen in die soziale 
Rentenversicherung einzubeziehen, und hoffe, daß 
sich die Bundesregierung meinem Vorschlag an-
schließen wird. 

Zu 2. 

Die Antwort ist bereits mit den Ausführungen zu 
Ihrer vorhergehenden Frage vorgegeben. Die hin 
und wieder geäußerte Auffassung, daß bei der 
Öffnung der Rentenversicherung zwar die Versor-
gungswerke bestehenblieben, aber der Nachwuchs 
in die soziale Rentenversicherung einbezogen 
würde, liegt mir fern. Es ist offensichtlich, daß die 
heutigen Versorgungswerke in den meisten Fällen 
ohne Nachwuchs nicht weiter existieren könnten. Ich 
beabsichtige daher nicht, die Befreiungsmöglichkeit 
des § 7 Abs. 2 AVG zu ändern oder gar zu strei-
chen." 

Anlage 42 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Kattenstroth vom 14. März 1968 
auf die Mündliche. Anfrage des Abgeordneten 
Dröscher (Drucksache V/2636 Frage 124) : 

Hält es die Bundesregierung für richtig, daß — nach den 
derzeit geltenden Bestimmungen der Sozialversicherungsträger 
und der Krankenkassen — aus dem Arbeitsprozeß ausgeschie-
dene ältere Menschen nicht mehr in den Genuß von Badekuren 
kommen können, auch dann, wenn der an sich zugängliche 
Aufenthalt in Ferienheimen wegen gesundheitlicher Schwierig-
keiten und der fehlenden ärztlichen Aufsicht nicht zugemutet 
werden kann? 

Die Selbstverwaltungsorgane der Krankenkassen 
können die Gewährung von Zuschüssen oder die 
Übernahme der Gesamtkosten für Badekuren be-
schließen. Die Leistungen können gewährt werden 
für Versicherte und für Familienangehörige. Sie 
können auch von bestimmten Voraussetzungen ab-
hängig gemacht werden. Die Gewährung ist in das 
Ermessen der Krankenkassen gestellt; ein gesetz-
licher Anspruch besteht nicht. Die Einzelheiten wer-
den in der Kassensatzung oder in Richtlinien fest-
gelegt. Die Krankenkassen können derartige Lei-
stungen nur im Rahmen ihrer finanziellen Möglich-
keiten vorsehen. Dabei berücksichtigen sie in erster 
Linie die erwerbstätigen Versicherten. 

Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 
können nach den gesetzlichen Bestimmungen Heil

-

behandlungsmaßnahmen durchführen, wenn dadurch 
die Erwerbsfähigkeit voraussichtlich erhalten, we-
sentlich gebessert oder wiederhergestellt werden 
kann. Dieser Zielsetzung entsprechend können die 
Maßnahmen Versicherten, Empfängern von Rente 
wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsfähigkeit und 
Empfängern von Hinterbliebenenrente, die berufs-
unfähig sind, gewährt werden. Die Durchführung 
von Heilbehandlungsmaßnahmen auch für Empfän-
ger von Altersruhegeld würde ihre Begründung da-
gegen nicht in der Erhaltung oder Besserung der Er-
werbsfähigkeit haben. Die Bundesregierung hält 
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eine solche Erweiterung der Zielsetzung zwar grund-
sätzlich für erwünscht, sieht sich aber zur Zeit nicht 
in der Lage, vorzuschlagen, daß der gesetzliche Auf-
trag der Rentenversicherungsträger in diesem Sinne 
erweitert wird. 

Anlage 43 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Kattenstroth vom 14. März 1968 
auf die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Frau 
Klee (Drucksache V/2636 Frage 125) : 

Wird die Bundesregierung im Ministerkomitee des Europara-
tes dafür eintreten, daß entsprechend der Empfehlung 504 der 
Beratenden Versammlung die Frage der Stellung der Frau in 
der modernen europäischen Gesellschaft im Rahmen des zwi-
schenstaatlichen Arbeitsprogramms des Europarates einer syste-
matischen Untersuchung unterzogen und die Öffentlichkeit von 
deren Ergebnissen laufend unterrichtet wird? 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, 
daß die Stellung der Frau in der modernen europä-
ischen Gesellschaft im Rahmen des zwischenstaat-
lichen Arbeitsprogramms des Europarates systema-
tisch untersucht wird und daß die Ergebnisse solcher 
Untersuchungen laufend veröffentlicht werden. 
Schon in ihrem Bericht über die Situation der Frauen 
in Beruf, Familie und Gesellschaft hat die Bundes-
regierung festgestellt, daß die veränderte und sich 
immer noch ändernde Situation der Frau von erheb-
licher Bedeutung für die moderne Gesellschaft ist 
und deshalb sorgfältiger Beobachtung bedarf. Da 
internationale Vergleichmöglichkeiten bisher nur 
in Teilbereichen vorliegen, würde es die Bundes-
regierung sehr begrüßen, wenn dieser Fragenbereich 
in das Arbeitprogramm des Europarates aufgenom-
men werden würde. 

Anlage 44 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Kattenstroth vom 14. März 1968 
auf die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Frau 
Klee (Drucksache V/2636, Frage 126) : 

Bis wann kann mit der Vorlage des Entwurfs bines Ratifi-
zierungsgesetzes für den Europäischen Kodex für soziale Sicher-
heit und das Zusatzprotokoll gerechnet werden, die nach einer 
Auskunft des Bundesarbeitsministeriums vom 15. Dezember 1966 
für die nächsten Monate vorgesehen war? 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
ist bei seiner Antwort vom 15. Dezember 1966 auf 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. 
Hubert, Frau Klee, Dr. Hellige und Genossen davon 
ausgegangen, daß eine amtliche Fassung des Ver-
tragswerkes innerhalb kurzer Zeit vorliegen werde. 
Diese Hoffnung hat sich leider nicht erfüllt. E s  war 
erst Ende Januar dieses Jahres möglich, sich mit 
den zuständigen Stellen in Osterreich und in ,der 
Schweiz auf reine einheitliche deutsche Über-
setzung des in Englisch und Französisch .als Amts-
sprachen des Europarates abgefaßten Vertrags-
werkes zu einigen. Nachdem dies in langwierigen 
Erörterungen nunmehr erfreulicherweise gelungen 
und auch ,die sachliche Prüfung schon weit fortge

-

schritten ist,  glaube 'ich, daß es möglich sein wird, 
spätestens bis Ende dieses Jahres einen Vertrags-
gesetzentwurf vorzulegen. Einen früheren Termin 
vermag ich leider nicht in Aussticht zu stellen, weil 
die Prüfung des sowohl dem Inhalt als auch dem 
Umfang nach bedeutenden Vertragswerkes mit aller 
Gründlichkeit vorgenommen werden. muß. 

Anlage 45 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Lücke vom 14. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Frau Klee 
(Drucksache V/2636, Frage 127) : 

Bis wann kann mit der Ratifiziernug der Konventionen der 
Vereinten Nationen von 1953 über die politischen Rechte der 
Frau und von 1957 über die Nationalität der verheirateten Frau 
gerechnet werden? 

1. Für die Einbringung des Zustimmungsgesetzes 
über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zur Konvention der Vereinten Nationen über 
die politischen Rechte der Frau ist das Aus-
wärtige Amt zuständig. Es hat mir hierzu mit-
geteilt, daß die Bundesregierung den gesetz-
gebenden Körperschaften in aller Kürze den  Ent-
wurf des Zustimmungsgesetzes vorlegen wird. 
Nach seiner Verabschiedung kann. ,die Konven-
tion ratifiziert werden. 

2. Den Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt 
zum Übereinkommen der Vereinten Nationen 
über die Staatsangehörigkeit der verheirateten 
Frauen wird die Bundesregierung bis etwa 
Jahresmitte :den :gesetzgebenden Körperschaften 
vorlegen. 

Anlage 46 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Wendt 
(Drucksache V/2636 Frage 128) : 

Haben sich die Autorennstrecken Nürburgring und Hocken-
heimring strukturfördernd ausgewirkt? 

Der Bau von Rennstrecken für den Motorsport 
wirkt in der Regel strukturverbessernd auf das ge-
samte Landschaftsgebiet, in dem die Rennstrecken 
liegen. 

Der Nürburgring wurde in den Jahren 1925 bis 
1927 mit Hilfe des Notstandsprogramms der dama-
ligen Reichsregierung im seinerzeitigen Eifelkreis 
Adenau, dem wirtschaftlich ärmsten Kreis Preußens, 
errichtet, um den wirtschaftlichen Notstand in der 
Eifel überwinden zu helfen. 

Kraftfahrtourismus und Rennveranstaltungen ge-
ben dem Eifel-Gebiet rund um den Nürburgring 
auch heute noch einen wesentlichen wirtschaftlichen 
Impuls. Von nicht weniger Einfluß auf die wirt-
schaftliche Entwicklung ist der Besucherverkehr, der 
über den Nürburgring in die Eifel läuft. 
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Auch beim Bau des Hockenheim -Ringes in den 
Jahren 1931 und 1932 standen strukturfördernde 
Überlegungen mit im Vordergrund. Für die Stadt 
Hockenheim und für die angrenzenden Ortschaften, 
deren wirtschaftliche Kraft in der Regel von Tabak-
und Spargelanbau sowie von der Forstwirtschaft 
stark beeinflußt wird, ist der Hockenheim-Ring 
— das seit 1966 umgebaute „Motodrom Hocken

-

heim" — ein nicht zu unterschätzender Wirtschafts-
faktor. 

Anlage 47 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Wendt 
(Drucksache V/2636 Frage 129) : 

Hält die Bundesregierung den Bau der Autorennstrecke Sauer-
landring in Gevelinghausen bei Meschede für strukturverbes-
sernd und förderungswürdig? 

Der Bau der Autorennstrecke „Sauerlandring" in 
Gevelinghausen bei Meschede wird für förderungs-
würdig gehalten, weil dadurch motorsportliche Ver-
anstaltungen von den öffentlichen Straßen auf eine 
private Rennstrecke verlagert werden können und 
die öffentlichen Straßen von solchen Veranstaltun-
gen entlastet werden. Beim geplanten „Sauerland-
ring" ist eine Strukturverbesserung im Augenblick 
noch nicht erkennbar, da die Untersuchungen im 
Land Nordrhein-Westfalen noch nicht abgeschlossen 
sind. 

Anlage 48 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Althammer (Drucksache V/2636 Fragen 130, 131 und 
132) : 

Wann kann mit einem Ausbau der neuen B 17 (a) von Augs

-

burg bis einschließlich Königsbrunn gerechnet werden? 

Welcher Zeitplan ist für den Ausbau der B 17 (a) von Kö

-

nigsbrunn nach Landsberg vorgesehen? 

Sind die Vorbereitungen des Planfeststellungsverfahrens so 
weit fortgeschritten, daß hier Schwierigkeiten nicht bestehen? 

Als 1. Bauabschnitt für den Neubau der Bundes-
straße 17 südlich von Augsburg ist die Teilstrecke 
zwischen der Anschlußstelle Augsburg/Süd bei 
Gögingen und Oberottmarshausen südlich Königs-
brunn, wo die Verbindung zur bestehenden Bun-
desstraße 17 wieder hergestellt wird, vorgesehen. 
Sofern sich bei der Durchführung des Planfeststel-
lungsverfahrens und des Grunderwerbs keine 
Schwierigkeiten ergeben, kann noch im Herbst die-
ses Jahres mit den Bauwerken begonnen werden. 
Die erforderlichen Mittel stehen zur Verfügung. 

Ein Neubau der Bundesstraße 17 zwischen Ober-
ottmarshausen südlich Königsbrunn und Landsberg 
ist im Rahmen des 3. Vierjahresplanes für den Aus-
bau der Bundesfernstraße noch nicht vorgesehen. 

Es muß dem 1971 anlaufenden 2. Ausbauplan vor-
behalten bleiben, die Dringlichkeit für diesen Be-
reich festzusetzen. 

Das Planfeststellungsverfahren für den i. Bau-
abschnitt wird in Kürze eingeleitet werden. Ob 
Schwierigkeiten mit den Beteiligten bestehen, wird 
sich erst bei der Durchführung dieses Verfahrens 
im einzelnen zeigen. 

Anlage 49 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Müller -Hermann (Drucksache V/2636 Fragen 133 
und 134) : 

Kann die Bundesregierung schon etwas über die Erfahrungen 
berichten, die die Deutsche Bundesbahn mit der Fahrpreisermä-
ßigung für alte Menschen gemacht hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Deutschen Bundesbahn zu 
empfehlen, diese in Frage 133 erwähnte Aktion mit Ausnahme 
bestimmter Feiertagszeiten auf das ganze Jahr auszudehnen? 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn 
wurde von der Fahrpreisermäßigung für ältere Rei-
sende bislang reger Gebrauch gemacht. Eine Zäh-
lung der ausgegebenen Karten hat die Deutsche 
Bundesbahn aus technischen Gründen noch nicht 
durchgeführt, dies soll erst zum Schluß der Aktion 
erfolgen. 

Der Zweck der Aktion besteht darin, in der ver-
kehrsschwachen Zeit ein zusätzliches Verkehrsauf-
kommen zu gewinnen. Bei dieser Sachlage kann 
Ihre Frage nicht generell positiv beantwortet wer-
den. Im übrigen ist es primär Sache der Deutschen 
Bundesbahn, Möglichkeiten zur Verbesserung des 
Verkehrsaufkommens zu entwickeln. 

Anlage 50 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Richter 
(Drucksache V/2636 Fragen 135 und 136) : 

Treffen Meldungen zu, daß nach Abschluß des Raumordnungs-
verfahrens für die Einmündung der Autobahnstrecke Heilbronn- 
Würzburg in die Autobahn Frankfurt—Nürnberg im Irtenberger 
Forst bei Kist, das bei der Regierung in Unterfranken durchge-
führt wurde, noch einmal Beratungen aufgenommen werden sol-
len, die die Einmündung weiter westlich bei der jetzigen 
Autobahnanschlußstelle Würzburg-West in Erwägung ziehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, an der bisherigen Planung 
festzuhalten, da neue Überlegungen einen Zeitverlust von vie-
len Jahren bedeuten würden, die Planungen der Autobahnämter 
Stuttgart und Nürnberg auf die Trassenführung mit Einmündung 
durch das sogenannte Malteserkreuz bei Kist festgelegt sind 
und eine Verzögerung des Ausbaues dieser wichtigen Nord-
Süd-Verbindung im Bundesgebiet nicht zu verantworten ist? 

Soweit mir bekannt ist, wurde das in Bayern auf 
Landesebene gesetzlich vorgeschriebene Raumord-
nungsverfahren, das von der Regierung in Unter-
franken durchgeführt wird, von der Landespla-
nungsstelle im Bayer. Staatsministerium für Wirt-
schaft und Verkehr noch nicht abschließend behan-
delt. Diesem Raumordnungsverfahren liegt eine 
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Anbindung der Bundesautobahn Heilbronn—Würz-
burg an die Autobahn Frankfurt—Nürnberg im 
Irtenberger Forst westlich Kist zugrunde. 

Es ist mir bekannt, daß gegen diese Linie Ein-
wände erhoben wurden. Ob diese Einwände noch 
zu Beratungen auf Landesebene führen, liegt im 
Ermessen des für die Landesplanung zuständigen 
bayer. Staatsministers. Es bleibt abzuwarten, wel-
chen Vorschlag die bayer. Auftragsverwaltung dem 
Bundesverkehrsministerium unterbreiten wird. Erst 
danach wird der Bundesminister für Verkehr nach 
§ 16 des Bundesfernstraßengesetzes im Einverneh-
men mit den an der Raumordnung beteiligten Bun-
desministern die Linienführung der Bundesautobahn 
Heilbronn—Würzburg bestimmen. 

Mir ist bekannt, daß die bayer. Straßenbauverwal-
tung in Zusammenarbeit mit der baden-württember-
gischen Straßenbauverwaltung eingehende Unter-
suchungen für die zweckmäßigste Linienführung der 
Westumgehung Würzburg angestellt hat und viele 
Gründe für die in das Raumordnungsverfahren ein-
gebrachte Linie sprechen. Wenn von dieser Linie ab-
gewichen werden müßte, wird nicht zu vermeiden 
sein, daß die Teilstrecke von Würzburg nach Tau-
berbischofsheim wesentlich später fertiggestellt 
wird, zumal jede Änderung auf bayerischem Gebiet 
zu umfangreichen Umplanungen auch auf baden-
württembergischem Gebiet führt. Im Hinblick auf 
die Dringlichkeit einer leistungsfähigen Nord-Süd-
Verbindung von Würzburg nach Heilbronn würde 
ich es begrüßen, wenn Verzögerungen vermieden 
werden könnten, es sei denn, daß dem triftige 
Gründe entgegenstehen. Hierüber wird im Raum-
ordnungsverfahren zu befinden sein. 

Anlage 51 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Ramms 
(Drucksache V/2636 Fragen 137 und 138) : 

Hält es die Bundesregierung für richtig, bei der augenblick-
lichen schwierigen Tariflage der Binnenschiffahrt die Kanal-
abgaben auf Main, Neckar und Lahn zu erhöhen? 

Hat die Bundesregierung vor, vor Inkraftreten der geplanten 
neuen Bestimmungen für die Binnenschiffahrt die Kanalbenut-
zungsgebühren auf anderen westdeutschen Binnenwasserstraßen 
in gleichem Umfang zu erhöhen? 

Schiffahrtsabgaben sind der Gegenwert für die Be-
nutzung der Wasserstraßen und insoweit auch Be-
standteil des gesamten Entgelts für die Binnenschiff-
fahrtsleistungen. Als Eigentümer und Unterhalts-
pflichtiger der Wasserstraßen ist der Bund für deren 
Wirtschaftlichkeit verantwortlich. Bei dem Bemü-
hen, wenigstens die für Betrieb, Verwaltung und 
Unterhaltung der abgabepflichtigen Wasserstraßen 
entstehenden Ausgaben zu decken, wird gleichwohl 
die Wettbewerbslage der Binnenschiffahrtsunterneh-
men berücksichtigt. Mit dieser Maßgabe wurde auch 
die jetzt vorgenommene Erhöhung der Abgaben auf 
Main, Neckar und Lahn für notwendig und vertret-
bar gehalten. . 

Die Bundesregierung hat im Verkehrspolitischen 
Programm ihre Absicht klargestellt, das Abgaben-
aufkommen der abgabepflichtigen Bundeswasser-
straßen um rd. 15 % zu verbessern. Innerhalb dieser 
Grenzen wird auch für die nordwestdeutschen Was-
serstraßen eine Anpassung der Einnahmen an die 
gestiegenen Ausgaben wahrscheinlich unerläßlich 
sein. 

Ich bin aber bemüht, die erforderliche Anhebung 
der Schiffahrtsabgaben in Einklang mit den Maß-
nahmen des Verkehrspolitischen Programms für die 
Binnenschiffahrt zu bringen. 

Vor Änderung des Tarifs für die nordwestdeut-
schen Wasserstraßen wird den betroffenen Kreisen 
der Schiffahrt, vor allem der verladenden Wirtschaft 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. 

Anlage 52 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Ramms 
(Drucksache V/2636 Frage 139) : 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, ob die 
vom 7. bis 9. April gelösten Fahrkarten für verbilligte Reisen 
für die Rentner Tiber 65 Jahre auch in der ab 10. April ange-
setzten Sperrfrist Gültigkeit für die Benutzung der Deutschen 
Bundesbahn haben? 

Die Deutsche Bundesbahn wird, wie sie mir mit-
geteilt hat, innerhalb der sog. Sperrfrist an die Rei-
senden über 65 Jahre keine ermäßigten Fahraus-
weise ausgeben, aber vorher gelöste Ausweise in 
den Grenzen der normalen Geltungsdauer auch 
während der Zeit vom 10.-17. April 1968 anerken-
nen. 

Ich möchte aber hinzufügen, daß den Bemühungen 
um eine glatte Abwicklung des Osterverkehrs nicht 
gedient ist, wenn die älteren Mitbürger, die ja im 
allgemeinen nicht an bestimmte Reisetage gebun-
den sind, für ihre Fahrten ausgerechnet die Zeit des 
stärksten Festtagsverkehrs wählen. 

Anlage 53 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Frerichs (Drucksache V/2636 Fragen 140, 141 und 
142) : 

Welche organisatorischen und technischen Möglichkeiten sieht 
der Bundesverkehrsminister, um das immer wiederkehrende 
menschliche Versagen bei der Schließung von Bahnschranken 
auszuschließen und damit endlich die notwendige Sicherheit 
für die Verkehrsteilnehmer beim Befahren höhengleicher Bahn-
übergänge zu gewährleisten? 

Welche finanziellen Aufwendungen sind erforderlich, um not-
wendige technische Investitionen durchzuführen, damit ein 
selbsttätiges Schließen von Bahnschranken bei Annäherung von 
Zügen sichergestellt wird? 

Welche Sicherheitsmaßnahmen können in einem kurzbefriste-
ten Zeitraum getroffen werden, um in den Städten Bonn und 
Bad Godesberg eine absolute Sicherheit an den vielen Bahn-
übergängen herzustellen? 
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Die völlige Sicherheit kann nur durch die Besei-
tigung von schienengleichen Bahnübergängen er-
reicht werden. In den Jahren 1965 bis 1967 hat die 
Deutsche Bundesbahn insgesamt 76 Mio DM auf-
gewandt, um 209 höhengleiche Bahnübergänge durch 
Bauwerke zu beseitigen. Durch sonstige Maßnahmen 
wurden im gleichen Zeitraum 861 schienengleiche 
Bahnübergänge beseitigt, die Kasten beliefen sich 
in diesem Zusammenhang auf insgesamt 9,8 Mio DM. 
Das weitere Bauprogramm zur Beseitigung schienen-
gleicher Bahnübergänge hat etwa den gleichen Um-
fang wie in den vergangenen Jahren. 

Im übrigen ist die. völlige Ausschaltung des 
menschlichen Versagens bei der Schrankenbedie-
nung — abgesehen von der gänzlichen Beseitigung 
der Bahnübergänge — nur durch den Einbau zug-
bedienter Sicherungseinrichtungen in Form von 
Blinklichtanlagen mit oder ohne Halbschranken 
sowie durch Herstellen von Abhängigkeiten zwi-
schen Schranke und Signal möglich. Da kurzfristig 
die beschrankten Bahnübergänge nicht beseitigt 
oder durch Blinklichtanlagen ersetzt werden können, 
hat die Deutsche Bundesbahn schon bisher durch 
betriebsdienstliche und technische Verbesserungen 
die Sicherheit an den beschrankten Bahnübergän-
gen laufend erhöht. 

Besonders wurden und werden technische Hilfs-
mittel für die Ankündigung der Züge an die Schran-
kenwärter zunehmend eingebaut. Wo es die ört-
lichen Gegebenheiten zulassen, sind die in letzter 
Zeiet entwickelten Abhängigkeiten zwischen Schran-
ken und Signalen sehr wirksam. 

Die Handhabung des Schrankenwärterdienstes 
wurde durch die Einführung eines besonderen Fahr-
plans für Schrankenposten und durch das soge-
nannte Mithören der Zugmeldungen am Fernspre-
cher, womit gleichzeitig die Dienstbereitschaft jedes 
Wärters vor jeder Zugfahrt festgestellt wird, wesent-
lich verbessert. 

Im übrigen versucht die Bundesbahn durch einen 
besonderen Eignungstest eine bestmögliche Aus- 
lese in personeller Hinsicht zu treffen. 

 
Alle diese und sonstige überwachende Maßnah-

men werden mit Nachdruck von der Deutschen Bun-
desbahn auch weiterhin betrieben. 

Diese Bemühungen der Deutschen Bundesbahn 
schlagen sich nieder in dem Rückgang der Unfallhäu-
figkeit an beschrankten Bahnübergängen. So ereig-
neten sich im Jahr 1967 bei über 200 Mio Schran-
kenbedienungen an den etwa 11 100 beschrankten 
Bahnübergängen der Deutschen Bundesbahn 79 Un-
fälle, von denen 40 Unfälle auf das Verschulden von 
Schrankenwärtern zurückzuführen sind. Diese Zah-
len geben einen Überblick über die Größenord-
nung solcher Vorkommnisse, die in der Öffentlich-
keit immer wieder besonderes Aufsehen erregen. 

Das selbsttätige Schließen der Schranken läßt sich 
nur durch den Einbau von Blinklichtanlagen mit zug-
bedienten Halbschranken erreichen. Die Deutsche 
Bundesbahn schätzt, daß etwa 3500 von den z. Z. 
mit Schranken gesicherten Bahnübergängen für eine 
solche Umstellung in Frage kommen könnten. Hier- 

für wären Investitionsmittel in Höhe von etwa 
500-550 Mio DM erforderlich. 

Eine absolute Sicherheit an den Bahnübergängen 
in Bonn und Bad Godesberg kann nur durch deren 
Beseitigung erreicht werden. Solche Maßnahmen las-
sen sich jedoch nicht kurzfristig verwirklichen. Die 
Deutsche Bundesbahn beabsichtigt deshalb, an die-
sen Bahnübergängen durch den Einbau technischer 
Hilfsmittel für die Schrankenwärter die Sicherheit 
weiter zu erhöhen. So werden die 3 Schranken

-

posten in Bonn z. Z. bereits mit Anrückmeldern aus-
gerüstet, die dem Schrankenwärter den sich nähern-
den Zug ankünden. Für die Schrankenposten in Bad 
Godesberg ist ebenfalls der Einbau von Anrück-
meldern vorgesehen. 

Anlage 54 

Schriftliche Antwort 

des Bundesminister Leber vom 14. März 1968 auf die 
Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Bauer 
(Würzburg) (Drucksache V/2636 Fragen 143 und 
144) : 

Aus welchen Gründen hat die Autobahnplanung „West-Um-
gehung Würzburg" dem Großbauvorhaben „Malteserkreuz" den 
Vorzug gegeben vor der bisher üblichen „Kleeblattanlage"? 

Welches ist die nach detaillierter Berechnung exakt auszu-
weisende Kostendifferenz zwischen den hei den in Frage 143 
genannten Ausführungen? 

Bei der von der bayer. Straßenbauverwaltung 
angestrebten Planung der Bundesautobahn-Neu-
baustrecke Heilbronn-Bad Hersfeld wurde im Raume 
Würzburg der Linie Großrinderfeld-Kist-Thün-
gersheim-Gramschatz aus wirtschaftlichen und ver-
kehrlichen Überlegungen gegenüber der Variante 
Großrinderfeld-Helmstadt-Retzbach-Greßthal der 
Vorzug gegeben. Bei der Wahl war u. a. zu- berück-
sichtigen, daß noch nicht abzusehen ist, wann der 
Streckenteil Westumgehung Würzburg verwirklicht 
wird. Der bereits auf badenwürttembergischen Ge-
biet in Bau befindliche Streckenteil Heilbronn-Würz-
burg soll westlich Kist daher zunächst in der üb-
lichen Form eines Autobahndreiecks an die Bundes-
autobahn Frankfurt-Nürnberg angeschlossen wer-
den. Erst später, beim Bau der Westumgehung 
Würzburg, wäre die Ergänzung des. Autobahndrei-
ecks zu einem Knoten in Form eines sog. Sternes 
erforderlich. Dies ist unter den gegebenen topo-
graphischen und verkehrlichen Verhältnissen die 
zweckmäßigste Lösung. Ein Kleeblatt wäre an 
dieser Stelle unzweckmäßig. 

Bei der Linie Großrinderfeld-Helmstadt-Retzbach-
Greßthal wäre eine weniger kostspielige Ausbildung 
des Autobahnkreuzes bautechnisch zweifellos mög-
lich. Diese Trasse hätte jedoch gegenüber der Linie 
Großrinderfeld-Kist-Thüngersheim-Gramschatz ein-
schließlich der Kreuzungsanlagen mit der Bundes-
autobahn Frankfurt-Nürnberg nach Berechnungen 
der bayer. Straßenbauverwaltung, wegen ihrer 
Mehrlänge von 22 km, Mehrkosten von rd. 115 Mio 
DM und einen Mehrbedarf an Grund und Boden 
von ca. 120 ha zur Folge. 
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Anlage 55 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Schwabe 
(Drucksache V/2636 Frage 145) : 

Sieht sich die Deutsche Bundesbahn in der Lage, dem An-
suchen von 37 Gemeinden aus drei Landkreisen wegen der 
Erhaltung bzw. der Ausgestaltung des Bahnhofs Mücke (Hes-
sen) an der Strecke 193 Gießen—Fulda zu entsprechen? 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn mitteilt, beab-
sichtigt sie nicht, die betrieblichen oder die ver-
kehrlichen Aufgaben des Bahnhofs Mücke einzu-
schränken. 

Nachdem das Empfangsgebäude in Mücke erst vor 
einigen Jahren instandgesetzt worden ist, sind auch 
für die nächste Zeit keinerlei bauliche Maßnahmen 
für dieses Gebäude vorgesehen. Im Zuge der Ratio-
nalisierung der Sicherungsanlagen sollen die drei 
Stellwerke des Bahnhofs zu einem Stellwerk ver-
einigt werden. 

Bei dieser Sachlage dürfte die Sorge der  Gemein-
den wegen der Erhaltung des Bahnhofs Mücke unbe-
gründet sein. 

Anlage 56 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Flämig 
(Drucksache V/ 2636 Fragen 146 und 147) : 

Ist in absehbarer Zeit damit zu rechnen, daß die Gleiskörper 
der Bundesbahnhauptstrecke Frankfurt—Würzburg unmittelbar 
nach der Ausfahrt aus dem Hauptbahnhof Hanau in der Ge-
markung der Stadt Großauheim so verlegt werden, daß die Zer-
schneidung der Stadt durch die Bahnstrecke beendet wird? 

Besteht technisch die Möglichkeit, die Bundesbahnhauptstrecke 
zwischen Hanau und Aschaffenburg in der Gemarkung Großau

-

heim auf den Gleiskörper der Bundesbahnumgehungsstrecke 
Aschaffenburg—Friedberg zu verlegen, die über den Exerzier-
platz Großauheim führt? 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn ist in 
absehbarer Zeit nicht mit einer Verlegung der Bun-
desbahnstrecke Frankfurt/Main — Würzburg im Be-
reich der Stadt Großauheim zu rechnen. Wenn auch 
rein technisch die Möglichkeit für eine solche Ver-
legung besteht, so sprechen doch beachtliche eisen-
bahnverkehrliche Gründe gegen eine solche Lösung. 
Hierzu gehört vor allem die Verlängerung der An-
marschwege für die Reisenden. 

Anlage 57 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Haeh-
ser (Drucksache V/2636 Fragen 148 und 149) : 

Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, daß für Trieb-
fahrzeuge im Schienenverkehr Kennzeichnungsleuchten genügen? 

Kann die Bundesregierung sich der Auffassung anschließen, 
daß beim Befahren von Waldstrecken und sonstigen einsamen 
Strecken und auch bei schlechter Sicht Suchscheinwerfer an 
Triebfahrzeugen die Sicherheit des Schienenverkehrs weiter er-
höhen könnten? 

Es ist bereits wiederholt eingehend geprüft wor-
den, ob Triebfahrzeuge der Eisenbahn neben dem 
Dreilichtspitzensignal, das auf weite Strecken einen 
Zug als solchen erkennbar macht, noch zusätzlich 
einen Suchscheinwerfer erhalten sollen. Dabei hat 
sich herausgestellt, daß die Nachteile größer sind 
als die möglichen Vorteile. Insbesondere würden 
Suchscheinwerfer das Erkennen der Lichtsignale an 
der Strecke erschweren und damit die Sicherheit des 
Eisenbahnbetriebes beeinträchtigen. Gerade bei 
unsichtigem Wetter ist das der Fall. Auf ihre Ein-
führung mußte daher verzichtet werden. 

Anlage 58 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Dittrich (Drucksache V/2636 Fragen 150, 151 und 
152) : 

Wird die im Zuge des Ausbaus der B 16 in Regensburg vor-
gesehene Westumgehung unmittelbar am Krankenhaus der 
Barmherzigen Brüder vorbeigeführt? 

Welche Maßnahmen werden im bejahenden Falle getroffen, 
um das Krankenhaus vor unzumutbarer Lärm- und Abgasein-
wirkung zu schützen? 

Muß mit Schadensausgleichsansprüchen des Krankenhauses 
gerechnet werden? 

Die Krankenhäuser der Barmherzigen Brüder in 
Regensburg liegen westlich der geplanten bzw. im 
Bau befindlichen Westumgehung von Regensburg 
im Zuge der Bundesstraße 16. Der minimale Ab-
stand der Krankenhausgebäude von der Straßen-
achse der neuen Bundesstraße 16 beträgt für die süd-
östliche Ecke des Frauenkrankenhauses ca. 75 m, für 
die südöstliche Ecke des Männerkrankenhauses ca. 
85 m. 

Die ursprünglich in Hochlage geplante Westum-
gehung von Regensburg wird nach der jetzigen 
Planung im Bereich der Krankenhäuser in einem 
durchschnittlich 4,5 m tiefen Einschnitt verlaufen. 
Für den Straßenbau nicht benötigtes Aushubmate-
rial soll dazu verwendet werden, zusätzlich einen 
ca. 4 m hohen Damm längs der Bundesstraße 16 am 
westlichen Hang der Einschnittsböschung, also zwi-
schen der  Bundesstraße ,16 und den  Krankenhäu-
sern, zu schütten. Die Höhendifferenz zwischen der 
Dammkrone und der Fahrbahn der Bundesstraße 16 
wird somit 8-9 . m betragen. Die Böschungen wer-
den bepflanzt. 

Außerdem wurden die in der ursprünglichen Pla-
nung nördlich der Prüfeninger Straße vorgesehenen 
Anschlußrampen nach Süden, also vom Kranken-
hausbereich weg, verlegt, um die Beeinträchtigung 
zu verringern. 

Mit diesen Maßnahmen ist eine Abschirmung der 
Krankenhäuser vor unzumutbaren Lärm- und Ab-
gaseinwirkung voraussichtlich erreicht. Ob weitere 
Maßnahmen notwendig sind, ist ggf. nach Inbetrieb-
nahme der neuen Bundesstraße 16 zu prüfen. 

Da für den Neubau der Bundesstraße 16 das 
Grundstück der Krankenhäuser voraussichtlich nicht 
berührt wird, ist ein Entschädigungsanspruch infolge 
Landverlust nicht gegeben. 
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Die Frage, ob Entschädigungsansprüche wegen 
der Lärmbelästigung in Betracht kommen, kann noch 
nicht abschließend beurteilt werden. Die Rechtspre-
chung stellt an solche Ansprüche sehr strenge An-
forderungen. Im übrigen wird sich die Frage, ob 
Entschädigungsansprüche entstehen, nach der Aus-
führung der in meiner Antwort zu Frage 151 dar-
gestellten Maßnahmen voraussichtlich nicht stellen. 

Anlage 59 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Schmidt (Wuppertal) (Drucksache V/2636 Fragen 
153, 154 und 155) : 

Sind der Bundesregierung die Überlegungen bekannt, wonach 
einer der ältesten und repräsentativsten Bahnhöfe der Bundes-
republik Deutschland, der Bahnhof Rolandseck, der ein eisen-
bahngeschichtliches und kunstgeschichtliches Bauwerk von Rang 
ist, abgerissen werden soll, um modernen Wohnhochhäusern 
Platz zu machen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den letzten Jahren 
sich der Bahnhof Rolandseck zu einem Zentrum kultureller und 
künstlerischer Bemühungen entwickelt hat? 

Hat die Bundesregierung geprüft, ob das in Frage 153 er-
wähnte Bauwerk nicht sinnvollerweise u. a. vom Bund für re-
präsentative Veranstaltungen genutzt werden könnte? 

Wie mir die  Deutsche Bundesbahn mitteilt, wird 
das Empfangsgebäude Rolandseck nicht mehr für 
Bundesbahnzwecke benutzt. Es ist z. Z. an die Ga-
lerie Pro in Bad Godesberg vermietet. 

Die Deutsche Bundesbahn beabsichtigt, das im 
Bereich des Empfangsgebäudes liegende Gelände zu 
veräußern. Dabei wurde vorgeschlagen, nach Mög-
lichkeit das Empfangsgebäude in die zukünftige Be-
bauung einzubeziehen. Ein Kaufinteressent steht 
wegen der beabsichtigten Bebauung dieses Geländes 
z. Z. mit der Gemeinde Oberwinter in Verhandlung. 

Neuerdings zeichnet sich die konkrete Möglich-
keit ab, eine Lösung zu finden, bei der das Emp-
fangsgebäude erhalten bleibt. 

Überlegungen von seiten des Bundes, dieses Bau
-werk für repräsentative Veranstaltungen zu nutzen, 

sind nicht angestellt worden, weil dieses Gebiet we-
gen seiner größeren Entfernung vom Parlaments-
und Regierungsviertel außerhalb des Bundesinter-
esses liegt. 

Anlage 60 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Feller-
maier (Drucksache V/2636 Frage 156) : 

Wird das Urteil des bayerischen Verwaltungsgerichtshofes 
313/VIII/66, in dem die Verwendung typengeprüfter gelber 
Scheinwerferbirnen für zulässig erklärt worden ist, zu einer 
Änderung der entsprechenden Bestimmungen im Straßenver-
kehrsrecht durch die Bundesregierung führen? 

In einem in Vorbereitung befindlichen Entwurf 
einer Verordnung zur Änderung der Straßenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung ist — unabhängig von 

dem Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts-
hofs — bereits vorgesehen, daß künftig nur noch 
weißes Scheinwerferlicht abgestrahlt werden darf. 

Anlage 61 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Richter 
(Drucksache V/2636 Frage 157) : 

Wie sieht die Planung der Zubringer bei Bad Rappenau zur 
Autobahn Weinsberg—Walldorf aus? 

Zur Herstellung eines leistungsfähigen Anschlus-
ses des Kurortes Bad Rappenau an die neue Bundes-
autobahn Walldorf—Heilbronn beabsichtigt das 
Land Baden-Württemberg eine Verlegung der Lan-
desstraßen 528 und 549 durchzuführen. Der neue 
Straßenzug zweigt nördlich von Babstadt von der 
bestehenden Landesstraße 549 ab, kreuzt westlich 
von Bad Rappenau die Landesstraße 528 und schließt 
zwischen Bonfeld und Fürfeld an die neue Bundes-
autobahn an. Entwurfsunterlagen, aus denen nähere 
Einzelheiten des geplanten Zubringers zu ersehen 
wären, liegen mir gegenwärtig noch nicht vor. 
Allerdings bin ich darüber unterrichtet, daß das 
Land Baden-Württemberg als Baulastträger der 
neuen Straße die Gewährung eines Bundeszuschus-
ses beantragen und in kürze die hierzu erforder-
lichen Pläne übersenden wird. 

Sofern Sie über die von mir gemachten Angaben 
hinaus noch nähere Einzelheiten über die Linien-
führung des Zubringers benötigen sollten, darf ich 
Ihnen anheimstellen, sich in dieser Angelegenheit 
unmittelbar mit dem Innenministerium Baden-Würt-
temberg in Stuttgart in Verbindung zu setzen, da 
in diesem Falle das Land Baulastträger ist.  

Anlage 62 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Gscheidle (Drucksache V/2636 Fragen 158 und 159) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch den Neubau der 
Limesspange im Zuge der Bundesstraße 8 an den neu ent-
standenen Kreuzungen mit der Landstraße 3015 in Bad Schwal-
bach (Taunus) und der Kreisstraße 802 in Sulzbach (Taunus) 
seit ihrer Fertigstellung eine erhebliche Zahl von zum Teil 
schweren Verkehrsunfällen registriert wurde? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Verkehrs-
gefährdung an den in Frage 158 bezeichneten Kreuzungen zu 
mindern? 

Die Limesspange liegt nicht im Zuge der Bundes-
straße 8, sondern ist eine Landesstraße, die vom 
Land Hessen gebaut und finanziert worden ist. Die 
Zuständigkeit des Bundesministers für Verkehr ist 
daher hier nicht gegeben. Ich werde jedoch dem 
Hessischen Ministerium für Wirtschaft und Ver-
kehr von Ihrer Anfrage Kenntnis geben und die 
Landesregierung darauf hinweisen, daß ich den 
kreuzungsfreien Ausbau angesichts der sich laufend 
ereignenden Unfälle für dringlich halte. 
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Anlage 63 

Schriftliche Antwort 

deis Bundesministers Dr. Dollinger vom 1. März 1968 
auf die Mündliche Anfrage de's Abgeordneten Mei

-

ster (Drucksache V/2636, Fragen 160, 161 und 162) : 

Welche positiv oder negativ zu bewertenden Erfahrungen 
liegen bei der Deutschen Bundespost über die seit einigen 
Jahren in Betrieb befindlichen automatischen Briefverteilungs-
anlagen vor? 

Wie wirkt sich die Personalersparnis bei den in Frage 160 
erwähnten Anlagen aus? 

Werden Möglichkeiten für eine sinnvolle Weiterentwicklung 
gesehen? 

Zu 1.: 

Die Deutsche Bundespost verfügt z. Z. über fol-
gende 4 automatische Versuchs-Briefverteilanlagen: 

1. Postamt Pforzheim, Inbetriebnahme 1965 

2. Postamt Bochum, Inbetriebnahme 1966 

3. Postamt Wiesbaden, Inbetriebnahme 1967 

4. Postamt Braunschweig, Inbetriebnahme 1968 

In Wiesbaden ist im Gegensatz zu den 3 anderen 
Ämtern nur eine automatische Verteilmaschine er-
stellt worden, über die nur ein Teil .der anfallenden 
maschinenfähigen Briefpost geleitet werden kann. 
Die Erprobung der 4 Versuchsanlagen ist noch nicht 
abgeschlossen. 

Die Entwicklung, Erprobung und betriebssichere 
Herrichtung der benötigten technischen Einrichtun-
gen ist in  technischer, zeitlicher, personeller und 
finanzieller Hinsicht aufwendiger, als ursprünglich 
angenommen werden konnte. Die entwickelte 
Codiermaschine bedarf noch weiterer Verbesserung. 
Auch idas maschinelle Lesen der Postleitzahl bereitet 
Schwierigkeiten. Auf einschlägige Entwicklungen 
ausländischer Postverwaltungen muß zudem Rück-
sicht genommen werden, um Unterschiedlichkeiten 
im grenzüberschreitenden Verkehr zu vermeiden. 
Die Anpassung des heutigen manuellen Betriebes 
an die Technik unter der notwendigen Aufrecht-
erhaltung des vollen Betriebs und 'des gewohnten 
Service ist schwierig. Sie muß daher behutsam vor-
genommen werden und erfordert längere Zeit. 

Es ist von allgemeinem Nachteil, daß die benötig-
ten Einrichtungen nicht marktgängig sind und iauch 
von anderen Postverwaltungen keine ausgereiften 
Konstruktionen übernommen werden können. Da 
nur jeweils geringe Stückzahlen benötigt werden, 
sind die Maschinen mit einem hohen Anteil an Ent-
wicklungskosten belastet. 

Es ist technisch gelungen, den Brief und die Post-
karte, soweit  sie das Format der Standardsendung 
aufweisen und darüber hinaus maschinenfähig sind, 

 maschinell für die einzelnen Bearbeitungsgänge zu 
beherrschen. 

Zu 2.: 

Dem Minderbedarf an nichttechnischem Personal 
steht vorerst noch ein Mehrbedarf an qualifiziertem 
technischem Fachpersonal gegenüber, der  erst mit 

zunehmender Entwicklungsreife und Betriebssicher-
heit .der technischen Einrichtungen abgebaut werden 
kann. Bisher ist an keiner Stelle eine nennenswerte 
Personalersparnis erzielt worden. 

Der Personalbedarf wird  sich aller Voraussicht 
nach bei Verwendung von Verteilmaschinen mit 
400 Verteilfächern verringern. In welchem Umfang 
eine Verringerung möglich sein wird, muß der Ver-
suchsbetrieb zeigen. 

Zu 3.: 

Für eine sinnvolle Weiterentwicklung wird der 
bereits veranlaßte Bau einer Verteilmaschine mit 
400 Verteilfächern gehalten, die wesentlich günsti-
gere Ergebnisse gegenüber den heute im Versuchs-
betrieb befindlichen Verteilmaschinen mit nur 100 
Fächern erwarten läßt. Diese Maschine wird in 
etwa 3 Jahren erprobt werden können. 

Weiter ist es erforderlich, die Entwicklung eines 
Lesegerätes zum maschinellen Lesen von Postleit-
zahlen mit Nachdruck zu betreiben. Dies könnte — 
unter Wegfall der manuellen Kodierung — zu einer 
automatisch arbeitenden Codiermaschine führen, 
was von Anbeginn der  Automatisierung angestrebt 
wurde. 

Anlage 64 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 14. März 
1968 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Bauer (Würzburg) (Drucksache V/2636 Frage 163) : 

Trifft die am 2. Februar 1968 in der Presse unter der Über-
schrift Bundespost als Patronatsherr" erschienene Meldung zu, 
es „gebe in Oberfranken ferner Fälle, in denen . das Bun-
despostministerium Patronatsrechte über evangelische Kirchen 
ausübe, da diese Institutionen Besitzungen erwarben, auf denen 
das Patronatsrecht verbrieft ist"? 

Die Pressemeldung, nach der  das Bundespostmini-
sterium angeblich Patronatsrechte über evangelische 
Kirchen in Oberfranken ausübe, trifft nicht zu. 

Richtig ist vielmehr, daß die Deutsche Bundespost 
in Waltershausen/Unterfranken ein bereits 1942 er-
worbenes und nun als Posterholungsheim dienendes 
Grundstück besitzt, mit dem ein 'dingliches Patro-
natsrecht und eine Kirchenbaulast verbunden sind. 
Die Post hat aber niemals dieses Präsentationsrecht 
bei der  Besetzung der Pfarrstelle zu Waltershausen 
ausgeübt. Dagegen ist sie ihrer Verpflichtung zur 
Beteiligung an den Baulasten für die Pfarrgebäude 
in einer bisherigen Ausgabenhöhe von rd. 10 000,—
DM nachgekommen. 

Die Deutsche Bundespost 'erstrebt seit längerem in 
Verhandlungen mit dem Evang.-Luth. Landeskirchen

-

rat in München die Ablösung von Patronatsrecht und 
Kirchenbaulast. Eine Ablösung des Patronatsrechts 
setzt allerdings eine Änderung der  Verfassung der 
Evang.-Luth. Kirche in Bayern voraus. Hierüber hat 
u. a.  die  Landessynode in der Zeit vom 4. bis 8. März 
1968 in Ansbach beraten. 
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Anlage 65 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 14. März 
1968 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Geldner (Drucksache V/2636 Frage 164) : 

Wie erklärt es sich, daß trotz ständiger Rationalisierung und 
Mechanisierung bei der Deutschen Bundespost im Jahresdurch-
schnitt 1967 rund 0,7 Prozent mehr Arbeitskräfte als 1966 ein-
gesetzt wurden, obwohl speziell im personalintensiven Post-
dienst in allen Punkten ein Rückgang der Inanspruchnahme der 
Leistungen zu verzeichnen war? 

 

Prozentzahlen können täuschen, wenn sie nur abso-
lut und nicht differenziert betrachtet werden. So gibt 
schon der herausgegriffene Ausgangswert einer Ver-
mehrung des Personals um 0,7 v. H. kein richtiges 
Bild über den Einsatz von Arbeitskräften. Tatsächlich 
betrug die Erhöhung der Arbeitskräfte nur 0,5 v. H. 
Da aber die Zahl der Nachwuchskräfte um 2,5 v. H. 
vermehrt wurde (im Jahresdurchschnitt 1967 haben 
allein rd. 10 000 Arbeitskräfte im fernmeldetechni-
schen Dienst gefehlt), stieg damit naturgemäß auch 
der Gesamtpersonalbestand höher, nämlich auf 0,7 
v. H. 

Trotz eines geringen Verkehrsrückganges im Post-
wesen, der jedoch durch einen Verkehrsanstieg im 
Fernmeldewesen überkompensiert wurde, sieht die 
Arbeitskräfteentwicklung infolge weiterer Rationali-
sierungsmaßnahmen wie folgt aus: 

1. Die Zahl der Abeitskräfte im Postwesen hat um 
2 990 oder 1,1 v. H. bei einem Verkehrsrückgang 
von 1,2 v. H. abgenommen. 

2. Im Fernmeldewesen hat sich bei einem Verkehrs-
zuwachs von 8,8 v. H. die Zahl der Arbeitskräfte 
um 4 921 oder 4,5 v. H. vermehrt. 

So ergeben odie Verminderung der Arbeitskräfte 
im Postwesen um 1,1 v. H. und deren Vermehrung 
im Fernmeldewesen um 4,5 v. H. zusammen den  be-
reits genannten Arbeitskräftezuwachs von 0,5 v. H., 
in dem bereits eine geringfügige Abdeckung des im 
Fernmeldedienst seit Jahren vorhandenen Personal-
fehlbestandes eingeschlossen ist. 

Anlage 66 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 14. März 
1968 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Gottesleben (Drucksache V/2636 Frage 165) : 

Trifft es zu, daß die Postboten auf der Fahrt vom Wohnort 
zum Arbeitsplatz und zurück bei Benutzung von posteigenen 
Bussen selbst zahlen müssen? 

Die Deutsche Bundespost gewährt ihren Bedienste-
ten bei Fahrten auf Postomnibuslinien Gebührenfrei-
heit, wenn es sich umdienstlich veranlaßte Fahrten 
handelt. In anderen Fällen müssen die Bediensteten 
für Fahrten auf Postomnibuslinien zwischen Wohn-
und Dienstort die um 50 v. H. ermäßigten Fahrge-
bühren selbst zahlen. Jedoch werden den einkom-
mensschwächeren Bediensteten bei regelmäßigen 
Fahrten zwischen Wohnung und Dienststätte Fahr

-

kostenzuschüsse gewährt. Grundlage hierfür ist die 
vom Herrn Bundesminister des Innern für alle Bun- 
desbehörden verbindliche, mit Rundschreiben vom 
13. 5. 1965 bekanntgegebene Zuschußregelung. 

Anlage 67 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Freiherr von 
und zu Guttenberg vom 14. März 1968 auf die Münd-
liche Anfrage des Abgeordneten Jung (Drucksache 
zu V/2636 Frage 166) : 

Wie viele Sitzungen des Bundesverteidigungsrates haben in 
den vergangenen zwei Jahren stattgefunden? 

Der Bundesverteidigungsrat ist im Jahre 1966 
insgesamt 16 Mal zusammengetreten. 1967 haben 
11 Sitzungen des Bundesverteidigungsrates statt-
gefunden. 

In der Regel ist jeden Monat eine Sitzung des 
Bundesverteidigungsrates vorgesehen. Es gibt eine 
sogenannte langfristige Terminplanung, in der die 
Sitzungstermine jeweils für ein Jahr festgelegt wer-
den. 

Anlage 68 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Jahn vom 
14. März 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Dr. Mommer (Drucksache zu V/2636 
Frage 167) : 

Stimmte die Haltung des französischen Außenministers in der 
Frage eines Arrangements mit Großbritannien und anderen 
EFTA-Staaten bei der Ministerratskonferenz vom 29. Februar 
1968 in Brüssel überein mit den Absprachen bei den Konsul-
tationen mit der französischen Regierung am 15. und 16. Fe-
bruar? 

Die beiden Regierungen haben sich in ihrer Ge-
meinsamen Erklärung vom 16. 2. 1968 bereiterklärt, 
in der Erwartung der Erweiterung der Gemeinschaf-
ten Vereinbarungen zur Entwicklung des Aus-
tausches industrieller und landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse zwischen der EWG und den Staaten, die 
Beitrittsanträge gestellt haben, ins Auge zu fassen. 

Die Ministerräte vom 29. Februar und vom 
9. März 1968 haben ergeben, daß hinsichtlich der 
Auslegung dieser Erklärung weitere deutschfran-
zösische Kontakte nützlich sein werden. 

Anlage 69 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Schmidhuber (Drucksache zu V/2636 
Frage 168) : 

Kann mit wesentlichen Einsparungen beim Zollgrenzdienst 
gerechnet werden, wenn am 1. Juli 1968 die Binnenzölle inner

-

halb der EWG wegfallen? 
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Der Zollgrenzdienst überwacht die sogenannte 
grüne Grenze, d. h. die Zollgrenze außerhalb der 
Grenzzollämter. Sie muß auch nach der Verwirk-
lichung der Zollunion am 1. Juli 1968 in gleichem 
Maße wie bisher bewacht werden. Als Grenzaus-
gleich zwischen den EWG-Ländern sind nämlich 
weiterhin die Einfuhrumsatzsteuer und die Ver-
brauchsteuern zu erheben. Auch zahlreiche Verbote 
und Beschränkungen im Warenverkehr, wie etwa 
die gesundheitspolizeilichen, pflanzensanitären und 
veterinärpolizeilichen Einfuhrbeschränkungen blei-
ben ebenso wie die grenzpolizeilichen Bestimmun-
gen — vor allem die Paßnachschau — in vollem 
Umfang bestehen. Für den Zollgrenzdienst bedeu-
tet dies, daß er unverändert die Umgehung aller 
dieser Vorschriften durch unerlaubte Grenzüber-
tritte außerhalb der zugelassenen Grenzübergangs-
stellen verhindern muß. 

Eine nennswerte Personaleinsparung im Zoll-
grenzdienst an den ohnehin nur sehr dünn besetz-
ten EWG-Grenzen — auf rd. 1700 km etwa 1600 
Beamte — ist deshalb nicht zu erwarten. Erst nach 
Herstellung der völligen Wirtschaftsgemeinschaft 
werden die EWG-Binnengrenzen ihre Bedeutung 
verlieren. Anders liegt es beim Zollabfertigungs-
dienst. 

Anlage 70 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Dr. Reinhard (Drucksache zu V/2636 
Fragen 169, 170 und 171) : 

Hat die Bundesregierung nach eingehender Prüfung des EWG-
Dokuments IV/C/4 — Niederlande (Juli 67) — 10.563/IV/67 — D 
festgestellt, daß die bei den einzelnen Produktionsmitteln von 
der Regierung der Niederlande angegebenen Umsatzsteuervor-
belastungen den tatsächlichen Umsatzsteuersätzen entsprechen, 
daß bei den weiterhin vorgenommenen Berechnungen richtige 
Einzelfaktoren unterstellt wurden und daß damit diese Umsatz-
steuerrückvergiitung keine versteckte Subvention darstellt? 

Ist die Bundesregierung bei der Prüfung der seitens der Regie-
rung der Niederlande ab 1. Januar 1968 eingeführten weiteren 
Erhöhung der Umsatzsteuerrückvergütung für Exporte um ein 
Prozent, die ihr seit über drei Monaten bekannt ist, zu dem 
Ergebnis gekommen, daß auch diese Umsatzsteuerrückvergütung 
der tatsächlichen Umsatzsteuervorbelastung in den Niederlanden 
entspricht und damit keine versteckte Subvention darstellt, ob

-

wohl die EWG-Kommission in ihrem Schreiben vom 20. Dezem-
ber 1967 an die Regierung der Niederlande nachdrücklich Beden-
ken gegen diese Erhöhung der Umsatzsteuerrückvergutung ge-
äußert und um eingehende Stellungnahme gebeten hat? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, solange nicht klar 
erwiesen ist, daß die Regierung der Niederlande keine höhere 
Umsatzsteuerrückvergütung bei Exporten gewährt, als sie der 
tatsächlichen Umsatzsteuer in den Niederlanden entspricht, und 
solange also der begründete Verdacht besteht, daß die Regie-
rung der Niederlande eine versteckte Exportsubvention gewährt, 
die die im harten Konkurrenzkampf stehende deutsche Schlacht-
geflügelwirtschaft einer zusätzlichen neuen Wettbewerbsverzer-
rung aussetzt, und die einen Verstoß gegen den EWG-Vertrag 
darstellt? 

Die zuständigen Ressorts der Bundesregierung 
haben die niederländischen Berechnungen über die 
seit dem 1. September 1967 geltenden Ausfuhrver-
gütungssätze.  eingehend geprüft. Es haben sich hier-
bei keine ausreichenden Anhaltspunkte dafür erge-
ben, daß die neuen Sätze mit den Artikeln 96 und 
97 des EWG-Vertrages nicht zu vereinbaren sind. 
Zu diesem Ergebnis sind auch die Untersuchungen 

 
der Kommission und der übrigen Mitgliedstaaten 
gekommen. 

Gegen den ab 1. Januar 1968 geltenden zusätz-
lichen pauschalen Vergütungssatz von 1 vH zur Ab-
geltung der Umsatzsteuervorbelastung der Investi-
tionen und Dienstleistungen hat die Bundesregierung 
dagegen ebenso wie die Regierungen der übri-
gen Mitgliedstaaten ernste Bedenken. Die Kommis-
sion, die diese Bedenken teilt, hat daher am 20. De-
zember 1967 an die niederländische Regierung die 
von Ihnen erwähnte Empfehlung gerichtet. Das Bun-
desministerium der Finanzen hat Sie hierüber be-
reits am 24. Januar 1968 schriftlich unterrichtet. 
Die Antwort der niederländischen Regierung ist am 
10. März 1968 bei der Kommission eingegangen. 
Ihr Inhalt ist der Bundesregierung noch nicht be-
kannt. Die Bundesregierung wird die niederländi-
sche Stellungnahme, um deren Zusendung sie be-
müht ist, beschleunigt prüfen und sodann mit der 
Kommission und den Regierungen der übrigen Mit-
gliedstaaten die weiteren Schritte beraten, die in 
dieser Sache in Betracht kommen. 

Anlage 71 
 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Wienand (Drucksache zu V/2636 Fra-
gen 172, 173 und 174) : 

 

Ist damit zu rechnen, daß der Ministerrat der Europäischen 
Gemeinschaften noch vor dem 1. April 1968 die Erhebung einer 
sog. Margarinesteuer beschließen wird? 

Besteht die Gefahr, daß die Bundesregierung in der Frage der 
Margarinesteuer von den anderen EWG-Regierungen im Rat 
überstimmt werden könnte? 

Sieht die Bundesregierung in der Erhebung einer Margarine-
umlage, die die Verbraucher des gemeinsamen Marktes in un-
sozialer Weise belasten würde, ein geeignetes Mittel, um die 
Butterberge in der EWG zu beseitigen und die verfehlte Milch-
marktpolitik zu korrigieren? 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften 
hat bereits am 23. Dezember 1963 eine Entschließung 
über die Erhebung einer Umlage auf Fettstoffe ge-
troffen. Die Umlage sollte nicht nur die Margarine 
belasten, sondern alle eingeführten oder in der Ge-
meinschaft erzeugten pflanzlichen oder Seetierfette 
für Nahrungszwecke. Die Einnahmen aus der Fett-
steuer sollten einen Teil der Kosten decken, die dem 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft bei der Finanzierung der gemein-
samen Fettmarktordnung und bestimmter Beihilfen 
an die assoziierten Staaten für Ölsaaten und Saaten

-

öle entstehen. 

In der Entschließung wurde weiter vereinbart, daß 
die Einnahmen aus der Umlage der Gemeinschaft 
zufließen sollten. Die Steuer sollte einen Gesamt-
betrag von 350 Mio DM erbringen. Demgemäß hat 
die Kommission dem Rat im Dezember 1964 einen 
auf Art. 201 des EWG-Vertrages gestützten Ver-
ordnungsvorschlag über die Einführung einer Ab-
gabe auf Fette vorgelegt (abgedruckt in der Druck-
sache IV/2858 des Deutschen Bundestages). Der Rat 
hat jedoch eine entsprechende Verordnung bisher 
nicht verabschiedet. Die Finanzierung der Fettmarkt- 
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ordnung und der Beihilfen für die assoziierten Staa-
ten auf dem Fettsektor ist inzwischen durch Bei-
träge der Mitgliedstaaten geregelt worden. 

Neuerdings fordern verschiedene Mitgliedstaaten 
in Abweichung von der Ratsentschließung des Jah-
res 1963, mit der Steuer nur die Margarine zu be-
lasten und durch deren Verteuerung den Butterver-
brauch zu erhöhen. Außerdem sprechen diese Mit-
gliedstaaten sich gegen die Gestaltung der Steuer 
als eigene Einnahme der Gemeinschaft auf der 
Grundlage des Art. 201 EWG-Vertrag aus. 

Die Bundesregierung hält die Durchführung der 
Entschließung von 1963 nicht mehr für erforderlich, 
da die Finanzierung der Fettmarktordnung inzwi-
schen auf andere Weise sichergestellt ist. — Dar-
über hinaus lehnt die Bundesregierung jegliche Än-
derung der Ratsentschließung von 1963 ab. Man 
würde durch eine solche Änderung die künftige 
Finanzierungsregelung präjudizieren, über die erst 
im Jahre 1969 entschieden werden soll. 

Wegen dieser Meinungsverschiedenheiten ist 
nicht damit zu rechnen, daß der Ministerrat der 
Europäischen Gemeinschaften noch vor dem 1. April 
1968 Beschlüsse zur Frage der Fettsteuer fassen 
wird. 

Nein. Mit der Entschließung über die Einführung 
einer Fettsteuer ist die Absicht verbunden worden, 
die Einnahmen hieraus der Gemeinschaft zuzuwei-
sen. Einen entsprechenden Beschluß kann der Rat 
nur einstimmig fassen. Eine Gestaltung der Steuer 
als eigene Einnahme der Gemeinschaft bedürfte 
außerdem gemäß Art. 201 des EWG-Vertrages der 
Ratifikation durch die Parlamente der Mitgliedstaa-
ten. 

Nein. Nach der Ratsentschließung von 1963 soll 
die Fettsteuer der Gemeinschaft lediglich neue Fi-
nanzmittel verschaffen ,nicht jedoch marktordnende 
Funktionen auf dem Milchsektor übernehmen. — 
Die  Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Margarinesteuer auch dann nicht geeignet wäre, den 
Fettverbrauch zugunsten der Butter zu beeinflussen, 
wenn man den Änderungswünschen anderer Mit-
gliedstaaten Rechnung tragen würde. Die Fettsteuer 
würde wahrscheinlich sogar zu einem Rückgang des 
Butterverbrauchs führen, weil die Verbraucherhaus-
halte, um ihre Ausgaben für Fette insgesamt nicht 
zu erhöhen und um andererseits auch ihren Ver-
brauch nicht einschränken zu müssen, möglicher-
weise einen Teil ihrer Nachfrage auf die immer noch 
bei weitem preiswerteren pflanzlichen Fette ver-
lagern würden. 

Anlage 72 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen 
des Abgeordneten Prochazka (Drucksache zu V/2636 
Fragen 176, 177 und 178) : 

Auf welche Einfuhrartikel sind die positiven Handelsbilanzen 
der Sowjetunion und der Volksrepublik Polen im Warenverkehr 
mit der Bundesrepublik Deutschland zurückzuführen? 

Aus der Sowjetunion werden vor allem Rohstoffe 
und Halbwaren eingeführt; an einzelnen Produkten 
sind Erdöl- und Mineralölerzeugnisse, Holz und 
Baumwolle von besonderer Bedeutung. Bei der Ein-
fuhr aus Polen haben Güter der Ernährungswirt-
schaft und Halbwaren ein sehr starkes Gewicht. Die 
aktiven Handelsbilanzen der UdSSR und der pol-
nischen Republik resultieren jedoch nicht aus einer 
verhältnismäßig hohen Einfuhr, sondern aus einer 
relativ niedrigen deutschen Ausfuhr. Je Einwohner 
erreichte die deutsche Ausfuhr nach Polen nicht ein-
mal die Hälfte der deutschen Ausfuhren nach der 
Tschechoslowakei, nach Ungarn, nach Rumänien, nach 
Bulgarien. Die deutsche Ausfuhr nach der UdSSR 
erreichte nicht einmal ein Zehntel der auf die Ein-
wohnerzahl bezogenen Ausfuhr in die erwähnte ost-
europäische Ländergruppe. Im übrigen möchte ich 
darauf hinweisen, daß im Jahre 1967 — wie von 
der Bundesregierung gewünscht — die polnischen 
Einfuhren aus der Bundesrepublik Deutschland sich 
kräftig erhöht haben, so daß sich ein deutscher 
Ausfuhrüberschuß ergab. 

Die effektive Verschuldung ist nicht bekannt. Sie 
läßt sich auf Grund der Salden des Warenverkehrs 
nicht feststellen, da diese vielfach durch Einnahmen 
aus dem Reiseverkehr oder durch multilateral er-
worbene Devisen abgedeckt werden. Der Bundes-
regierung stehen lediglich Verschuldungsdaten auf 
Grund von Hermes-Garantien zur Verfügung. 

Es gibt nur bilaterale Beziehungen. Im COMECON 
gibt es keine interne Verrechnung zum Ausgleich 
der Salden gegenüber Drittländern. 

Anlage 73 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Kattenstroth vom 14. März 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Fritsch (Deggendorf) (Drucksache zu V/2636 Frage 
181): 

Trifft es zu, daß zu Unrecht gewährte Waisenrente nach BVG 
auch dann von Waisen zurückgezahlt werden muß, wenn sie 
auf Beantragung und Gewährung dieser Leistung infolge Minder-
jährigkeit keinen Einfluß hatten? 

Zu Unrecht gewährte Leistungen der Kriegsopfer-
versorgung sind grundsätzlich vom Empfänger zu-
rückzuerstatten. Das gilt auch für Waisen, die Ren-
ten auf Grund eines zu Unrecht gestellten Antrages 
ihres gesetzlichen Vertreters erlangt haben, gleich-
gültig, ob sie auf die Handlungsweise ihres gesetz-
lichen Vertreters Einfluß nehmen konnten oder 
nicht. Auf die Rückforderung kann jedoch verzichtet 
werden, wenn sie für die Waise eine besondere 
Härte bedeuten würde. Bei der Feststellung, ob im 
Einzelfall eine besondere Härte vorliegt, können 
Umstände, die nicht in der Person des Erstattungs-
pflichtigen liegen — etwa das Handeln eines gesetz-
lichen Vertreters — mitberücksichtigt werden. Hier-
auf ist in einer Verwaltungsvorschrift der Bundes-
regierung ausdrücklich hingewiesen. 
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Anlage 74 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
14. März 1968 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Dr. Müller (München) (Drucksache zu 
V/2636 Fragen 184 und 185) : 

Liegen der Bundesregierung Anzeichen dafür vor, daß die 
Entfernung von Bundeswehrsoldaten von der Truppe durch eine 
illegale Organisation gefördert wird? 

In welchem Umfang und seit wann haben die Fälle der Deser-
tation aus der Bundeswehr zugenommen? 

Die Antwort lautet: Nein! 

Die Zahl der Fälle von Fahnenflucht hat nicht von 
einem bestimmten Zeitpunkt an zugenommen. Die 
Anzahl dieser Vorfälle hat sich vielmehr mit dem 
wachsenden Aufbau der Bundeswehr — mit der zu-
nehmenden Personalstärke — erhöht. 

Anlage 75 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
14. März 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Jung (Drucksache zu V/2636 Frage 186) : 

Ist die Bundesregierung bereit, Gespräche mit den Industrie-
und Handelskammern, bzw. Handwerkskammern mit dem Ziel 
zu führen, eine Anerkennung in der Bundeswehr abgelegter 
Prüfungen und erworbener Lizenzen durch diese Organisationen 
zu erreichen? 

Die in der Bundeswehr abgelegten Prüfungen bzw. 
erworbenen Lizenzen werden weder von den Indu-
strie- und Handelskammern noch von den Hand-
werkskammern anerkannt. Es ist auch nicht erfolg-
versprechend, zu versuchen, in Gesprächen eine 
solche Anerkennung zu erreichen, denn die truppen-
fachliche Ausbildung ist vorwiegend auf die militä-
rischen Forderungen bzw. auf die bundeswehreigen-
tümlichen Geräte abgestellt und entspricht daher . 

nicht im vollen Umfange den zivilen Prüfungsanfor-
derungen. Soldaten, die ihre bei der Bundeswehr er-
worbenen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten 
für den späteren Zivilberuf verwerten wollen, müs-
sen daher — nach entsprechender Ergänzung — eine 
zivile Fachprüfung ablegen. Hierauf können sie sich 
aber schon in ihrer Freizeit durch die Arbeitsge-
meinschaften des Berufsförderungsdienstes der Bun-
deswehr vorbereiten. 

Bereits 1958 hat das BMVtdg mit dem Deutschen 
Industrie- und Handelstag und dem Deutschen Hand-
werkskammertag Grundsatzvereinbarungen über 
die Zulassung von ehemaligen Soldaten der Bundes-
wehr sowie Unteroffizieren und Mannschaften auf 
Zeit zu Facharbeiter- bzw. Gesellenprüfungen ge-
troffen. Darüber hinaus sind weitere acht Verein-
barungen mit diesen Spitzenorganisationen abge-
schlossen worden. Durch jede dieser Vereinbarun-
gen wird die fachliche Ausbildung und Verwendung 
im Truppendienst ausdrücklich anerkannt. 

Außerdem wurden mit anderen Ministerien, Tech-
nischen Hochschulen und Spitzenorganisationen der 
gewerblichen Wirtschaft dreizehn weitere Verein

-

barungen über die Anerkennung bestimmter fach-
licher Ausbildungen und Verwendungen in der Bun-
deswehr getroffen. Weitere Vereinbarungen werden 
vorbereitet. 

Auf Grund der getroffenen Vereinbarungen konn-
ten in der Zeit von 1960 bis 1967 5511 Facharbei-
ter-, Gesellen- und Gehilfenbriefe, davon 1967 allein 
1396 und 874 Meisterbriefe, davon 1967 allein 240 
an Soldaten auf Zeit während der Wehrdienstzeit 
ausgehändigt werden. 

Anlage 76 

Schriftliche Antwort . 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Cramer 
(Drucksache zu V/2636 Frage 187) : 

Wie hoch würde der finanzielle Aufwand für die Deutsche 
Bundesbahn sein, wenn auf den Bahnbusstrecken die auf der 
Schiene bereits gewährten Ermäßigungen für Familienfahrten von 
Kinderreichen gewährt werden? 

Wenn die im Schienenverkehr geltende Ermäßi-
gung für Jugendliche aus kinderreichen Familien 
auf den Bahnbusverkehr erstreckt würde, so belie-
fen sich nach Schätzung der Deutschen Bundesbahn 
die Fahrgeldausfälle aus 5 bis 6 Mio DM im Jahr. 
Weitere Ausfälle entstünden bei der Bundespost, 
deren Tarife im Postreisedienst seit Jahren dem 
Bahnbustarif angeglichen sind. 

Anlage 77 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Rie-
gel (Göppingen) (Drucksache zu V/2636 Fragen 188, 
189 und 190) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bundesbahnverwal-
tung die Errichtung eines Dieselkraftstofftanklagers inmitten 
eines Wohngebietes der Gemeinde Süßen (Württemberg) plant? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bedenken, die von der 
Gemeindeverwaltung, dem Gemeinderat und der Bevölkerung 
gegen den in Frage 188 erwähnten Plan erhoben werden, zu 
prüfen? 

Billigt die Bundesregierung die Errichtung von Kraftstoff-
tanklagern in unmittelbarer Nähe von Wohngebieten? 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn auf Anfrage 
mitteilt, beabsichtigt sie in der Gemeinde Süßen in 
Württemberg auf eigenem Gelände ein Tanklager 
für 1000 cbm Dieselkraftstoff zu errichten. Für die 
Auswahl des Standortes dieser verhältnismäßig 
kleinen Anlage war neben betrieblichen Gesichts-
punkten vor allen Dingen der Schutz des Grundwas-
sers entscheidend. Die übrigen Bahnhöfe der Strecke 
Stuttgart—Ulm, die für die Errichtung eines Tank-
lagers in Frage gekommen wären, liegen in Was-
sereinzugsgebieten, die wegen des Jurauntergrun-
des besonders gefährdet sind. Das Tanklager wird 
vollständig unterirdisch angelegt werden. In gerin- 
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ger Entfernung befindet sich eine Wohnsiedlung 
aus 16 Häusern. 	  

Der Errichtung des Tanklagers geht nach § 36 
Bundesbahngesetz ein Planfeststellungsverfahren 
bei der höheren Verwaltungsbehörde des Landes 
voraus, in dem allen Beteiligten Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben wird. Das Verfahren ist 
z. Z. beim Regierungspräsidenten von Nord-Würt-
temberg eingeleitet. Wenn sich aus der Stellung-
nahme dieser Behörde ergibt, daß die bestehenden 
Meinungsverschiedenheiten nicht ausgeräumt wer-
den können, werden die Pläne nach dem Bundes-
bahngesetz dem Bundesminister für Verkehr zur 
Entscheidung vorgelegt werden. Bei dieser Gele-
genheit werden dann die noch bestehenden Ein-
wände geprüft und es wird eine abschließende Ent-
scheidung herbeigeführt werden. 

Ich bitte um Verständnis, daß der Bundesminister 
für Verkehr der Entscheidung in dem gesetzlich 
geregelten Verfahren nicht vorgreifen kann. 

Anlage 78 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 14. März 1968 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Seibert 
(Drucksache zu V/2636 Fragen 191, 192 und 193): 

Wieviel Arbeitstage sind in den letzten Jahren annäherungs-
weise ausgefallen durch Verletzungen und Todesfälle im Ver-
kehr? 

Wieviel Arbeitstage sind in den letzten Jahren vergleichs-
weise auf Grund von Arbeitsniederlegungen, Betriebsunfällen, 
Arbeitslosigkeit und Krankheit der Erwerbstätigen ausgefallen? 

Um welche finanzielle Größenordnung wurde dadurch das mög-
liche Volkseinkommen etwa vermindert? 

Wieviel Arbeitstage durch Verletzungen und 
Todesfälle im Verkehr ausgefallen sind, ist nicht 
bekannt, da es keine spezielle Statistik hierfür gibt. 

Aufgrund von Arbeitsniederlegungen, Betriebs-
unfällen, Arbeitslosigkeit und Krankheit der Er-
werbstätigen fielen im Jahre 1965 rund 465 Millio-
nen Arbeitstage aus. Es wurden etwa 2 Millionen 
Menschen davon betroffen. 

Neueres Zahlenmaterial darüber, um welche 
finanzielle Größenordnung das mögliche Volks

-

einkommen durch diese Ausfälle etwa vermindert 
wurde, liegt nicht vor. 

In dem Hygienischen Institut der Freien und 
Hansestadt Hamburg wurden für das Jahr 1964 die 
Unfallfolgekosten im Straßenverkehr unter Berück-
sichtigung von stationärer und ambulanter Behand-
lung in Krankenhäusern sowie völliger oder be-
schränkter Erwerbsfähigkeit auf 16,25 Milliarden 
DM errechnet. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung schätzt diese Verminderung des Volksaufkom-
mens durch Ausfälle im Arbeits- und Betriebsleben 
für das Jahr 1965 nach unvollständigen Unterlagen 
auf rd. 25-27 Milliarden DM. 

Anlage 79 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 14. März 
1968 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Fritsch (Deggendorf) (Drucksache zu V/2636 Frage 
194) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung zum Welttag der Invaliden 
eine entsprechend gestaltete Sonderbriefmarke herauszugeben? 

Ein Antrag, zum Welttag der Invaliden eine Son-
derbriefmarke auszugeben, ist mir bisher nicht zu-
gegangen. Daher konnte eine solche Marke auch 
nicht in die Planungen für die Herausgabe von  Son-
derpostwertzeichen einbezogen werden, die ich ohne-
hin aus betrieblichen Gründen au f ein Mindestmaß 
beschränken muß. 

Anlage 80 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Heck vom 14. März 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Bäuerle (Drucksache zu V/2636 Fragen 195 und 196) : 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen auf Antrag des 
Familienministeriums das Heft Nr. 7 der Hamburger Illustrierten 
„stern" durch eine vorläufige Anordnung der Bundesprüfstelle 
für jugendgefährdende Schriften auf den Index gesetzt wurde? 

Steht die in Frage 195 erwähnte Maßnahme im Zusammenhang 
mit den Veröffentlichungen des „stern" über die Tätigkeit von 
Bundespräsident Lübke während der NS-Zeit? 

Es ist richtig, daß mein Ministerium bei der Bun-
desprüfstelle für jugendgefährdende Schriften bean-
tragt hat, die Ausgabe Nr. 7 des „stern" vom 18. 2. 
1968 in die Liste der jugendgefährdenden Schriften 
aufzunehmen. Diesem Antrag hat die Bundesprüf-
stelle durch eine vorläufige Entscheidung vom 21. 2. 
1968 entsprochen. 

Der Antrag des Verlages, die Vollziehung der vor-
läufigen Anordnung auszusetzen, wurde vom Ver-
waltungsgericht Köln durch Beschluß vom 29. 2. 1968 
abgelehnt, wobei das Gericht den jugendgefährden-
den Charakter eines Teils der beanstandeten Aus-
gabe des „stern" ausdrücklich bestätigte. Die Voll-
besetzung der Bundesprüfstelle hat am 8. 3. 1968 
entschieden, daß wegen geringer Bedeutung des 
Falles von einer Aufnahme des „stern" in die Liste 
abzusehen sei. 

Diese Maßnahme steht nicht im Zusammenhang 
mit den Veröffentlichungen des „stern" über den 
Herrn Bundespräsidenten. Ich weise eine etwaige 
Unterstellung eines solchen Zusammenhangs strikt 
zurück. 

Dem für die Stellung des Antrags zuständigen 
Beamten meines Hauses waren die Veröffentlichun-
gen des „stern" über den Herrn Bundespräsidenten 
zur Zeit der Antragstellung nicht bekannt. Ich habe 
auf die Stellung des Antrags keinen Einfluß genom-
men, zumal mir der Vorgang erst nach Antragstel-
lung zur Kenntnis kam. Wie sich aus den Entschei-
dungen der Bundesprüfstelle und des Verwaltungs-
gerichts Köln ergibt, ist die  Antragstellung durch 
mein Haus nicht zu beanstanden. 
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Anlage 81 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Stoltenberg vom 14. März 
1968 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Flämig (Drucksache zu V/2636 Frage 197) : 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, damit die 
mit erheblichen Bundesmitteln geförderte Entwicklung der Gas-
turbinen Berücksichtigung findet bei den gegenwärtigen Bemü-
hungen um eine eigene Versorgung Europas mit angereichertem 
Uran? 

Im Rahmen von Euratom wird eine besondere 
Arbeitsgruppe in den nächsten Wochen damit be-
ginnen, Überlegungen zur langfristigen Versorgung 
Westeuropas mit angereichertem Uran anzustellen. 
Dabei kann man davon ausgehen, daß die Entschei-
dung über den Bau einer größeren europäischen 
Anreicherungsanlage oder zusätzliche Lieferver-
träge bis etwa 1972 getroffen werden muß, weil die 
in der westlichen Welt vorhandenen Anreiche-
rungsanlagen zwischen 1976 und 1980 voll ausge-
lastet sein werden. Zusätzliche Kapazitäten müssen 
rechtzeitig geschaffen werden. 

Es sollen keine Entscheidungen über den even-
tuellen Bau einer größeren Anlage in Europa ge-
troffen werden, bevor Klarheit über die wirtschaft-
lich-technischen Möglichkeiten des Gaszentrifugen-
verfahrens besteht, an dem außer in der Bundes-
republik mit Nachdruck auch in den Niederlanden 
gearbeitet wird. 

Es wird angestrebt, unter Einschaltung der Indu-
strie die Arbeiten so voranzutreiben, daß etwa in 
den Jahren 1970/71 ein endgültiges Urteil über die 
Zuverlässigkeit des Verfahrens und seine wirt-
schaftlichen Aussichten abgegeben werden kann. 

Anlage 82 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 14. März 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Schmidhuber (Drucksache zu V/2636 Frage 198) : 

Ist die Zentralstelle für Abfallbeseitigung beim Bundesgesund-
heitsamt (ZfA), die im Oktober 1965 ihre Tätigkeit aufgenommen 
hat, schon zu konkreten Arbeitsergebnissen gekommen? 

Ja. Die Zentralstelle für Abfallbeseitigung des 
Bundesgesundheitsamtes hat seit Aufnahme ihrer 
Tätigkeit bisher wertvolle Arbeit geleistet. Sie hat 
unter anderem 3 umfangreiche Merkblätter fertig-
gestellt, eine umfassende Dokumentation zu Fragen 
der Abfallbeseitigung eingerichtet und wichtige 
Vorschläge zu schwierigen Fachfragen ausgearbeitet. 
Die Arbeiten an einer Reihe weiterer Merkblätter 
stehen vor dem Abschluß. 

Anlage 83 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 14. März 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Schmidhuber (Drucksache zu V/2636 Frage 199) : 

In welcher Form werden die in Frage 198 erwähnten Arbeits-
ergebnisse veröffentlicht? 

Mit den Ländern ist abgesprochen worden, daß 
ihnen die Veröffentlichung der Merkblätter über-
lassen bleibt, um ihnen damit Gelegenheit zu geben, 
entsprechend den besonderen Bedürfnissen der 
einzelnen Länder notwendige Ergänzungen oder 
Änderungen vorzunehmen. Hinsichtlich der sonstigen 
Arbeitsergebnisse der Zentralstelle wird von Fall zu 
Fall entschieden, ob und in welcher Form sie ver-
öffentlicht werden. 

Mir ist bekannt, daß von verschiedenen Seiten, 
insbesondere von den Mitgliedern der „Arbeits-
gemeinschaft für Abfallbeseitigung" eine schnellere 
und eingehendere Information der Öffentlichkeit 
über die Arbeitsergebnisse der Zentralstelle für 
Abfallbeseitigung des Bundesgesundheitsamtes ge-
wünscht wird. Ich beabsichtige deshalb diese Frage 
in einer Arbeitstagung am 23. und 24. April 1968 
mit den Ländern zu erörtern. 

Anlage 84 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 14. März 
1968 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Röhner (Drucksache zu V/2636 Frage 200) : 

Ist von der Bundesregierung sichergestellt, daß die unter 
Federführung des Bundesgesundheitsministeriums vorbereitete 
neue Milch-Hygiene-Verordnung bei der begrüßenswerten Be-
strebung zur weiteren Verbesserung der Milchqualität keine 
Wettbewerbsnachteile in der EWG zu Ungunsten der deutschen 
Milcherzeuger führt? 

Die Arbeiten der Kommission der EWG an einer 
Richtlinie zur Regelung tiergesundheitlicher und 
hygienischer Anforderungen beim innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr mit Milch als Rohstoff 
für Milchsorten und Milcherzeugnisse sind seit 
kurzem aufgenommen worden. 

Die Bundesregierung ist bemüht, im Rahmen die-
ser Verhandlungen zu erreichen, daß die Vorstel-
lungen, die der in Vorbereitung befindlichen deut-
schen Milchhygiene-Verordnung zugrunde liegen, 
auch in der EWG-Richtlinie Berücksichtigung finden. 
Hierin 'sieht die Bundesregierung die bestmögliche 
Sicherung gegenüber Wettbewerbsnachteilen für die 
deutschen Milcherzeuger. 

Anlage 85 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 14. März 
1968 auf die ,Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Röhner (Drucksache zu V/2636 Frage 201): 

Wird ausreichende Sicherheit dafür geschaffen, daß die mit der 
in Frage 200 erwähnten Verordnung geplanten Anforderungen an 
die Milchqualität im Interesse der einheimischen Bevölkerung 
auch für die von den EWG-Partnern eingeführten Milchprodukte 
gelten? 

Milchprodukte, die eingeführt werden sollen, 
müssen nach § 21 des Lebensmittelgesetzes ohne 
Einschränkung den deutschen lebensmittelrechtlichen 
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Vorschriften genügen. Damit ist grundsätzlich 
sichergestellt, daß die geplanten Anforderungen der 
in Vorbereitung befindlichen Milchhygiene-Verord-
nung auch für die zur Einfuhr gelangenden Milch-
produkte gelten werden. 

Anlage 86 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 14. März 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Röhner (Drucksache zu V/ 2636) Frage 202) : 

Ist beabsichtigt sicherzustellen, daß durch die zusätzlichen 
Kosten für die geplanten Qualitätsuntersuchungen keine Erlös-
einbußen für die Milcherzeuger eintreten? 

Im Rahmen der in Vorbereitung befindlichen 
Milchhygiene-Verordnung ist daran gedacht, die 
hygienische Beschaffenheit und damit auch die Qua-
lität der Anlieferungsmilch anzuheben sowie regel-
mäßig zu kontrollieren. Die bisherigen Untersu-
chungsverfahren im Rahmen der Qualitäts- und 
Gütebezahlung sind verbesserungsbedürftig. Es wird 
noch geprüft, welche Untersuchungsverfahren zur 
Anwendung gelangen sollen und in welchen Ab-
ständen diese Untersuchungen durchzuführen sein 
werden. Daher lassen sich Angaben über die Kosten 
heute noch nicht machen. Es wird zu gegebener Zeit 
mit den zuständigen obersten Landesbehörden, in 
deren Zuständigkeit die Erhebung und Verwendung 
der Umlagen nach den Vorschriften des Milch- und 
Fettgesetzes fällt, zu prüfen sein, ob und in welchem 
Umfang die Kosten für die Untersuchungen aus dem 
Umlagenaufkommen bestritten werden können. 
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